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I. Abhandlungen. 



Die Konservierung der Pfarr-Wittwen und -Töchter 
bei den Pfarren und die durch Heirat bedingte Be- 
rufung zum Predigtamte in Neuvorpommern und 

Eugen. 1 

Von 
Pastor em. D. Th. Woltersdorf 

in Weimar. 

IL 

Ton der Mitte des 17. bis in das 19. Jahrhundert. 

1. Gesetzliche Regelung und wiederholte Bestäti- 
gung der Wittwen- und Töchter-Konservierung. 

Nachdem im J. 1637 durch den Tod des Herzogs Bogis- 
lav XIV. der pommersche Fürstenstamm erloschen war, wurden 
im Westfälischen Frieden ganz Vorpommern und die Insel Rügen, 
sowie einige Teile von Hinterpommern, als ein Reichslehen an die 
Krone Schweden abgetreten. Die Königin Christina bestellte als- 
bald (1650) zur Einrichtung der Landesregierung eine Kommission, 
und diese pflog mit den pommerschen Landständen einen lebhaften 
Austausch über die festzusetzende Regiments- Verfassung 2 . 

Die Stände drangen entschieden auf Erhaltung der bestehen- 

1 S. den ersten Teil in dieser Zeitschr. XI, 2, S. 177—246 
* Zum folgenden vgl. T. H. Gadebusch, Schwedischpommersche 
Staatskunde, L, Greifswald 1786, Einleitung § 5—9. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 1. 1 
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2 Abhandlungen. 

den Gewohnheiten und Observanzen. Die Kommission unter- 
schied inbetreff derselben zwischen den notorischen und den nicht 
erwiesenen. Sie sagte in ihrem „Projekt des porumerschen Etats" 
vom 10. Juni 1651 * : „Die Consuetudines und Observanzen wer- 
den viel und oft von den Herren Landständen allegiret, aber 
selten erwiesen, müssen also dieselbe specifice aufgesetzet und 
vereficiret werden, im Fall man ihnen vim legis und die Quali- 
täten, so Consuetudines de Jure haben sollen, attribuiren will; 
was aber von observantiis in notorietate bestehet, das hat schon 
seine geweisete Wege und lassens Ihro Königl. Majestät auch 
pro Norma passiren." Ob die Kommission zu diesen notorischen 
Observanzen auch die Konservierung der Pfarr-Wittwen und 
-Töchter zählte, ist aus den Verhandlungen, soweit sie mir be- 
kannt geworden, nicht ersichtlich. In keinem der ausgewechsel- 
ten Entwürfe ist dieser Observanz ausdrücklich gedacht, auch 
nicht in den ausführlichen „Erinnerungen", mit welchen die 
Stände im Juli 1651 das eben erwähnte Projekt beantworteten 2 . 
Die verlangte spezielle Aufzählung der einzelnen Observanzen 
lehnten die Stände darin ab. Alle Consuetudines für der Hand 
zusammenzutragen, so sagten sie, werde schwerlich zu prakticiren 
sein, weil selbige tacito populi consensu introduciret und in 
Schriften nicht verfasset seien, auch eine und andere leicht vor- 
beigegangen werden könnte, so man hernach, ob sie schon er- 
weislich wäre, zu admittiren difficultiren möchte. 

Da die Verhandlungen zwischen der Kommission und den 
Ständen, anstatt zur Uebereinstimmung zu führen, viel mehr ins 
Stocken gerieten, wandten sich beide Teile an den Hof. Infolge 
dessen erteilte die Königin unterm 18. April 1652 den Kommis- 
saren eine umfangreiche „ anderweitige Instruction 44 , auf Grund 
deren sie mit den Landständen die „ quiescirte Handlung wieder 

1 Ich eitierc nach der in der pominerschen Handschriften-Sammlung 
der Greifswalder Univ.-Bibliothek vorhandenen Abschrift, Ms. Pom. fol. 51, 
Nr. 3, ßl. 145 b. Vgl. Gadeb tisch a. a. 0. § 6, III. 

* Gadebusch § 6, IV. Die angeführte Stelle: Greifsw. Un.-ßibl, 
Ms. Pom. fol. 51, Nr. 4, Bl. 195. 
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Woltersdorf, Die Konservierung der Pfarr-Wittwen und -Töchter etc. 3 

antreten und darin bis zum erwünschten Ende continuiren" soll- 
ten 1 . In dieser Instruction erhielten die Kommissare auch eine 
Anweisung inbetreff der Wittwen- und Töchter-Konservierung. 
„Dass aber", so lauten die Worte, „ex decreto ordinantiae ee- 
elesiasticae ein Praepositus verbunden sein sollte, des defuncti 
Praepositi viduam praecise zu nehmen, solches halten lhro Königl. 
Majestät irraisonnable und können in solche Ordinantz nicht ver- 
willigen ; denn zum öftern tüchtige und gelehrte und der Kirchen 
wohl anständliche Männer dadurch würden abgeschrecket werden, 
zur Praepositur sich nicht bestellen zu lassen, wenn sie con- 
stringiret sein sollten, des abgelebten Praepositi Wittwe praecise 
zu heirathen. Derowegen die Kommission darauf mit allem Fleiss 
arbeiten und treiben soll, dass solches hinführo bei Vocirung 
derer ad Praepositurain nicht attendiret, oder continuiret werde, 
damit das Kirchen- Wesen in Mangel qualificirter Leute keinen 
Schaden leiden möge 2 .* 

Wie in dieser Instruction der Widerspruch gegen die Wittwen- 
und Töchter-Konservierung sich auf deren Anwendung bei den 
Präposituren beschränkt, so beweist ein Erlass der Königin an 
die Regierung in Stralsund vom 7. Mai 1653 8 , dass über die 
Beibehaltung und Handhabung der Wittwen- und Töchter-Kon- 
servierung bei den gewöhnlichen Landpfarrstellen 
mit Vorwissen und Billigung der Königin zwischen der Kommis- 
sion und den Ständen eine Verabredung getroffen war. Als 
nämlich die Königin von Patronen und Kirchspiels- Verwandten 
in Sachen der Horster Pfarrbesetzung angerufen wurde, schrieb 
sie der Regierung: „Wir erinnern uns auch aus dem, zwischen 
unsern Commissarien und den Vor-Pommerschen Land-Ständen 
über die Regierungs-Form beym 2 ten Haupt-Punct, von der Reli- 
gion und Gottesdienst insgemein, verabredeten, ganz wohl wie die 
hinführo [zu] vocirende Priester beschaffen seyn, und auf was 

1 Gadebusch, § 8, V. 

- A. v. B a 1 1 h a s a r , Jus Eccl. Past. I, S. 517, Anm. 506. 
3 A. v. Balthasar, De Matriculis, Gryphisw. 1748, App. No. XXXV, 
S. 75 f. 

1* 
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4 Abhandlungen. 

Art und Weise auch der verstorbenen Priester 
Wittwen und Töchter aufm Lande bey der Pfarre 
sollen beybehalten werden. 44 Und auch den Inhalt 
jener Verabredung können wir mit ziemlicher Sicherheit aus den 
weiteren Worten erheben, mit denen die Königin für den vor- 
liegenden Fall Entscheidung traf. „Sollte es sich nun 44 , so schrieb 
sie, „in der Wahrheit befinden, dass die Patroni und Kirchspiels- 
Verwandte, nebst den Zuhörern zur Horst, benandten Werft- 
pfulen zum Prediger zu haben Bedenken tragen, und sich eine 
andere gnugsam qualificirte und der Kirchen nützliche Person 
finden thäte, welcher, Einhalt der zwischen unsern Commissarien 
und den Ständen bey obigem Haupt-Punct gethaner Verabredung, 
dazu tüchtig wäre, auch gutwillig des verstorbenen Pastoris 
Matthiae Stavens Tochter zu ehelichen gemeynet wäre : so könte 
derselbe bei solcher Beschaffenheit, und wenn der Superintendens 
ihn zum Predigt- Amt, nach denen veranlasseten requisitis, capable 
würde befinden, er auch das matrimonium sponte mit der Tochter 
eingehen wolte, vor geregtem Westphulen, von den Kirchen-Pa- 
tronen vociret und bestellet werden. 44 Es ist wohl nicht zu zwei- 
feln, dass die Bedingungen, welche hier die Königin für die Kon- 
servierung der Staven'schen Tochter aufstellte, zwischen der Kom- 
mission und den Ständen für die Wittwen- und Töchter-Konser- 
vierung überhaupt verabredet waren. Es sind wesentlich dieselben, 
die, wie wir sogleich sehen werden, später im Haupt-Kommis- 
sions-Rezesse vom J. 1663 festgestellt wurden. 

Der Kommission war es nicht beschieden, in der Handlung 
mit den Landständen bis zum erwünschten Ende zu continuieren. 
Ehe ein solches erreicht war entsagte die Königin Christina dem 
Throne (Juni 1654), und die von ihr eingesetzte Kommission 
hörte auf, zu bestehen. 

Erst acht Jahre später sah sich die Landesregierung im 
Stande, das abgebrochene Werk der pommerschen Landeseinrich- 
tung durch eine neu eingesetzte Kommission wieder aufnehmen 
zu lassen. Dieser nun gelang es, dasselbe in Gemeinschaft mit 
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den Ständen abzuschliessen. Unterm 5. September 1663 publi- 
zierten die vom König Carl von Schweden „zu dem Pommerschen 
Einrichtungs- Werk verordneten Commissarii" die Regiments form 1 
und unterm 5. September 1663 den Haupt-Kommissions-Rezess 2 , 
welche dann mit den Ergänzungen vom 10. April 1669 und vom 
12. April 1681 8 , bis weit in das 19. Jahrhundert hinein als die 
Grundgesetze der Verfassung von Neuvorpommern und Rügen 
angesehen worden sind 4 . 

In ernster Fürsorge für die tüchtige Besetzung der Präpo- 
situren und Pfarrämter und für die so zu bewirkende Hebung 
des geistlichen Standes wurde im Haupt-Kommissions- 
Rezess bestimmt, dass zur Präpositur niemand befördert wer- 
den solle, der nicht schon etliche Jahre in Officio ecclesiastico 
vel scholastico gewesen, oder dessen Geschicklichkeit sonst män- 
niglichen bekannt, also dass er auf Universitäten etliche Jahre 
studiret, gute specimina eruditionis ediret und ein untadelhaftes 
Leben geführet ; ad ministerium aber solle keiner vociret werden, 
der nicht vom Superintendente vorher examiniret, von demselben 
ein testimonium seiner Geschicklichkeit erhalten und fürgezeiget, 
dazu zum wenigsten in Greifswald oder auf einer andern luthe- 
rischen Universität ein oder zwei Jahre studiret auch von der 
theologischen Facultät daselbst seiner Geschicklichkeit und ge- 
führten Lebens halber ein gutes Testimonium bei dem Superin- 
tendenten aufweisen könne. Den Superintendenten wurde insbe- 
sondere noch zur Pflicht gemacht, keine andere, als wohl quali- 
ficirte, zuzulassen und zu recommendiren 6 . Nach diesen Be- 
stimmungen heisst es dann weiter wie folgt 6 : 

1 D ähner t, Landes-Ürkunden, I, S. 359—373. 

1 A. dems. 0. S. 373-394. 

3 A. dems. 0. S. 394 ; 402—412. 

4 Das Provinzial-Recht des Herzogthums Neu - Vorpommern 
und des Fürstenthums Rügen, Greifswald 1837, II, S. 18. 

6 Diese Bestimmungen wesentlich, zum Teil wörtlich, ebenso schon in 
den oben S. 2 erwähnten „ Erinnerungen* der Landstände vom Juli 1651. 

6 Dähnert, Landes-Ürkunden, I, S. 376 f. Ob das Original noch 
vorhanden ist, habe ich nicht erfahren können. 
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„Wie nun durch solche Mittel gelehrte und geschickte Prae- 
positi und Pastores zu bekommen, so ist hergegen eine von langer 
Zeit auf dem Lande eingerissene hehinderliche Sache, dass die 
vocandi Praepositi und Pastores die hinterlassene Wittwen und 
Töchter de necessitate zu heirathen adstringiret, und ihnen also 
die Matrimonia, ihrer Art und Eigenschaft nach, nicht libera ge- 
lassen werden wollen, indem solcher Gestalt keine von Erudition 
und genügsamer Qualität sich aufbringen lassen wollen; Dahero 
man auf Abschaffung solches bedacht gewesen, und weil hiebei 
in specie der gemeinen Priester-Heirathen, wann ohne Unterschied 
dero Wittwen und Töchter bei den Pfarren gelassen werden soll- 
ten, viele Unordnung, und den Kirchen und Gemeinen Unheil er- 
wachsen, mit den Ständen, wie solchem vorzukommen, consul- 
tiret worden ; und dabei zwar an einer Seite vor- 
kommen, dass dieselbe gar und überall nicht 
Verstössen werden, sondern die Patroni darauf 
bedacht sein sollen, dass, wenn ihres Alters, übeler 
Sitten oder Gerüchte, Ungleichheit der Personen, Krankheit, be- 
sorglicher Uneinigkeit in der Ehe, und anderer erheblichen Ur- 
sachen halber, kein Bedenken, sie bei den Pfarren 
erhalten werden, wann nur eine taugliche, ge- 
nugsam qualificirte und der Kirchen nützliche Person (dessen 
der Superintendens Erkundigung anstellen, und den Patronum 
informiren wird), welche die Heirat h zugleich ein- 
gehen wollte, zu befinden. Wann aber eine der- 
gleichen Person, so «gutwillig sich dazu disponiren lassen 
wollte, nicht aufb ringlich, die Kirche dennoch 
nicht unversorgt hinzulassen, sondern frei sein 
solle, eine tüchtige Person, obgleich dieselbe 
die H e i r a t h nicht beliebet, zu vociren, und als- 
dann die Patroni zu der Necessität, die Wittwen 
und Jungfrauen bei der Pfarre zu lassen, nicht 
gehalten sein sollen, imgl eichen denn auch die Wittwen 
oder andere Personen etwa, den sie heyrathen und zur Pfarre 
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schaffen wollten, zu nehmen nicht verbunden sein 1 , dagegen 
aber den Wittwen ein christbilliger Unterhalt 
verschaffet werden soll. Als aber auf der an- 
dern Seiten solches 2 wegen der jetzigen Ungelegenheit und 
desolirten Zustandes vieler Kirchen vor der Hand nicht 
genugsam determiniret werden kann, ehe mittelst 
der Visitationen allenthalben der Kirchen Zustand und Vermögen 
erkundiget, und dieselbe (wie oben gedacht) förderlichst vorge- 
nommen, auch des Superintendenten, Consistorialen und anderer 
Theologorum reifes Sentiment vorher eingeholet worden ; So ist 
man gewillet, nach eingebrachten Relationen und Bedenken 
der Visitatoren, mit den Landständen hierüber fer- 
ner zu reden, und mit ihrem Belieben deswegen eine 
beständige Verordnung ergehen zu lassen. 

,,Was aber die Praepositos in specie concerniret, 
weil dieselbe vor allen Dingen qualificiret sein müssen, ihre 
Pfarren auch ordinair von besserem Einkommen, aus welchen 

1 Diese Stelle „inigleichen . . . verbunden sein* lautet bei D ähner t: 
, ungleichen denn auch die Wittwen oder andere Personen, etwa den zu 
heirathen, und den sie zur Pfarre schaffen wollten, zu nehmen, nicht ver- 
bunden sein". Das ist allem Anschein nach ein verderbter Text. Ich habe 
ihn ersetzt durch die Fassung in der „ Auserlesenen Sammlung verschiedener 
Urkunden u. Nachrichten, welche zur Kenntniss der Landes- Verfassung und 
Rechte des Herzogthums Vor- und Hinterpommern wie auch des Herzog- 
thums Rügen dienen können. Aus beglaubigten Abschriften ans Licht ge- 
stellet. . . . Erste Ausfertigung. Greifswald 1747". Der Sinn ist wohl der, 
dass in dem bezeichneten Falle ein von der Wittwe oder Tochter in der 
Hoffnung auf ihre Conservation gegebenes Eheversprechen nicht verbindlich 
sein solle. — In einer auf dem Koni gl. Staatsarchive zu Stettin befindlichen, 
au 8 der Bibliothek des ehemaligen Appellationsgerichts zu Greifswald stam- 
menden Abschrift lautet die Stelle: „imgleichen wenn auch die Witwen 
oder andere Personen etwa den sie heyrahtete zur Pfarre schaffen wollen, 
zu nehmen nicht verbunden seyn ". Danach wäre wohl der Sinn : Die Pa- 
trone sollen nicht verbunden sein, den ihnen von der Wittwe oder in deren 
Interesse von Anderen präsentierten (nicht genugsam qualificierten) Kandi- 
daten, den die Wittwe heiraten würde, anzunehmen. — Zwei auf der Greifs- 
walder Univ.-Bibl. vorhandene Abschriften geben die Stelle noch etwas anders. 

* In den eben erwähnten Abschriften : solcher. 
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8 Abhandlungen. 

den hinterlassenen Wittwen, wann sie nicht verheirathet werden 
können, der Unterhalt gereichet werden muss; So ist dahin 
geschlossen und beliebet, dass von nun an und hinführo 
ihre Matrimonia allerdings frei und nicht zu solchen 
hinterlassenen Wittwen und Töchtern de necessitate gebunden 
sein sollen. Jedoch ist hiebei beliebet, dass, wann die 
Wittwen nicht beibehalten werden, ihnen aus 
des Praepositi Einkommen und der Kirchen 
Vermögen ein gewisses vermachet werden soll, 
und wegen der an die Pfarrhöfe von den Ihrigen ange- 
wandten ziemlichen und nothwendigen Bauten und Melio- 
rationen, so vorhero zu verificiren, insonderheit im Fürsten- 
tum Rügen 1 , eine billigmässige Erstattung von 
dem Successore, dessen Erben es künftig auch zu geniessen 
haben, wiederfahren soll. Hiebei aber verbleiben die- 
jenigen in den Städten und auf dem Lande, da obgedachte 
Necessität nicht eingedrungen, bei ihrer Freiheit und Gewohnheit 
allerdings." 

Diese Stelle des Haupt-Kommissions-Rezesses, deren wesent- 
liche Anordnungen ich durch gesperrten Druck hervorgehoben 
habe, bestätigt zunächst das Ergebnis unserer früheren Abhand- 
lung, dass die Wittwen- und Töchter-Konservierung in einem 
grossen Teile des an Schweden gefallenen Gebietes namentlich 
inbetreff der Landpfarrstellen bereits seit langer Zeit als zwing- 
endes Recht gehandhabt wurde, dessen Nichtanwendung im ein- 
zelnen Falle durch besondere, sie verhindernde Umstände bedingt 

1 Die K.O. von 1563 hatte nämlich bestimmt: „Up Rügen möthen die 
Parhern de wedemen sulvest buwen 44 (Richter, K. 0. 0., II, S. 252 b;) und 
diese Pflicht der Pfarrer zum Bau der Pfarrgebäude war in der General- 
Kirchen-Visitations-Instruction von 1655, Nr. XVII, aufs neue anerkannt 
(Dähnert, Landes- Urkunden, II, S. 625). Es entsprach das dem dort herge- 
brachten Rechte, denn „ es scheinen in älteren Zeiten die Pfarrgebäude [auf 
Rügen] überhaupt als Eigentum der Prediger angesehen zu sein, so dass 
auch ihren Erben von dem Amtsnachfolger der Wert derselben erstattet 
werden musste." (Im oben S. 5 Anm. 4 a. Provinzial-Recht, IV, S. 208.) 
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war (siehe diese Ztschr. XI, 2, S. 245 f.). Aber wir sehen auch, 
dass diese Praxis nachgerade so bedenkliche Folgen für die Be- 
setzung der geistlichen Aemter gezeitigt hatte, dass die Urheber 
des Rezesses darin ein Hindernis für die angestrebte Hebung des 
geistlichen Standes erblicken mussten. Sie erkannten, dass sie 
diese nicht erreichen könnten, ohne den Hebel auch bei jenem 
Hindernis anzusetzen. So ergab sich zunächst der Gedanke, die 
so verderbliche „Necessität" der Wittwen- und Töchter - Heirat 
einfach abzuschaffen. Aber das verbot sich durch die notge- 
drungene Rücksicht auf die Versorgung der Wittwen und Waisen. 
Es galt also, zwischen den Interessen der Aemter und denen der 
Relikten eine Vermittelung zu finden. Als solche sind die Be- 
stimmungen des Rezesses offenbar aufzufassen. Dessen Verfasser 
verzichteten um der Wittwen und Waisen willen auf die völlige 
Abschaffung jener von langer Zeit her eingerissenen Heirats- 
Necessität, und begnügten sich damit, dieselbe in bestimmte, engere 
Grenzen einzuschränken. Sie unterschieden zu dem Ende zwischen 
den Pfarrstellen, die bisher schon dem zwingenden Gebrauche 
der Wittwen- und Töchter-Konservierung unterworfen gewesen, 
und denen, die es nicht gewesen. Diesen letzteren sicherte der 
Rezess ihre bisherige Freiheit, und schob so der noch weiteren 
Ausbreitung jenes Gebrauches einen Riegel vor. Weiter wurde 
bei den erstgenannten Stellen ein Unterschied zwischen den Prä- 
posituren und den gewöhnlichen Pfarren gemacht: für jene räumte 
der Rezess den Zwang der eingewurzelten Gewohnheit entschie- 
den aus dem Wege, indem er zugleich eine andere Versorgung 
der betreffenden Wittwen anordnete. Für die Versorgung der 
Hinterbliebenen in den andern Stellen dagegen hielt er in erster 
Linie die Konservierung der Wittwen und Töchter fest, mit Be- 
zeichnung der Umstände, unter denen dieselbe im Einzelfalle zu 
unterlassen sei. Besondere Vorsorge traf der Rezess für die- 
jenigen Fälle, in denen sich kein genügend qualifizierter Kandi- 
dat gutwillig zur Heirat bestimmen liesse. Mochte früher in sol- 
chen Fällen die Besetzung der Pfarrstelle manchmal ungebühr- 
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lieh verzögert sein, so wurde dies jetzt verboten, unter aus- 
drücklicher Freigebung der Besetzung auch ohne Heirat. Für 
die solcher Weise nichtkonservierten Wittwen gebot der Rezess 
zwar im allgemeinen die Verschaffung eines anderweiten Unter- 
haltes, behielt die Art und Weise der Ausführung aber späterer 
Vereinbarung und Verordnung vor. 

So bedeutet der Haupt-Kominissions-Rezess einerseits un- 
verkennbar einen Fortschritt zu dem kirchlich Angemessenen, 
sowohl durch die schon von der Königin Christina geforderte 
Befreiung der Präposituren von dem Zwange des herkömmlichen 
Gebrauches, als auch dadurch, dass er inbetreff der übrigen 
Pfarren prinzipiell die Stephani'sche Theorie von dem unlösbaren 
Zusammenhange zwischen officium und conjugium (vgl. XI, 2, 
S. 206) beseitigt und für gewisse Fälle die Amtsbesetzung auch 
ohne Heirat gesichert hat. 

Aber andererseits hat der Rezess der Wittwen- und Töchter- 
Konservierung bei denjenigen von diesen Pfarren, bei denen sie 
Gebrauch geworden war, eine neue und festere gesetzliche Grund- 
lage gegeben. Bis dahin hatte sie eine solche lediglich in dem 
landesherrlich konfirmierten Consiiium de anno gratiae von 1572 
gehabt. Darin aber war die Bemühung um die Konservierung 
der Wittwen und Töchter ausdrücklich als eine Sache nicht des 
Rechtes, sondern der barmherzigen Liebe bezeichnet und als 
ein Geschäft des Superintendenten und anderer Pastoren bezeugt, 
den Patronen aber die Zustimmung in jedem einzelnen Falle 
vorbehalten (s. XI, 2, S. 193). Durch den Haupt-Kommissions- 
Rezess dagegen wurden die Patrone angewiesen, selbst auf 
die Konservierung der Wittwen und Töchter bedacht zu sein, und 
dieses wurde ihnen nicht als nur moralische, sondern als recht- 
liche Verpflichtung auferlegt. Darüber ist nach den Worten des 
Rezesses ein Zweifel nicht wohl möglich. Die allgemeine An- 
ordnung, dass die Patrone, wenn nicht erhebliche Ursachen zu 
Bedenken gegen die Verheiratung der Wittwen oder Töchter 
Anlass geben, auf die Konservierung bedacht sein sollen, wird 
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nur für die Fälle, in denen ein qualificierter zur Heirat bereiter 
Kandidat (nicht etwa: „sich nicht bewirbt", sondern) nicht auf- 
bringlich ist, durch die Bestimmung eingeschränkt, dass alsdann 
die Patrone von der Necessität, die Wittwen und Töchter bei der 
Pfarre zu lassen, nicht gehalten sein sollen. Also für alle andern 
Fälle soll (von den Präposituren abgesehen) diese Necessität 
auch ferner fortbestehen. Und wenn für die Praepositi als etwas 
Besonderes angeordnet wird, dass von nun an ihre Matrimonia 
allerdings frei sein sollen, und wenn Diejenigen, bei denen die 
Necessität der Wittwen- und Töchter-Heirat nicht eingedrungen 
ist, bei ihrer Freiheit bleiben sollen, so ist offenbar bei der Auf- 
nahme dieser Bestimmungen vorausgezetzt , dass den übrigen 
Geistlichen auch künftighin diese Freiheit des Matrimoniums 
nicht verstattet sei. 

In jedem einzelnen Falle soll die Konservierung durch das 
Vorhandensein eines genugsam qualificierten, heiratswilligen Kan- 
didaten bedingt sein. Die Erhebung über die Qualifikation, und 
damit wohl auch das entscheidende Urteil über diese, hat der 
Rezess dem Superintendenten zugewiesen ; gewiss mit gutem Vor- 
bedacht, um der Willkür der Patrone Schranken zu setzen. Die 
zweite Bedingung für die Konservierung ist die, dass des Alters, 
übeler Sitten oder Gerüchte, Ungleichheit der Personen, Krank- 
heit, besorglicher Uneinigkeit in der Ehe, und anderer erheblicher 
Ursachen halber kein Bedenken obwaltet. Bei wem ist nicht 
gesagt. Soll schon das Bedenken des Patrons allein ihn von der 
Pflicht befreien, auf die Konservierung der Wittwe oder Tochter 
bedacht zu sein ? Das haben die Verfasser des Rezesses schwer- 
lich beabsichtigt, denn die Erlaubnis zu solchem Selbstdispens 
der Patrone würde jener Verpflichtung von vornherein die Kraft 
genommen haben. Ebensowenig ist anzunehmen, dass dem Patron 
allein das entscheidende Urteil über die etwa vom Kandidaten 
oder von der Wittwe erhobenen Bedenken zustehen sollte. Aber 
dass dieses Urteil nicht ausdrücklich dem Konsistorium vorbe- 
halten worden, war ein Versäumnis, das, wie z. B. der unten mit- 
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geteilte Zudar'sche Rechtsstreit zeigt, leicht störende Irrungen 
veranlassen konnte. 

• Aus der Vorschrift des Rezesses, dass die Patrone auf die 
Konservierung der Wittwen und Töchter bedacht sein sollen, er- 
geben sich noch einige Folgerungen, welche im Rezess zwar nicht 
ausgesprochen sind, aber der Vollständigkeit wegen doch hervor- 
gehoben werden mögen. Jener Pflicht der Patrone entspricht 
offenbar ein Anspruch der Wittwen und Töchter, womöglich kon- 
serviert zu werden, und ebenso ein solcher der zur Heirat willigen 
qualificierten Kandidaten denen vorgezogen zu werden, die die Hei- 
rat ablehnen. Und ferner schliesst jene Pflicht der Patrone ohne 
weiteres das Recht in sich, vor der Berufung von dem Kandi- 
daten das bindende Heiratsversprechen zu fordern, und damit 
auch das Recht des Kandidaten, es zu geben. Mithin ist die 
Anwendung des Simonie-Begriffes auf diese Abmachung rechtlich 
ausgeschlossen. 

Die Bestimmungen des Haupt-Kommissions-Rezesses waren 
der Art, dass man von ihrer Durchführung, wenn nicht die völ- 
lige Beseitigung, so doch eine erhebliche Abminderung der ein- 
gerissenen Missbräuche wohl erwarten durfte. Aber freilich in 
einem sehr wichtigen Stücke bedurften sie dazu noch der Er- 
gänzung : die Beschaffung eines anderweiten Unterhaltes für die 
nichtkonservierten Wittwen war zwar angeordnet, aber nicht auch 
schon geregelt worden. Diese Regelung war einer späteren, erst 
noch nach mancherlei Vorarbeiten mit den Landständen zu ver- 
einbarenden Ausführungs-Verordnunung vorbehalten geblieben. 
Damit war nicht etwa auch das Inkrafttreten der Bestimmungen 
über die Wittwen- und Töchter-Konservierung aufgeschoben 1 . 

1 Dieses behauptete freilich der Korreferent beim Tribunal in dem 
unten (Abschn. 5) mitzuteilenden Niepars'schen Rechtsstreite. Er meinte, 
dass die Worte: „als aber auf der andern Seite * „ keinen Zweifel lassen, 
dass eigentlich damals noch nichts Definitives festgesetzt werden sollen, 
sondern man nur noch beim Entwurf und Consultiren stehen geblieben, und 
das Finale ausgesetzt habe u . Aber dieser, übrigens ganz vereinzelten, Auf- 
fassung widerspricht nicht nur der ganze Charakter des Haupt-Kommissions - 
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Aber es liegt auf der Hand, dass die wirkliche Befolgung dieser 
Bestimmungen leiden musste, so lange den von tüchtigen Amts- 
bewerbern nicht zur Ehe begehrten Wittwen keine andere Ver- 
sorgung zuteil wurde. 

Bereits jene von der Königin Christina zur Einrichtung der 
Landesregierung verordnete Kommission hatte die Versorgung 
der Prediger -Wittwen ernstlich ins Auge gefasst. In der mit 
einmütigem Rate der Stände aufgesetzten „General-Kirchen- 
Visitations-Instruction" war gerade auch die Sorge hiefür als 
eine Aufgabe der beabsichtigten Visitation nachdrücklich hervor- 
gehoben worden, „damit", wie es hiess, „wann der vocandus 
Praepositus, oder Pastor, seines Antecessoris nachgelassene Wittwe 
zu heyrathen Bedenken hat, sie sich, dass sie nebst ihren Wayse- 
lein Verstössen und verlassen, nicht zu beklagen haben." 1 . Der 
König Carl Gustav hatte diese Instruktion 1655 publiciert, und 
nun, 1663, wurde endlich mit der Visitation begonnen. Doch sie 
geriet bald wieder in's Stocken, und trotz wiederholter Anläufe 



Rezesses, sondern auch die betreffende Stelle selbst. Was „vor der Hand 
nicht genugsam determinirt werden* konnte, wegen der noch fehlenden 
Ueberaicht über die Kirchenvermögen, war lediglich die Beschaffung des 
Unterhalts für diejenigen Wittwen, welche nicht konserviert wurden. Wie 
es mit der Konservierung gehalten werden solle ist ja im Vorhergehenden 
ausfuhrlich und nach der Meinung der Kommission und der Stände gewiss 
auch gen ugs am «determiniret worden". Später wurde in der Verord- 
nung d. d. Topolnow 20. Nov. 1703 allerdings noch eine „ zureichliche Er- 
klärung" über den Rezess für nötig gehalten. Aber keineswegs, wie jener 
Korreferent meinte, weil „man höheren Orts eingesehen", dass im Haupt- 
Kommissions-Rezess noch nichts Definitives über die Konservierung festge- 
setzt worden, und nun erst »über das bisher nur als höchst billig anzu- 
sehende eine unabänderliche Richtschnur zu verfassen" für nötig befunden 
wurde, sondern weil die Bestimmungen des Rezesses vielfach fälschlich zum 
Vorwande einer missbräuchlichen Praxis genommen worden waren. 

1 Diese General-Kirchen- Visitations-Instruction, wie sie 1652 mit ein- 
müthigem Rath der Stände beliebet, von Christina 1653 placidiret, von Carl 
Gustav 1655 genehmiget, und im Dez. 1662 den Visitatoren zur Norm ge- 
geben, ist abgedruckt bei Dähnert, Landes-Urkunden, II, 615 ff.; A. v. 
Balthasar, De Matric, App. No. I, S. 1 ff. Siehe Abschn. VIu. XVIII. 
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gelang es nicht, sie allgemein durchzuführen 1 . Zwar blieben 
die in der Instruktion gegebenen Anregungen zur weiteren Be- 
schaffung von Wittwenwohnungen und zur Einführung der Witt- 
wenoctave, wie wir früher (XI, 2, S. 186 ff.) gesehen haben, nicht 
erfolglos. Aber auf die im Haupt-Kommissions-Rezess verheis- 
sene Verordnung über den Wittwenunterhalt musste man fort und 
fort vergeblich warten. 

Desshalb richtete endlich der General-Superintendent Rang o, 
zugleich im Namen der pommerschen Klerisei, in betreff dieser 
und anderer Angelegenheiten ein Memorial an den König und 
veranlasste dadurch die KöniglicheResolution de dato 
Stockholm den 4. November 169 5 *. Darin fand sich 
folgender Bescheid über unsern Gegenstand: 

„§ 15. Ihro Königl. Majestät wollen auch an die Regie- 
rung Befehl ergehen lassen, dass nach Anweisung des Haupt- 
Commissions-Rccesses von anno 1663 die darin promittirte Con- 
stitution wegen Unterhalts für die Priester- Wittwen nunmehro 
ausgefertiget und derselben beständig gelebet werden soll." 

„§ 16. Wenn nun im jetztgemeldtenHaupt-Commissions-Recess 
de 1663 weiter auch wegen Conservir- und Beibehaltung der Pasto- 
rum Wittwen und Töchter statuiret und verordnet ist; Solches wol- 
len Ihro Königl. Majestät hiedurch allerdings confirmiret haben: so 
weit durch andere Königl. Verordnungen darin keine Aenderung 
geschehen. Es wird aber der Oeneral-Superintendent dafür Sorge 
tragen, dass keine untüchtige Personen dadurch zu den Pfarren 
kommen. " 

Da königliche Verordnungen, durch welche die Bestimmungen 
des Haupt-Kommissions-Rezesses über die Wittwen- und Töchter- 
Konservierung Aenderung erlitten hätten, nicht ergangen waren, 
behielten jene Bestimmungen also auch fernerhin ihre volle Gel- 

1 Nr. 8 der Verordnung d. d. Topolnow 20. Nov. 1703, vgl. unten S. 15 ; 
A. v. Balthasar, De Matric. S. 16 ; v. Engelbrecht, Delineatio 
Status Pomeraniae Suethicae, Ed. II, Gryphiaw. et Lips. 1760, S. 263. 

»Dähnert, Landes-Ürkunden, II, S. 680 ff. — üeber R a n g o , 
vgl. unten S. 27. 
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tung. Dagegen blieb das Versprechen einer ergänzenden Ver- 
ordnung über den Wittwenunterhalt trotz dieser bestimmten 
Wiederholung auch fernerhin unerfüllt: die „ promittirte Consti- 
tution* 4 kam jetzt ebensowenig zustande wie früher. Unter diesen 
Umständen konnte es für die Praxis auch nicht viel besagen, 
dass dem General-Superintendenten noch besonders eingeschärft 
worden, dafür Sorge zu tragen, dass durch die Wittwen- und 
Töchter-Konservierung keine untüchtigen Personen zu den Pfarren 
kämen. Vielmehr hatte diese nach wie vor einen niederhaltenden 
Einfhiss auf den geistlichen Stand. So wenigstens urteilte acht 
Jahre später, fast genau vierzig Jahre nach der gleichen Klage 
des Haupt-Kommissions-Recesses, die zur Visitation des pommer- 
schen Konsistorial- Wesens verordnete königliche Kommission, 
deren Bericht an den König Carl XII. dessen Verordnung, 
die Kirchen- und K o n s i s t o ri al - O r d n u n g be- 
treffend, de dato Hauptquartier Topolnow d. 
2 0. November 1703 zur Folge hatte 2 . In dieser Verord- 
nung hiess es unter No. 15: 

„Dieweilen auch Hiro Königl. Majestät sehr ungerne ver- 
nehmen, dass unter den Praepositis und Predigern dortigen 
Landes sehr viele sich befinden, welche die zu ihrem Amte nötige 
Süffisance nicht haben 2 ), und solches zum Theil daher rühren 

1 A. dems. 0. II, S. 734 ff.; v. Engelbrecht a. a. 0. Mantissa 
s. 73 ff. 

* Vgl. die Placita des vom Gen.-Superintendenten Joh. Friedr. Mayer 
1702 in Stettin gehaltenen Conventua Praepositorum, welche von einem 
Unbefugten zu grossem Aergernis (s. A. v. Balthasar, Historische Nach- 
richt v. d. L. Gesetzen, S. 56) veröffentlicht wurden, unter dem irreführen- 
den Titel: »Die von Ihro Königl. Maytt. in Schweden Hoch betrautem Ober- 
Kirchen-Rath und General-Superint. in Schweden, Herrn Joh. Friedr. Mayern 
Neuverbesserte Kirchen-Ordnung, wornach sich die Herren Prediger im 
Hertzogthum Pommern hinführo zu verhalten. In Stettin vorgetragen d. 
17. Mai 1702. Greifswald im Jahr 1702." Darin heisst es S. 6 : „IL Von 
den Predigern. Weil unterschiedliche Klagen eingelaufen, als sollten, Gott 
erbarme es, etliche Prediger sich finden, welche schlechte Exempel ihrer 
Herde wären, hingegen durch ihr böses ärgerliches Leben, Seelen-Mörder, 
auch mancher zum Prediger und Unterricht des Volkes ganz ungeschickt, 
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solle, dass man bei Besetzung der Vacancen zu sehr reflectire 
auf die conservation der nachgelassenen Wittwen und Waisen, 
wozu man aus dem Haupt-Commissions-Recesse de anno 1663 
Anlass nehmen will, und es zwar an sich höchst billig ist, dass 
man, so weit immer möglich, dahin sehe, dass die Prediger- 
Wittwen und Waisen conserviret bleiben mögen, wohin auch ge- 
dachter Commissions-Recess schlechterdings zielet, jedoch aber 
für allen Dingen nöthig sein will, dass man fürnehmlich bei Be- 
setzung der ledigen Praepositur- und Prediger-Stellen dahin 
trachte, dass tüchtige und erbauliche subjecta dazu erwehlet 
werden, welche ihre Aemter der Gebühr nach zu verrichten und 
vorzustehen geschickt sein, als wollen Ihro Königl. Maj. der 
Königl. Regierung hiemit in Gnaden ernstlich anbefohlen haben, 
dass sie dafür gebührende Sorge trage, und zu dem Ende mit 
dortigen Ständen überlege, welchergestalt über mehrgemeldtem 
Recess de anno 1663 hierinnen eine zureichliche Erklärung zu 
einer hinkünftig unabweichlichen Richtschnur und Folge möge 
können gemachet und verfasset werden. Wobei auch Ihro 
Königl. Maj. für nöthig und diensam zu sein in Gnaden erachten; 
und deswegen hiemit gnädigst verordnen, diiss wann hinführo eine 
ledige Praepositur oder Pfarre zu besetzen vorkommt, die Ge- 
meine dabei allemal zuvor müsse und solle gehöret und vernom- 
men werden." 

auch aus ihren Predigten ganz nichts zu lernen, hat diesem Elende zu 
steuern, man diese Mittel vor nöthig befunden.* Der Gen. -Superint. wird 
keinen offenbar untüchtigen, ungeschickten und übelberüchtigten Menschen 
ordinieren lassen, die Praepositi sollen strenge Aufsicht führen, die Predi- 
ger vor ihnen jährliche Circular-Predigten ablegen, nicht länger als 2—3 
Tage ohne Concession verreisen, des Sonnabends sich der Stadt gänzlich 
enthalten, auch sonst in Städten die öffentlichen Wein- und Bierhäuser 
meiden, keinen Studiosus ohne Permission des Praepositi auf die Kanzel 
lassen, und vierteljährlich berichten, wie oft sie und wer für sie gepredigt. 
— Joh. Fried r. Mayer, 1701 aus Hamburg als General-Superintendent, 
Konsistorial- Präsident, Professor u. s. w. nach Greifswaid berufen, wird uns 
als entschiedener Gegner der Wittwen-Konservierung noch im nächsten Ab- 
schnitte begegnen. 
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Eine Aenderung des durch den Haupt-Kommissions-Rezess 
geschaffenen Rechtszustandes ist in dieser Verordnung nicht zu 
finden. Eine unbefangene Würdigung derselben ergiebt folgendes. 

Die Visitations-Koinniission hatte die ungenügende Amts- 
tüchtigkeit vieler Praepositi und Prediger zum Teil auch daraus 
erklärt, dass bei den Pfarrbesetzungen unter Vorschützung des 
Haupt-Kommissions-Rezesses gar zu grosse Rücksicht auf die 
Konservierung der Wittwen und Töchter genommen werde. Dass 
jener Rezess auf die Konservierung in möglichst vielen dazu 
geeigneten Fällen abzielt, war nicht zu verkennen. Diese Ten- 
denz des Rezesses entsprach auch der Meinung , die der König 
im allgemeinen von der Konservierung als einer durchaus billigen 
Massregel hatte. In dieser Beziehung einzugreifen musste dem 
Könige deshalb völlig fern liegen. Wohl aber kam es ihm darauf 
an, zu verhüten, dass nicht auch fernerhin über dieser einen 
Seite des Rezesses die andere, nämlich die Fürsorge für die 
tüchtige Amtsbesetzung, ausser Acht gelassen werde. In dieser 
Beziehung („hierinnen") sollte deshalb eine zureichliche, jeder 
Missdeutung und Vernachlässigung vorbeugende Erklärung über 
denselben aufgesetzt und zur unabweichlichen Richtschnur publi- 
ciert werden. Es handelte sich also nicht etwa um die Schaffung 
neuer Normen, sondern um die Deklaration der bereits vorhan- 
denen; nicht darum, die Bestimmungen des Haupt-Kommissions- 
Rezesses erst zu einer Richtschnur umzugestalten, sondern darum, 
ihren Charakter als Richtschnur zu wahren und ihre Befolgung 
zu sichern. Diese Bestimmungen wurden durch die Anordnung 
einer „zureichlichen Erklärung" nicht etwa, als unzureichlich, 
für ungültig erklärt, sondern vielmehr wurde die fortdauernde 
Gültigkeit ihres wirklichen Inhalts denen, welche ihn ausser Acht 
gelassen, dadurch eingeschärft 1 . 



1 Das Gegenteil suchte der Referent in dem weiter unten mitzuteilen- 
den Niepars'schen Rechtsstreite (1808) glaubhaft zu machen. Seine Argumen- 
tation hat mich an der im Texte gegebenen Auffassung nicht irre machen 
können. 

Deutsche Zeitechr. f. Kirchenrecht. XIII. 1. 2 
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Zu dieser vom König angeordneten „Erklärung" über den 
Haupt-Kommissions-Rezess ist es nicht gekommen. Die Regie- 
rung hatte damit von vornherein keine Eile. Erst im J. 1706 
leitete sie die ihr anbefohlene Ueberlegung mit den Ständen ein. 
indem sie dieselben durch Schreiben vom 20. Mai l unter ab- 
schriftlich er Mitteilung der königlichen Verordnung aufforderte, 
sobald thunlich mit ihrem Sentiment bei der Königlichen Re- 
gierung einzukommen. Aber dabei blieb es auch; denn weiter 
ist in der Sache nichts vorgenommen worden 2 . 

Die Aeusserung der Visitations-Kommission, dass man bei 
Besetzung der Aemter dem Eifer für die Konservierung der 
Wittwen und Töchter zu grossen Eintluss gönne, enthielt einen 
Vorwurf wohl nicht bloss gegen die Patrone, sondern auch gegen 
das Konsistorium. Derselbe war nicht unberechtigt. Wir werden 
später hören, wie bitter auch von andern Seiten her, ebenso wie 
früher (XI, 2, S. 228), fort und fort geklagt wurde, dass die 
Wittwen- und Töchter -Konservierung untüchtigen Kandidaten 
den Eingang in das Pfarramt öffne. Von dem Uebereifer, mit 
dem das herzogliche Konsistorium in Greifswald für die Wittwen 
und Töchter eintrat , hat uns A. v. Balthasar ein sehr be- 
zeichnendes Beispiel aufbewahrt 3 . 

1 Abschrift davon als Anlage C. zu der Remonstration der Geistlichen 
vom 5. Oct. 1719 in d. Greifsw. Ün.-Bibl. MS Pom. fol. 116. 

2 A. v. Balthasar, Jus Eccl. Past. I, S. 517, Anni. 504 ; Hist. Nachr. 
v. d. L.-Gesetzen S. 83, Nr. 16. 

3 A. v. Balthasar, Jus. Eccl. Past. I, S. 517, Anm. 505, IJ, Anh. 
S. 726, wo Nr. CLXXVII folgendes Konsistorial-Erkenntnis mitgeteilt ist: 
„In Sachen seei. Ehren Johannis Soldans ältesten Tochter Ehr. Vormündere 
Klägern wider Adam Christian Gletzelium Bekl. und die Frau Patronin und 
adel. Hn. Eingepfarreten Intervenieren, wird auf heute gehaltenen Vorbe- 
scheide, und nachdem sowohl die Wittwe als Jungfer sich dem Consistorio 
praesentiret, erkannt: Weil die Jungfer dergestalt capable befunden worden, 
dass sie von der Pfarre nicht können Verstössen werden, Bekl. auch nichts 
gründliches wider sie beigebracht: so ist derselbe sie zu heirathen, und 
nach dem Haupt-Comniissions-Recess alten Herkommens bei der Pfarre bei- 
zubehalten, oder auch die Wittwe zu heirathen schuldig. Decret Greifsw. 
den 27. May Ao 1691. General-Superintendens, Director und Räthe des 
Königl. geistl. Consistorii daselbst". 
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Nach dem anfangs 1691 erfolgten Tode des Pastors Soldan 
in Ranzin war von der Patronin ein gewisser Gletzel zu dessen 
Amtsnachfolger gewählt worden. Als derselbe sich nicht geneigt 
zeigte, die Wittwe oder die Tochter des Vorgängers zu heiraten, 
verklagten ihn die Vormünder der letzteren bei dem Konsistorium. 
Dieses befand, nachdem Mutter und Tochter sich ihm persönlich 
vorgestellt hatten, dass gegen die Tochter kein Bedenken ob- 
walte, und entschied, dass demzufolge Gletzel diese oder die 
Wittwe zu heiraten schuldig sei. Es berief sich dafür auf den 
Haupt-Kommissions-Rezess. Aber diesem entsprach das Urteil 
keineswegs. Durch ihn war den Patronen ja ausdrücklich frei- 
gegeben worden, eine tüchtige Person, obgleich dieselbe die 
Heirat nicht beliebet, zu vocieren, vorausgesetzt, dass eine ge- 
nugsam qualificierte Person, welche die Heirat zugleich eingehen 
wollte, nicht zu belinden (s. , oben S. 6). Solch eine Person 
aber scheint nicht vorhanden gewesen zu sein, wenigstens ist 
nichts davon erwähnt, während andernfalls die Patronin doch zu 
erinnern gewesen wäre, dass sie der Tendenz des Haupt-Kom- 
missions-Rezesses entsprechend dem qualificierten und zugleich 
heiratswilligen Kandidaten den Vorzug geben möge 1 . 

A. v. Balthasar, selbst Konsistorial-Direktor, hat das 
Erkenntnis gegen Gletzel als ein Beispiel aus der stehenden 
Praxis des Konsistoriums mitgeteilt. Dieses scheint also trotz 
des Haupt-Kommissions-Rezesses einfach an jener Theorie von 
dem unlösbaren Zusammenhange zwischen conjugium und officium 
festgehalten und in vorkommenden Streitsachen danach entschie- 



1 Nach Biederstedt's Beiträgen zur Geschichte der Kirchen und 
Prediger in Neuvorpommern, Greifsw. 1818, II S. 95, ist Gletzel dem Kon- 
sistorial-Erkenntnis übrigens nicht nachgekommen, sondern „um den Wün- 
schen der Vormünder der soldanschen Stieftochter nicht sogleich zu un- 
freundlich zu erscheinen, hat er einige Jahre nach seiner Einführung un- 
verehelicht gelebt 1 *. Ob er etwa durch Appellation gegen das Konsistorial- 
Urteil eine andere Entscheidung erstritten, ist mir unbekannt, doch ist es 
nicht anzunehmen, da v. Balthasar es wohl erwähnt haben würde. Vgl. 
unten den Zieten'schen Rechtsstreit. 

2* 
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den zu haben. Unter diesen sind freilich wohl auch solche ge- 
wesen, in denen der Kandidat sich vor der Berufung zur Heirat 
bereit erklärt hatte und diese hinterher verweigerte 1 . 

Dass derartige Streitfälle überhaupt vorkamen, und dass sie 
durch Konsistorial-Urteile entschieden wurden, ist für uns, un- 
sern Begriffen sowohl vom geistlichen Amt als von der Ehe zu- 
folge, eine höchst befremdliche Thatsache. Um sie und überhaupt 
die rechtsartige Behandlung der Wittwen- und Töchter-Konser- 
vierung in unserm Landesteile nicht unbillig zu beurteilen, dürfen 
wir nicht vergessen, wie weit verbreitet dieser Gebrauch auch 
sonst in den evangelischen Landeskirchen Deutschlands war, und 
wie warme Fürsprache von kirchlich angesehenen Männern ihm 
fort und * fort zuteil wurde. Freilich mehrten sich allmählich 
auch die Stimmen der Gegner. Die Verfeinerung des sittlichen 
Gefühls übte ihren Einfluss auch nach dieser Seite hin, und so 
entstand nach und nach eine Kluft zwischen dem herkömmlichen 

1 Christian i Hermanni Frischmut h's P.P.C.N. Cordate Be- 
antwortung der Frage Adami Henrici Hartandris P.P.R.H. Ob der Ruff 
zum Heiligen Predigt- Amte per Genitivum Göttlich sey. Frauenstadt Anno 
1719. S. 52: „Die Frau, die Tochter, Magd 'soll und muss bei dem Dienst 
bleiben, ergo muss sich der Candidatus verobligiren zur Heurath, ehe er die 
Vocation erhält. Gereuet es ihn nach erhaltener Vocation und Institution, 
so ist kein Raum zur Busse, nimm das Weib oder wir nehmen die Kappe! 
Solche Acten leider ! liegen genung in unsern evangelischen Consistoriis zu 
unserer Kirche Schande und Schaden." Das meine er freilich nicht von 
denen, die betrüglicher Weise vorher Ja gesagt hätten, sondern von denen, 
die sich hätten von der Welt Mode verführen lassen, und es hernach wirk- 
lich im Gewissen bereuten. (F r i s c h m u t h ist Pseudonym, nach Beischrift 
im Exemplar der Greifswalder Univ.-Bibliothek für Pastor Christoph Heinr. 
Fischer in Nehringen, der nach B ie d e rs t ed t a. a. 0. II, S. 35 aus 
Sachsen stammend, in Halle und Leipzig studiert hatte, dann auch in Ko- 
penhagen gewesen und 1718 vom dänischen Hause in Nehringen angestellt 
war. Dazu stimmt Frischmuths Selbstzeugnis: „Gott hat uns per varios 
casus, per tot discrimina rerum in seinem Welt-Hause viele Jahre herum- 
geführet. Wir haben gesehen und erfahren viele Greuel der Gottlosen 
Prediger- Vocation per Genitivum. Darum können wir die Wahrheit davon 
sagen.") Aehnliche Streitfälle 8. b. J. H. Böhmer, Jus parochiale, Ed. V, 
Halae 1738, SuppL S. 408; Andreas Beyer, Additiones ad Ben. Carp- 
zovii Jurisprudentiam eccl., Dresdae et Lips. 1718, S. 26 f. 
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Gebrauche und dem geläuterteren sittlichen Bewusstsein weiter 
Kreise. 

Ehe wir der Geschichte der Wittwen- und Töchter-Konser- 
vierung in Neuvorpommern und Rügen weiter nachgehen, er- 
scheint es angemessen, dieser inneren Entwickelung, wie sie sich 
literarisch darstellt, unsere Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

2. Die literarische Erörterung von der Mitte des 17. 
bis gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts. 

Wie sehr die Frage der Wittwen- und Töchter-Konservierung 
in jener Zeit die kirchlichen Kreise bewegte, kann man schon 
daraus entnehmen, dass die durch Heirat bedingte Berufung zum 
Predigtamte immer wieder zum Gegenstande akademischer Dispu- 
tationen gemacht, und von den Schriftstellern teils gelegentlich 
gestreift oder eingehender besprochen, teils in besonderen Schriften 
ausführlich erörtert wurde. Buddeus nannte (1711) die Frage 
von dieser Berufungsweise mit Recht eine celebris quaestio 1 ), und 



1) Joannis Francisci Buddei Institutiones Theologiae moralis. 
Lips. 1711. P. III, c. III, § 4, S. 920 Nota. Vgl. schon Job. Friedr. 
Mayer, Museum ministri ecclesiae. Lips. 1690. Vol I, P. I, c. I, § 5, 
S. 109: „De Vocatione per Genitivum. Vexatissima hujus loci est quaestio : 
an quis munus sacrum possit sustinere sub conditione ducendae defuncti 
pastoris filiae aut viduae". — „Vocatio per Genitivum* 4 nach der 
sehr gebräuchlichen Weise, die verschiedenen Mittel zur Erlangung des 
Amtes durch die Casus der Declination zu bezeichnen. Casus obliqui: Ge- 
nitiv — Benutzung verwandtschaftlicher Beziehungen, Einheiratung; Dativ 
— Geschenke, Bestechung; Accusativ — Verlasterung der Mitbewerber; 
Ablativ — Verdrängung des Amtsinhabers oder auch Zustimmung zu wider- 
rechtlicher Verkürzung des Amtseinkommens. Casus recti: Nominativ und 
Vokativ — rechtmässige Nomination (oder auch Meldung) und ebensolche 
Vokation. Wesentlich so z. B. bei J o h. C o n r. D a n n h a u e r , Catechis- 
mus-Milch, III, Strassb. 1646, S. 65 ff. ; Heinrich Müller, Erquick- 
enden, Frankf. a. M. 1667, S. 227, Nr. 131; Reinhold v. D erschau, 
Hodosophia Viatoris Christiani, Das ist: Die Christliche Wanderschaft des 
Christlichen Wandersmanns u. s. w. Frankf. a. M. 1684. S. 520; Val. 
Ernst Löscher, Evang. Zehenden Gott-geheiligter Amtssorgen, I, Leipz. 
u. Magdeburg 1704, S. 423 ff. Vgl. Paul Stockmann, Brauch und 
Mis8brauch vornehmlich des Juris Patronatus, Leipz. 1716, S. 284: „Die 



Digiti 



izedby G00gk 



22 Abhandlungen. 

um dieselbe Zeit war in einer Altdorfer Disputation von im- 
mensis scripturae voluminibus die Rede, in denen sogar die Theo- 
logen untereinander scharf über diesen Gegenstand gestritten 
hätten 1 . Trotzdem aber hatte noch im Jahre 1723 eine Disser- 
tation bei derselben Universität davon zu bezeugen : Sub judice 
lis est 2 . 

In dieser weitschichtigen Literatur ist unsere Frage von den 
verschiedensten Gesichtspunkten aus behandelt worden. Wie der 
Jenaische Jurist S 1 e v o g t beim Rückblick auf diese Erörterun- 
gen sagte: Die Theologen untersuchen, ob die durch Heirat be- 
dingte Berufung göttlich und der H. Schrift gemäss sei und mit 
gutem Gewissen angenommen werden könne, oder auch ob sie 
nach den Regeln der Pastoralklugheit Billigung verdiene; die 
Ethiker, ob sie den Geboten der Sittlichkeit, dieser Weg zum 



Casus recti, wie bekannt, Nominativus u. Vocativus, sind die besten; Ge- 
nitivus, Dativus, Accusativus u. Ablativus, taugen in geringsten nicht*. — 
Die Vocatio per Genitivum wurde in beissendem Spottauch als promotio 
per vulvam bezeichnet, nach dem Wortspiel, die vulva sei zur valva ge- 
worden, z. B. „Kurtzer Bericht" (s. XI, 2, S. 191 Anin.) S. 73; „Die 
bösen Pr i e s t er f e i nde" u. s. w. (XI, 2, S. 220 Anm. 2) S. 218; v. 
Der schau a. a. 0. S. 522: „Die kein geld und geschenk zu geben ge- 
habt, auch sonsten mit schlechten gaben und geschicklichkeit ausgeschickt 
gewesen, sind per vulvam ad cathedram, durch die quarr zur pfarr kommen, 
haben sich zur barmhertzigkeit (o crudele genus misericordiae !) bewegen, 
und diese oder jene überbliebene wittwe oder tochter oder andere einge- 
widmete person, dem H. Ehestand offt zum grossen nachtheil aufbürden 
lassen. " — Später auch : Berufung aus der Schürze, unter der 
Schürze, z. B. Slevogt (s. unten S. 23 Anm. 1); Hönn, Betrugs- 
Lexikon, 3. A., Coburg 1724, S. 165; vgl. Frisch muth unten S. 36. 

1 Erhard Spitz, Jura viduarum clericorum et professorum, vulgo 
das Wittwen-Recht der Professoren und Geistlichen Weiber [Altdorfer Disp. 
vom 27. Januar 1712] recudebat Kohlesius 1719. VI, 7. S. 62 f. 

2 Gustav Georg Zeltner, Illegitimae vocationis ministrorum 
ecclesiae genera et repagula, legitimaeque munimenta. Altdorf 1723. [Diss.] 
§ 13, S. 14 ff. 

Ich wiederhole, dass ich auf einen grossen Teil der Nachweise aus den 
Schriften vor 1697 durch Ferd. Helfr. Lichtscheid's Meditatio de 
jure vocationis ministrorum ecclesiae per nuptiarum adjectionem conditio- 
natae, Lips. 1697, aufmerksam gemacht bin. 
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Pfarramt den guten Sitten entspreche, und die Juristen, ob sie 
nach der Analogie des in der evangelischen Kirche recipierten 
Kirchenrechtes für legitim zu halten sei 1 . Doch damit waren 
die Fragen keineswegs erschöpft. Nicht nur die schon von We- 
ber angeregte (s. XI, 2, S. 221) nach dem simonistischen Cha- 
rakter jener Berufungsweise wurde wiederholt aufgeworfen, son- 
dern auch die andere, wie die Gemeinden sich zu so berufenen 
unwürdigen Geistlichen zu stellen haben 2 , und wenigstens ver- 
einzelt die nach der Giltigkeit der so geschlossenen Ehen 3 . 

Durch den erlangten Genuss der Wittwenoctave und der 
Wittwenwohnung waren die Hinterbliebenen doch nicht vor Nah- 
rungsorgen geschützt. Als das einfachste und wirksamste Mittel, 
sie derselben zu überheben, erschien nach wie vor die Verheira- 
tung der Wittwe oder einer Tochter mit dem Amtsnachfolger 
des verstorbenen Pfarrers 4 . Deshalb wurde im allgemeinen gern 
gesehen, dass, wenn eine heiratsfähige Tochter oder eine nicht 
zu verblühte Wittwe vorhanden war, der Amtsnachfolger eine von 
ihnen zur Ehe nähme. Für das Zustandekommen solcher Ehe 
zu sorgen, oder selbst sie einzugehen, galt in weiten Kreisen fort 
und fort wie bei den Aelteren (s. XI, 2, S. 215 ff.) für ein gott- 

'B. Gottlieb Slevogtii Comnientatio juris sacri de vocatione 
ad pastoratum sub conditione matrimonii, cum defuncti pastoris vidua aut 
filia ineundi. Von der Vocation unter der Schürtze. Cum. censura supe- 
riorum. Lipsiae 1739. § 1. Diese Abhandlung, auch schon Jenae 1726 als 
Meditatio juris sacri etc.. ist wenig veränderte Wiederholung einer bereits 
in des Verf. Quatuor juris sacri et civilis opuscula, Jenae 1722, S. 48—62 
enthaltenen: De conditione matrimonii . . . consideratio juridica. 

* Siehe unten S. 42 f. 

3 Joh. Conr. D an n h au er, Theologia conscientiaria. Argentorati 
1662. Tom. I, p. II, dial. III, sect. III, qu. VIII, S. 803: An sponsalia ülicio 
pastoratus consequendi contracta subsistunt? Antwort: Valida sunt, at illi- 
cita. 

4 Vgl. XI, 2, S. 215, Anm. 3 Brunnemann: vix aliter consuli po- 
test viduis ac liberis pastorum. Noch 1739 hat S 1 e v o g t aufs neue 
drucken lassen : lmo gratum Deo opus facit, qui viduarum et orphanorum 
curam habet, eorumque sustentationem in se suscipit, quod maxime fieri in 
ducendis iis n e m o est, qui n e g a t. A. a. 0. § 9. 
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gefälliges Werk. Das hiess freilich noch keineswegs, die Heirat 
zur Bedingung oder auch nur zum Motive der Berufung (s. XI, 
2, S. 214) gemacht wissen wollen, und wirklich haben dem nicht 
wenige widersprochen, denen die» Wittwen- und Tochter-Heiraten 
an sich durchaus erwünscht waren. Aber hei der grossen Gunst, 
die solche Heiraten genossen, ist es leicht begreiflich, dass auch 
die herkömmliche g e w o h n h e i t s m ä s s i g e Wittwen- und 
Töchter-Konservierung fort und fort ihren Fürsprecher fand, die 
sie für gewöhnliche Fälle als massgebende n G ebrauc h 
aufrecht erhalten oder wenigstens nicht beseitigen wollten. Viele 
Schriftsteller waren freilich in ihren Aeusserungen so unklar und 
unsicher, dass man zweifeln kann, ob bei ihnen das Für oder 
das Wider überwiegt. Mit diesem Vorbehalte darf ich auf die 
Seite des ersten stellen : F r i e d 1 i e 1) , M e n g e r i n g , P r u c k- 
n e r , S t r u v e , Brunneniann, Peter S c h u 1 1 z e , 
L i n c k e n , A d a m i , B e c li m a n n , M e i s , Phil. Müller, 
Kort holt, Schilter, Titius, Spitz, Stock mann, 
Michaelis, Tornow, F e c h t \ Im Grade ihrer Partei- 



1 Phil. Henr. Friedliebius, Medulla Theologiae. Ed. III, Lips. 
1659, S. 758, qu. 29. — Arnold M e n g e r i n g , Informatorium conscien- 
tiae evangelicmn. Jenae 1661. S. 499 qu. 4. — Andreas Prucknerus, 
Manuale mille quaestionum illustrium theologicarum. Norimb. 1661. Cent 
IV, qu. 13, S. 173. — G e o. Adami Struvii Tractatio juridica de jure 
miserabilium, [Jenae 1680] denuo recusa. Halae-Magdeb. 1724. C. IV, Nr. 5. 
S. 24. — J o a n n. Brunne m anni de jure ecclesiastico Tractatus post- 
humus, adauctus a Sam. Strykio. Francof. ad V. Lib. I, c. V, § 16, S. 62; 
86. — Petrus Schultze, Disp. inaug. de Rebus pessimi exenipli, in 
Inclyta Viadrina, resp. Gottl. Ludw. Treuer. Frankf. ad Oderam. 1687. 
C. II, § 46, qu. 2, S. 41 f. — Henr. Linckcn, De impetratione officio- 
rum per matrimonium. Diss., autor et resp. J. F. Böckel. Altdorf 1688. Be- 
sonders C. III. § 11—14, S. 33 ff.; vgl. § 3. S. 26. — [J. S. Adami] Die 
bösen Priester-Feinde, welche Gott bekehre. Die frommen Priester-Freunde, 
welche Gott bewahre. Dresden u. Leipzig. 1691. S. 210 ff. — Friedem. 
Bechmannus, Theologia conscientiaria sive tractatus de casibus con- 
scientiae. Francof. et Lips. 1692. Sect, I, cas. IX, S. 25 f. — Job. Christ. 
M e i s , Diss. inaug. de translatione ministri ecclesiae in Alma Lipsiensi 
8. Dec. 1692. C. IV, § VI. — Phil. Mfllleri Notae ad Andreae Pruck- 
neri mille quaestiones. Norimb. 1696. Ad Cent. IV, qu. 13. — C brist ia- 
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nähme wichen auch diese sehr bedeutend von einander ab, in- 
dem dieselbe sich vom eifrigen Eintreten (Lincken 1 , Mi- 
chaelis, F e c h t) bis zu der, eben nur dem unentbehrlichen 
Notbehelf gewährten, Duldung (Brunneman n), und der Be- 
scheidung gegenüber dem, doch für sehr bedenklich gehaltenen, 
Herkommen (Spitz) abstuften. 

Etwas Neues war zur Rechtfertigung und Empfehlung des 
Gebrauches nicht mehr beizubringen. Sofern dessen Anwälte 
sich überhaupt auf Gründe einliessen, wiederholten sie die uns 
schon früher (XI, 2, S. 202 ff., 215 ff.) bekannt gewordenen. 
Gerade inbetreff der Hauptfrage, ob und wie die Heirat zur 
Bedingung der Amtsverleihung zu machen sei, lassen die 
meisten eine klare und feste Ansicht nicht erkennen. Die Ste- 
phanf sehe Theorie von dem unlösbaren Zusammenhange zwischen 
conjugium und officium (XI, 2, S. 206, 217) hatte, soviel ich 
sehe, keine literarischen Vertreter mehr, und auch jene, durch 
den Haupt-Kommissions-Rezess von 1663 prinzipiell aufgegebene 
Alternative: „Entweder das Amt mit Heirat, oder ohne Heirat 
auch nicht das Amt", linde icli so schroff nicht melir ausge- 
sprochen. Manche der Genannten (S c h i 1 1 e r , F e c h t ) wollten 
offenbar nur die Bevorzugung der zur Heirat willigen Kandidaten 
als Regel festgehalten wissen, und das scheint in Uebereinstim- 



nus Kortholt, Pastor fidelis, seu de officio ministrorum ecclesiae opusc. 
posth., Hamb. 1696. Pos. III, § 6, S. 37 f. (Lichtscheid S. 198). — J o h. 
S ch i 1 1 e r i Institutiones juris canonici, [zuerst 1681]. Ed. III, Jenae 1699. 
Lib. I, tit, XIV, Nr. 23. — G o 1 1 1. Gerh. T i t i u s , Eine Probe des Deut- 
schen geistlichen Rechts. Frankf. u. Leipz. 1701. S. 268. — ErhardSpitz, 
s. oben S. 22 Anra. 1. — Pauli Stockmann's Brauch und Miss- 
brauch vornehmlich des Juris Patronatus u. s. w. Leipz. 1716. 2. Abt. § 34, 
S. 342 ff. — Michaelis, Pastor dioecesim suam dirigens. Rostock et 
Parchim 1721. Lib. III, c. III, § 6, S. 192 ff. — P e t r i T o r n o v i i 
Tractatus de feudis Megapolitanis. Pars posterior. Güstrow et Lips. 1721. 
Sect. II, § 30. S. 266 f. — B. Joann. Fechtii Instructio pastoralis, ed. 
aM. G. Fr. Fechtio, filio. Ed. II. Rostochi et Lips. 1722. C. 11, § 8, S. 27 f. 
1 Dieser nimmt ausdrücklich den gleichen Gebrauch auch bei den an- 
dern Kirchenbeamten in Schutz, a. a. 0. § 14, S. 36. 
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mung mit unserm Haupt-Kommissions-Rezess auch die Meinung 
der anderen gewesen zu sein. Die meisten erinnerten, manche 
freilich nur durch den Hinweis auf Carpzov, an die schon von 
Matthias Stephani angedeuteten und dann von Carpzov formu- 
lierten Kautelen (XI, 2, S. 228), etliche (F rie d li eb, Bech- 
mann, Prückner, Lincken) so, dass sie deren Beobach- 
tung ausdrücklich zum Massstabe für die Zulassung der Heirats- 
bedingung und für die Legitimität der unter ihr geschehenen 
Berufung machten. Inbetrefl* der vierten Kautele wiesen nach 
Brunnemann auch T o r n o w und M e i s darauf hin, dass 
der consensus über successoris kaum zu praesumieren sei, wenn 
es sich um eine schon verblühte Wittwe von vorgerückterem Alter 
handele. Solche Wittwen wollte F echt durch die Superinten- 
denten von der abermaligen Heirat zurückgehalten wissen, und 
auch nach Michaelis sollte die Pflicht der Praepositi, bei 
Patronen und Kandidaten auf die Konservierung hinzuwirken, 
den zu alten Wittwen nicht zugute kommen. Auch wiesen 
Fe cht und Michaelis ausdrücklich darauf hin, dass bei 
mehreren Töchtern dem Kandidaten schlechterdings die Wahl 
bleiben müsse 1 . 

Den mittleren Standpunkt, auf dem man den 
Konservierungs-Gebrauch weder als bestimmende Regel aner- 
kennen, noch zu Ungunsten der Wittwen und Töchter aufgeben 
wollte, zeigt in besonders ausgeprägter Weise der Greifswalder 
Professor, Konsistorialrat und Pastor Matthäus Tabbert 2 . 
Dieser schärfte den Wittwen und den Kandidaten das Gewissen, 

1 F e c h t a. a. 0. c. II, § 8, Nr. 6 ; M i c h a e 1 i s a. a. 0. S. 192. 

2 Matthäus Tabbert, Der gute Prediger und Frommer Zuhörer 
u. s. w. Greifsw. 1672, Bl. P. ; vgl. die schon XI, 2, S. 243 angeführte Diss. 
S. 27— 29. — Aehnlich das Minist er ium Hamburgense indem 
„nothwendigen Bericht von der ergerlichen Predigt, welche M. Melchior 
Warnikenius unter dem Titel Probierstein in offenen Druck gegeben, 
Hamburg 1669", in dem das Ministerium an der Auffassung festhält, die 
es schon früher in der von mir XI, 2, S. 222 Anm. angeführten Schrift ver- 
treten hatte. Vgl. unten S. 31, Anm. 
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jenen, dass sie nicht unter Vorwendung der Notwendigkeit und 
gleichsam erhaltenen Rechtes sich zur Ehe ausbieten, diesen, 
dass sie nicht mit Verdrängung Würdigerer sich unter der 
Bedingung der Wittwen- oder Tochter Heirat vocieren lassen 
sollten, und ermahnte die Kirchenbehörden und Patrone, bei Be- 
rufung der Prediger vor allem die Wohlfahrt und Erbauung der 
Kirchen in acht zu nehmen. Zugleich aber ermahnte er, mit 
Betonung der Dankespflicht gegen die verstorbenen Prediger und 
mit Hinweis auf die schon von den Stephani's und anderen an- 
gezogenen alttestamentlichen Analogieen (s. XI, 2, S. 206, 217), 
bei oder nach Berufung der Prediger ein Nebenauge auf die 
nachgelassenen Wittwen und Kinder zu haben. Wesentlich ebenso 
stand der Greifswalder General-Superintendent , Konsistorial- 
Präsident und Professor Rango, der, die Bestimmungen des 
Haupt-Kommissions-fiezesses , wie es scheint, als gute Mittel- 
strasse achtend, Gebrauch und Missbrauch sorgfältig unterschie- 
den, und die einzelnen Fälle dem weisen Urteil gesinnungstüch- 
tiger Theologen und Konsistorien anheimgestellt wissen wollte 1 . 
Samuel Stryk Hess die Meinung gelten, dass ein Consilium 
an den Kandidaten, dem die Heiratsbedingung zu stellen der 
Patron durchaus keine Befugnis habe, nicht zu missbilligen sei 2 ; 
bei gleicher Abweisung der verpflichtenden Heiratsbedingung 
fand N i t z doch die der freien Entscheidung der Kandidaten 

1 Disp. inaug. de vocatione ad ministeriale officium ecclesiasticuni, 
quam sub moderamine C. T. Rangonis . . . examini subjecit Christoph 
Barfknecht. Gryphisw., 1691, quaest. IX. Bemerkenswert ist das Citat aus 
den Gravaminibus der hinterpommerschen Landstände vom 14. Mai 1667 : 
»Die meiste und grösste Wiederwertigkeit hat man mit der Priester nach- 
gelassenen Wittwen und Töchtern, welche gleichsam ex debito in den 
Raspeln bleiben wollen, und wann schon genügsame Ursachen vorhanden, 
warum man Ihnen hierin nicht willfahren kan, so wollen Sie doch dessen 
ungeachtet dabey bleiben". 

2 Dissert. juridica de Expectantiis, germ. Anwartungen, quam ... in 
Electorali Academia Brandenb. Praeside. Samuele Strykio... MDCLXX 
• • . disquisitioni sistit Beruh. Christoph Jäger, Pom. A. et R. C. III, 156 f., 
8. 57. 
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anheimgegebene (!) zulässig * , und Joh. Ludwig Hartmann 
die Bevorzugung des sich ehrenhaft um die Wittwe oder Tochter 
Bewerbenden nicht unverdient 2 . Der Tübinger Joh. Adam 
O s i a n d e r fand , ähnlich wie Rango , dass hier alles auf die 
Weisheit der Amtsverleiher ankomme. Er sah in der Neigung 
des Kandidaten zur Wittwe oder Tochter gleichsam ein frommes 
Werk, das man fördern müsse, während, wenn solche Neigung 
nicht vorhanden, die Kandidaten nicht zu drängen, vielmehr die 
Relikten anders zu versorgen seien. Für diejenigen Gegenden 
aber, in denen gewolmheitsmässig die Berufung durch Heirat 
bedingt werde, fügte er die Ermahnung hinzu, die Kandidaten 
möchten sich ernstlich prüfen, ob sie die Wittwe oder Tochter 
nicht etwa blos des Amtes wegen nehmen wollen, und in diesem 
Falle besser auf das Amt verzichten, als sich in Gefahr begeben s . 
Mit den zuletzt Genannten sind wir schon zu denen gekommen, 
welche die Wittwen- und Töchter-Konservierung als massgeben- 
den Gebrauch missbilligten und mehr oder weniger ausdrücklich 
bekämpften. Auf dieser Seite aber stehen weiter, Juristen und 
Theologen in bunter Mischung : Clasen, Joh. Conr. Dann- 
hauer, Gailfink, Joh. Balth. Schuppe, der schon 
öfters genannte „Kurtze Bericht", Gisbert Voetius, 
Frizen, F Ursen, Ne bring, von Derschau, Joh. 
Friedr. Mayer, Lichtscheid, die juristische Fa- 
kultät in Halle, Just. E Böhmer, P h i 1. J a k. S p e- 
n e r , Joh. Sain. S t r y k , B u d d e u s , Sahme, Frisch- 
mutli, Slevogt, Hönn, Zeltner, Willen berg 4 und 

1 Selecta Novellarum Justineanarum ... Paulo Nitzen, Jenae 1669, 
P. I, Sect I, Nr. VIII (s. diese Ztschr. XI, 2, S. 194. Anin. 1). 

8 Joh. Ludw. Hartmann, Pastorale evangelicum, Norimb. 1678, 
Lib. I, c. VI, Nr. 19 u. 20 (Ed. III, 1722, S. 121, Nr. 25 u. 26). Aehnlich 
Daniel Rücker, Gewissens-Predigten, 1692, Concion. 14 (bei Lichtscheid 
S. 111); Joh. Dan. Stipp er, De eo, quod justum est circa min istrorum 
ecclesiae substitutos, Lips. 1724, [Disp.], Sect. II, § 5, S. 13 f. 

3 Joh. Adam Oslander, Theologia casualis. Tubing. 1682. P. V. 
c. 2, S. 389 f. ; P. VI, c. 2, S. 78 ff. 

* Daniel Clasen, De religione politica über unus. Magdeburgi 
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auch Joh. Quistorp, Heinrich Müller, Elias Aug. 
Stryk, Christian Scriver, Thomasius, Calvör, 
V a 1. Ernst Löscher, Schöpfer, lassen keinen Zweifel, 



1655. C. XV, S. 411. — Joh. Conr. Dannhauer a. d. oben S. 23 
Anin. 1 gen. 0. S. 803 ff. — Theod. Gailfink, Novum Collegium con- 
cionatorium, Neue Postillen-Post mit angefügten neuen PraedicantenSpiegeln, 
Leipz. 1662, Bl. F. III, G. IL (Gailfink ist Pseudonym, nach Vinc. Placii 
Theatrum Anonym, et Pseudonym., II, S. 298, Nr. 1137 für Gothofredum 
Kilian, Superintendentem Glückstadiensem.) — Joh. Balth. Schuppii 
Schriften, Hanau 1663, S. 644 f. — „K u r t z e r B e r i c h t* [s. XI, 2, S. 191 
Anm.] S. 71 — 80. — GisbertiVoetii Selectarum disputationum pars 
quarta. Amstelodami 1667 : De Simonia, pars II, § 4, probl. V, S. 532. — 
Joach. Frizen, De ecclesiae ministrorum vocatione diss. Stendal 1671. 
S. 27. — Joh. F ü r 8 e n , Prediger zu St. Catharinen in Hamburg, Christ- 
lich- und Gründlicher Unterricht von dem Beruf zum Predigtampt, wie so- 
wohl Patronen als Candidaten sich dabei gebührlich zu verhalten haben. 
Insonderheit von der Frage : Ob es recht sei, dass heutiges Tages die 
Prediger- Wahlen mit der Ehe also verknüpfet werden, dass man fast keinen 
mehr zu Dienste befodern will, er habe dan vorhero die Ehe mit dieser 
oder jener Frawenspersohn unwiderrufflich versprochen. Bremen 1673. — 
Joh. Cyr. Nehring, Tractatio juridica de privilegiis pastorum in No- 
ricorum universitate anno 1674 habita. Ed. novissima, Halae-Magdeb. 1734. 
C. IV, Nr. 30, S. 28, wörtlich wiederholt in: Geo. Engel brecht, De 
dotatione virginum nobilium in Pomeriana, Helmstadii 1680 (Diss., Autor 
Joh. Geo. de Collrepp), Coroll. VII. — v. D e r s c h a u a. d. ob. S. 21, 
Anm. 1 a. O. S. 520 f. — J o h. F r i e d r. M a y e r a. d. ob. S. 21 Anm. 1 
gen. 0. S. 109—114. — L i c h t s c h e i d s. ob. S. 22 Anm. 2. — Gutachten 
der juristischen Fakultät in Halle vom Juli 1701, in J. H Böh- 
mens Jus parochiale, Ed. II, S. 106 f. — Just. H e n. Böhmer, Jus 
parochiale. [zuerst 1701.] Ed. II, Halae 1716, Sect. III, c. 1, § 23 u. 24. 
S. 104 ff. Dazu: Ed. V, Halae 1738, Suppl. S. 408. — Philipp Jakob 
Spener's Theologische Bedenken u. andere briefliche Antworten. 3. A. IV, 
Halle 1715 (Vorrede v. 1702]. Kap. VII, Art. II, Sect. XVIII, S. 235 ff.; 
Sect IV, S. 184. — Jo. Sa m. Stryk, Dissertatio juridica de jure liciti 
sed non honcsti. Typis Orphanotrophii. Glaucha-Hallensis. 1702. Cap. III 
Nr. 104—108. S. 94 f. — B u d d e u s s. ob. S. 21 Anm. 1. — R e i n h. 
Fried r. Sahme, De Juramento simoniae a candidatis S. Ministerii in 
consistoriis regni Prussiae praestando, Regiomonti 1719. — Frischmuth 
s. ob. S. 20 Anm. 1. — Slevogt s. ob. S. 23 Anm. 1. — Hönn, s. 
ob. S. 22 Anm. — Zeltner s. ob. S. 22 Anm. 2. — Sam. Friedr. 
Willenbergi Tractatus juris ecclesiastici de officio vocantis et vocati 
ad mini8terium ecclesiasticum. Jenae 1733. Nr. 68, S. 87. 
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dass sie hioher zu zählen sind 1 . Manche der Genannten haben 
sich nicht speziell mit der Frage der Wittweii- und Töchter- 
Konservierung befasst. sondern ihren Protest nur gegen das 
Einheiraten (die vocatio per genitivuni) überhaupt gerichtet ; aber 
es ist anzunehmen, dass derselbe auch so die Verwerfung jenes 
Gebrauches in sich schliesst 2 . 

Wenn wir dieses Verzeichnis mit dem auf S. 24 vergleichen, 
so sehen wir nicht nur, dass allmählich die Zahl der Fürsprecher 
immer geringer, dagegen die der Gegner immer grösser wird, 
sondern auch dass diese weitaus mehr gewichtige Namen in sich 
schliesst, als jene. Die Gegenwirkung gegen die weitverbreitete 
Sitte des Einheiratens in das Amt wird sehr begreiflich gerade 
von den Männern aufgenommen, die auch sonst die Reinigung 
und Vertiefung des kirchlichen Lebens zu ihrer Aufgabe machen. 
Es kann nicht Wunder nehmen, dass eine Art der Aemter- 
besetzung, die bald als üble Gewohnheit oder böser Brauch 8 , 
bald sogar nach Job. 10, 1 als Weg der Diebe, Mörder und 
Wölfe 4 bezeichnet wurde , einem Spener als verabscheuens- 

1 Joh. Quistorp, Pia desideria. Rost. 1663. XIII, 11; XVI, 1. 
S. 97; 113. - H ei nr. Müller, 8. ob. S. 21 Anm. 1. — Elias Aug. 
S t r y k , Disputatio de matrimonio ex ratione status Kiloni 1691 habita. 
C. II, Nr. 60 ff. — Christian Scriver, Seelenschatz, Leipz. 1704. 
(Vorwort v. 1680) IV, 9. Pred. 11, S. 247. — Christian i Thomasii 
Vollständige Erläuterung der Kirchen-Rechts-Gelahrtheit, aus einem aecura- 
ten MSt mitgeteilt von A. R. J. B. Anderer Teil. Frankf. u. Leipz. 1738. 
S. 119. — Caspar Calvör, Ritualis ecclesiastici Pars altera, Jenael705. 
Sect. IV, c. 13, § 7, S. 435. — Val. Ernst Löscher 8. oben S. 21 
Anm. 1. — Joh. Joach. Schöpfer, De matrimonio per substitutum 
contrahendo Disp., Rostochi 1709, Cap. I, Nr. 15. 

2 A. v. Balthasar freilich rechnet das Versprechen des Kandidaten, 
die Wittwe oder Tochter des Vorgängers zu heiraten, nicht zu dem „ krum- 
men Wege per Genitivum*. Jus. Eccl. Past 1, S. 515, cf. 516, 

8 C 1 a s e n (schon 1655), J. B. Schuppe, Die Halle'sche jur. Fakul- 
tät a. d. a. a. O. O. Joh. Sa m. S try k a. a. O. c. III Nr. 104: Pertinet 
quoque ad ea, quae licita sed non honesta sunt, consuetudo, qua quis sub 
hac conditione vocari solet, ut defuneti pastoris viduam vel filiam in uxorem 
ducat. 

* Gailfink a. a. 0. Bl. F. III vo ; C al vor a. a. 0. ; Sahme 
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werter Greuel und Schandflecken unserer Kirche galt, der sorg- 
lich noch viel Gericht über uns ziehen werde 1 . 

In dem literarischen Kampfe gegen die Verquickung der 
Berufung mit der Heirat kam es noch immer ebenso auf die 
Entkräftung der dafür geltend gemachten, wie auf die Ausfüh- 
rung der dagegen sprechenden Gründe an. So stossen wir wie- 
der und wieder auf jene uns bekannten Argumente, welche die 
früheren Verteidiger der Wittwen- und Töchter-Konservierung 
aus dem Alten Testamente und den Zunftgebräuchen, aus der 
Dankespflicht gegen die Verstorbenen und der Liebespflicht gegen 
die Ueberlebenden, aus der Notlage der Pfarr-Relikten und dem 
vermeintlichen Vorteile der neuen Pfarrer hergeleitet hatten. 
Was Xitz, Sa m. Stryk,Fürsen,Joh. Friedr. Mayer, 
Lichtscheid (§§ 73—90, S. 247—329), Spener, J o h. 
Sam. Stryk, Frischmuth (S. 27 ff.), Slevogt gegen 
diese, um mit Spener zu reden, der unziemlichen Sache ge- 
mässen d. h. ungereimten rationes vorbrachten, waren im wesent- 
lichen nur dieselben Einwendungen, die wir schon im Bering'- 
schen Heirats-Streite und dann von Weber und Tabor gehört 
haben. Viel breiterer Raum, als dieser Widerlegung der geg- 
nerischen Argumente, wurde der direkten Polemik gegen den 
beklagten Gebrauch gewidmet. Die Gründe, die man ihm ent- 

a. a. 0. S. 29. Melchior Warnikenius, Demminensis Pomeranus, 
hielt in Hamburg über Joh. 10, 1 u. 2 die Predigt, welche gedruckt vorliegt 
unter dem Titel: »Lapis Lydius, . .. das ist Ein Geistlicher Probierstein, 
an welchem Warhafftig und gründlich zu erkennen . . . was man bey dem 
Beruff eines Predigers oder Seel- Sorgers woll in Acht zunehmen habe'u. s.w. 
Im Jahr Christi 1669. (Vgl. oben 8. 26 Anm. 2). Ohne die Pfarr-Wittwen 
und -Töchter besonders zu erwähnen eiferte W. in diesem seinem „ heftigen 
und von Hertzen gemeynten Duell mit dem grewlichen und erschrecklichen 
Simonisten-Teuffel" (S. 7 f.) gegen „Freyen und ungebührliche Gunst ", „die 
schändliche Mägde-Mercatenterey* (S. 21), ebenso, wie gegen „Geld oder 
Freundschaft ", als die drei am meisten im Schwange gehenden Arten (S. 17) 
der högst verfluchten Simonie, dieses fast allervornehmsten unter den listigen 
Handgriffen des verdampten Mord-Geistes (S. 6). 
1) a. a. 0. Sect. IV, S. 184. 
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gegenstellte, gewähren manchen belehrenden Einblick in die Zu- 
stände und die Sinnesweise der damaligen Zeit. 

Vor allem, nach gut protestantischer Weise, auch hier das 
Zurückgreifen auf die Heilige Schrift. Lichtscheid und 
F ü r s e n legten ausführlich dar, dass in ihr, darin uns Gott 
doch alle seinen Willen geoffenbaret, nicht das Allergeringste 
von der notwendigen Verknüpfung der Berufung zum Predigt- 
amte mit diesem oder jenem Ehebündnis zu linden sei, und die 
Hall e'sche Juristen-Fakultät zog aus I. Tim. 3, 2 ff. 
und 1. Kor. 7, 7 ff., 32 ff., Beweise gegen solche Verknüpfung. ') 
F ü r s e n bemühte sich, auch weiter nachzuweisen, dass dieselbe 
in der H. Schrift sogar aufs schärfste verboten sei *). Solche 
Verbote fand er in dem Fluche Petri über den Zauberer Simon 
(Act. 8, 20), und in der Ermahnung Pauli an Timotheus, nichts, 
namentlich auch nicht die Handautiegung, nach Gunst zu thun 
(1. Tim. 5, 21 f.); ferner in der Klage Gottes bei Jeremia 23, 
21: „Ich sandte die Propheten nicht, doch liefen sie, tt — welch' 
ein Laufen von Kandidaten und Frauenzimmern veranlasst jene 
Weise der Amtsbesetzung! — endlich noch in dem Befehle Christi, 
den Herrn der Ernte um treue und fleissige Arbeiter in seine 
Ernte zu bitten (Matth. 9, 38), — welch' ärgerliches Gespött 
wird dies Gebet bei solcher Wahl der Prediger! Wovon später 
auch Frischmuth schrieb 3 ) : „Die Gemeine muss beten, Gott 
soll sie wieder mit einem guten Seelen-Sorger versorgen. Das 
Weib aber, der Patron, Ihre Hoch. Ehrwürden haben schon den 
ehelichen Amts-Contract geschlossen. Das Gebet ist ein Opus 
operatum, äusserliche Ceremonie, die Einfalt zu blenden. Wenn 
auch ein Engel vom Himmel käme mit einer Göttlichen Vocation, 
er kommt zu späte! Vergebens! Noch muss der Name Gottes 
gemissbraucht sein. Heisst das nicht Gott spotten?" 



»Lichtscheid §§33-39; Fürsen S. 5—14; Fakultät b. 
Böhmer a. a. 0. S. 107. 
2 A. a. 0. S. 14—48. 
8 A. a. 0. S. 18. Aehnlich schon Warnikenius a. a. 0. S. 23. 
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Der Berufung auf das göttliche Recht in der H. Schrift 
fügte Lichtscheid nach dem Vorgange C 1 a s e n's die auf 
das Kirchenrecht hinzu. Der alten Kirche sei die Heiratsbe- 
dingung bei den Predigern unbekannt gewesen ; in der unserigen 
widerspreche sie den symbolischen Büchern und den Kirchenord- 
nungen, und zwar gelte das von der Heirat der Pfarr-Wittwen 
und -Töchter ganz ebenso wie von der aller andern Frauenzim- 
mer 1 . Wie so Lichtscheid geltend machte, dass das Belasten 
der Kandidaten mit der Heiratsbedingung im geschriebenen Rechte 
keinen Anhalt habe, so betonten mit ihm Clasen, Voetius, 
Nitz und Spener, dass eine so schlimme Sache auch nicht 
durch Gewohnheit gut werden und Berechtigung erlangen könne, 
und Nitz sprach ausdrücklich der pommerschen consuetudo das 
Urteil : tanquam irrationabilis de jure non subsistit a . 

Dafür aber, dass die pommersche Wittwen- und Töchter- 
Konservierung und die auch sonst so vielfach übliche Verquickung 
der Berufung mit der Heirat wirklich eine schlimme, unvernünf- 
tige Sache sei, hatte man Gründe über Gründe anzuführen. 

Den Vorwurf der Simonie hatte schon Weber dieser Art 
der Aemterbesetzung nicht ganz erspart (XI, 2, S. 221), und 
wir haben bereits gehört, dass dieselbe durch amtliche Erlasse 
für Braunschweig-Lüneburg und Preussen als simonistischer Miss- 
brauch gebrandmarkt war (XI, 2, S. 190 Anm.). Dieselbe Auf- 
fassung machten Voetius, Fürsen, Lichtscheid und 



1 A. a. 0. §§ 40—56. Das Consilium de anno gratiae von 1572 und den 
Haupt-Komi88ion8-Reze8s von 1663 erwähnt Lichtscheid nicht. Es ist 
auffallend, dass diese beiden Urkunden in dem literarischen Kampfe über- 
haupt fast gar nicht herangezogen wurden. Vgl. aber die folg. Anm. 

2 C l a s e n u. Voetius a. d. a. a. O. 0. — N i t z a. a. 0. P. I, 
Sect. I, Nr. VII, 4 u. 10. Aehnlich Sam. Stryk a. a. O. S. 56: irrationabilis, 
nee jure nee aequitate fulta consuetudo. — Spener a. a. 0. S. 235 f. — 
Wenn neben der consuetudo Voetius auch lex, Nitz lex und pactum 
nennt, und wenn Spener sagt: „Dieses aber beschämt mich recht vor 
unsre ganze Kirche, wo solche Sache gar in einer Synode beschlossen wäre/ 
so sind das vielleicht Hindeutungen auf die in der vorigen Anm. genannten 
pommerschen Urkunden. 

Deutsche Zeittchr. f. Kirchenrecht. XIII. 1. 3 
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S a h m e geltend, und Frisch muth meinte, Petrus würde 
dreinfahren wie einst bei Simon Magus: „Dass du verdammt 
werdest mit deinem Weibe, Praktiken etc.! Das evangelische 
Lehramt Christi um ein Weib zu verhandeln ist weit grössere 
Sünde, als um Geld die dona miraculorum kaufen wollen" 2 . 
Wenn Thomasius sagte 2 : „Es ist par ratio, ob einer Geld 
giebt, oder sich durch Heirath zu einem Dienst verhilft", so kam 
das wesentlich auf dasselbe hinaus, trotz des Zusatzes: „Brunne- 
niannus saget aber, tolerandum esse, und ist dieses eine greuliche 
miserie, aber kein crimen, ob es schon freilich bei denen Priestern 
keinen Respect und aestim giebet." 

Auch an der Wiederholung des Vorwurfes, dass durch die 
den Kandidaten gestellte Forderung, ein bestimmtes Frauenzim- 
mer zu heiraten, der Ehe die ihr gebührende Frei- 
heit genommen werde, fehlte es nicht 3 . F ü r s e n kam 
dabei insbesondere auf jene schon von Weber erhobene Beschul- 
digung zurück, dass durch diesen weit verbreiteten Gebrauch der 
Ehestand für die evangelischen Geistlichen gewissermassen obli- 
gatorisch gemacht, und so den Papisten Grund zur Lästerung 
gegeben werde (vgl. XL, 2, S. 219) 4 . Eben dadurch, meinte 



1 Voetius a. a. 0.; — Fürsen S. 16 ff.; — Lichtscheid § 94, 
S. 345; — Sahme a. a. 0. S. 12ff.; — Frischmuth S. 11. Vgl die 
oben S. 31 angeführte Predigt von Warnikenius. 

8 A. a. 0. S. 119. (Brunnemann s. oben S. 24 und XI, 2, S. 232). 
Joh. Laur. Fleischer, Einleitung zum geistl. Rechte, 2. A., Halle 1729. 
S. 698: nicht Simonie, sondern alleine crimen ambitus. — Titius a. d, 
oben S. 25 a. 0. stellt S. 484 Simonie durch Heirat auf, erklärt aber 
S. 268 : „dass einer des verstorbenen Priesters Wlttwe oder Tochter heirathe, 
solches ist eben keine unzulässige Bedingung. " — Vgl. Caspar Mauri- 
tius, Exercitatio secularis de Simonia, Rostochi 1655 (Disp.), § 19 f. — 
Das von Sahme a. a. 0. S. 29 erwähnte „ Simonis Wahrheit Sendschreiben 
an einen Studiosuni S. S. Theologiae betreffend die verfluchte Simoniam 
edit. 1688 u habe ich nicht aufgefunden. 

8 J. B. Schuppe, Sam. Stryk, Nehring. Elias Aug. 
Stryk a. d. a. a, 0. 0., Fürsen S. 65 ff., Li cht scheid § 98, S. 357. 
Joh. Sam. Stryk a. a. 0. Nr. 108, Slevogt Com. § 10. 

* A. a. 0. S. 68 ff. 
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Joh. Fried r. Mayer 1 , dass diejenigen, welche den Kandi- 
daten die Wittwen und Töchter entgegenwerfen, wenigstens den 
Schein erwecken, als ob das, freilich anderwärts sehr seltene, 
donum continentiae bei uns völlig zu nichte gemacht werden 
solle, gereiche jene Berufungsart der ganzen Kirche zum Schimpfe. 

Noch viel öfter und nachdrücklicher wurde der Umstand be- 
tont, dass die Sitte der Wittwen- und Töchter- Konservierung der 
Kirche, Patronen wie Gemeinden, die Freiheit der Pre- 
diger wähl sehr empfindlich verschränke. Dass 
diese Freiheit gewahrt bleiben müsse hatten freilich auch Mat- 
thias Stephani und nach ihm die meisten Anderen ausgesprochen 
(s. XI, 2, S. 227 f.); aber eine Bedeutung für die Praxis hatte 
diese Kautele nicht, und konnte sie nicht haben. So finden wir 
nun Voetius, Nitz, Sam. Stryk, Joh. Friedr. Mayer, 
Joh. Sam. Stryk, die juristische Fakultät in Halle, 
Frischmuth, Slevogt einmütig in der Klage über die 
Verkümmerung des Pfarrwahlrechtes durch die gewohnheitsmäs- 
sig geforderte Berücksichtigung der Wittwen und der Töchter. 
Würden durch dieselbe doch von vornherein ganze Klassen der 
Kandidaten und Prediger von der Wahl ausgeschlossen: alle 
verheirateten und verlobten, alle der Ehe überhaupt oder doch 
der Ehe mit der betreffenden Wittwe oder Tochter abgeneigten, 
und nicht minder alle, denen diese ihre Gunst nicht schenkten 2 . 
Denn thatsächlich hätten ja nicht die Patrone die Auswahl unter 
den Kandidaten zu treffen, sondern die Wittwen und Töchter, 
wie Frischmuth das ausmalte: „Das Weibesbild lieset sich 
einen zum Mann aus, der soll mein Mann und also Prediger 
sein", und dazu sagen dann Patron und Gemeinden und Behör- 
den Ja. Solchergestalt komme also, so urteilte die Halle' sehe 



1 A. a. 0. S. 110, III; vgl. Frischmuth S. 19. 

2 Voetius a.a.O.; May er a. a. 0. S. 110, II; Frischmuth 
S. 54. 

8 A. a. 0. S. 8 ff.; vgl. Mayer a. a. 0. S. 110, II; Slevogt, Com- 
ment. § 10. 
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Juristen -Fakultät 1 , das ganze Jus eligendi pastorem auf 
ein Weibesmensch an, und J o h. S a m. S t r y k sagte geradezu, 
durch die Heiratsbedingung werde das Vokationsrecht stillschwei- 
gend den Wittwen und Töchtern eingeräumt, wie auch schon 
Gailfink spöttisch von den Wittwen und Töchtern geredet 
hatte, die das jus praesentandi haben 2 . So gleichsam in deren 
Hände auf das ihr zustehende Recht zu verzichten erklärte J. 
F. Mayer aber für eine Versündigung der Kirche 3 . Welch' 
eine Herabwürdigung des Amtes! Wo würde denn 
ein Fürst verordnen, dass man die weltlichen Aemter, statt die 
Tüchtigsten dafür zu suchen, denen übertragen solle , die der 
Vorgänger Wittwen oder Töchter heiraten wollen? Und das 
dürfte mit dem Amte geschehen, dessen Träger recht eigentlich 
Gottes Boten sind, zur Verwaltung nicht der irdischen, sondern 
der ewigen Güter verpflichtet? Frischmuth seufzte 4 : „ We- 
der mit Thränen noch mit Blut kann sattsam beweinet werden 
die Schande, welche die Weiber- Vocation dem Amte Christi thut." 
„Noch hat man mehr Sorge und Vorsichtigkeit, einen einzigen 
Bürgermeister zu creiren, als zehn Pastores zu vociren. Denn so- 
bald der alte todt, lieget die Vocation des neuen schon in der 
Schürtze!" F ü r s e n sah von einem anderen Gesichtspunkte aus 
in der Heiratsbedingung eine Verkleinerung und Verlästerung 
des Amtes 6 . Er wendete sich gegen diejenigen, die es nur billig 
fanden, dass der Kandidat zum Danke für die Verleihung des 
Amtes die Person heirate, die der Patron auf diese Weise ge- 
borgen wissen wolle. Er stellte ihnen die schweren Lasten, die 
grossen Gefahren und die weitreichende Verantwortung vor Augen, 
die das geistliche Amt für seine Träger mit sich bringe, und 
fragte, ob es nicht ungereimt sei, dass einer, dem diese Bürde 



1 A. ob. S. 29 a. 0. 

8 J. S. Stryk a. a. 0. S. 95; Gailfink a. a. 0. Bl. F. III. 

8 A. a. 0. S. 110, II; das Folgende: S. 109 f. I. 

* A. a. 0. S. 14. 

5 A. a. 0. S. 48 ff., 19 f. 
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aufgeladen werde, sich deswegen noch dankbar erweisen und einem 
zu Gefallen diese oder jene heiraten solle? Solchen Dank for- 
dern oder gewähren könne nur, wer des geistlichen Amtes hohe 
Bedeutung und Schwierigkeit durchaus verkenne; es zeuge von 
schändlicher Verachtung und Geringschätzung des Amtes, dessen 
Verwalter nach Paulus doch doppelter Ehre wert seien (1. Tim. 
5, 17). Matthias Stephani und die anderen älteren Befürworter 
der Wittwen- und Töchter- Konservierung hatten zwar den Vor- 
behalt gemacht, dass dadurch nicht etwa die Successionen in der 
Kirche erblich werden dürften (s. XI., 2, S. 227, 229). Aber 
die Praxis war, wie wir an manchen Beispielen gesehen haben 
(XI., 2, S. 240), auch in diesem Stücke nicht selten mächtiger, 
als die Theorie, und so konnten Samuel Stryk und N e h- 
ring mit einem gewissen Rechte behaupten, dass jener Gebrauch 
die Einführung der Amts-Erbfolge in den Familien 
der Geistlichen bedeute 1 . Doch das war ein Geringes im Ver- 
gleiche damit, dass Lichtscheid dem wohlgemeinten Ge- 
brauche wenigstens einen Teil der Schuld an allen möglichen 
schmählichen Praktiken der Patrone bei der Amts- 
besetzung aufbürdete, insbesondere auch an jenem Unfuge, die- 
selbe als willkommene Gelegenheit zur Verheiratung irgendwelcher 
ihnen nahestehender Frauenzimmer zu benutzen 2 ). Denn eben 



1 S. Stryk a. a. 0. c. III, 152. Nehring a. a. 0. 

1 A. a. 0. § 97, S. 349 ff. ; § 69, S. 237. üeber jenen Unfug (von dem 
wir schon XI, 2, S. 232 f. hörten) S. 352 : Imo penitus eo devenient, ut 
adhuc calentem a nocturnis domini amplexibua amicam, vel ludibrium ali- 
quod familiae suae, quod maculam contraxit, aut contracturum erat, lecto 
futuri Pastoris injiciant suave pondus, habent enim Clericatum pro sentina, 
omni8 generis illuviem recipiente. Dass es wirklich schon so weit gekom- 
men, behauptete wenig später F r i s c h m u t h a. a. 0. S. 17 u. 43. Dieser 
hat überhaupt durchweg neben den Wittwen- und Töchter-Heiraten auch 
die von andern Frauenzimmern im Auge, während Stockmann a. a. 0. 
S. 356 ff . in einem besonderen Abschnitte die Frage behandelt: „ Ist's denn 
auch recht und im Gewissen zu verantworten, wenn ein Patronus jemand 
ein geistliches Amt auf die Bedingung conferiren will, wenn er die Zoffe 
oder das Aufwart-Mädgen der Frau heyrathen würde ?* Fürsen denkt 
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jener Gebrauch bestärke die Patrone in ihrer zügellosen Willkür, 
bei den Berufungen auszubedingen was ihnen irgend beliebe. 
Sei in rechtlicher Beziehung doch auch kein Unterschied zwischen 
der auf die Pfarr-Wittwen und -Töchter und der auf die Heirat 
anderer Frauenzimmer gerichteten Bedingung. Auch dieser Vor- 
wurf wurde noch weit übertroffen durch die Klagen, welche man 
über den verderblichen Ein flu s s der Konservierungs- 
sitte auf den geistlichen Stand selbst zu führen hatte. 
Was in dieser Beziehung der Haupt-Kommissions-Rezess und 
die Verordnung von Topolnow (s. oben S. 6 und 15) im allge- 
meinen bezeugt hatten, das ergänzten die Schriftsteller, indem sie 
mehr in's einzelne gehende Schilderungen von dem Wesen und 
Treiben gaben, das angeblich in manchen Pfarrhäusern heimisch 
war. Wir werden dabei nicht vergessen dürfen, dass sie in der 
Polemik gegen eine festgewurzelte und vielverteidigte Sitte wohl 
manchmal die Farben sehr stark aufgetragen haben. Aber auch 
wenn man von diesen Schilderungen manches als Uebertreibung 
abzieht, bleibt ein düsteres Bild zurück, von dem sich der sitt- 
liche Ernst der Beurteiler, als Zeugnis von dem doch nicht feh- 
lenden besseren Geiste, um so wohlthuender abhebt. 

Nach J o h. F r i e d r. Mayer machte sich der schädliche 
Einflu8s der Wittwen- und Töchter-Konservierung schon bei den 
Studenten geltend, dadurch, dass diese verrückte (vesana) 
Gewohnheit sie zur Faulheit verführte. Die in guter äusserer 
Lage befindlichen, so sagte Mayer 1 , glauben sich dadurch den 
Wittwen und Töchtern schon genügend empfohlen; andere ver- 
geuden die Studienzeit mit forschem und stutzerhaftem Treiben, 
um den Frauenzimmern als feine Leute begehrenswert zu er- 
scheinen. Welch ein Hohn auf das wirklich treue Studium, dass 
auch der tüchtigste Kandidat nur dann einen Platz zur Ver- 
wertung seiner Kräfte gewinnt, wenn er das Wohlgef allen einer 



namentlich daran, dass die Patrone ihre weiblichen Verwandten durch die 
Heirat mit dem Pastor versorgen. 

1 A. a. 0. S. 112, VIII; S. 111, V. 
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Pfarr-Wittwe oder -Tochter findet, die ihm selber nicht zuwider 
ist! Erkennet man so, fragte Frischmuth 1 , Gottes Gaben? 
„Gott hat des frommen Studenten Fleiss und Gebet mit Weis- 
heit und Gottesfurcht gesegnet. . . . Soll solch' eine köstliche 
Perle in ein Priester-Kleid eingewickelt werden, so muss sie erst 
sich an den Hals einer Weibes-Person hängen lassen, oder wird 
mit Füssen in den Kot der Verachtung gestossen. Wird so 
Weisheit und Tugend belohnet?" Dass um der Wittwen und 
Töchter willen nicht etwa auf genügende Tüchtigkeit der Kan- 
didaten verzichtet werden dürfe, war freilich auch eine von den 
Stephani-Carpzov'schen Kautelen gewesen (s. XI., 2, S. 227 f.). 
Trotzdem wurde vielfach die Klage laut, dass die Heiratsbe- 
dingung häufig den tüchtigsten den Zugang zum 
Pfarramt versch Hesse, dagegen den untüch- 
tigen ihn öffne und bequem mache. Schwerlich war diese 
Klage unberechtigt. Denn natürlich wollten gerade die besten 
sich am wenigsten jener Bedingung unterwerfen, während die un- 
tüchtigen es damit viel leichter nahmen *; und auch an Pfarr- 
AVittwen und -Töchter mochte Christian Scriver denken, 
als er schrieb 3 : „Oftmals hat ein Weibsbild die Kirchenschlüs- 
sel am Gürtel und in Händen, welches vom rechten Christentum 
und Uebung der Gottseligkeit wenig, von Pracht aber, von Mode, 
von Wollust und Ueppigkeit viel weiss, das wehlet denn nicht 
den tüchtigsten, .... sondern den, der das feinste äusserliche 
Ansehen hat, und der sich ihrem Sinn am besten füget." So 
erklärte Frischmuth 4 : „Daher köinmts, mein Bruder, weil 
gelehrte Subjecte verworfen werden, welche sich nach der Welt 
nicht accomodiren wollen, dass so viele fratres ignorantiae et 
malitiae überall anzutreffen auf den heiligen Lehr-Stuhl Christi." 



1 A. a, 0. S. 26. 

a So z. B. M e n g e r i n g a. ob. S. 24 Anm. a. 0. S. 500 ; Schuppe, 
Schriften S. 644; Spen er a. a. 0. S. 235. 
8 A. d. ob. S. 30 Anm. 1 gen. 0. 
4 A. a. 0. S. 33. 
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Und Lichtscheid behauptete x , es sei eine zweifellose That- 
saclie, dass viele der durch Heirat ins Amt Gekommenen von 
Anfang an nichts wert gewesen seien. Dieser Eingang in das 
Amt soll für viele zugleich der Eingang in eine unglück- 
liche Ehe gewesen sein. Diese Klage haben wir schon früher 
gehört (XL, 2, S. 228). Dass sie nicht unbegründet war, scheint 
ihre immer neue Wiederholung zu bestätigen. Sie wurde bei 
Schuppe, Gailfink, Dannhauer, Mayer, Nitz, 
Lichtscheid, Spener, Frischmuth zur harten An- 
klage gegen den herrschenden Gebrauch als einen Quell der 
gröbsten Aergernisse. Der Letztgenannte hat (S. 43 — 48) man- 
che Beispiele solcher unglücklichen Ehen und ihres herabziehen- 
den Einflusses in ergreifender Weise geschildert. Er und Nitz 
fanden es sogar ganz natürlich, dass der Gebrauch in den Pfarr- 
häusern eine depravierende Wirkung auf die 
Frauen und auch schon auf die Töchter ausübe. Denn 
wissen die einmal, dass durch die Macht des Gebrauches für 
ihre Verheiratung gesorgt ist, wie leicht geschieht es dann, dass 
sie die guten Sitten hintansetzen und sich einem üppigen Leben 
überlassen! ja, dass böse Weiber oder mannsüchtige Töchter so- 
gar die Pflege des Mannes oder Vaters absichtlich vernachläs- 
sigen, da sie Grund haben, dessen Tod weniger zu fürchten, als 
zu wünschen ! a In diesem Zusammenhange erblickte Frisch- 
muth in dem Gebrauche der Wittwen- und Töchter-Konservie- 
rung geradezu einen Eingriff in Gottes Regiment. Möge Gott 
aus gerechtem Zorn zur Strafe oder aus väterlicher Züchtigung 
zur Glaubensprüfung die Priester- Weiber und -Kinder in Witt- 
wen- und Waisenstand setzen: heisst es nicht, seine untadeliche 
Providenz meistern, wenn man jenen wie diesen Zweck durch 



1 A. a. 0. S. 358. — Aehnlich klagen Clasen, Pruckner, Nitz 
a. a. 0. P. I, Sect. I, Nr. VII, 1; Sana. Stryk, v. Derschau 8. oben 
S. 21 Anm. 1, El. Aug. Stryk, Joh. Sam. Stryk a. a. 0. C. III, 105, 
Buddeus, Spitz a. a. 0. S. 63. 

* Nitz a, a. 0. VII, 3; Frischmuth S. 50. 
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solche Einrichtung von vornherein zu nichte macht 1 ? 

Nach all diesem kann es nicht überraschen, dass unserem 
Gebrauche weiter auch ein durchaus lähmender Einfluss 
auf die Amtsführung und überhaupt auf den Wandel 
der Geistlichen zugeschrieben wurde. Während Fürsen mehr 
theoretisch aus der Schrift und den Theologen zu beweisen 
suchte *, dass die durch Heirat ins Amt Gekommenen, als nicht 
ordentlich berufen und gegen Gottes Willen eingedrungen, not- 
wendig der zur rechten Amtsverwaltung unentbehrlichen Aus- 
rüstung und Segnung von Gott entraten müssten, hielten andere 
sich durchaus an die Praxis. Ihr entnahmen sie die Belege für 
das „Qualis vocatio, talis successus." Die der Heirat das Amt 
verdanken, sagte Frischmuth, können nicht mit gutem 
Gewissen sprechen: „Ich, als ein von Gott berufener und ver- 
ordneter Diener Jesu Christi" — was Wunder, dass sie nicht 
vermögen, den Patronen, den Weibern, den Weltkindern die 
Wahrheit zu sagen?! Und wäre es nur das! Aber wie viele 
kommen auf diese Art ins Amt, um dann nur ihr ungeistliches, 
liederliches Leben fortzusetzen ! 8 Ja gesetzt auch den Fall, sagte 
Lichtscheid 4 , dass nur Tüchtige und Würdige berufen 

1 A. a. O. S. 49 ; 51. 

* A. a. 0. S. 77 f. 

8 A. a. 0. S. 24 f., 33 ff., 38. 

4 A. a. 0. S. 358 f. Vgl. das Bild, das v. Derschau a. a. 0. Buch 4, 
Kap. 4 von der verfluchten, verführerischen Priesterschaft des Jerobeam- 
Tempels entwirft. Inbetreff der eingeheirateten Prediger wiederholt er, S. 522, 
was schon Gailfink mit Berufung auf „ einen Theologen unsrer Kirche * 
gesagt hatte: sie mögen sich damit trösten, ,dass gleich wie diejenigen, so 
durch Hurerei in den Ehestand kommen, hernach gleichwohl für Eheleute 
passiren, also auch sie, weil sie durch die Quarr zur Pfarr kommen, dennoch 
gleichwohl für ordentliche Lehrer und Prediger mögen gehalten werden : 
da heisst's dann auch : Qualis vocatio talis successus, wie der Beruf, also 
ist auch das Glück, der Segen und Fortgang ihres Amts beschaffen *. v. 
Derschau war „Churf. Brandenb. Pr. Ober-Appelations-Gerichts u. Hof-Rath, 
Erbherr auf Woninkaim, Mamlack u. Waldhau u . Das von seinem Sohne, 
Prediger in Rastenburg, bearbeitete, mit der Kirche sehr scharf ins Gericht 
gehende Buch erschien erst nach dem Tode beider. 



Digiti 



izedby G00gk 



42 Abhandlungen. 

würden, so würden doch infolge der eingegangenen Heiratsbe- 
dingung auch von diesen die meisten so herunterkommen, dass 
es bald aussehen würde, als ob sie ganz verlernt hätten, dass 
sie Theologen und Menschen seien. In so grosse Sorge, Angst 
und Kümmernis, ja manchmal in Verzweiflung, gerieten die einen 
durch die unpassende (impar) Ehe mit ihren traurigen Folgen, 
die andern durch die äussere Notlage, in der sie ihr dürftiges 
Einkommen für den Unterhalt einer zahlreichen, grösstenteils 
fremden Familie aufwenden müssten. Durch solch häusliches 
Elend kämen sie dann dazu, in unstätem Herumtreiben, oder 
im Spiel, oder im Trunk oder im Verkehr mit andern Frauen- 
zimmern oder sonstwie vergeblich Beschwichtigung ihrer Seelen- 
qualen zu suchen. Natürlich stumpfe dabei der Sinn für Gebet 
und Meditation völlig ab, die Amtstätigkeit werde aufs äusserste 
vernachlässigt, und die geistlichen Handlungen entarteten zu rein 
mechanischen Verrichtungen. Fürsen 1 wies darauf hin, wie 
leicht andrerseits die Gemeindeglieder durch Zwei- 
fel b e an gsti gt würden, ob sie einen solchermassen beru- 
fenen Prediger auch mit gutem Gewissen hören könnten? Und 
wirklich -scheinen es derartige Erfahrungen gewesen zu sein, die 
zur Erörterung der Frage nötigten, ob man von der Amtsfüh- 
rung eines nur durch Heirat mit der Wittwe oder Tochter des 
Vorgängers unwürdig ins Amt gekommenen Pastors unbeschadet 
des Gewissens Gebrauch machen dürfe oder nicht 2 . Nach dem 

1 A. a. 0. S. 103. 

* Z. ß. Friedemannus Bechmannus, Theologia conscientiaria 
sive tractatus de casibus conscientiae. Francof. et Lipsiae 1692. Sect. I, 
cas. IX, 4, S 26 f.: Sed quid faciendura, si indignus ad officium ecclesiasti- 
cum tantum per matrimonium cum relicta defuncti pastoris vidua vel filia 
perveniat, anne auditores salva conscientia ejus ministerio uti possunt, cum 
vocatio ejus sit illegitima et pro nulla habenda? Antwort: Nichtig ist die 
Vocation keineswegs, weil nicht ganz, sondern nur teilweis illegitim; das 
ministerium der so Berufenen ist efficax, si eo secundum Dei verbum 
utuntur, und daher, wenn dieses der Fall ist, non fugiendum. Vgl. Hein r. 
Müller, Theol. Schriftmässige Bedenken, Frankf. a. M. 1667, S. 35, Frage 9 : 
„Ob man, da die Prediger eingekauft oder eingefreit, gottlos leben und alle 
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Zeugnis des Greifswalder Pastors und Professors, auch Konsi- 
storial- Assessors , Jakob Heinr. Balthasar glaubten 
manche, sich vom heiligen Abendmahl fernhalten zu müssen, 
weil sie meinten, dass kaum einer oder der andere Pastor recht- 
mässig berufen sei; und unter den Stücken, durch welche die 
Rechtmässigkeit der Berufung verletzt werde, nennt Balthasar 
ausdrücklich auch das Heirats versprechen 1 . So konnte Spener 
gegen den Gebrauch der Wittwen- und Töchter-Konservierung 
geltend machen 2 , dass der dadurch angerichtete Schaden der 
Seelen doch gar zu gross, und der Nutz der leiblichen Erhal- 
tung der Pfarrfamilien mit demselben in keine Wage zu bringen 
sei; und Slevogt durfte fragen 3 , ob das eine göttliche und 
rechtmässige Berufung sei, bei der mehr Rücksicht auf die hinter- 
bliebene Familie, als auf so viele mit dem teuersten Blute Christi 
erkaufte Seelen genommen werde? 

Wir sehen: es waren viele und schwere Einwendungen, die 
gegen die hergebrachte, weitverbreitete Art der Relikten- Versor- 
gung erhoben wurden. AVeit entfernt, allgemein als angemessen 
und löblich zu gelten, wurde sie vielmehr von vielen mit Spener 
für eine „höchstschädliche u Gewohnheit gehalten, die der Kirche 
und dem Predigtamte geradezu zum Schimpfe gereiche, viel 

Greuel im Beichtstuel absolviren, sich mit gutem Gewissen vom Abendmal 
enthalten könne?" Nein! „Des Predigers unrechtmässiger Beruff und är- 
gerlicher Wandel vereinigt mit dem abusu clavium hebt des Sacraments 
Würde, Nothwendigkeit und Kraft nicht auf. " — F Ursen wollte die häufig 
gemachte Unterscheidung zwischen ganzer und teilweiser Illegitimität nicht 
gelten lassen, a. a. 0. S. 95; 103 ff. 

1 Jac. Henr. Balthasar, De quaestione, an ministerio pastoris 
orthodoxi, non legitime vocati, sit utendum? Gryph. 1720. Er bejaht diese 
Frage ähnlich wie Bechmann. Zu ihrer Behandlung veranlasste ihn der 
Wunsch „illorum conscientiae consulere, qui vitiis, quibus multorum pasto- 
runi vocationes sunt contaminatae, offensi, . . . ipsa salutis media respuunt 
S. 16; vgl. S. 4: a. S. Coena abstinendum esse rati, quod vix unum aut 
alterum pastorein sciant, qui de legitima divinaque vocatione gloriari 
P088Ü Heiratsversprechen S. 8; 10. 

1 A. a. 0. S. 236. 

8 A. a. 0. S. 15 f.; vgl. Joh. Sam. Stryk a. a. 0. S. 94. 
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mehr als die Armut unversorgter Wittwen l . So konnte es nicht 
ausbleiben, dass auch den M i 1 1 el n z ur Abhülfe ernstlich nach- 
gesonnen wurde. Am nächsten lag es, vor allem den Patronen 
zum Bewusstsein zu bringen, dass ihnen das Präsentationsrecht 
nicht übertragen sei, um Wittwen und Töchtern zum Ehestande, 
sondern um den Gemeinden zu tüchtigen Pfarrern zu verhelfen. 
In diesem Sinne redeten Fürsen und Joh. Friedr. Mayer 
die Patrone an 2 , und beide hatten auch sehr ernste Worte für 
die Kandidaten. Sie hielten ihnen die Gewissensnöte vor, die 
das Einheiraten nach sich zöge, und warnten sie, sich doch nicht 
solche Drangsal zu bereiten 3 . Aber zu wie vielen Patronen and 
Kandidaten werden diese Mahnungen den Weg gefunden haben ? 
Grosser Erfolg war von der Einwirkung auf Patrone und Kandi- 
daten ohnehin nicht zu erwarten, so lange die weltlichen und geist- 
lichen Oberen den festgewurzelten Gebrauch unterstützten, zumal 
wenn sogar massgebende Theologen ihre Pflichten als Examina- 
toren und Ordinatoren so leicht nahmen, wie es ihnen von man- 
chen schuldgegeben wurde 4 . Lichtscheid glaubte deshalb, 
bei der allgemeinen Verderbnis die Abstellung der durch Heirat 
bedingten Berufungen nur durch deren bestimmtes Verbot erwarten 
zu dürfen, und verlangte den Erlass solcher Verbote von den 
Fürsten, als den Trägern der Episkopalgewalt, und den Konsi- 
storien, als ihren kirchlichen Aufsichtsbehörden ö . Aber wie hätte 
man das Uebel überwinden können, wenn seine Ursache nicht 
beseitigt wurde? Darum verhehlten sich praktisch denkende 

1 S p e n e r a. a. 0. S. 236. 

* Fürsen durch das ganze Buch hin; Mayer a. a. 0. S. 113. 
8 Fürsen S. 106 ff.; Mayer a. a. 0. S. 111, VI. 

* Fürsen 8. 87 (verdruckt: 91). Frischmuth schildert S; 34 ff. 
sehr drastisch, wie es bei der Anstellung des heiratswilligen Kandidaten, 
der vorher ein liederlicher Student und galanter Hofmeister gewesen, zu- 
gehe. Er spricht sogar von Bestechung der Examinatoren durch Patron 
und Kandidaten. Vgl. a. dems. 0. S. 6. Auch Gailfink a. a. 0.: „Was 
sie [die Herren Theologi] sollten verwehren, sie nehmen selbst Geld, und 
helfen vorher Heyrathen stiften". 

5 A. a. 0. S. 386 ff. 
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Männer nicht, dass es durchaus darauf ankomme, eine andere, 
unanstössige Versorgung für die Pfarr-Relikten zu beschaffen. 

Auch hier war das erste der Appell an die Patrone, aber in 
der richtigen Erkenntnis, dass eine so wichtige Sache nicht bloss 
dem sehr zweifelhaften Wohlmeinen der einzelnen anheimgestellt 
bleiben dürfe, dachte man zuglich auf die Herstellung fester or- 
ganischer Einrichtungen. Quistorp, Spener und F e c h t 
wiesen auf die Gründung von Wittwen- und Waisenkassen hin 1 , 
Fürsen, J. F. Mayer und S 1 e v o g t empfahlen die Ver- 
sorgung aus öffentlichen Mitteln, wobei Fürsen und Mayer an 
das Kirchengut, dieser besonders an die vielen spolia Egypti, d. h. 
die aus dem Papsttum verbliebenen frommen Stiftungen, dachten, 
Slevogt an die Einkünfte der säkularisierten Herrschaften und 
an das Aerarium provinciale, sowie an besondere von Fürsten 
und Landständen für diesen Zweck anzulegende Armen- und 
Almosen-Steuern 2 . Wie diese letztgenannten Vorschläge aber 
wenig Aussicht auf Verwirklichung boten, so bekannte Spener 
offen, dass es schwer sei, Art und Weise zu zeigen, wie der Sache 
zu helfen. Er hielt ratsam, zum vordersten alles mit einigen 
gottseligen Theologis und Politicis im Vertrauen zu überlegen, 
und wenn alles wohl incaminiert, die Sache an den Regenten 
oder das Land zu bringen, ihnen die bösen Folgen dieser schlim- 
men Gewohnheit beweglich vorzustellen und die Vorschläge zu 
einer anderen Wittwen- Versorgung anzuzeigen, und endlich alles 
dero üecision und Verbesserung heimzugeben. Ob man auch 
endlich nicht alle Steine wegräumen könne, müsse man so doch 
sein Gewissen retten, indem man alles gethan, was zur Aen- 
derung eines solchen Uebelstandes nötig sei 8 . 

Die Beseitigung des Gebrauches der Wittwen- und Töchter- 
Konservierung war nachgerade für nicht wenige zur Gewissens- 

1 Q u i 8 1 o r p a. a. 0., Spener a. a. 0. S. 236 t F e c h t a. a. 0. 
C II t § VIU, 5. 

* Fürsen S. 74, Mayer a. a. 0., S. 112, Slevogt Com. §13. 
8 A. a. O. S. 236 f. 
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sache geworden. Den Kleinmütigen und Trägen, welche meinten, 
das Uebel stillschweigend dulden zu müssen, weil das Reden doch 
nichts helfe, rief Lichtscheid im Namen vieler Gottesfurch- 
tigen entgegen : Non tacebimus ! l Das gewissenhafte Rufen nach 
Reform sollte auch unserm Landesteile zugute kommen. Aber 
gerade hier sollte sich auch zeigen, welch' einen zähen Wider- 
stand die Gewohnheit dem berechtigten und wohlgemeinten Drän- 
gen auf Reform entgegenstellen kann. 

3. Ein vergeblicher Reform- Versuch. 

Während des grossen nordischen Krieges geriet Neuvorpom- 
mern mit Rügen im Dezember 1715 unter die dänische Herr- 
schaft, und blieb unter ihr fünf Jahre lang. 

Der neue Landesherr, König Friedrich IV. von Dänemark, 
wendete auch der Verbesserung des Kirchenwesens in unserem 
Landesteile seine Fürsorge zu. So forderte er durch seine Re- 
gierung in Stralsund vom Konsistorium einen Bericht über die 
hierorts übliche Conservation der Prediger- Wittwen und Töchter. 
Der Bericht des Konsistoriums ist uns leider unbekannt, doch 
die Geistlichen auf Rügen hatten Kunde, dass er zu Gunsten der 
alten Gewohnheit gelautet habe 2 . Trotzdem eröffnete der König 
der Regierung in Stralsund durch Reskript vom 9. Mai 1718: 
„wie er befunden, dass diese eingerissene alte Gewohnheit an sich 
böse, und zu vielen schädlichen Suites und Inconvenientien Ur- 
sache geben könne, und dahero bewogen worden, zu verordnen, 
dass hinfüro denen Candidaten zu denen vacanten Geistlichen 
Diensten vor der Vocation oder Institution, kein Antrag wegen 
einer Heurath geschehe, sondern, wenn solche introduciret wor- 
den, man sie alsdenn allererst auf der Antecessorum Wittwen 
oder Töchter, falls selbige nicht deform, noch ausser dem Alter 
und Stande heurath en zu können sich befinden, zu reflectiren 
gütlich ermahne, keines Weges aber dazu die Candidatos durch 

1 A. a. 0. S. 386. 

8 Reinonstrationschrift v. 5. Okt 1719. 
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ein oder ander Mittel weder directe noch indirecte anhalte." 

Die Regierung teilte diese königliche Resolution zunächst 
dem Konsistorium mit und publicierte sie etwas später durch 
ein von den Kanzeln zu verlesendes Patent de dato Stralsund 
den 6. Februar 1719 1 . Sie erinnerte dabei „insonderheit die 
von der Ritterschaft, Magistratus in denen Städten, und andere 
so das jus patronatus zu exercieren haben, dass sie diese, von 
Ihro Königl. Majestät aus Christrühmlicher Absicht abgegebene 
Verordnung sich allergehorsamst zur Norm stellen, und dawieder 
nichts vornehmen müssen, daferne sie Ihro Majestät Ungnade 
und schweres Ressentiment zu vermeiden gedenken. Womach 
sich diejenige, welche es betrifft, schuldigst zu richten. u 

Damit, dass diese königliche Verordnung den Patronen ver- 
bot, den Kandidaten vor der Vocation einen Antrag wegen der 
Heirat zu machen, stellte sie sich in so entschiedenen Gegensatz 
gegen den Haupt-Kommissions-Rezess von 1663, dass sie geradezu 
die Aufhebung der durch ihn getroffenen Ordnung bedeutete. Indem 
die Verordnung aber dieses Verbot weiter so bestimmte, dass man 
erst nach der Introduction („alsdenn allererst* 4 ) den Kandidaten 
zur Heirat mit der dazu geeigneten Wittwe oder Tochter gütlich 
ermahne, machte sie der „an sich bösen 44 Gewohnheit doch das 
Zugeständnis, dass nach der Introduction eine gütliche Einwirkung 
auf den neuen Pfarrer zugunsten der Wittwen- oder Tochter- 
Heirat nicht unerlaubt sein solle. Dieses Zugeständnis konnte 
immerhin so aufgefasst werden, dass bei der Wahl die Rücksicht 
auf die Wittwe oder Tochter nicht gerade auszuschliessen, son- 
dern dass, wofern diese überhaupt zur Heirat geeignet seien, 
mögliehst ein Unverheirateter zu wählen sei. 

So meinten die Rügen'schen Geistlichen, wie sie in der gleich 
zu erwähnenden Remonstrationschrift erklärten, das Patent vom 

1 Dieses Patent ißt abgedruckt bei Frischmuth a. a. 0. 8. 21 — 23 
A. v. Balthasar datiert das Patent irrtümlich auf 1716; auch sonst ist 
seine Darstellung dieser Episode im Jus Eccl. Past. I. S. 517 Anm. 504 un- 
genau. Ob es richtig ist, dass auch das Konsistorium remonstrierte, kann 
ich nicht kontrollieren. 
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6. Februar nur dahin abzielend verstehen zu können, „dass da- 
durch nicht der rechte Gebrauch dieser von vielen Zeiten wohl- 
hergebrachten Gewohnheit (der Wittwen- und Töchter-Konser- 
vierung), sondern nur bloss die darbey eingeschlichenen und 
ferner zu besorgenden abusus abgeschafft werden sollten", und 
sie beriefen sich darauf, dass die Worte des Reskriptes, durcli 
welches ihnen das Patent übermittelt worden, „ausdrücklich dahin 
lauten". Um so mehr wurden sie durch die Nachricht über- 
rascht, dass der König wenige AVochen nach der Publikation 
jenes Patentes die Mönchguter Pfarre auf Rügen, bei der eine 
etwa 45jährige Wittwe hinterblieben war, einem verheirateten 
Pastor verliehen habe 1 . Sie entnahmen daraus „mit nicht ge- 
ringer Bestürtzung, dass mit dem Patente nicht sowohl auf die 
etwanigen Missbräuche, als vielmehr auf die gäntzliche Auf- 
hebung dieser an sich et positis terminis habilibus unsträflichen 
Gewohnheit das Absehen gerichtet und gemeynet sei tt , und 
hielten demnach für ihre Pflicht, teils, wie sie sagten, „zu Ver- 
meidung aller Nachrede bei der Posterität, teils aber auch 
zur Abwendung aller, nebst dem Untergange der unserigen, in- 
sonderheit auch dem publico selbst daraus zufliessenden suiten 
und inconvenientien", behufige Vorstellung in Unterthänigkeit zu 
thun. Demzufolge richteten „Sämtliche Praepositi und Pastores 
des Ministerii in Rügen" unterm 5. Oktober 1719 an den Ge- 
neral-Gouverneur und die Regierung in Stralsund eine „Unter- 
thänige pflichtmässige Remonstration, Bedin- 
gung, und Bittschrift, wegen Conservation der 
Priester-Wittwen und -Töchter bei vorfallen- 
den vacan yen" 2 . 

Die Geistlichen wiesen in dieser Eingabe darauf hin, dass 

1 Vgl. Fabarius, Nöthige Erläuterung des Alten und Neuen Rü- 
gens, Greiffswald und Stralsund 1737. S. 169 (Rennert) ; das Alter der Wittwe 
Cadow ergiebt sich daraus, dass ihr Vater (Becker) 1671—1678 verheiratet 
war, a. a. 0. S. 163 f. 

* Abschrift derselben in der Greifswalder Univ. -Bibliothek, Ms. Pom. 
fol. 116, Blatt 205-216. 
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die justitia et rationabilitas hujus consuetudinis ecclesiasticae von 
vielen vornehmen Theologis und Ictis weitläuftig abgehandelt sei 
und vor Aller Augen liege, wie ja auch das Königl. Geistliche 
Konsistorium von dieser Gewohnheit nicht als einer anstössigen, 
sondern wohlfundirten und darum billig beizubehaltenden und in 
diesen Landen nöthigen referiret habe. Sie selber wollten sich 
in dieser Beziehung darauf beschränken, anzuführen dass 1) diese 
Gewohnheit von Anfange der Reformation und Luthers Zeiten 
hero allemal für christlich, löblich und unanstössig gehalten, 2) 
dahero auch von jeheraus in diesen und benachbarten Luthe- 
rischen Ländern recipiret worden, endlich 3) gar per publicam 
sanctionem teils in denen legibus praepositurarum A. 1602 durch 
Herzog Barnim renoviret und confirmiret, teils in dem bekannten 
Kommissionsrecess de 1663 a Principe et Statibus Provincialibus 
pro lege publica, bis dass auf eine andere Art für den Unterhalt 
der Wittwen und Kinder zulänglich gesorget werden könne, con- 
stituiret und angenommen, 4) von Carolo XI als damaliger Landes- 
herrschaft A. 1695 aufs neue confimiiret 1 , 5) ihre Vorfahren 
und sie darauf mit vociret, 6) in partem salaris ihnen mit an- 
gerechnet und zugeschlagen, 7) infolglich ein jus quaesitum et 
radicatum ihnen daraus zugestanden worden, welches zumals in- 
sontibus von einer Gnädigen und Mitleidigen Obrigkeit nicht 
pfleget genommen werden wollen. Das häufige Vorkommen von 
Missbräuchen aber werde nur mit Unrecht behauptet, wie ja auch 
das Ministerium in Rügen und Pommern den Vergleich mit der 
Geistlichkeit in Gegenden, wo diese Gewohnheit nicht hergebracht, 
nicht scheuen brauche. 

Freilich, so führten sie weiter aus, sei nicht zu leugnen, dass 
die Landesobrigkeit die Macht habe, diese und dergleichen leges 
et consuetudines prout salus reipublicae et ecclesiae pro re nata 
id exigere possit abzuschaffen. Doch sei es eine moraliter im- 
possible Sache, quod cessante nondum ratione legis lex ipsa 
cessare aut abrogari possit. Aber die guten Gründe, um deren 

1 Siehe oben S. 14. 

Deutsche ZeiUchr. f. Kirchenrecht. XIII. 1. 4 
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willen die Vorfahren diese Manier der Relikten-Versorgung ein- 
geführt, beständen auch jetzt noch : nicht bloss die Pflicht der 
christlichen Liebe und schuldigen Dankbarkeit, die Rücksicht auf 
die bessere Verträglichkeit bei Substitutionen, die grössere Tüch- 
tigkeit der ortskundigen Priestertöchter zu der so wichtigen Füh- 
rung des Hauswesens, und vor allem die in dem Gesetze selbst, 
nämlich dem Hauptcommissions-Recess de Anno 1663, exprimirte 
ratio legis: das Unvermögen des Landes, auf andere Art für 
des Ministerii Wittwen und Waysen zulänglich und mit Anstände 
zu sorgen. „Welches aber, dass es im casum abrogationis de 
necessitate antecedenter geschehen müsse, der Befehl Gottes und 
der Vorfahren beständig geäusserter Wille erfordert, die selbst- 
redende Billigkeit erheischeit, und der usus aller lutherischen 
wohl eingerichteten Länder comprobiret: wir geschweigen, dass 
wir solches nostro quasi jure zu fordern haben, und dass nee 
prineipi jura subditorum intervertere fas esse auch die leges 
romanae bei ihrem Heiden thum für billig erkennen wollen". Bis- 
her habe der dann und wann aulgetauchte Gedanke an die Auf- 
hebung der Wittwen- und Töchter-Conservation nicht ausgeführt 
werden können, weil die Landes-Umstände die Beschaffung eines 
genügenden Ersatzes nicht gestattet hätten. „Ob nun anjetzo das 
rechte tempus darzu getroffen sei, lassen wir billig der Herren 
Landstände reiffem Gutachten anheimb, und werden uns begnü- 
gen lassen können, wann nur von denenselben für dergleiches 
surrogatum also zulänglich und beständig sub directione Illu- 
strissimi Regiminis zuvorderst cum efficacia gesorget worden". 
Um die Kirchenmittel und die Beiträge der Eingeplanten sei es 
so bestellt, dass „daher zu obindigitirtem surrogato wenig Hoff- 
nung zu machen stehet. Bis dahin aber, und dass solches würk- 
lich aufgefunden werden möge, wird auch bei Ihro königl. Maje- 
stät selbst das Recht und die unleugbare Billigkeit für uns das 
Wort sprechen, dass es bei voriger Gewohnheit müsse gelassen 
werden. Und dasselbe letztlich umb so viel mehr, als auch von 
den minstverständigen consideratis probe circumstantiis leichtlich 
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vorausgesehen werden mag, dass auf den wiedrigen Fall diese 
vermeinte medela ärger als die Wunde selbst seye, und was für 
beschwerliche, ja schädliche in ecclesiam et rempublicam mit der 
Zeit selbst redundirende suites daraus nothwendig werden er- 
folgen müssen". 

Als solche zu erwartende Folgen führten die remonstrieren- 
den Prediger an: die Häufung der Predigerwittwen und damit 
die Steigerung ihrer Miserie; die nicht standesgemäße Berufs- 
wahl der Predigerkinder; die Einschiebung anderer Frauenzimmer 
in die Pfarren, darunter auch solcher, von denen das Ministe- 
rium nur Schande und Spott haben würde ; zu gleichem Erfolge 
Verplamperung der jungen Leute auf Schulen und Universitäten, 
zum Teil mit lüderlichen Personen ; Simonie mancher ungewissen- 
hafter Patrone ; Lähmung der geistlichen Amtswirksamkeit durch 
die Besorgnis der Geistlichen, sich zum Schaden ihrer Hinter- 
bliebenen Feinde zu machen, die sich an jenen rächen würden; 
wirtschaftliche Not und damit beständige Unzufriedenheit vieler 
Geistlichen infolge der Verheiratung mit Frauenzimmern, die den 
Ackerbau und den Haushalt auf dem Lande, zumalen des Orts, 
nicht verstünden, ihnen auch nicht soviel zubrächten, um das zur 
Landwirtschaft notwendige Inventarium anschaffen zu können, 
Einschränkung des Aufwandes für Verbesserung der Obstgärten, 
Teiche, Holzungen u. dergl mehr. Inbetreff der Rügen'schen 
Pfarren wurde auch noch darauf hingewiesen, dass bei dem Weg- 
fall der Wittwen- und Töchter-Conservation die Baulast zum 
grössten Teile den Pfarrern würde abgenommen und den Pa- 
tronen und Gemeinden auferlegt werden müssen 1 . Schliesslich 
sprachen die Geistlichen das Vertrauen aus, es wolle „ wohl nicht 



1 Vgl. oben S. 8 Anm. 1. Die Geistlichen beriefen sich dabei auf 
die Regierungs- Verordnung vom 2. Nov. 1674, nach der die Prediger zum 
Wiederaufbau der vi majori aut casu fortuito zerstörten Gebäude zwar 
nicht de jure verpflichtet seien, aber doch „ sonderlich wenn die ihrigen 
durch ordentliche vocationes, oder Heyrathen, ihnen succediren, oder dabey 
verbleiben möchten, etwas de suo mit anzuwenden ihnen nicht unerträg- 
lich erachten können *. Vgl. A. v. Balthasar, De Matriculis, App. S. 146 f. 

4* 
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zu zweifeln sein, dass nicht solches alles Ihro Königl. Majestät 
sonst erbarmendes Herz dahin bewegen sollte, allergnädigst dahin 
zu propendiren, dass denen Kirchen und dem publico keine neue 
und impossibilia onera aufgebürdet, noch die ohnverschuldete 
Priesterschaft in ihrem wohlgegründeten jure quaesito citra me- 
ritum verkürtzet, sondern dass vielmehr, wo nicht bei dem alten 
es gäntzlich zu lassen, dennoch an dessen statt ein zulängliches 
und beständiges surrogatum von Herren Landständen antece- 
denter ausgemachet und festgesetzet, indessen aber und bis dahin, 
dass solches geschehen, die publicirte Verordnung vom 6. Februar 
a. c. entweder gäntzlich wieder aufgehoben, oder doch wenigstens 
dahin declariret werde, dass dieselbe nicht weiter, als zu Ver- 
hütung ein oder andern vorkommenden abusus gemeinet, nicht 
aber auf die gäntzliche Abschaffung der uralten unanstössigen 
Gewohnheit verstanden und extendiret werden solle". Dann die 
Bitte an General-Gouverneur und Regierung, hiezu der sonst 
verlassenen Priesterschaft durch eine favorable Vorstellung und 
Relation bei Ihro Majestät intercedendo zu succurriren, und end- 
lich noch die Bitte für die von der Mönchgut'schen Pfarre ver- 
stossene Wittwe um Ersatz der von ihrem Manne aufgewendeten 
Bau- und Meliorations-Kosten, sowie um Beschaffung eines Witt- 
wenhauses und eines Vitalitiums für dieselbe. 

Die Rügen'schen Geistlichen hatten mit dieser Remonstra- 
tion nicht den gewünschten Erfolg. Die Regierung in Stralsund 
gab ihnen auf Grund einer Königlichen Resolution vom 10. Fe- 
bruar 1720 unterm 22. desselben Monats den Bescheid 1 : 

„Dass es bei der einmal dieses halben abgegebenen und von 
Ihro Königl. Majestät allergnädigst approbirten Verordnung 
allerdings gelassen und darinnen nichts geändert werden solle : 
jedoch denen Supplicanten und übrigen praepositis frei zu stellen 
sey, dass sie einige Vorschläge, wie sonsten auf anderer Weise 

1 A. v. B a 1 1 h a s a r Jus Eccl. Past, I. S. 517 Anm. 504. Abschrift des 
ganzen Bescheides in der Greif sw. Univ. -Bibliothek Ms. Pom. fol. 116. 
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denen armen Priester- Wittwen zu helfen sey, der Königl. Re- 
gierung thun mögen". 

Die so Abgewiesenen gedachten, sich bei diesem Bescheide 
nicht zu beruhigen, „sondern vielmehr ihr annoch feststehendes 
Fundament und ganz erhebliche gravamina noch ferner kräftigst 
zu urgiren", und vorzustellen, dass Vorschläge inbetreff einer 
anderen Wittwen-Versorgung nicht ihre, sondern der Landstände 
Sache sei. Sie schickten deshalb ihre Remonstrationsschrift samt 
dem darauf erhaltenen Bescheide abschriftlich an die pommer- 
schen Praepositi zur Circulation bei den Predigern, damit deren 
etwaige Aeusserungen bei Abfassung der neuen Eingabe benutzt 
werden könnten 1 . Zu dieser ist es aber nicht gekommen. Sie 
wurde dadurch überflüssig, dass Neuvorpommern und Rügen in- 
folge des am 3. Juli 1720 zu Frederiksborg geschlossenen Frie- 
dens unter die schwedische Herrschaft zurückkehrten. Denn der 
König von Schweden bestätigte ihnen ihre Landes-Privilegien 
und kassierte alle in der dänischen Zeit gegen die alte vorige 
Gewohnheit des Landes herausgekommenen Verordnungen a . 

Dass damit auch die Bestimmungen des Haupt-Kommissions- 
Rezesses von 1663 über die Wittwen- und Töchter-Konservierung 
ohne weiteres wieder in Kraft getreten seien, scheint man nicht 
angenommen zu haben. Wenigstens fassten die am 9. Januar 
1722 unter dem General-Superintendenten D. Krackevitz in 
Greifswald versammelten Praepositi folgenden Beschluss 3 : 

„Da zu Dänischer Zeit eine dem Clero sehr betrübte Ver- 
ordnung ergangen, dass weder Wittwen noch Töchter der ver- 
storbenen Prediger bey den Pfarren zu conserviren: So ersucht 

1 Schreiben des Präpositus Buschmann in Gingst a Monsieur Massow 
Prevot tres merite' du synode de et a Wolgast, vom 10. April 1720. Ab- 
schrift a. d. eben gen. 0. 

1 A. v. Balthasar, Histor. Nachr. v. d. Landes-Gesetzen, S. 91 
Nr. 44. 

8 Nr. 13 des Extractus Protocolli des Herrn Gen. Sup. D. Krackevitzen 
mit denen Praepositis gehalten sub dato Greifs wald 9. Jan. 1722, Bl. 230 
—237 des gen. Ms.-Bandes. 
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der gesammte Clerus S. Hochgräfliche Excellence [den General- 
Gouverneur] und die Hochpreissliche Regierung unterthänig und 
gehorsamst, deroselben Conservation auf eine Gott gefällige AJhrt, 
wie etwa in dem Haupt-Commissions-Recess de anno 1663 und 
in dem Rescript des Hochseligen Königs Carls des XII von 
Topolno das Kirchenwesen betreffend 1 enthalten, zu besorgen, 
und sich lassen empfohlen seyn. tt 

Diesen Antrag unterbreitete der General-Superintendent der 
Regierung mit vielen andern Wünschen und Vorschlägen in einem 
Memorial, das pommersche Kirchenwesen betreffend, vom 24. Oc- 
tober 1722. In der Resolution 2 , welche die Regierung auf das- 
selbe „nach gepflogener Communikation mit den Herren Ständen fc 
am 13. November 1724 erteilte, hiess es unter Nr. 13: 

„Dass Priester- Wittwen und -Töchter bey denen Pfarren zu 
conserviren, dessfalss lasset die Königl. Regierung es bey dem 
Haupt-Commissions-Recess von 1663 lediglich bewenden". 

Dabei ist es dann auch fernerhin verblieben. Die Bestim- 
mungen des Haupt-Kommissions-Rezesses sind weder abgeschafft 
noch abgeändert worden. 

1 Vgl. oben S. 15. 

* Dähnert, Landes-Ur künden, II, S. 706—708; A. v. Balthasar 
Jus Eccl. Past. II, S. 642—644. 

(Schluss folgt.) 
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Die Kirchenverfassungen im Grossherzogtum Sachsen- 
Weimar-Eisenach \ 



Von 

Dr. Hermann Ortloff, 

Landgerichtsrat a. D. in Weimar. 



I. 

Die evangelische Landeskirche* 

§ 1. Die Grundrechte des deutschen Volkes von 1848 
gingen von der Gleichgiltigkeit des Staates gegen die Religion 
aus, indem sie in den §§ 15 — 17 ordneten, dass jeder Deutsche 
unbeschränkt in der gemeinsamen, häuslichen wie öffentlichen 
Religionsübung sei, ferner, dass nur Religionsgesellschaften sich 
bilden dürfen, ohne dass es eines Anerkenntnisses ihres Bekennt- 
nisses durch den Staat bedürfe, und dass sie ihre Angelegen- 
heiten selbst verwalten dürften, jedoch dem allgemeinen Staats- 
schutz unterworfen blieben. Indessen blieb der Satz bestehen, 
dass eine neue Religionsgesellschaft die Rechte einer juristischen 
Person (Korporationsrechte) nur durch den Staat erhalten könne. 
Die von einer extremen Partei geforderte völlige Trennung der 

1 Aus des V e v f. anonym herausgegebenen Hand- und Nachschlage- 
buch: „Die Staatseinrichtungen im Grossherzogthum Sachen- Weimar Eise- 
nach B , Jena, Herrn. Pohle, 1896 und dem weimarischen Staatshandbuch zu- 
sammengestellt und ergänzt. 
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Kirche vom Staate kam nicht zustande, obschon die Loslösung 
der bürgerlichen und politischen Rechte vom religiösen Bekennt- 
nis, wie sie Art. V der deutschen Grundrechte forderte, in die 
deutschen Verfassungen und Gesetze der Einzelstaaten überging. 
Eine Sonderung des staatlichen und kirchlichen Gebietes dureh 
die Gesetzgebung liegt im Wesen des Rechtsstaates, dabei aber 
auch ein geordnetes Zusammenwirken beider zur Erreichung der 
höchsten Zwecke des Zusammenlebens. Darauf wirkt die Ge- 
staltung eines deutschen Kirchenstaatsrechts zunächst in den 
Einzelstaaten des Deutschen Reiches hin, dem mangels der Zu- 
ständigkeit für kirchenstaatliche Gesetzgebung sehr zum Nach- 
teil die Einheitlichkeit im Reiche, abgeht. Die Stellung des 
Staates gegenüber den die Kirchen und deren Glieder betreffen- 
den Rechtsverhältnissen gehört in das Gebiet des öffentlichen 
Rechts; während eine für den Staat gleichgiltige, religiöse Ver- 
einigung als privater Verein behandelt wird und unter das all- 
gemeine Vereinsgesetz fällt, sind die im Staate anerkannten 
Kirchen Körperschaften des öffentlichen Rechts. Für den Staat 
von besonderer Wichtigkeit, um des allgemeinen Friedens willen, 
ist die Sicherung der interkonfessionellen Rechtsentwicklung, des 
Friedens zwischen den Angehörigen verschiedenen religiösen Be- 
kenntnisses. Gleiches Recht für die anerkannten Religionsge- 
sellschaften war der seit dem westfälischen Frieden bestehende 
Grundsatz des „Religionsfriedens" und von ihm gingen die ein- 
zelnen, das Verhältnis der abweichenden Konfessionen regeln- 
den Bundesgesetze aus. An der Ausschliessung der religiösen 
Reibungen in Familien, Gemeinden und im Staate hat dieser 
das grösste Interesse; mit der Grenzziehung zwischen den ein- 
zelnen Konfessionen, besonders bei Streitigkeiten über die Mit- 
gliedschaft (kirchlicher Personenstand), hat sich die kirchenstaat- 
liche Gesetzgebung besonders zu befassen. 

§ 2. Für das heutige Verhältnis der Kirche zum Staate 
ergiebt sich, dass die inneren Angelegenheiten jener unabhängig 
von diesem sind und insoweit die Kirche mit ihrer eigenen Ge- 
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walt innerhalb ihres Gesellschaftskreises neben dem Staat als 
koordinierte Körperschaft steht, was namentlich die katholische 
Kirche behauptet, die vermöge ihres Reichtums unabhängiger 
vom Staate war als die protestantische Kirche nach ihrer Los- 
lösung mit der Reformation, indem letztere sich genötigt sah, 
den Schutz der Landesherren zu suchen und ihnen ausser der 
Kirchenhoheit auch einen Teil der Kirchengewalt (Verordnungs- 
und Vollzugsgewalt im Kirchenregiment) zu übertragen, wodurch 
ein Eingreifen des Territorialsystems (Einwirkung auf Dogma 
und Kultus) herbeigeführt ward. Es ergiebt sich aber ander- 
seits, dass die Kirche als äussere Gemeinschaft von Gläubi- 
gen, soweit sie als Korporation Ansprüche an den Staat auf 
Unterstützung und Erhaltung aus seinen Mitteln erhebt, den 
Staat an der Verwaltung des Kirchen Vermögens teilnehmen las- 
sen und sich seiner Ansicht unterwerfen muss, aber auch den 
Staatsschutz als Körperschaft des öffentlichen Rechts beanspru- 
chen darf. Da aber die Kirche nur im Staate bestehen kann, 
darf in rechtlicher Beziehung ihr nicht volle Unabhängigkeit zu- 
gestanden werden; ihre Gesellschaftsgewalt findet daher darin 
eine Beschränkung, dass ihre Mitglieder Staatsangehörige an 
erster Stelle sind und insoweit keine andere höhere äussere Ge- 
walt als des allein souveränen Staatsoberhauptes über sich an- 
erkennen dürfen. Das ist die „Kirchenhoheit" des Landesfürsten, 
welche die dem Staat über die Kirche zustehenden Rechte in 
sich begreift. Sie hat ihren Grund in dem Grundgesetz des 
Staates, dessen Interessen in seinem Verhältnisse zu den von 
ihm anerkannten Religionsgesellschaften von der Staatsgewalt, 
erforderlichen Falles durch Zwangsmittel, zu wahren sind. Un- 
terschieden hiervon ist die „Kirchengewalt", welche aus dem 
Wesen der kirchlichen Gemeinschaft selbst entspringt und die 
Interessen der Barche im Verhältnis zu ihren Bekennern zu ver- 
folgen hat, durch Beförderung der Ausbildung des inneren Men- 
schen in der Hingabe an eine Gottesverehrung nach einem be- 
stimmten Kultus; sie steht der Kirchengesellschaft oder deren 
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verfassungsmässigen Vertretern zu und ist in ihrer Vollzugsgewalt 
auf Ermahnungen und Bussen beschränkt. Ist diese Kirchenge- 
walt dem Staatsoberhaupt übertragen, so ist sie nur geschichtlich 
oder thatsächlich mit der Staatsgewalt verbunden, indem der 
Regent nur als Repräsentant der Kirche das „ Kirchenregiment u 
führt, sonst aber als Staatsoberhaupt auch die notwendig mit 
der Staatsgewalt verbundene „Kirchenhoheit" inne hat. Die 
Staatshoheit in Beziehung auf die Rechtsverhältnisse der Kirche 
ist eben die Kirchenhoheit. Ihre Ausübung ist auch nach Grün- 
dung des Deutschen Reiches Sache der Einzelstaaten geblieben. 
Sie umfasst drei Rechtsgruppen : das Zulassungsrecht, das Schutz- 
und Schirmrecht, das Aufsichtsrecht. 

Auf diesen allgemeinen Gesichtspunkten beruht die weima- 
rische Gesetzgebung des Kirchenstaatsrechts. 

§ 3. Bis zum Jahre 1784 war die evangelisch-lutherische 
Kirche im Fürstentum Weimar und Eisenach die allein herr- 
schende. Seitdem wurde der von jedem Staatsdiener vor seiner An- 
stellung zu leistende Religionseid abgeschafft, wodurch den beiden 
bis daliin nur geduldeten christlichen Bekenntnissen Angehörigen 
die Anstellungsfähigkeit zu Staatsämtern erteilt wurde. Mit dem 
Beitritt des Herzogtums Sachsen- Weimar zum Rheinbunde vom 
15. Dezember 1806 wurde den Katholiken neben den Protestan- 
ten (Evangelischen wie Reformierten) gleiche Berechtigung zur 
freien öffentlichen Uebung des Gottesdienstes wie zum Genuss 
aller politischen und bürgerlichen Rechte erteilt, was dann im 
Art. 16 der Deutschen Bundesakte vom 10. Juni 1815 bestätigt 
ward. Seitdem stehen die drei Bekenntnisse der christlichen 
Religion im Lande als anerkannte und gleichberechtigte da. 

Die evangelische Landeskirche umfasst seit 1818 die Glieder 
des evangelischen Bekenntnisses und die des reformatorischen 
(Union). Mit der Aufnahme der evangelischen Kirche auf das 
Staatsgebiet als einer mit ursprünglichen Rechten der Gesell- 
schaft ausgestatteten und weiter mit vom Staate verliehenen 
Rechten verstärkten, gedachten Persönlichkeit, begab sie sich 
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nach Beseitigung der päpstlichen und bischöflichen Herrschaft 
durch die Reformation unter den Schutz der sächsischen Lan- 
desherren, teils auf Anregung dieser selbst als Herren des 
Staatsgebietes, teils auf Anregung der Reformatoren als ersten 
Vertretern der protestantischen Gemeinden-Begründung des sog. 
Territorialsystems. Die bischöfliche Gewalt galt als von selbst 
auf die Landesfürsten übergegangen („devolviert"), so dass der 
Landesherr als oberster Inhaber des Kirchenregiments oder der 
Ausübung der Kirchengewalt („summus episcopus" oder oberster 
Bischof im § 8 der weimarischen Verordnung vom 25. Septem- 
ber 1849) unter Vorbehalt gewisser Rechte der Kirchengemein- 
den angesehen wurde. Dabei war im Sinne des Territorialsystems, 
wonach demjenigen das Kirchenregiment angehört, welchem das 
Staatsgebiet gehört, die Verwaltung des Kirchenwesens als ein 
Teil der Staatsverwaltung angesehen, welche der Landesherr seit 
1561 durch das für die Ernestinischen Lande von Johann 
Friedrich dem mittleren zu Weimar errichtete Konsi- 
ßtorium ausübte, das sich bis 1849 als obere Kirchenbehörde 
erhalten hatte. Unter diesem standen als Aufsichtsorgane Super- 
intendenten und die aus diesen und den Vorständen der Einzel- 
gerichte zusammengesetzten Kircheninspektionen. An die sog. 
Konsistorialverfassung (das Oberkonsistorium stand in 2 Abtei- 
lungen nach der Oberkonsistorialordnung vom 27. Januar 1804 
für rein kirchliche und geistliche Angelegenheiten unter dem 
Ministerium) schloss sich infolge der Bewegungen von 1848, wel- 
che auch auf diesem Gebiete eine Teilnahme der Kirchengemein- 
den an der Ausübung der ursprünglich gemeinsamen Rechte und 
am Kirchenregiment in Anspruch nahm, die sog. Presbyterial- 
verfassung mit der Erlassung einer (provisorischen) Kirchenge- 
meindeordnung vom 24. Juni 1851, nachdem an Stelle des 
Oberkonsistoriums durch Verordnung vom 25. September 1849 
für die Angelegenheiten der protestantisch-evangelischen Kirche 
als Landeskirche bis zur Neugestaltung der Verfassung dieser 
Kirche in dem Kultusdepartement des Staatsministeriums ein 
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kollegialisch besetzter Kirchenrat zur Mitwirkung in rein kirch- 
lichen und geistlichen Angelegenheiten errichtet worden w r ar, zu 
welchem das Staatsoberhaupt eine Anzahl von Geistlichen im 
Ehrenamt zu berufen hatte und in welchem der „Departements- 
chef" Vorsitzender war. Die Kircheninspektionen traten inbezug 
auf rein geistliche Angelegenheiten zum Kirchenrat in dasselbe 
Verhältnis wie vorher zu dem Oberkonsistorium, jedoch waren 
die Schulangelegenheiten ausgeschlossen. Die Versammlungen 
des Kirchenrates sollten regelmässig alle Monate an einem be- 
stimmten Tage stattfinden. Aehnlich wie die Gemeindeord- 
nung für die politischen Gemeinden zur Anteilnahme an der 
Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten Bestimmungen getroffen 
hat, sollten auf Antrag des Kirchenrats auch für die Leitung des 
kirchlichen Gemeindelebens besondere Organe geschaffen sein 
und damit zugleich die Grundlage für weitere Verbesserungen 
in der Verfassung der evangelischen Landeskirche, wie solche 
denn auch mit der Synodalordnung vom 29. März 1873 ein- 
traten, womit eine aus Konsistorial-Presbyterial- und Synodal- 
verfassung zusammengesetzte Kirchenverfassung für die evange- 
lische Landeskirche des Grossherzogtums Sachsen- Weimar-Eise- 
nach geschaffen worden ist, ohne dass jedoch die staatlichen und 
kirchlichen Bereiche scharf von einander getrennt worden sind, 
sodass im Kirchenstaatsrecht ein Zusammenwirken der beider- 
seitigen Gesetzgebung eintritt. Von einer „Verfassung der evan- 
gelischen Landeskirche lässt sich, da eine der Staatsverfassungs- 
urkunde entsprechende Beurkundung der Kirchenverfassungsvor- 
schriften nicht erfolgt ist, nur insofern reden, als sie sich aus 
einzelnen, getrennt erlassenen verfassungsmässigen Gesetzen, wie 
organisatorischen Bestimmungen über den Kirchenrat, Kirchen- 
inspektionen, Gemeindeordnung, Synodalordnung u. s. w. zusam- 
mensetzt (S. Friedberg, Das geltende Verfassungsrecht der 
evangelischen Landeskirchen). 

Der Grossherzog als Inhaber des Kirchenregiments („Lan- 
desbischof") steht an der Spitze der evangelischen Landeskirche 
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und übt damit die höchsten Gewalten, die gesetzgebende wie 
vollziehende, aus, jedoch erstere unter Mitwirkung von Vertre- 
tern der Kirchengemeinde und des Staates in Konsequenz des 
konstitutionellen Systems. 

Unter ihm steht als höchstes Aufsichts- und Verwaltungs- 
organ für die äusseren Angelegenheiten der Kirche das Staats- 
ministerium, „Departement des Kultus*, für die rein kirchlichen 
Sachen der Kirchenrat. 

Oertliche Organe der Aufsicht für äusserliche kirchliche 
Angelegenheiten sind die Kirchen-Inspektionen, welche von einem 
Amtsrichter und einem Superintendenten gebildet werden, für 
rein kirchliche Sachen aber die Superintendenten der Diözesen 
(VO. vom 31. Mai und 21. Juni 1856 und vom 22. September 
1879). Soweit reicht die frühere Konsistorialverfassung als 
Kirchenregierungsform. 

§ 4. Einen mehr konstitutionellen Ausbau erhielt die Kir- 
chenverfassung durch Herbeiziehung der Gemeindevertretung in 
der (provisorischen) Kirchgemeindeordnung vom 24. Juni 1851 
mit Nachträgen vom 12. Juni 1879 und 9. Dezember 1882. Die 
neue Kirchgemeindeordnung vom 24. Juli nebst Ausführungs- 
verordnung vom 14. August 1895 beruht, nachdem durch Er- 
richtung der Landessynode im Jahre 1873 der Weiterbau der 
Verfassung der evangelischen Landeskirche zur Ausführung ge- 
bracht war, „auf dem reformatorischen Grundsatz gegen einen 
geschlossenen Klerus die heiligen Rechte und Pflichten des 
christlichen Volkes zur Geltung zu bringen, den gebundenen 
LebensgeLst der Gemeinde anzuregen durch Entwickelung des Ge- 
meindelebens zum allgemeinen Priestertum, durch eine freiere 
Bewegung der Gemeinde mittelst einer erweiterten Vertretung 
und Erweiterung der Grenzen der Selbstverwaltung in vermö- 
gensrechtlicher Beziehung" (Nr. 9, S. 75 der Schriftstücke für 
die Landessynode von 1895). In den grösseren Städten machte 
sich eine Verteilung der Konfessionsgenossen in einzelne örtlich 
abgegrenzte Kirchspiele oder Kirchensprengel mit besonderen 



Digiti 



izedby G00gk 



62 Abhandlungen. 

Pfarrern (Parochi) notwendig. Auf dem Lande aber tritt der 
Unterschied von Mutter- und Tochterkirchen hervor; letztere 
(Filialen) werden als einzelne Gemeinden von den bei ersteren 
angestellten Geistlichen versorgt. Auf gewisse Zeit zusammen- 
gelegte , selbständige Kirchengemeinden werden „ Schwesterkir- 
chen" genannt. Kleinere Ortsgemeinden oder einzeln liegende 
Güter, ohne eigene Kirchengebäude, werden den nächsten Kir- 
chen zugeteilt als in die „Parochie eingepfarrt". Die Kirch- 
gemeindeordnung vom 24. Juli 1895 unterscheidet Pfarrgemein- 
den (Mutter- und Tochtergemeinden) und Personalgemeinden, 
d. h. solche, bei welchen durch Stand oder Stellung die Zuge- 
hörigkeit bedingt wird, z. B. Hof- und Garnisongemeinde im 
Gegensatz zur Stadtgemeinde in Weimar. 

Die Ortsgemeinde bildet die erste Stufe in der Landeskir- 
che und hat die Rechte einer juristischen Person mit der Auf- 
gabe, unter Leitung und Anregung des in ihr bestehenden geist- 
lichen Amtes sich zu einer Pflanzstätte evangelisch-christlichen 
Glaubens und Lebens zu gestalten; ihr steht eine Mitwirkung 
durch den Kirchgemeindevorstand (KGO. § 6) bei der Wahl 
der Geistlichen insofern zu, als begründete und erhebliche Be- 
denken gegen Glauben, Lehre und Wandel seitens der Gemeinde 
durch den Vorstand die Wahl verhindern können. Jede Kirch- 
gemeinde wird durch einen Kirchgemeinde vorstand („Presby- 
terium u ) vertreten, der zunächst ihre kirchlichen Angelegenheiten 
leitet; er besteht aus den Ortspfarrern und den sonst fest an- 
gestellten Geistlichen der Gemeinde, aus einem den Religions- 
unterricht lehrenden Schullehrer, aus dem Bürgermeister und 
aus mehreren anderen nach dem Ortsstatut zu wählenden Ge- 
meindegliedern und aus dem Kirchenpatron, wo das Patronat- 
recht einer Privatperson zusteht. In der Organisation der kirch- 
lichen Behörden bildet der Kirchgemeindevorstand die unterste 
Stufe. Ihm stehen eine Reihe einzeln im Gesetz § 10 in zwölf 
Rubriken aufgestellte Befugnisse der Verwaltung und Beaufsich- 
tichtigung zu. Das Amt eines Mitgliedes ist ein Ehrenamt und 
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den Vorsitz im Kirchgemeindevorstand führt der Geistliche. 
Nebenämter sind die eines Schriftführers, eines Kirchenrechnungs- 
führers und einzelnen Mitgliedern oder Ausschüssen übertragene; 
eine Wahlordnung und Geschäftsführung bestimmen §§ 15 — 20 
KGO. 

Daneben besteht zur Vertretung der Kirchgemeinde die 
Kirchgemeindeversammlung, welche aus allen männlichen Mit- 
gliedern der Kirchgemeinde, die 25 Jahre alt sind, im Genuss 
der kirchlichen und bürgerlichen Ehrenrechte sich befinden und 
ein schweres öffentliches Aergernis nicht gegeben haben, gebildet 
wird. Die Wahlen zum Kirchgemeindevorstand, auch die Wahl 
der Geistlichen, wenn das Wahlrecht der Kirchgemeinde zusteht, 
fallen ihr zu, sowie die Beratung und Beschlussfassung über die 
vom Kultusdepartement oder vom Kirchenrate oder mit Geneh- 
migung dieser Behörden vom Kirchenvorstand ihr vorgelegten, 
besonders wichtigeren Angelegenheiten. Ihre Geschäftsführung 
bestimmen §§ 22, 23 KGO. Ein Zusammentreten mehrerer 
Kirchgemeindevorstände zu gemeinschaftlicher Beratung, sowie 
ein solches mehrerer Kirchgemeindeversammlungen, deren Be- 
schlüsse der Genehmigung teils der Kircheninspektion, teils des 
Kultusdepartements bedürfen, ist gestattet. Vgl. Dr. K. Kuhn, 
Kirchgemeindeordnung für die evangelische Landeskirche mit 
Ausführungsverordnung. Weimar, H. Böhlaus Nachfolger, 1895. 

Schon bei den ersten Visitationen der lutherischen Kirchen 
in den sächsischen Landen waren örtliche Aufsichtsbehörden für 
bestimmte Sprengel (Diözese, Ephorie, Dekanat) über Kirchen, 
Schulen u. s. w. errichtet, welche „Superintendenten" hiessen 
(vgl. Visitationsbüchlein von 1528, von 1539 Kap. 17: „Von 
Verordnung und Amt der Superintendenten", wonach Superin- 
tendenturen schon mit den Pfarreien der beträchtlicheren Städte 
verbunden sein sollten. Nach der auf der Kirchenordnung und 
den Superintendentur - Ordnungen von 1694, 1701 und 1702 
beruhenden „Vorläufigen Superintendentur - Instruktionen" vom 
10. Juni 1822 hatten die Superintendenten entweder allein für 
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sich oder in Gemeinschaft mit einem weltlichen Beamten als 
geistliche Kircheninspektoren thätig zu sein. Seit dem 1. Juli 
1850 waren als den Kirchgemeindevorständen zunächst vor- 
gesetzte Aemter die Kircheninspektionen als Bezirksbehörden für 
äussere Kirchensachen , für rein kirchliche Angelegenheiten die 
Superintendenturen, bezüglich für Weimar und Eisenach „Ober- 
pfarrämter", erstere unmittelbar unter dem Staatsministerium, 
letztere unter dem Kirchenrate stehend, forterhalten. In der 
Kircheninspektion sollte das weltliche Mitglied (Vorstand des 
Einzelgerichts, jetzt ein Amisrichter) die Leitung der Geschäfte 
und Akten führen, welches die Einlaufe mit seiner Stimmgebung 
versehen dem geistlichen Mitgliede (Superintendenten) zur Ab- 
stimmung mitzuteilen und so die gemeinschaftliche Beschlussfas- 
sung vorzubereiten hat. Vergl. F. A. Vollert, Samm- 
lung kirchlicher Gesetze und Verordnungen. Weimar, 1880. 
Eine neue Abgrenzung haben die Diözesen, welche auch Kir- 
cheninspektionsbezirke bilden (21), durch die Ministerialverord- 
nung vom 22. September 1879 in der Weise erhalten, dass sie 
in der Regel sich mit den Amtsbezirken decken. Den Superin- 
tendenten stehen vom Kirchenrat ernannte „Adjunkten* oder 
stellvertretende Amtsgehilfen zur Seite. Den Namen führen die 
Kircheninspektionen nach dem Sitze der ihnen vorgesetzten Su- 
perintendenturen. Eine Kirchenvisitationsordnung vom 18. April 
1855 ist unter Beibehaltung ihrer Grundzüge durch eine neue, 
der Weiterentwicklung und Ausgestaltung des kirchlichen Lebens 
entsprechende, vom 16. November 1887 ersetzt worden. Die 
Visitationen zerfallen in Spezial- und Generalvisitationen; die 
ersteren halten die Superintendenten der Diözesen über die ihnen 
untergeordneten Parochien je im sechsten Jahre, die letzteren 
umfassen ebensowohl die Superintendentur - Pfarreien wie die 
Amtsführung der Superintendenten und des Gesamtvorstandes 
der Diözesen, welche in einzelnen Visitationsbezirken verteilt auf 
landesherrliche Anordnung innerhalb eines Zeitraumes von sechs 
bis acht Jahren durch Mitglieder des Kirchenrates zu visitieren 
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sind, wozu auch der ständige Ausschuss der Landessynode das 
eine oder andere Mitglied desselben abordnen kann. 

In das Gebiet der Aufsicht gehören die beiden Gesetze vom 
25. September 1875, wovon das eine die Dienstvergehen der 
evangelischen Geistlichen, das andere die Versetzung solcher 
in den Ruhestand und die Beiordnung von Amtsgehilfen betrifft. 
Das erstere findet auf geistliche Mitglieder der evangelischen 
Landessynode wegen ihrer Aeusserungen in den Versammlungen 
derselben keine Anwendung, sonst aber auf alle ordinierten Geist- 
lichen der evangelischen Landeskirche mit Einschluss der in den 
Ruhestand versetzten. In der Synodalsitzung vom 12. Dezember 
1902 wurde ein Antrag die Immunität der Synodalen betreffend 
einstimmig dahin angenommen: „Die Synode wolle die Gross- 
herzogl. Kirchenregierung ersuchen, zu vermitteln, dass die Staats- 
regierung ein disziplinarisches Aufsichtsrecht über die zur Synode 
abgeordneten Staats- und Gemeindebeamten hinsichtlich ihrer 
Aeusserungen auf der Synode, insoweit sie nicht dem Strafge- 
setze anheim fallen, nicht ausübe," womit eine Gleichstellung 
auch der weltlichen Synodalen mit denen des geistlichen Standes 
erreicht werden soll, was ja sonst überall in den Volksvertretungs- 
Tersammlungen die Regel bildet. 

Ein Dienstvergehen wird verübt durch Verletzung der Pflicht, 
„das übertragene Amt in Gemässheit der bestehenden allgemei- 
nen und besonderen kirchlichen Ordnungen gewissenhaft wahr- 
zunehmen und sich durch Verhalten in und ausser dem Amte 
der Achtung , des Ansehens und des Vertrauens , welche der 
geistliche Beruf erfordert, würdig zu erzeigen" 1 . Für blosse 
Ordnungswidrigkeiten (leichtere Verfehlungen gegen die Amts- 
pflichten), wegen deren die Superinten dentur Geldstrafen bis zu 
20 Mk. erkennen darf, welche aber sonst der Beurteilung 
des Kirchenrates in erster und zweiter Instanz unterliegen, ist 

1 Vergl. des Verf. Abhandlung im Bd. VII (1898) dieser Zeitschrift 
§ 1 — 60: „Die Dienstvergehen der evangelischen Geistlichen und deren Be- 
strafung im Grossherzogtum S.-Weimar-Eisenach\ 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 1. 5 
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die Dienstuntersuchung an bestimmte Formen nicht gebunden, 
ausserhalb dieser liegende schwerere Verfehlungen unterliegen 
einem förmlichen Dienstuntersuchungsverfahren mit schriftlicher 
Voruntersuchung vor dem Superintendenten oder erforderlichen 
Falles vor der Kircheninspektion und mit daran sich schliessen- 
der mündlicher, aber nicht öffentlicher, Hauptverhandlung vor 
dem durch den Synodalausschuss verstärkten Kirchenrat, wozu 
der Angeschuldigte einen Verteidiger zuziehen kann. Die Voll- 
streckungsbefugnis für vollstreckbare Entscheidungen und Ver- 
fügungen des Kirchenrats ist dem Kultusdepartement, für die 
der Superintendenten und Kirchgemeindevorstände den Kirchen- 
inspektionen übertragen. Ein Pensionsgesetz vom 15. Januar 1879 
ist noch zu erwähnen. 

§ 6. Der Verfassungsausbau in der Landeskirche erfolgte 
parallel dem politischen, im Anschluss an die Kirchgemeinde- 
ordnung vom 24. Juni 1851, durch die Synodalordnung vom 
29. März 1873 nebst dem Nachtrag vom 23. Dezember 1882, 
womit den Kirchgemeinden „eine geordnete Vertretung bei der 
Kirchenregierung" geschaffen worden ist. Während in grösseren 
Staaten Diözesansynoden oder Bezirkssynoden und Generalsyno- 
den bestehen, genügte für das Grossherzogtum eine einzige Lan- 
dessynode, welche regelmässig alle vier Jahre als „ordentliche" 
oder, wenn sonst erforderlich, als „ausserordentliche" vom Lan- 
desherrn berufen wird, von ihm vertagt, geschlossen und aufge- 
löst werden kann. Sie hat den Zustand der evangelischen Lan- 
deskirche, namentlich in bezug auf Kultus, Verfassung, Zucht 
und kirchliches Leben zu beobachten und erforderlich erschei- 
nende Anträge insoweit bei der Kirchenregierung zu stellen, wel- 
che jeder ordentlichen Synode einen umfassenden Bericht über 
den Zustand der Landeskirche und die Bekenntnisse in ihr zu- 
gehen zu lassen hat. 

An dem Bekenntnisstande in der Landeskirche sollte durch 
die Synodalordnung nichts geändert werden und das Bekenntnis 
kann einen Gegenstand weder der Synode, noch der kirchlichen 
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Gesetzgebung überhaupt, bilden; wohl aber können unter dieser 
Voraussetzung mit Zustimmung der Landessynode nur gesetzliche 
Normen in bezug auf Kirchenverfassung und Kirchenzucht, Got- 
tesdienst und Lehrordnung u. s. w. eingeführt werden, nicht aber 
sind Gemeinden gegen ihren Willen zu Aenderungen des bisher 
Bestehenden in den Formen des Gottesdienstes zu nötigen, z. B. 
zum Einführen eines neuen Gesangbuches, wenn auch über Ein- 
führung solcher, wie Katechismen, Agenden und Formen des 
Gottesdienstes Kirchenregierung und Landessynode sich geeinigt 
haben. 

Der Verkehr zwischen Synode und Kirchenregierung ist ein 
schriftlicher, soweit Vorlagen oder Gesetzesentwürfe in Frage 
sind; landesfürstliche Dekrete ergehen unmittelbar an die Synode. 
Landesherrliche Kommissare ohne Stimmrecht können zum Ple- 
num wie zu den Ausschüssen abgeordnet und müssen daselbst 
auf Verlangen gehört werden. Die die Gesetzgebung und Ver- 
waltung der Landeskirche betreuenden Synodalbeschlüsse können 
ohne Sanktion des Landesfürsten nicht ausgeführt werden und 
werden nach erhaltener Sanktion am Schlüsse der Synode in 
einem „Synodalbescheid" zusammengefasst , verkündet und aus- 
geführt, die verabschiedeten Gesetze nebst etwaigen Ausführungs- 
verordnungen publiziert, wie andere Gesetze, wie z. B. die vom 
Kirchenrat und der V. Landessynode vereinbarte Gottesdienst- 
ordnung für die evangelische Landeskirche vom Grossherzog Carl 
Alexander, genehmigt durch höchste Verordnung vom 18. Feb- 
ruar 1891, verkündet und unter Verweisung auf die Ausführungs- 
verordnung des Kirchenrats dazu von demselben Tage am ersten 
Pfingsttag 1891 zur Einführung gebracht worden ist. 

Die Synode besteht aus vier vom Grossherzog zu ernennen- 
den, zwei geistlichen und zwei weltlichen, Mitgliedern auf gut- 
achtlichen Vorschlag des Kirchenrats, aus einem Abgeordneten 
der theologischen Fakultät der Universität Jena, und aus fünf- 
zehn geistlichen und ebensoviel weltlichen, von den Kirchgemeinde- 
vorständen in fünfzehn Wahlbezirken zu wählenden, Abgeordneten. 

5* 
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Jede Synode bestellt vor ihrem Schlüsse einen ständigen 
Ausschuss für die Zwischenzeit bis zum Beginn der nächsten 
Synode; derselbe besteht aus dem Präsidenten der Synode als 
dem Vorsitzenden auch dieses Ausschusses, und aus zwei welt- 
lichen und zwei geistlichen, von der Synode zu wählenden, Mit- 
gliedern. Für alle Mitglieder der Synode sind auch Stellver- 
treter zu wählen. Der Ausschuss hat das Recht, in den Zeiten, 
wo die Synode nicht versammelt ist, bei dringlichen Angelegen- 
heiten der Kirchenregierung Wünsche und Beschwerden vorzu- 
tragen und das eine oder andere seiner Mitglieder zu den Ge- 
neralvisitationen in den Diözesen abzuordnen. Mitglieder des 
ständigen Ausschusses nehmen an den Beratungen und Beschluss- 
fassungen des Kirchenrates als stimmberechtigte ausserordentliche 
Mitglieder teil, wenn es sich handelt um Besetzung geistlicher 
Stellen, Dienstentlassungen, Amtsenthebungen oder Entziehung 
von Rechten des geistlichen Standes, Wartegeldes, Pensionszu- 
schusses, einer oder mehrerer Dienstalterszulagen, Streichung aus 
der Kandidatenliste, Untersuchung gegen Geistliche wegen der 
Lehre; ferner um Entscheidung über die Bedenken einer Ge- 
meinde gegen Gabe, Lehre und Wandel der für sie bestimmten 
Geistlichen, um Entscheidung über das Vorhandensein der kano- 
nischen Eigenschaften eines von einem Kirchenpatron vorgeschla- 
genen Geistlichen , gegen dessen Bestätigung Zweifel erhoben 
werden, um Zwangsmassregeln gegen eine Gemeinde, welche sich 
der Uebernahme oder Erfüllung gesetzlicher Leistungspflichten 
entziehen will, um Aenderungen in Parochialbezirken oder Paro- 
chialverbänden, um solche Angelegenheiten, in welchen sonst noch 
um ihrer Wichtigkeit willen der Kirchenrat selbst eine gemein- 
same Beratung wünscht u. a. m. Auch kann der Ausschuss um 
Erteilung schriftlicher Gutachten in Angelegenheiten, für die eine 
gemeinsame mündliche Beratung nicht vorgeschrieben ist, von dem 
Kirchenrat wie dem Kultusdepartement angegangen werden. Der 
Ausschuss tritt zusammen, so oft es sich nötig macht und ent- 
weder sein Vorsitzender oder der Kirchenrat ihn einberuft. 
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Eine Geschäftsordnung vom 5. Dezember 1874, erneuert 
unter dem 16. Januar 1895, ist für die Synode und deren Aus- 
schuss massgebend, Vergl. G. Th. Stichling (weiland weima- 
rischer Staatsminister und Mitglied des Bundesrats), Erinnerungen 
aus dreiundfünfzig Dienstjahren. Weimar, H.Böhlau, 1891, S. 107: 
^Die Synodalordnung" und das Staatshandbuch von 1896 S. 162, 
von 1900 S. 145. 

§ 7. Der Kirchenrat als Nachfolger des in kirchlichen An- 
gelegenheiten in zwei Abteilungen zu Weimar und Eisenach bis 
1837 bestehenden, aber von da ab in Weimar vereinigten, Ober- 
konsistoriums , war durch Verordnung vom 25, September 1849 
als eine im Kultusdepartement des Staatsministeriums in rein 
kirchlichen und geistlichen Angelegenheiten mitwirkende kollegiale 
Behörde errichtet, zu welcher das Staatsoberhaupt eine Anzahl 
von Geistlichen in höherer Stellung zur Führung des Ehrenamtes 
beruft. In der Synodalordnung vom 29. März 1873 war der 
Kirchenrat als fortbestehend anerkannt, allein wegen der damit 
eingeführten Teilnahme des Synodalausschusses an der Beratung 
und Beschlussfassung des Kirchenrates in gewissen Angelegen- 
heiten machte sich unter Aufhebung jener Verordnung vom 
25. September 1849 eine Neuordnung nötig, welche unter dem 
25. November 1874 erfolgt ist. Der im Kultusdepartement er- 
richtete Kirchenrat wurde aufrecht erhalten und ihm wurden zu 
den früheren Befugnissen die durch die neue Kirchenverfassung 
hervorgerufenen Geschäftsobliegenheiten noch übertragen, auch 
in den rein kirchlichen und geistlichen Dingen das Recht der 
Anordnung und die Befugnisse einer höheren Instanz innerhalb 
der bestehenden Gesetze und Verordnungen verliehen, und ihm 
sind auch, wie vorher, die Kircheninspektionen und Superinten- 
denturen in rein kirchlichen und geistlichen Angelegenheiten un- 
tergeordnet worden, während sie ausserdem unmittelbar unter 
dem Kultusdepartement stehen. Nunmehr besteht der Kirchenrat 
aus dem Chef des Kultusdepartements als Vorsitzenden, einem 
weltlichen rechtsverständigen, vom Landesfürsten zu ernennenden 
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Mitglied und aus einer Anzahl von Geistlichen der evangelischen 
Landeskirche, welche vom Landesherrn dazu berufen werden, als 
ordentlichen Mitgliedern; als stimmberechtigte ausserordentliche 
Mitglieder treten in bestimmten Angelegenheiten die Mitglieder 
des ständigen Synodalausschusses hinzu. Die vortragenden Räte 
des Kultusdepartements können zu Beratungen mit nur beraten- 
der Stimme beigezogen werden und umgekehrt werden die in 
Weimar wohnenden ordentlichen Mitglieder des Kirchenrats zu 
den Beratungen des Kultusdepartements in den „gemischt-geist- 
lichen* 4 Angelegenheiten zugezogen. 

Dem Kirchenrat unterstellt ist seit 1886 die evangelische 
Gemeinde in Tokio mit Yokohama in Japan und die am 9. No- 
vember 1892 in Shanghai in China gegründete deutsche evange- 
lische Gemeinde auf ihren Antrag. 

Die feste Anstellung im Dienste der evangelischen Landes- 
kirche ist von dem Bestehen der Prüfung pro licentia concionandi 
und der Prüfung pro ministerio abhängig. Nach der Prüfungs- 
ordnung vom 13. Februar 1889 besteht eine Kommission zur 
Prüfung der Bewerber um ein geistliches Amt aus den geistlichen 
Mitgliedern des Kirchenrats und einem oder mehreren dazu be- 
rufenen Lehrern der theologischen Fakultät zu Jena. 

§ 8. Eine rückläufige Bewegung nach der Stellung des Kir- 
chenrats zu der des früheren Oberkonsistoriums hin, welches 
seinen eigenen Vorsitzenden hatte und insofern eine geschlossenere 
geistliche Oberbehörde war, machte sich in der achten, im De- 
zember 1902 abgehaltenen Synode geltend. Eine vom weimari- 
schen PfaiTverein ausgegangene Petition verlangte eine zeitge- 
mässe Ausgestaltung des Kirchenrates nach der Richtung hin, 
dass 1. der Kirchenrat verfassungsmässig begründet, 2. seine Be- 
fugnisse schärfer umgrenzt und 3. der direkte Verkehr mit dem 
Landesherrn ermöglicht werde. Der Ausschuss glaubte sich gegen 
die Berechtigung der Petition nicht verschliessen zu dürfen, und 
empfahl, dieselbe der Kirchenregierung zur Kenntnisnahme zu 
überweisen. Mit dieser Petition kam zugleich der von 25 Syno- 
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dalen unterzeichnete Antrag zur Beratung: „Die Kirchenregierung 
wird ersucht, dem Landesherrn die Bitte vorzutragen, dass dem 
Grossherzogl. Kirchenrat eine selbständigere Stellung und ein 
grösserer Wirkungskreis huldreich gewährt werde". An der Spitze 
der Antragsteller stand Professor der Theologie T h ü m m e 1 aus 
Jena, welcher den als Bitte gestellten Antrag folgendermassen 
begründete: Man wisse, dass der Landesherr allein in der Lage 
sei, den im Antrage enthaltenen Wunsch erfüllen zu können. 
Es handle sich nicht darum, dass die landesherrliche Gewalt ver- 
ringert und die Machtbefugnisse des Kirchenrats vermehrt wer- 
den sollten; umgekehrt solle der Kirchenrat des Scheines ent- 
kleidet werden, als verfüge er über irgend welche Staatsgewalt. 
Der Kirchenrat solle eine selbständigere Stellung erhalten, aber 
doch dem Kultusdepartement unterstellt bleiben, nicht ihm koor- 
diniert werden. Es sei nicht zu leugnen, dass der Kirchenrat 
in Weimar in den evangelischen Einzelgemeinden wenig Autorität 
besitze, darum, weil er in dem falschen Lichte einer staatlichen 
Behörde erscheine. Alle kirchlichen Kräfte könnten aber nur 
auf dem Boden der Gewissensfreiheit wirken, darum müssten sie 
auch den Schein, eine staatliche Behörde zu sein, ängstlich mei- 
den. Wenn aber der S t a a t s mi n i s t e r zugleich der 
Chef des Kirchenrats sei, dann sei dieser Schein un- 
vermeidlich. Man wolle das alte Staatskirchentum hinüberretten 
in die Vorstellung vom christlichen Staate. Aber diese Vorstel- 
lung sei heute unmöglich, weil ihr die notwendige Grundlage 
-eines breiten christlichen Volkstums fehle und weil man von den 
heutigen ganz verschiedenen Erscheinungsformen des Christentums 
keinen interkonfessionellen Massstab des Staatlich-Christlichen 
abnehmen könnte. Wenn der Staat christlich sein solle , solle 
er dann evangelisch-christlich oder katholisch-christlich sein? 
Denn diese beiden Religionen hätten je länger, desto weniger 
Gemeinsames mehr. Darum trenne man den Staats- 
minister von dem Vorsitzenden des Kirchen- 
rates. Diese beiden Aemter könnten nicht nach einer Zwei- 
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seelentheorie in einer Brust das gleiche Interesse linden. 

Die weiteren Ausführungen der einstündigen Rede bewegten 
sich laut der stenographischen Berichterstattung in den Bahnen 
historischer und kirchlicher Reminiszenzen und waren sowohl 
theoretischer wie rechtlicher Natur oft durchwebt mit scharfen 
satyrischen Sentenzen und in die feinste Form gekleideten, aber 
bitteren Wahrheiten. 

Staatsminister und Chef des Kultusdepartenients Dr. Rothe 
widersprach dem Antrag mit der Vorbemerkung, dass im wei- 
marischen Lande von jeher ein paritätischer Rechtszustand be- 
standen habe und keiner Konfession oder Religion ein bevor- 
zugtes Recht gewährt worden sei. Wenn anfänglich für die Pe- 
tition sich die Sympathien sehr vermehrt hätten, so habe doch 
die Beratung im Ausschuss viel Aufklärung gebracht; man habe 
erkannt, dass eigentlich die Sache zur Beratung im Plenum gar 
nicht geeignet sei. Man habe versucht, aus der Petition einen 
Kern herauszuschälen, obwohl nach seiner (des Redners) Mei- 
nung überhaupt kein Kern in der Petition sei, und schliesslich 
habe man sich geeinigt, der Kirchenregierung die Petition zur 
Kenntnisnahme zu unterbreiten, und aus den Ausschussverhand- 
lungen sei der Antrag Thümmel hervorgegangen, doch seien die 
Ausführungen des Antragstellers nicht geeignet gewesen, den 
Antrag annehmbar zu machen. Der Kirchenrat habe keine Staats- 
gewalt, könne demnach auch keiner solchen entkleidet werden. Die 
Antragsteller sollten die Initiative den Behörden überlassen, in den 
bestehenden Verhältnissen etwaige Aenderungen herbeizuführen. 

Gegen den Antrag erklärte sich besonders der Senior der 
theologischen Fakultät der Universität Jena , Prof. Dr. H i 1- 
g e n f e 1 d , und Synodale K i e s e r , Oberpfarrer zu Eisenach, 
erachtete die Sache noch nicht genug geklärt, um dafür stimmen 
zu können. Der Antrag wurde nach Schluss der ersten Lesung 
sogleich zur zweiten Lesung verstellt. Hier wiederholte Depar- 
tementschef Staatsminister t)r. Rothe, dass dem Antrag eigent- 
lich jede Unterlage und Begründung fehle; dem Kirchenrat sei 
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durch das Gesetz die verfassungsrechtliche Grundlage gegeben 
und, was die erbetene grössere Selbständigkeit und den erweiter- 
ten Wirkungskreis anlange, so wären bisher doch gar keine Kla- 
gen laut geworden. (Prof. Thümmel : „Doch!"). Der Regierung 
seien wenigstens solche nicht bekannt geworden und wenn der 
Abgeordnete Th. solche kenne, möge er sie mitteilen. Prof. 
Thümmel erklärte, solche beschaffen zu wollen, und bat, den 
Antrag möglichst einstimmig anzunehmen. Hierauf wurde der 
Antrag des Petitionsausschusses einstimmig, der des Prof. Thüm- 
mel mit 26 von 33 Stimmen angenommen. 

Dr. R o t h e mag wohl eines Ausspruches seines Vorgängers 
im Amte und Vorsitz im Kirchenrate (Dr. h. c. in 4 Fakultäten), 
G. Th. Stichling in dessen „Erinnerungen" a. a. O. einge- 
denk gewesen sein, dass das protestantische Prinzip auf der per- 
sönlichen Freiheit von Polizei- und Regierungszwang gegen Ge- 
wissen, Gedanken und Glauben und deren Aeusserung in AVort 
und Schrift auf der Forderung beruhe, dass nicht äussere Macht 
die Geschicke der Menschen lenkt, sondern eine höhere, göttliche 
Autorität und die von ihr geleiteten idealen Mächte des Men- 
schen, die innere geistige Kraft und sittliche Stärke, Verehrung 
des Höheren, Vaterlandsliebe, Achtung vor Gesetz, vor Ordnung 
und deren Trägern und Beschützern, Freude an der Arbeit und 
Liebe zum Nächsten, Duldsamkeit, Sinn für das Gemeinwohl ; — 
hierauf beruhe die protestantisch-reformatorische Auffassung vom 
Staatsleben, von der sich das orthodoxe, reaktionäre Kirchentum 
immer weiter entferne in der Nachahmung der römisch-katholi- 
schen Papstkirche, der das Laientum ein Mittel und Gegenstand 
der Beherrschung seitens des Klerus stets gewesen sei und sein 
solle — selbst im bürgerlichen Leben ; dieser sei eine von Rom 
aus regierte Weltmacht, der gegenüber das Verhältnis des Ein- 
zelstaates nach besonderen Rücksichten zu bemessen wäre. Für 
das Verhältnis der evangelischen Kirche in einem vorwiegend 
evangelischen Staate gebe es keine „Trennung von Staat und 
Kirche", da hier Staat und Kirche im beiderseitigen, wohlver- 
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standenen Interesse unabweislich auf einander zu einem harmo- 
nischen Zusammengehen hingewiesen seien, das nur ermöglicht 
werde durch eine mit dem Staatsregiment verbundene oberste 
Leitung, welche unbefangen über den Glaubensstreitigkeiten steht 
und die Macht hat, die widerstrebenden Elemente in Frieden 
zusammen zu halten, und da in der Personalunion des Staats- 
oberhauptes und des Oberstbischofs das Zusammenwirken des 
weltlichen und kirchlichen Regiments zur gemeinsamen Erziehung 
und Führung der Gesellschaft namentlich dadurch ge- 
sichert werde, dass der Chef des Kultusdepartements auch 
Vorsitzender des obersten Kirchenkollegiums (des Kirchenrats) 
sei und auch die rein geistlichen Angelegenheiten nach Beratung 
im Kirchenrat im Beisein und in Uebereinstimmung mit den 
übrigen Departementschefs, also mit der obersten Gesamtverwal- 
tung, zur höchsten Entscheidung des Oberstbischofs gebracht 
werden — wie im Grossherzogtum Sachsen, wo auch die Synodal- 
ordnung dem eigentlichen Kirchenkörper (Laien wie Geistliche 
als kirchliches Volk) eine geordnete Vertretung bei dem Kirchen- 
regiment gegeben worden, bei der Gesetzgebung und fortlaufen- 
den Mitverwaltung neben und über der Selbstverwaltung der 
Kirchengemeinden. 

Welche Erweiterungen der Machtbefugnisse dem Kirchenrate 
zu teil werden sollen, lässt sich aus den Synodalverhandlungen 
nicht ersehen. Dass diese interessante Rückwärtsbewegung von 
Erfolg sein werde, steht nicht zu erwarten, da sie im Laien- und 
Bürgertum des Landes, unter den auch heute kaum mehr als im 
Jahre 1900 gegen 325 700 zählenden Angehörigen der evange- 
lischen Kirche wenig Unterstützung finden dürfte. 

II. 

Die römisch-katholische Kirche im Grossherzogtum, 

§ 1. Die katholischen Gemeinden des Grossherzogtums Sach- 
sen gehörten von früher her zum Sprengel der bischöflichen zur 
Metropole von Köln gehörigen Diözese von Paderborn. Das 
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Gesetz vom 7. Oktober 1823 über das Verhältnis der katholischen 
Kirchen und Schulen sah eine Veränderung in der Kirchenver- 
waltung vor mit dem Vorbehalte aller Hoheits- und Souveräni- 
tätsrechte, welche dem Landesherrn in dem Reformationsrechte, 
der Oberaufsicht und Polizeigewalt des Staates und der welt- 
lichen Schutzgerechtigkeit (Advokatie), nach allgemeinen Grund- 
sätzen des Staatsrechts, über alle im Staate bestehenden An- 
stalten, Körperschaften, Gemeinheiten und einzelne Staatsbürger 
in ihrem ganzen Umfange zustehen, besonders in allen Fragen 
des Verhältnisses der Kirche zum Staate. 

Zur Ausübung und Wahrung der Rechte des Staates, welche 
in Ansehung der katholischen Kirche, ihrer Güter und Diener 
aus der weltlichen Oberaufsicht und Schutzgerechtigkeit sich er- 
geben, wurde eine unter dem Staatsministerium stehende eigene 
Oberbehörde, „die Immediat-Kommission für das katholische 
Kirchen- und Schulwesen* 4 gegründet, welche aus einem Vorsitzen- 
den und in der Regel aus einem weltlichen und geistlichen Mit- 
gliede der katholischen Kirche bestehen und den Oberbehörden 
des Landes nebengeordnet sein soll. An sie sind diejenigen 
Sachen zu bringen, in welchen nach jenem Gesetze die Kennt- 
nisnahme, Zustimmung, Einwilligung, Bestätigung u. s. w. von 
Seiten des Staates ausdrücklich vorbehalten ist. Es hat sich 
aber diese Behörde aller Untersuchungen und Erlasse in dem 
bloss dogmatischen Bereiche und der inneren, den Staat überall 
nicht berührenden Kirchendisziplin gänzlich zu enthalten. „Wie 
die katholische Kirche überhaupt mit und neben der brüderlich 
vereinigten evangelischen (protestantischen) Kirche gleiche An- 
sprüche an den Schutz des Staates haben und gleiche Rechte 
und Vorzüge geniessen soll, so steht derselben und ihren Glie- 
dern in dem Grossherzogtum auch das freie, ungehinderte 
Bekenntnis ihres Glaubens und die freie öffentliche Ausübung 
ihres Kultus mit allen Rechten zu u u. s. w. „Ohne Vorbe- 
wusst und Genehmigung des Staates hat kein kirchlicher Obe- 
rer für sich selbst oder durch Abgeordnete oder Vertreter, diese 
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mögen Namen haben , wie sie wollen, irgend eine Gewalt, irgend 
eine Direktion, irgend einen Einfluss zu den Kirchensachen des 
Grossherzogtums." Alle kirchlichen Erlasse sind vor ihrer Be- 
kanntmachung der Staatsbehörde zur Einsicht vorzulegen und 
dürfen, soweit sie nicht bloss moralischen oder dogmatischen In- 
halts sind, ohne das vom Landesherren ausdrücklich erteilte 
„Placet" nicht veröffentlicht und zur Anwendung gebracht wer- 
den, welches jederzeit widerruflich ist. 

§ 2. Die rein kirchliche Verwaltung wird nach einer päpst- 
lichen Bulle vom 16. August 1821 (Emminghaus, Corpus juris 
germanici I p. 684, 687) von dem Bischof und dem bischöflichen 
Generalvikariat zu Fulda, das zur oberrheinischen Kirchenprovinz 
gehört, ausgeübt und ein Landdechant ist Vorsteher aller Pfar- 
reien im Grossherzogtum (12 Parochieen mit 12 Pfarrkirchen, 
9 Tochterkirchen, 6 Kapellen und 15 Geistlichen mit 12112 
Katholiken im Jahr 1900) mit der besonderen Beaufsichtigung 
der Amtsverwaltung der Pfarrer. Die Einführung eines neuen 
Pfarrers und dessen Einsetzung in den Genuss der Pfründe er- 
folgt von dem .Justizbeamten des Bezirks und dem Dechanten 
als dem bischöflichen Bevollmächtigten; vorher hat jeder Geist- 
liche sich dem Staate eidlich als Diener zu verpflichten. Soweit 
dem Landesherrn das Patronatrecht zur Verleihung katholischer 
Pfarrstellen und anderer kirchlicher Pfründen (nur an Landes- 
kinder) nicht zusteht, fällt dem Bischof deren Uebertragung zu, 
jedoch nur nach landesherrlicher Zustimmung. Die Pfarrstelle 
in der Residenz Weimar steht ausschliesslich im landesherrlichen 
Patronat, die zu Dermbach wird abwechselnd vom Bischof und 
und dem Grossherzog besetzt. Der Widerspruch gegen eine 
Anstellung aus staatlichen Gründen folgt aus dem sog. Ein- 
spruchsrecht des Staates. Ein Mittel, dieses Recht aufrecht zu 
erhalten bietet das Reichsgesetz vom 4. Mai 1874 betr. die Ver- 
hinderung der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern, wonach 
den Regierungen die Befugnis eingeräumt ist, solche Personen, 
welche sich unrechtmässiger Weise Kirchenämter anmassen, 
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Aufenthaltsbeschränkungen zu unterwerfen und sogar aus dem 
Reiche zu verweisen. 

§ 3. Bei jeder Pfarr- und Filialkirche besteht ein Kirchen- 
vorsteheramt aus dem Pfarrer und zwei katholischen Gemeinde- 
gliedern, von denen eines unter Beirat des Pfarrers das Kirch- 
rechnungswesen zu besorgen hat. Die äussere Kirchenverwaltung 
hegt dem Vorsteheramt unter Aufsicht der Immediat-Kommission 
ob, namentlich die Fürsorge für Unterhaltung der Kirchen-, 
Pfarr- und Schulgebäude, und über die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens sollen die Kirchenvorsteher jährlich Rechnung legen. 
Dem Dechanten liegt ob, jährlich einmal die Kirchen und Pfar- 
reien zu visitieren und über zehn vorgeschriebene Fragen der 
Immediat-Kommission Bericht zu erstatten. Doch ist auch dem 
Bischof oder Weihbischof eine Visitation vorbehalten. Die Voll- 
streckungsbefugnis für die vollstreckbaren Entscheidungen und 
Verfügungen der Landdechanten und der katholischen Kirchen- 
vorsteherämter ist der Immediatkommission übertragen. 

Zur Befriedigung der Bedürfnisse der katholischen Geistlich- 
keit und des Kirchen- und Schulwesens, zu deren Befriedigung 
örtliche Fonds entweder garnicht vorhanden sind oder nicht aus- 
reichen, soll, wenn nach erfolgter Verteilung des bisher gemein- 
schaftlichen Stiftungsfonds der Diözese Fulda der diesseitige 
Anteil hierzu nicht zureichend ist, eine Unterstützung der Paro- 
chianen durch Kollekten oder aus denjenigen Geldern erfolgen, 
welche für die Kirchen, die Schulen und Pfarreien des Gross- 
herzogtums bei der Haupt-Staatskasse bestimmt sind. 

§ 4. In ihren bürgerlichen Verhältnissen, sowie bezüglich 
der Gerichtsbarkeit stehen die katholischen Geistlichen den 
protestantischen gleich. Durch das Gesetz vom 6. Mai 1857 
sind einige Vorschriften des Gesetzes vom 7. Oktober 1823 ge- 
ändert worden, wie inbezug auf Beschränkung der Prozessionen 
durch polizeiliche Massnahmen, Uebertritt in eine andere Kirche, 
Taufe der Kinder aus gemischten Ehen, Anordnung von kirch- 
lichen Feiern durch den Landesherrn. Ein neues „ konfessionelles 
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Friedensgesetz" ist das vom 10. April 1895 mit Ausführungs- 
verordnung vom 16. April 1895 betreffend die Konfession der 
Kinder aus gemischten Ehen zwischen Evangelischen und Katho- 
liken, sowie der Konfession swechsel dieser, worin beide Kirchen 
ganz gleichmässig behandelt werden 1 . Die volle ^Parität" dieser 
Konfessionen gehört ja zu den überlieferten Grundsätzen des 
Grossherzogtums. Von dem Gesetz vom 6. Mai 1857 bestehen 
nur noch §§ 1, 2, 3, 7, 8 Satz 1 und § 9, wobei im § 7 das 
vollendete 12. Lebensjahr jetzt zu entscheiden hat. Wer das 
18. Lebensjahr vollendet hat, kann aus der evangelischen 
oder katholischen Kirche austreten nach Erklärung seiner Wil- 
lensmeinung vor dem zuständigen Geistlichen und vor dem Amts- 
gericht. Nur eine unter den gesetzlichen Bedingungen (§ 8) 
erfolgte Austrittserklärung hat rechtliche Bedeutung und ist in 
das „Austrittsregister" des betreffenden Amtsgerichts einzutragen, 
worauf der Ausgetretene zu Leistungen, die auf der Zugehörig- 
keit zur Kirchgemeinde beruhen, nicht mehr verpflichtet ist, aus- 
ser zu solchen, welche nicht auf persönlicher Angehörigkeit zur 
Kirchgemeinde beruhen. 

m. 

Der jüdische Kultus. 

Im Staatshandbuch für das Grossherzogtum Sachsen- Weimar- 
Eisenach, welches in vierjährigen Zeiträumen herausgegeben wird, 
findet sich hergebrachtermassen nach dem Abschnitt über die 
römisch-katholische Kirche ein kurzer über den jüdischen Kultus. 
Die Judengemeinden bestehen nur als anerkannte Religionsge- 
sellschaften und behalten in dieser Eigenschaft ihre Vermögens- 
bestände. Die Mitgliedschaft der politischen Gemeinden erlan- 
gen die Juden unter denselben Bedingungen wie die Glieder 



1 Diese Zeitschrift VI. 1. S. 51—105. „Die Konfession der Kinder aus 
gemischten Ehen zwischen Evangelischen und Katholiken und der Kon- 
fessionswechsel. Im Besonderen nach dem Landesrecht im Grossherzogtum 
S.- Weimar-Eisenach * vom Verf. 
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anderer Religionsgesellschaften. Alle jüdischen Staatsbürger 
des Grossherzogtums haben mit den übrigen Staatsbürgern glei- 
che Rechte und gleiche Verbindlichkeiten und sind in allen Be- 
ziehungen zu dem Staate, zu den Gemeinden, ingleichen in allen 
privatrechtlichen Verhältnissen, den übrigen Staatsbürgern gleich- 
gestellt, stehen auch wie diese in Ansehung der freien Religions- 
übung unter denselben Gesetzen und Behörden. Die Ehe zwi- 
schen Christen und Jüdinnen, Juden und Christinnen ist gestattet 
und begründet dieselben Wirkungen wie die Ehe der Christen 
untereinander. 

Die Rechte, welche dem Staate gegenüber den Religionsge- 
sellschaften überhaupt zustehen , übt auch den jüdischen Religi- 
onsgesellschaften gegenüber das Staatsministerium, bezüglich durch 
geeignete, ihm untergeordnete Beamte aus. Ein Landrabbiner 
mit dem Sitz in Lengsfeld leitet die innere Einrichtung der 
Synagogen und hat die Aufsicht über die Kirchenbeamten in den 
sieben Kultusgemeinden (Synagogen) des Eisenacher Kreises 
und über die sonst im Grossherzogtum verstreuten Juden. Ueber 
die Synagogen und milden Stiftungen, überhaupt in Ansehung 
solcher Sachen, welche in der evangelischen Kirche als Konsi- 
storialsachen zu betrachten waren, besteht mit Vorbehalt des 
Rekurses an das Staatsministerium, Departement des Kultus, 
für alle innerhalb desselben Verwaltungsbezirks wohnenden Ju- 
den eine aus dem jedesmaligen Bezirksdirektor und dem Land- 
rabbiner zusammengesetzte Aufsichtsbehörde. Im Bereich des 
Kultusdepartements ist die Vollstreckungsbefugnis für die voll- 
streckbaren Entscheidungen und Verfügungen des Landrabbiners 
und der Vorstände der Judengemeinden den Aufsichtsbehörden 
über israelitische Angelegenheiten übertragen. Im J. 1900 be- 
trug die Zahl der Juden im Grossherzogtum : 1290. 

Die Juden Ordnung vom 20. Juni 1823 und der Nach- 
trag dazu vom 6. Mai 1833 ist durch das Gesetz über die 
Rechtsverhältnisse der Juden vom 6. März 1850 aufgehoben. 
In dem Nachtrag vom 23. April 1862 zu letzterem ist den Re- 
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ligions- und Schulgemeinden der Juden die juristische Persön- 
lichkeit nach wie vor erteilt geblieben. Der Entschliessung des 
Landesherrn bleibt es vorbehalten, bei hervortretendem Bedürf- 
nisse nach Anhörung der Beteiligten neue jüdische Religions- 
bezüglich Schulgemeinden zu errichten, die Bezirke der vorhan- 
denen Gemeinden angemessen abzugrenzen, auch vereinzelt woh- 
nende Juden einer der bestehenden Gemeinden als Mitglieder 
zuzuweisen. Der Verordnungsnachtrag vom 1. Juli 1868 schliefst 
sich an das deutsche Bundesgesetz vom 4. Mai 1868 über Auf- 
hebung der polizeilichen Beschränkungen der Eheschliessung an 
und enthält besondere Vorschriften über die Voraussetzungen 
der Vornahme von Trauungen, lieber die Fortfuhrung der in 
der Verordnung vom 14. August 1838 und den Nachträgen aus 
den Jahren 1867, 1868, 1870 und 1873 geordneten Geburts-, 
Trauungs- und Sterberegister der Juden nach Einführung des 
Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875 betr. den Personenstand 
bestimmt die Ministerialbekanntmachung vom 3. Januar 1876. 

Eigentümlich ist, dass der jüdische Kultus als Ganzes, wie 
eine der christlichen Kirchen, wie eine Kollektivgemeinschaft 
der abgeschlossenen Gemeinden mit Synagogen und ausserhalb 
derselben vereinzelt wohnenden Juden betrachtet und doch 
wieder jede einzelne Religions- und Schulgemeinde als besondere 
Religionsgesellschaft des ganzen Kultus, als Einzelteil behandelt 
wird, woraus hervorgeht, dass eine Geschlossenheit, wie sie in 
den christlichen Kirchen als Ganzem in den Staaten hervortritt, 
vermieden werden sollte, obgleich die einzelnen jüdischen „Reli- 
gionsgesellschaften" im Grossherzogtum sämtlich Korporations- 
rechte besitzen und vom Landrabbiner im Kultus und kirchen- 
staatsrechtlich von den zuständigen Verwaltungsbehörden (Rab- 
biner und Bezirksdirektor) im Staatsministerium, Departement 
des Kultus, zusammengehalten werden. 

IV. 
Andere Religionsgesellschaften. 

§ 1. In den Grundrechten des deutschen Volks von 1848 
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blieb der Satz bestehen, dass eine neue Religionsgesellschaft die 
Rechte einer juristischen Person (Korporationsrechte) nur durch 
den Staat, in welchem sie anerkannt oder geduldet werde, zu- 
geteilt erhalten könne. Neu entstehende Religionsgesellschaften 
(Deutsch-Katholiken) fussen auf der Freiheit der Vereinsbildung 
(Assoziation). In der Kirchenhoheit der Staatsgewalt traten drei 
Rechtsgruppen hervor. Das Zulassungs-, das Schutz- und Schirm- 
recht und das Aufsichtsrecht. 

Das Zulassungsrecht bestand in dem Recht der Aufnahme 
von Religionsgesellschaften mit rechtlicher Begrenzung nach Dar- 
legung des Glaubenssymbols. Schon zur Zeit der Reformation ist 
es das Recht des Landesherrn gewesen, solche Religionsgesell- 
schaften in seinem Lande zu dulden. Erst nach dem Religions- 
friedensschluss zu Augsburg 1555 hatte die evangelische Kirche 
eine gesicherte Stellung erlangt und darauf nahmen die Landes- 
herren in ihrem Gebiet (Territorien) nur solche auf, die sich zu 
ihrer Konfession bekannten. Im westfälischen Frieden von 1648 
wurden nur Katholiken und Evangelische (Lutheraner und Refor- 
mierte) anerkannt und das Zulassungsrecht der Landesherren mit 
der Massgabe bestätigt, dass jede der beiden Konfessionen die- 
jenige Religionsübung beibehalten solle , die sie zu irgend einer 
Zeit des Jahres 1624 („Normaljahr") gehabt hatte. Darauf gab 
es im Deutschen Reich nur katholische und evangelische Territo- 
rien, sodass jede andere Religionsgesellschaft als „Sekte" verboten 
war, sofern nicht einzelne Bekenner der Gemeinden geduldet oder 
mit friedensmässiger Berechtigung zugelassen waren. Erst das 
preussische Landrecht ging in der Toleranz weiter und dem folgte 
die Mehrzahl der deutschen Verfassungen in der ersten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts. 

Der im Art. V § 17 der deutschen Grundrechte von 1848 
aufgestellte Grundsatz: „Jede Religionsgesellschaft ändert und 
verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig, bleibt aber dabei 
bei den allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen" hat nur der 
Willkür einer staatlichen Bevormundung Einhalt thun sollen, 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIIL l. 6 
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auf dass das gesetzlich geordnete Gesetzgebungs- und Aufsichts- 
recht des Staates sich nicht auf die inneren (sakramentalen) An- 
gelegenheiten erstreckte. In den meisten deutschen Staaten gilt, 
wie vorstehend, die Glaubens- und Assoziationsfreiheit in dem 
Umfange, dass sich religiöse Gemeinschaften ohne Genehmigung 
des Staates bilden dürfen; indessen sind solche (Sekten) noch 
keine Korporationen, aber dem Landesherrn stand vermöge der 
Kirchenhoheit die Verleihung der juristischen Persönlichkeit und 
die Anordnung des Nebeneinanderbestehens der verschiedenen 
Religionsgemeinschaften als Korporationen des öffentlichen Rechts 
im Staate zu, auch von dem Kirchenregiment Aenderungen im 
Interesse des Staatswohles zu fordern oder solche selbst anzu- 
ordnen, z. B. gemeinschädliche Gebräuche zu verbieten. Auch 
im Grossherzogtum Sachsen ist mit der Freiheit des Bekennt- 
nisses wie in anderen Staaten die Vereinigung zu Religionsge- 
sellschaften, auch zu öffentlichen Religionsübungen wie zu ge- 
meinsamen häuslichen Andachten, zugelassen ; indessen unterliegen 
derartige Vereinsbildungen und Versammlungen den allgemeinen 
Vorschriften des Vereins- und Versammlungsrechts. Ein Be- 
schluss der vormaligen deutschen Bundesversammlung vom 
13. Juli 1854, welcher mit der landesherrlichen Verordnung vom 
4. April 1856 zur Ausführung gebracht worden ist, hat eine 
Ordnung des Vereinswesens auch im Grossherzogtum herbeige- 
führt. Hiernach hat jeder sich neu bildende Verein 14 Tage 
vor dem Beginne seiner Wirksamkeit den Zweck seiner Ver- 
einigung und seine Statuten der Ortspolizei an seinem Sitz vor- 
zulegen, auch auf Verlangen der gedachten Behörde diejenigen 
Personen, welche zur Bildung des Vereins zusammenzutreten be- 
absichtigen , namhaft zu machen ; die Ortspolizei hat diese An- 
zeigen unverzüglich dem zuständigen Bezirksdirektor vorzulegen, 
welcher die Bildung des Vereins, im Fall er den Grundsätzen 
des Bundesbeschlusses nicht entsprechen würde, verbieten darf, 
wogegen eine Berufung an das Staatsministerium zulässig ist 
Nach § 1 jenes Beschlusses sollen nur solche Vereine geduldet 
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werden, die sich darüber genügend auszuweisen vermögen, dass 
ihre Zwecke mit der Bundes- und Landesgesetzgebung im Ein- 
klang stehen und die öffentliche Ordnung und Sicherheit nicht 
gefährden. 

Religionsgesellschaften (Einzelgemeinden, Sekten) sind von 
den im Staate aufgenommenen und anerkannten Kirchengemein- 
schaften zu unterscheiden, werden jedoch, sobald sie Korpora- 
tionsrechte erlangt haben, jenen, namentlich in dem Genuss des 
staatlichen Schutzes gleichgestellt. Nach § 10 des weimarischen 
Ausführungsgesetzes vom 5. April 1899 zum BGB. steht dem 
Staatsministerium die Verleihung der Rechtsfähigkeit an einen 
Verein, sowie die Genehmigung der Satzungen eines Vereins zu 
(BGB. §§ 22, 33 Abs. 3) zu. Dagegen kann nach § 11 eine Reli- 
gionsgesellschaft oder eine geistliche Gesellschaft die Rechtsfähig- 
keit nur durch landesherrliche Verleihung erhalten. Art. 10 des 
EG. zum BGB., vergl. S. 89. 

Das Schutz- und Schirmrecht (Advokatie) des Staates sichert 
das Nebeneinanderbestehen der verschiedenen Religionsgemein- 
schaften in Frieden, sowie das kirchliche Leben und die Würde 
der Diener der Gemeinschaften vor Störungen und Verletzungen 
und der Staat nimmt Beschwerden der Glieder wegen Rechts- 
verletzungen und Rechtsverweigerung entgegen; vgl. die Religi- 
onsvergehen in §§ 166 bis 170 des RStGB., den Schutz der 
Religionsdiener gegen Beleidigungen in § 196 und die Störung 
des öffentlichen Friedens durch Religionsdiener im § 130 a das. 

Das Aufsichtsrecht des Staates beschränkt sich gegenüber 
den Religionsgesellschaften auf ihr Verhältnis zur öffentlichen 
Ordnung und Wohlfahrt, auf die Friedenserhaltung ; gegen Lehre 
und Kultus, sowie gegen die Vereinsverwaltung verhält sich der 
Staat indifferent, weder fördernd noch hindernd. 

§ 2. Einer besonderen Betrachtung ist zum Schluss die 
Frage zu unterstellen, ob der Schutz der §§ 166 und 170 RStGB. 
der russisch-griechischen und griechisch-katholischen, sowie der 
anglikanischen Kirche im Deutschen Reiche und namentlich der 

6* 
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ihr angehörenden Einzelgemeinden in Weimar zukomme? 

In dem § 166 StGB, ist als ein mit Gefängnis bis zu 3 Jah- 
ren bedrohtes Vergehen, „welches sich auf die Religion bezieht, *• 
(Ueberschrift des Abschn. 11 des Teils II) neben der öffentlichen, 
ein Aergernis erregenden Gotteslästerung durch beschimpfende 
Aeusserungen, auch die öffentliche Beschimpfung einer der christ- 
lichen Kirchen oder einer anderen mit Korporationsrechten in- 
nerhalb (eines Bundesstaates) des Bundesgebietes bestehenden 
Religionsgesellschaft oder ihrer Einrichtungen oder ihrer Gebräu- 
che aufgestellt ; ingleichen ohne jede Unterscheidung ist die Ver- 
übung beschimpfenden Unfugs in einer Kirche oder in einem an- 
deren zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte auch mit 
derselben Strafe bedroht. 

Es giebt im deutschen Bundesgebiete ausser den christlichen 
Kirchen auch allerhand andere Religionsgesellschaften oder kirch- 
liche Gemeinschaften teils mit, teils ohne Korporationsrechte. 
Der Schutz des § 166 erstreckt sich nur auf die mit letzteren 
bestehenden Religionsgesellschaften, während in § 167 der Schutz 
des Gottesdienstes jeder im Staate bestehenden Religionsge- 
gesellschaft gegen Verhinderung der Ausübung des Gottesdien- 
stes durch eine Thätliclikeit oder Drohung, ingleichen gegen vor- 
sätzliche Verhinderung oder Störung des Gottesdienstes oder 
einzelner gottesdienstlichen Verrichtungen in einer Kirche oder 
in einem anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte 
durch Erregung von Lärm oder Unordnung gesichert wird durch 
Androhung einer Gefängnisstrafe bis zu 3 Jahren. Nur der 
zweite der im § 166 aufgeführten Mischthatbestände soll der 
Gegenstand der nachfolgenden Erörterung werden ; besonders in 
Beziehung auf die griechisch-katholischen oder russisch-griechi- 
schen und auf die anglikanischen (protestantischen) Kirchengemein- 
schaften, die sich hier und da im deutschen Bundesgebiete er- 
kennbar gemacht haben, als Religionsgesellschaften und zwar 
als Glieder einer ausländischen grossen Landeskirche. Zwischen 
den Religionsgesellschaften der beiden Gesetzesparagraphen be- 
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steht ausser dem erwähnten Unterschied noch der weitere, dass 
§ 166 eine „im Bundesgebiet," dagegen § 167 eine „im Staate 
bestehende Religionsgesellschaft schützen" soll. Zutreffend wird 
dies von Olshausen in seinem Kommentar zu § 167 Anm. 1 
hervorgehoben, dass darunter eine jede Religionsgesellschaft zu 
verstehen sei, welche in einem Bundesstaate als solche bestehe, 
— soweit eine Genehmigung zur Bildung von Religionsgesell- 
schaften notwendig sei (Richter-Dove , Kirchenrecht, Auti. 7, 
S. 260), mit solcher, (denn sonst bestehe die „Religionsgesell- 
schaft" nicht, sondern nur ein religiöser Privatverein), andern- 
falls, wie z. B. in Preussen , ohne solche ; handle es sich dage- 
gen um den Gottesdienst einer nicht in diesem Sinne im Staate 
bestehenden Religionsgesellschaft, so geniesse derselbe auch nicht 
den Schutz des § 167, sondern es kämen nur die allgemeinen 
Vorschriften über Nötigung und Hausfriedensbruch zur Anwen- 
dung. 

Aus der Vergleichung der Ausdrucksweise beider Paragra- 
phen ergiebt sich aber, dass neben den „christlichen Kirchen" 
auch „andere mit Korporationsrechten innerhalb des Bundes- 
gebietes bestehenden Religionsgesellschaften als gleichberechtigte 
^Rehgionsgesellschaften" dieser Art, jene aber an erster Stelle 
genannt und als allgemein geltend schon als mit Korporations- 
rechten versehene „Kirchen" nach allgemeinem Sprachgebrauch 
auf den Lehren Christi fussend hervorgehoben werden. Aus dem 
Wörtchen „andere" ergiebt sich, dass die im Bundesgebiet be- 
stehenden „christlichen Kirchen" auch mit Korporationsrechten 
versehene juristische Persönlichkeiten sind , welche nicht erst, 
wie ausserhalb dieser stehende Religionsgesellschaften Gesamt- 
heitspersönlichkeit durch staatliche Verleihung von Korporations- 
rechten zu erlangen brauchen. Der bei Olshausen a. a. O. 
Anm. 8 angeführten Schriftstellermehrheit ist auch er beigetreten 
mit der Bemerkung, es kämen die christlichen Kirchen nur in 
Betracht, „wenn sie mit Korporationsrechten innerhalb des Bun- 
desgebietes bestehen" § 166); das seien aber nur die „geschicht- 



Digiti 



izedby G00gk 



86 Abhandlungen. 

lieh und nach Staatsverträgen privilegierten christlichen 
Kirchen, nämlich die römisch-katholische und die evangelische 
oder protestantische (diese als lutherische, reformierte und sog. 
unierte) Kirche. Die anglikanische und die griechisch-katholische 
Kirche sei dagegen nicht gemeint. B e r n e r und Schwarze 
dagegen zählen die griechische Kirche mit und L. Kräh in seinem 
kleinen Kommentar (bei Siemenroth und Worms, Berlin 1898 er- 
schienen) S. 138 zählt die griechisch-katholische und die an- 
glikanische und eine staatlich geschlossene christliche Landes- 
kirche mit besonderer Organisation unter Bezugnahme auf eine 
Entscheidung des Reichsgerichts (E. V, 188) mit, während Alt- 
katholiken, Mennoniten, Irvingianer und andere christliche Reli- 
gionsgesellschaften nur dann unter dem Schutz des § 166 stän- 
den, sofern sie in einem Bundesstaate Korporationsrechte er- 
langt hätten; zu den Religionsgesellschaften gehören aber auch 
das Judentum nach Reichsgerichtsentscheidung in E. VI, 77. — 
Oppenhoff, Komment, zu § 166 Note 7 bemerkt, dass der- 
artige Religionsgesellschaften nicht als Ganzes (als Konfession) 
Korporationsrechte erlangten, sondern es genüge, wenn nur eine 
Gemeinde derselben diese Rechte erhalten habe. Religionsge- 
sellschaften ohne solche könnten nur ihren Schutz mit den all- 
gemeinen Vorschriften über Beleidigung und Verleumdung wegen 
solcher Beschimpfungen des § 166 erreichen. In Anm. 6 aber 
bezieht er sich auf ein preuss. Patent v. 30. März 1847 (Gesetz- 
samm. S. 121) für die Beschränkung der „christlichen Kirchen** 
auf die katholische und evangelische (lutherische, reformierte, 
unierte) Kirche, doch sei ein gegen die christliche Kirche im 
allgemeinen gerichteter Angriff als gegen jede der einzelnen 
christlichen Kirchen gerichtet zu betrachten. Bei Begrenzung 
der „christlichen Kirche u und der ihr zugehörigen Bekenntnis- 
arten wird auf den Sprachgebrauch zu achten sein. Man redet 
von griechisch-katholischer Kirche im Gegensatz zur römisch- 
katholischen und beide fallen schlechtweg unter die katholische 
Kirche, wie unter die evangelische im Gegensatz zur katholischen 
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Kirche die einzelnen Gruppen (lutherische, reformierte, unierte) 
des Protestantismus fallen. Die griechisch-katholische Kirche 
wird als russische Landeskirche auch russisch-griechische neben 
der griechisch-orientalischen bezeichnet, wie auch die in Gross- 
britannien und Irland herrschende, vom Katholizismus als Epi- 
skopalkirche und vorzugsweise von dem reformierten Protestantis- 
mus entlehnte Kirche die anglikanische oder englische Staatskirche 
genannt wird. Alle anderen religiösen Gemeinschaften werden 
nicht als „ Kirchen u bezeichnet, wie die der Altkatholiken, die von 
diesem Gesichtspunkte aus auch nicht zu einer grossen kirchlichen 
Gemeinschaft als Teil oder Abart des Katholizismus hervorge- 
wachsen sind und daher wie Sekten als Religionsgesellschaften 
zu betrachten wären 1 . Auch das Judentum und Anhänger des 
Islam. Die Buddhisten u. s. w. werden nicht als „Kirche" 
bezeichnet , wie die russisch - griechische und englische Re- 
ligionsgemeinschaft, deren Ausläufer sich auch über die Landes- 
grenzen hinaus erstrecken als auf der Lehre Christi beruhend, 
welche sich in Abweichungen über die ganze Erde verbreitet 
und in verschiedenen äusseren Gestaltungen Vertretung der Be- 
kenner gefunden hat. Geht man hiervon aus , so wird auch 
schon die grammatische Auslegung dahin gelangen, dass im 
Mangel einer Unterscheidung des Gesetzes zwischen den Kon- 
fessionen der christlichen Kirchen auch diejenigen als „Kirche 44 
bezeichneten darunter fallen, welche einzelne Theoretiker davon 
ausschliessen wollen. Da nun von Reichswegen im Strafgesetz- 
buch kein Unterschied gemacht worden ist, so würde auch die 
Beschränkung des preuss. Patentes vom 30. März 1847 wegfal- 
len müssen gegenüber der weiten Fassung „christlicher Kirchen 44 
in § 166 RStGB., vgl. § 2 des Einführungsges. zum RStGB. 

Wenn nun auch jeder dieser christlichen Kirchen im Gan- 
zen Korporationsrechte nach allgemeinem Kirchen -Staatsrecht 

1 Nach dem „ Amtlichen Altkatholischen Kirchenblatt * belauft sich die 
Zahl der altkatholischen Geistlichen mit Einschluss des Bischofs auf 64 
Glieder des deutschen altkatholischen Klerus. S. aber S. 89. 
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zukommen und jede eine juristische Person im Ganzen ist, so 
bedarf es für die Angehörigen einer solchen Kirche im Falle 
einer Beschimpfung im Sinne des § 166 nicht erst des Nach- 
weises oder der blossen Behauptung des Vorhandenseins der für 
andere Religionsgesellschaften erforderten Korporationsrechte son- 
dern es genügt nur der Nachweis der Zugehörigkeit zu einer der 
christlichen Kirchen auch ausserhalb des Bundesge- 
bietes, da nur das Bestehen einer anderen mit Korpo- 
rationsrechten versehenen Religionsgesellschaft innerhalb des 
Bundesgebietes den strafrechtlichen Schutz zu erwarten haben 
soll. Das Gesetz sagt auch nicht: einer der im Bundesgebiet 
anerkannten christlichen Kirchen, sondern schützt alle christ- 
lichen Kirchen, auch die des Auslandes mit ihren Einzelteüen 
im Bereich des Reichsstrafgesetzbuches als christliche Universal- 
religionsgesellschaften der Erde. Auf eine Anerkennung durch 
Staatsvertrag und auf Gegenseitigkeit kann es nach der Gesetzes- 
fassung nicht für die oder jene der christlichen Kirchen ankom- 
men ; der Schutz der christlichen Kirchen soll im Geltungsbe- 
reiche des Reichsstrafgesetzbuchs ein unbedingter sein ; dagegen 
der innerhalb des Bundesgebietes bestehenden Religionsgesell- 
schaften zu gewährende nur dann, wenn eine solche Korpora- 
tionsrechte erlangt hat, womit die Anerkennung als Religions- 
gesellschaft im Reiche von selbst verbunden ist mit demselben 
Schutzanspruch, wie ihn die christlichen Kirchen von Amtswegen 
erhalten sollen. Von Reichswegen können solche Korporations- 
rechte einer einzelnen kirchlichen Gemeinschaft in einem Bun- 
desstaate erteilt werden und daher ist eine solche Erteilung den 
einzelnen Bundesstaaten nicht überlassen, anders als wie die 
Verleihung der Rechtsfähigkeit an Vereine mit einem wirtschaft- 
lichen Zweck in dem Bundesstaate, in dessen Gebiet der Verein 
seinen Sitz hat (§ 22 BGB.). Juristische Personen des öffentlichen 
Rechts sind auch religiöse Körperschaften nach Erlan- 
gung der Rechtsfähigkeit (§ 89 BGB.). Aber ein einem fremden 
Staate angehörender und nach dessen Gesetzen rechtsfähiger 
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Verein, der die Rechtsfähigkeit im Inlande nur nach den Vor- 
schriften der §§ 21, 22 BGB. erlangen könnte, gilt als rechts- 
fähig, wenn seine Rechtsfähigkeit durch Beschluss des 
Bundesrats anerkannt ist. Auf nicht anerkannte ausländi- 
sche Vereine der bezeichneten Art linden die Vorschriften über 
die Gesellschaft, sowie die Vorschrift des § 54 Satz 2 BGB. 
Anwendung (Einführungsges. znm BGB. Art. 10). Das würde 
für einzelne im Bundesgebiete bestehende Gemeinden der rus- 
sisch-griechischen und der anglikanischen Kirche zutreifen, wenn 
diese nicht als Teile einer „christlichen Kirche " anerkannt wer- 
den würden. Die Erteilung von Korporationsrechten seitens des 
Bundesrats an die einzelne Religionsgesellschaft in einer Gemeinde 
des Bundesgebietes würde die Folge haben, dass andere Ge- 
meinden denselben Anspruch auf gleiche Behandlung erheben 
könnten; daraus entsteht die Frage, ob nicht einer Religionsge- 
sellschaft im Ganzen für das Bundesgebiet Korporationsrechte 
zu erteilen seien, um als juristische Person in den Einzelgemein- 
den rechtsgiltige Handlungen vornehmen zu können? Dann 
wäre eine Gleichmässigkeit in dem Schutz des § 166 mit den 
christlichen Kirchen im Bundesgebiet für die betr. Religionsge- 
sellschaft herbeigeführt. Besteht in einzelnen Teilen des Bun- 
desgebietes bereits eine Religionsgesellschaft mit Korporations- 
rechten, so ist dadurch die Verallgemeinerung der Erteilung 
solcher durch den Bundesrat für das ganze Bundesgebiet ge- 
radezu geboten, wie z. B. das Judentum in einzelnen Staaten 
des Reiches mit Korporationsrechten bereits vor den einschla- 
genden Reichsgesetzen mit solchen Rechten versehen war. 
1 s h a u s e n a. a. O. S. 587 bemerkt für Preussen zutreffend, 
dass mit der Verleihung der Korporationsrechte an einzelne 
Synagogengemeinden die jüdische Religionsgesellschaft auch in 
ihrer Gesamtheit (wohl nicht im ganzen Reich von selbst, doch 
nur in Preussen) verstanden werde. Sollte ein Bundesstaat 
darin zurückstehen, so würde der Bundesrat jetzt zur Erteilung 
jener Rechte allein zuständig sein. 
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Streitig ist bisher gewesen, ob die Altkatholiken eine 
besondere Religionsgesellschaft infolge des Vatikanischen Konzils 
bilden, oder nur eine Spaltung der römisch-katholischen Kirche 
herbeigeführt haben gegenüber der vatikanischen (neukatholischen) 
Kirche. Das letztere, die Zugehörigkeit zur römisch-katholischen 
Kirche betonen sie selbst und in den meisten deutschen Bundes- 
staaten werden sie als Zweig der vormals einheitlichen römisch- 
katholischen Kirche betrachtet — eine Thatsache, aus der die 
kirchen-staatsrechtliche Stellung des Altkatholizismus unter die 
„christlichen Kirchen" notwendig zu entnehmen ist, sodass nicht 
erst für ihn der Nachweiss des Bestehens mit Korporationsrechten 
zu erfordern ist ; vgl. die Litteratur bei 1 sh au s e n a. a. O. Anm. 9 
zu § 166 StGB.; das. die Abweichung des obersten bayerischen 
Gerichtshofes zu München v. 15. Sept. 1873 und O p p enh o f f s, 
Komment. Nr. 6 und Villnow im Gerichtssaal XXXI S. 507 ff., 
welcher die Altkatholiken zu den innerhalb des Bundesgebietes 
mit Korporationsrechten bestehenden Religionsgesellschaften zählt, 
was aber doch erst für das ganze Bundesgebiet nachzuweisen 
wäre. Richtig ist, dass eine Beschimpfung der Altkatholiken 
dann nur hierhin gehöre, „wenn eine Beschimpfung der katho- 
lischen Kirche selbst zu erblicken wäre" (H. Meyer, Lehrb. 
S. 635 N. 3), und dass die Beschimpfung der Angehörigen einer 
Kirche in ihrer Gesamtheit wie einer Religionsgesellschaft als 
mit Korporationsrechten unmittelbar oder mittelbar (der Lehren) 
die Kirche oder Religionsgesellschaft als Ganzes treffen kann, 
ja auch beide zugleich, wie Olshausen a. a. 0. einen Fall, 
der zur Entscheidung des Oberlandesgerichts zu Dresden v. 
21. Aug. 1874 kam, erwähnt, worin durch Beschimpfung der 
zehn Gebote, die den christlichen Kirchen wie der jüdischen Re- 
ligionsgesellschaft gemeinschaftliche Grundsätze gewesen sind, der 
Thatbestand des § 166 als erfüllt erkannt wurde. 

Anschlussweise mag auch der dritte Mischthatbestand des 
§ 166 noch erwähnt werden, worin derselbe Schutz „den zu reli- 
giösen Versammlungen bestimmten Orten", besonders darunter 
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hervorgehoben den „ Kirchen u gewährt wird als Gebäuden zur 
Andachtsübung, ohne Unterschied, ob der Ort einer im Reich 
oder in einem Bundesstaat bestehenden Religionsgesellschaft, einer 
inländischen oder ausländischen, zu ihrer religiösen Versammlung 
dienen soll oder einer Kirche des Christentums oder in einer 
Synagoge der Israeliten je nach der Bestimmung der dazu be- 
rufenen Organe, etwa auch eine Simultankirche zu religiösen 
Versammlungen verschiedener Religionsgesellschaften, auch Privat- 
kapellen, z. B. die am Krematorium zu Hamburg angebaute, dem 
dortigen Feuerbestattungsverein gehörige, nur zu Bestattungs- 
feiern für jeglichen Kultus zugängliche Kapelle, wie auch die 
mehreren Religionsgesellschaften zustehenden konfessionellen Fried- 
höfe, denen allen ein gleicher Schutz gegen beschimpfenden Un- 
fug zur Erhaltung des Ansehens und Friedens der religiösen 
Versammlungen zugesichert sein soll. Der Thatbestand des § 1 67 
begreift im ersten Satz die Hinderung jemandes an der Ausübung 
des Gottesdienstes einer im Staate bestehenden Religionsgesell- 
schaft, was wohl bedeuten soll, dass sie im Staate wenigstens 
geduldet sei, und zwar durch Thätlichkeit oder Drohung, womit 
der einzelne („jemand 44 ) geschützt werden soll — also, wie schon 
oben bemerkt, ohne Erfordernis der Erlangung der Korporations- 
rechte für die betreffende Religionsgesellschaft. Dagegen der 
zweite Mischthatbestand besteht in der vorsätzlichen Verhinderung 
oder Störung einer im Staate bestehenden Religionsgesellschaft 
als Gesamtheit in der Ausübung ihres Gottesdienstes oder ein- 
zelner gottesdienstlicher Handlungen in einer Kirche oder in 
einem anderen zu religiösen Versammlungen bestimmten Orte 
durch Erregung von Lärm oder Unordnung, wobei das zum ersten 
Mischthatbestande im Satz 1 des § 167 Bemerkte zu wiederholen 
ist rücksichtlich der „imStaate bestehenden Religion s- 
gesellschaft". Hiernach ist es jedem Bundesstaate über- 
lassen, die Ausübung eines Gottesdienstes oder gottesdienstlicher 
Verrichtungen zu hindern, wenn die betreffende Religionsgesell- 
schaft im Staate nicht „besteht", d. h. zugelassen oder geduldet 
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ist, auch den gesetzlichen Schutz zu versagen — aus § 167. 

§ 3. In der Residenzstadt Weimar besteht seit Jahren eine 
russisch-griechische und eine englische kirchliche Gemeinschaft. 

1. Mit dem Einzug der russischen Grossfürstin Marie Pau- 
lowna als Erbgrossherzogin , Gemahlin des nach Karl Augusts 
Tode im J. 1828 regierenden Grossherzogs von Sachsen- Weimar- 
Eisenach Karl Friedrich im J. 1804 war die Gelegenheit gegeben, 
der russisch-griechischen Kirche in Weimar Eingang zu ver- 
schaffen. Bis heute finden Gottesdienste derselben im Erdgeschoss 
eines am Park gelegenen einstöckigen Gebäudes statt, worin 
Goethes bekannte Freundin, Frau v. Stein im ersten Stockwerk 
gewohnt hatte. Das Gebäude ist kroniiskalisch und diente dem 
russischen Propst zur Wohnung. Archivalische Nachrichten über 
die Einrichtung der russischen Kapelle fehlen und es ergiebt sich 
nur aus im Staatsarchiv aufgefundenen Rechnungen, dass die Kapelle 
aus Privatmitteln der Frau Grossherzogin-Grossfürstin erhalten 
worden ist, wie auch das zum Kultus erforderte Personal, dass 
mithin die der griechisch-katholischen Kirche angehörigen Russen 
in Weimar eine unter dem Protektorat der russischen Gross- 
fürstin M. Paulowna stehende, ihre kirchlichen Bedürfnisse be- 
friedigende kleine Gemeinde als private Religionsgesellschaft ohne 
staatliche Einmischung bildeten. So ist es bis heute, auch nach 
dem 1857 erfolgten Hinscheiden der Grossherzogin-Grossfürstin, 
geblieben. Das weimarische Staatshandbuch von 1900 weist nur 
den Kaiserl. Russischen Ministerresidenten auf, unter welchem 
die an der russisch-griechischen „Kirche" Angestellten, Propst 
und 2 Psalmisten, und die russischen Staatsangehörigen „stehen". 
Unterhalten wird der Kultus aus kaiserlich-russischen Geldern 
noch bis 1907 (50 Jahre nach dem Ableben der Grossherzogin- 
Grossfürstin). 

2. Für die ziemlich zahlreich in Weimar wohnenden und ver- 
kehrenden Engländer und Schotten besteht seit Jahren ein kirch- 
licher Zusammenschluss in einer Religionsgemeinschaft der anglika- 
nischen Kirche mit einem von der englischen Missionsgesellschaft in 
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London unterhaltenen Kaplan, welcher bis vor wenigen Jahren in 
einem Mietlokale die Gottesdienste abhielt. Der Grossherzog 
Carl Alexander, der auch hier sein allseitiges Interesse bethätigte, 
vermittelte die Errichtung einer englischen Kapelle im Westende 
der Residenz Weimar, indem er aus dem Kronfiskus an den 
Staatsfiskus ein dort gelegenes Grundstück laut Uebereignungs- 
urkunde vom 10. Febr. 1897 abtrat. Dieser verkaufte als Eigen- 
tümer dieses Areals dasselbe zur Erbauung einer Kapelle für den 
anglikanischen Gottesdienst „der englischen Gemeinde 44 , darauf 
an die Society for the propagation of the Gospel in London, 
vertreten durch ihren bevollmächtigten Kaplan W. und es wurde 
diese Gesellschaft laut Uebereignungsurkunde vom 17. Dezbr. 
1898 Eigentümerin jenes Grundstückes, worauf sie die englische 
Kirchkapelle erbauen Hess, in der die regelmässigen Gottesdienste 
von einem englischen Geistlichen gehalten werden 1 . 

Ueber das Verhältnis dieser beiden kirchlichen Gemeinschaf- 
ten zum Staate Weimar ergiebt sich aus einer zusammenfassen- 
den Niederschrift in den Akten des Ministeriums, Dep. des Kul- 
tus, über wenig zerstreut vorhandene Materialien, dass die sog. 
russisch-griechische Gemeinde wie die englische jeder Organi- 
sation entbehrt und dass jeder nur als „staatlich geduldeter Ver- 
ein", gegen den sich der Staat rein „negativ", weder abwehrend 
noch fordernd, nur beaufsichtigend verhält, auch von diesem nichts, 
auch keine Korporationsrechte erhalten habe, auch nicht um einen 
besonderen Schutz angegangen worden sei. Im Vereinsregister 
findet sich für beide kirchlichen Vereine kein Eintrag und sie 
sind daher nur einfache Privatvereine in kirchlicher Hinsicht, 
weshalb sie auch nicht in das Staatshandbuch aufzunehmen waren, 
worin auf S. 164 als Religionsgesellschaft das Judentum in seinen 
7 Kultusgemeinden unter staatlicher Aufsicht circa sacra (Syna- 



1 Nach zuverlässiger Mitteilung hatte der Grossherzog Karl Alexander 
sich bei dem Primas der anglikanischen Kirche, Bischof von Canterbury, 
die Genehmigung einer Geistlichenbestellung für Weimar nur persönlich 
vorbehalten — nicht als Landesherr. 
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gogen, milde Stiftungen u. s. w.) mit Korporationsrechten stehend, 
auf S. 144 ff. „die evangelische Landeskirche" und auf S. 163 ff. 
„die römisch-katholische Kirche" behandelt sind. Auf S. 143 
ist die evangelische Landeskirche unter die oberste Aufsicht des 
Kultusdepartements gestellt, aber daselbst heisst es weiter: „ Ge- 
genüber der katholischen Kirche, den jüdischen Gemeinden und 
allen Religionsgesellschaften überhaupt ist das Kultusdepar- 
tement die oberste staatliche Aufsichtsbehörde 44 . Daliin gehören 
ja die verschiedenen Sekten der „Brüder in Christo 44 , „aposto- 
lische Gemeinde" u. s. w. mit Korporationsrechten oder ohne 
solche. Für die Bestellung der Geistlichen in den beiden er- 
wähnten kirchlichen Gemeinschaften ist von seiten des Staats- 
oberhauptes ein Genehmigungs- oder Bestätigungsrecht bisher 
nicht geltend gemacht worden, woraus sich ergeben könnte, dass 
diese Gemeinschaften als Ausflüsse oder Teile (Diasporen) der 
betreffenden „Kirche" zu betrachten wären oder als mit Korpo- 
rationsrechten im Grossherzogtum von früher her bestehende Re- 
ligionsgesellschaften, wie das Judentum. 
Wir kommen zu dem Ergebnis: 

1. Die russisch-grieclüsche wie die englische Kultusgemeinde 
in Weimar fällt nicht unter die im Bundesgebiete mit Korpo- 
rationsrechten bestehenden Religionsgesellschaften, da nicht be- 
kannt ist, dass sie schon vor der Einführung des Reichsstraf- 
gesetzbuchs mit Korporationsrechten landes- oder reichsrechtlich 
versehen waren ; demnach sind sie nur Privatvereine zum Zweck 
der Ausübung des Gottesdienstes ihrer Landeskirche und gemes- 
sen nicht den Schutz des § 166, wohl aber den des § 167 StGB.'s 
bez. des § 185 das. 

2. Diese beiden Kultusgemeinden können aber als Teile und 
Abzweigungen „christlicher Kirchen 44 , als auf der Lehre Christi 
beruhenden, hochorganisierten Nationalkirchen, denen Korpora- 
tionsrechte allgemein zustehen, bei dem Mangel jeder Beschrän- 
kung in den §§ 166, 167 StGB, angesehen werden und zwar die 
russisch-griechische oder griechisch-katholische als unter den wei- 
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ten Begriff der katholischen Kirche, wie die Altkatholiken, mit- 
fallend, dagegen die englische kann als eine unter den weiten Be- 
griff der protestantischen, ausserkatholischen, besonderen Landes- 
kirche gehörig betrachtet werden. Das wird den einzelnen 
Gemeinschaften dieser „Kirchen", welche im Deutschen 
Reiche verstreut vorkommen , gleichmässig zuzugestehen 
sein und mithin der Schutz der §§ 166 und 167 StGB. — also 
auch im Bundesstaate S.- Weimar. 
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Hat der lastenpflichtige Patron im Gebiete des Allge- 
meinen Landrechts ein Aufsichtsrecht über die von 
der Kirchengemeinde nach § 31 Ziffer 6 der Kirchen- 
gemeinde- und Synodal-Ordnung erhobene Umlage? 



Von 
Oonsistorial-Assessor Schultz 

in Friedenau bei Berlin. 



Der lastenpflichtige Patron einer Kirche hatte mehrfach Be- 
schlüsse der kirchlichen Gemeindekörperschaften über Erhebung 
und Verwendung von Umlagen als ungültig angefochten und seine 
— von der Aufsichtsbehörde nicht geteilte — Autfassung da- 
durch zur Geltung gebracht, dass er den von den Gemeindekör- 
perschaften aufgestellten Etats und Rechnungen der Kirchen- 
kasse, in denen Ertrag und Verwendung der Umlage angegeben 
war, die patronatliche Genehmigung versagte. Mit Rücksicht 
auf die hierdurch für die kirchliche Kassenverwaltung entstehende 
Schwierigkeiten beschlossen die Gemeindekörperschaften , über 
die Einnahmen und Ausgaben des in der Kirchenkasse enthal- 
tenen Kirchenvermögens einerseits, über die Erträge und die 
Verwendung der kirchlichen Umlage andererseits gesonderte Etats 
und Rechnungen aufzustellen und nur die Etats und Rechnungen 
der eigentlichen Kirchenkasse dem Patron zur Genehmigung vor- 
zulegen. Der Patron lehnte es ab, diese Genehmigung zu er- 
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teilen, und verlangte, dass in den Etats und Rechnungen der 
Kirchenkasse auch Ertrag und Verwendung der kirchlichen Um- 
lage angegeben werde. 

Nach § 23 der K.G. und S.O. „verbleiben" dem lastenptiich- 
tigen Patron — ausser der Teilnahme an der Verwaltung des 
kirchlichen Vermögens durch Beteiligung am Gemeinde-Kirchen- 
rat (§ 6 ebenda) — die Aufsicht über die Verwaltung der Kir- 
chenkasse und das Recht der Zustimmung zu den nach den be- 
stehenden Gesetzen seiner Zustimmung unterliegenden Geschäf- 
ten der Vermögensverwaltung (zu vergl. Art. 8 des Staatsge- 
setzes vom 25. Mai 1874). Im Geltungsbereich des Allgemeinen 
Landrechts ist bei den Geschäften der Vermögensverwaltung die 
patronatliche Zustimmung in den Fällen der §§ 629, 637, 645, 
647, 651, 658, 668, 700, 779, 782, 803, 807, 822 Teil II Titel 
11 erforderlich. Hinsichtlich der Aufsicht über die Verwaltung 
des Kirchenvermögens erklärte § 585 ebenda den Patron für 
berechtigt „die Verwalter des Kirchen Vermögens zu bestellen und 
Rechnungslegung von ihnen zu fordern". Zum „Kirchen vermö- 
gen" gehören nach § 160 ebenda „die Gebäude, liegenden Gründe, 
Kapitalien und alle Einkünfte, welche zur anständigen Unter- 
haltung des äusseren Gottesdienstes für jede Kirchengemeine nach 
deren Verfassung bestimmt sind". Nach Ziffer 42 und 43 der 
revidierten Instruktion zur K.G. u. S.O. gehört zu den Funk- 
tionen der patronatlichen Aufsicht die Genehmigung des Kirchen- 
kassenetats, sowie die Abnahme und Entlastung der Kirchen- 
kassenrechnung. Ueber das hierbei von dem Gemeinde-Kirchen- 
rat zu beachtende Verfahren geben die §§ 66 bis 68 und 82 der 
Verwaltungs-Ordnung eingehende Anweisung. 

Das Aufsichtsrecht des Patrons ist durch § 23 der K.G. u. 
S.O. in den darin angegebenen Grenzen aufrecht erhalten, und 
sofern es früher einen grösseren Umfang hatte, auf die darin 
angeführten Befugnisse beschränkt worden. Kirchengemeinde 
und Patron streiten nun darüber, ob das Aufsichtsrecht des Pa- 
trons die Aufsicht über Erhebung und Verwendung der kirch- 
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liehen Umlage in sich begreift oder nicht. 

Um die praktische Bedeutung der Frage hervorzuheben, sei 
hier nur darauf hingewiesen, dass der lastenpflichtige Patron 
nach Art. 8 des Staatsgesetzes vom 25. Mai 1874 das Recht hat, 
zu Ausgaben aus der Kirchenkasse, zu welchen diese bisher nicht 
bestimmt gewesen ist, die Zustimmung zu verweigern. Wären 
die Umlageerträge als Einkünfte der Kirchenkasse zu behandeln, 
so könnte der Patron hiernach verhindern, dass Umlageerträge 
zu Ausgaben, zu welchen die Kirchenkasse nicht bestimmt ge- 
wesen ist, verwendet werden. Diese Genehmigung könnte nach 
dem angeführten Artikel 8 nicht ergänzt werden, sodass z. B. 
bei dem Widerspruch des Patrons unmöglich wäre, Umlageer- 
träge zur Ausführung des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 2. Juli 
1898 zu verausgaben. 

Unzweifelhaft ist ein Aufsichtsrecht des Patrons über die 
kirchliche Umlage nicht durch diejenigen Vorschriften des All- 
gemeinen Landrechts begründet worden, welche für einzelne 
Geschäfte der Vermögensverwaltung die Zustimmung des Pa- 
trons erfordern. Denn das Recht, Umlagen zu erheben, ist 
der Kirchengemeinde erst durch § 31 Ziffer 6 der K.G. und 
S.O. beigelegt worden. Das Allgemeine Landrecht kannte 
ein solches Recht nicht, konnte also auch keine patronatliche 
Genehmigung der Umlage anordnen. Das Reichsgericht hat in 
der Band 29 Seite 154 ff. abgedruckten Entscheidung aus der 
Gesamtheit der landrechtlichen Einzelbestimmungen gefolgert, 
dass alle Geschäfte der Vermögensverwaltung, die die Substanz 
des Kirchenvermögens berühren, der patronatlichen Genehmigung 
bedürfen. Aber selbst nach dieser u. E. nicht unbedenklichen 
Entscheidung würde ein Aufsichtsrecht des Patrons gegenüber 
der kirchlichen Umlage nicht begründet sein, denn Erhebung 
und Verwendung der Umlage ist kein Verwaltungsgeschäft, das 
die Substanz des Kirchenvermögens berührt. 

Es bleibt zu erörtern, ob die allgemeinen Vorschriften des 
A.L.R.'s über die Verwaltung der Kirchenkasse dem Patron ein 
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Aufsichtsrecht gegenüber der kirchlichen Umlage geben. Der § 585 
Teil II Titel 11 A.L.R.'s ist als verwaltet anzusehen, nachdem die 
Befugnis des Patrons, Verwalter des Kirchenvermögens zu be- 
stellen und von ihnen Rechnungslegung zu fordern, weggefallen 
ist. Immerhin könnte die Vorschrift dieses Paragraphen und ebenso 
§ 160 Teil II Titel 11 A.L.R.'s zur näheren Bestimmung des im 
§ 23 der K.G u. S.O. gebrauchten Ausdrucks „Kirchenkasse" 
herangezogen werden, sodass danach die Aufsicht über die Ver- 
waltung der Kirchenkasse als Aufsicht über die Verwaltung des 
in § 160 näher bestimmten Kirchen Vermögens zu verstehen ist. 
§ 160 führt als Bestandteil des Kirchenvermögens an „alle Ein- 
künfte, welche zur Unterhaltung des äusseren Gottesdienstes für 
jede Kirchengemeine nach deren Verfassung bestimmt sind". Es 
erscheint an sich nicht unmöglich , hierunter neben den Ein- 
künften aus Kapitalvermögen, Grundbesitz, Gerechtigkeiten u. s. w. 
auch Leistungen von Mitgliedern der Kirchengemeinde zu ver- 
stehen, die zur Vermehrung des kirchlichen Vermögens für die 
^Unterhaltung des äusseren Gottesdienstes" einmalig oder wieder- 
kehrend entrichtet werden, z. B. Zuwendungen an die Kirchen- 
kasse für Liebesthätigkeit in der Gemeinde. Es ist aber unmög- 
lich, als solche Einkünfte die Erträge der in der Kirchengemeinde 
erhobenen Umlage zu bezeichnen. Denn nach der der Kirchen- 
gemeinde durch die K.G. u. S.O. gegebene Verfassung, welche 
auch für die der Kirchengemeinde darin beigelegte Befugnis, Um- 
lagen zu erheben, massgebend ist, sind die Umlageerträge in keiner 
Weise Einkünfte eines im Eigentum der Kirchengemeinden be- 
findlichen Vermögens oder zur Vermehrung des kirchlichen Ver- 
mögens bestimmt, sondern Einnahmen aus der öffentlichrechtlichen 
Steuerbefugnis der Gemeinde, welche dem Kirchenvermögen als 
etwas Verschiedenartiges von der K.G. u. S.O. ausdrücklich ge- 
genüber gestellt werden. 

Das Recht der Kirchengemeinde, Kirchensteuer (Umlage) 
zu erheben, ist begründet und geordnet durch § 31 Ziffer 6 der 
K.G. u. S.O., Art. 3 des Staatsgesetzes vom 25. Mai 1874, Art. 

7* 
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III Nr. 1 der Allerhöchsten Verordnung vom 9. September 1876, 
§ 1 Ziffer 6 des Kirchengesetzes vom 18. Juli 1892. Durch diese 
gesetzlichen Bestimmungen ist der Kirchengemeinde als öffent- 
lichrechtlicher Korporation das Recht verliehen worden, die für 
ihre Bedürfnisse erforderlichen Geldmittel im Wege eines öffent- 
lichrechtlich geregelten Steuerverfahrens — nötigenfalls durch 
Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren — zu beschaffen. 
Nach den gesetzlichen Bestimmungen veranlagt und richtig be- 
rechnet dient die Umlage lediglich zur Erfüllung der bestimmten, 
im Umlagebeschluss bezeichneten Bedürfnisse und hat ihren Zweck 
mit ihrer Verausgabung erfüllt. Die kirchlichen Körperschaften 
sind bei der Festsetzung, Erhebung und Verwendung durch keine 
der angeführten Gesetzesvorschriften an eine Zustimmung de> 
Patrons gebunden. Soll die Verwendung der Umlageerträge über- 
wacht werden, so ist dies Sache der den Umlagebeschluss geneh- 
migenden Behörden. Der Patron, der Mitglied der Kirchenge- 
meinde ist, wird durch den Umlagebeschluss in gleicher Weise 
verpflichtet, wie jedes andere Gemeindeglied. Gegen seine Ver- 
anlagung stehen ihm nur diejenigen Rechtsmittel offen, die auch 
den anderen Gemeindegliedern gegeben sind. Ist der Patron nicht 
Mitglied der Kirchengemeinde, so steht ihm keinerlei Aufsichts- 
oder Einspruchsrecht zu. Ueber die Verwendung etwaiger Er- 
sparnisse sind gesetzliche Bestimmungen nicht getroffen; nach 
dem Wesen der Umlage können sie nur zur Verminderung des 
in der Folgezeit hervortretenden Umlagebedürfnisses der Kirchen- 
gemeinde verwendet werden. Der Patron kann also bei einem 
Bau, dessen Kosten in erster Linie aus der Kirchenkasse, bei 
deren Unzulänglichkeit von ihm und der Kirchengemeinde be- 
stritten werden müssen, nicht beanspruchen, dass ersparte Um- 
lagebeträge, wie das in der Kirchenkasse enthaltene Kirchen- 
vermögen, anteilig auf seinen Kostenbeitrag verrechnet werden. 

Das Recht, Umlagen zu erheben, ist nach § 81 Ziffer 6 der 
K.G. u. S.O. der Kirchengemeinde beigelegt worden, um die für 
die kirchlichen Bedürfnisse erforderlichen Geldmittel, soweit 
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diese nicht nach bestehendem Recht aus dem Kirchenvermö- 
gen oder von Patronen u. s. w. zu gewähren sind, zu beschaffen. 
Hier ist das Umlagerecht der Kirchengemeinde dem Kirchen- 
vermögen ausdrücklich gegenüber gestellt. Diese Gegenüberstel- 
lung in Verbindung mit dem Absatz 1 des § 23 K.G. u. S.O., 
wo hinsichtlich der patronatlichen Befugnisse das bestehende 
Recht erhalten bezw. beschränkt wird, ergiebt unzweifelhaft, dass 
das patronatrechtliche Aufsichtsrecht durch die K.G. u. S.O. auf 
die Umlage der Kirchengemeinde nicht ausgedehnt worden ist. 

Dieses Ergebnis steht im völligen Einklang mit der ratio 
des Allgemeinen Landrechts. In § 741 Teil II Titel 11 desselben 
wird die Verteilung der bei Kirchenbauten auf die Eingepfarrten 
entfallenden Lasten dahin geregelt, dass dieselben „wie andere 
gemeine persönliche Lasten und Abgaben nach eines jeden Ortes 
Verfassung aufgebracht werden" sollen. Hier handelt es sich, 
ebenso wie bei der kirchlichen Umlage, um eine nach öffentlich- 
rechtlichen Grundsätzen aufzubringende Steuer. Das Allgemeine 
Landrecht hat hier keine aufsichtliche Mitwirkung des Patrons 
angeordnet ; man darf also sagen, dass es der in § 741 zum Aus- 
druck gebrachten ratio entspricht, dem Patron bei Erhebung und 
Verwendung der Umlage kein Aufsichtsrecht zuzuerkennen. 

Thatsächlich wird wohl überall das in der „ Kirchenkasse u 
dargestellte Kirchenvermögen als verschieden von den Umlage- 
erträgen behandelt, wo es sich um die Leistungsfähigkeit der 
Kirchenkasse handelt. Sollte die „ Kirchenkasse u das Kirchen- 
vermögen und die Umlageerträge umfassen, so könnte von 
einer Leistungsunfähigkeit der Kirchenkasse erst die Rede sein, 
wenn die Möglichkeit, die Ausgaben der Kirchenkasse durch 
kirchliche Umlage zu decken, erschöpft ist, d. h. wenn die Ge- 
meinde bis zur Leistungsunfähigkeit mit Umlagen belastet ist. 
Die Leistungsunfähigkeit der Kirchenkasse ist aber unstreitig — 
auch nach der gerichtlichen Praxis — vorhanden, wenn die Er- 
träge des in der Kirchenkasse vorhandenen Vermögens nicht 
ausreichen, um die Ausgaben der Kirchenkasse zu decken. Die 
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Leistungsfähigkeit oder -Unfähigkeit der Gemeinde hat hiermit 
nichts zu thun. 

Die zur Ausführung der gesetzlichen Bestimmungen ergan- 
genen Verwaltungsvorschriften der revidierten Instruktion und 
der Verwaltungsordnung haben unzweifelhaft das dem Patron 
gesetzlich zustehende Aufsichtsrecht nicht zu erweitern vermocht. 
Insbesondere ist dies nicht dadurch geschehen, dass nach der 
revidierten Instruktion der Patron den Kirchenkassenetat ge- 
nehmigen und die -Rechnung entlasten soll, und dass in den der 
Verwaltungsordnung beigegebenen Formularen in Titel VII eine 
Stelle für Einnahme aus Kirchensteuern vorgesehen ist. Diese 
Ausführungsbestimmungen enthalten allgemeine Anordnungen, 
nach denen der Gemeinde-Kirchenrat unter normalen Verhält- 
nissen die Verwaltung zu führen hat, und geben einen Anhalt 
für eine wirtschaftliche Einrichtung der Kassenführun£ 
durch Regelung des Etats- und Rechnungswesens. Wie aber 
Etat und Rechnung rein thatsächliche , durch wirtschaftliche 
Rücksichten gebotene Zusammenstellungen der Einnahmen und 
Ausgaben einer Rechnungsperiode sind, so ist es, wenn die von 
der Verwaltungsordnung berücksichtigten allgemeinen Gesichts- 
punkte für den einzelnen Fall nicht zutreffen, zulässig und not- 
wendig, Etat und Rechnung nach den Bedürfnissen des einzel- 
nen Falles besonders zu gestalten. So wünschenswert es deshalb 
sein mag, dass in dem von den Körperschaften — für die Kir- 
chengemeinde, nicht für den Patron — aufgestellten Etat die 
im Laufe des Rechnungsjahres notwendig werdende kirchliche 
Umlage erwähnt wird, so hat dies dann nicht zu geschehen, wenn 
der Patron sich Aufsichtsrechte gegenüber der kirchichen Uni- 
lage anmasst und durch das Geltendmachen solcher Rechte die 
kirchliche Vermögensverwaltung erschwert. Bei einer kleineren 
Verwaltung wird es regelmässig genügen, den Umlagebeschluss 
selbst der Kassenführung zu Grunde zu legen, bei grösseren 
Verwaltungen wird zweckmässig ein besonderer Etat für die Ver- 
wendung der Unilageerträge aufzustellen sein. Dieser Etat ist 
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dann aber dem Patron nicht zur Genehmigung vorzulegen. Lehnt 
der Patron es ab, den Kassenetat und die Kirchenkassenrech- 
nung, in denen die kirchliche Umlage nicht erwähnt ist, zu ge- 
nehmigen, so ist die Genehmigung von der zuständigen Aufsichts- 
behörde zu ergänzen. 
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Der Leipziger Tolstojprozess in seiner Bedeutung für 
die Judikatur zum § 166 Punkt II des Reichsstraf- 
gesetzbuches. 

Von 

Dr. jur. et phil. Hans Reichel 

in Leipzig. 



I. Prozessbericht. 

Der am 9. Juli 1902 vor der II. Strafkammer des Landge- 
richts Leipzig zur Verhandlung gekommene Prozess gegen Die- 
d e ri c h s und Löwenfeld, in der Presse kurz als Tolstoj- 
Prozess bezeichnet, hat in litterarischen Kreisen sowohl wie in 
der Theologen- und Juristenwelt ein weitgehendes Interesse und 
lebhaftes Für und Wider erweckt. In Litteratur und Tagespresse 
waren es vornehmlich die sogenannte Moderne und der Freisinn, 
unter den Theologen hauptsächlich die um die „ Christliche Weit" 
sich scharenden Kitschlianer, welche schon während der Vorer- 
örterungen den eifrigsten Anteil am Verlaufe der Angelegenheit 
kundgaben. Die Juristenwelt verhielt sich naturgemäss zurück- 
haltender. 

Der äussere Gang der Angelegenheit kann nur in den Haupt- 
zügen angedeutet werden. Tolstoj, anfangs des Jahres 1901 von 
der russischen Kirche wegen seiner nicht abzuleugnenden Hete- 
rodoxie exkommuniciert (siehe die Broschüre Tolstoj, Der Sinn 
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des Lebens, deutsch von Löwenfeld, Leipzig, Diederichs, 1901. 
S. 98 — 101), antwortete unverzüglich mit einem offenen Briefe 
,, Antwort an den Synod". Dies geharnischte Sendschreiben hat 
Löwenfeld übersetzt, Diederichs verlegt. (A. a. O. S. 80 
bis 96.) 

Auf Grund einer Strafanzeige aus katholischen Juristenkrei- 
sen wurde die deutsche Uebersetzung in der Beschwerdeinstanz 
(Bescbluss der V. Strafkammer des Kgl. Landgerichts Leipzig 
v. 10./10. 1901) beschlagnahmt. Zuvor hatte das Amtsgericht 
Leipzig (Beschluss v. 11./9. Ol) die Beschlagnahme abgelehnt. 
Diederichs und Löwenfeld wurden in Leipzig unter An- 
klage gestellt (vergl. des genauem Reichel in der Christlichen 
Welt Jahrg. 16, S. 729 ff.). Die Anklageschrift datiert vom 
31./1. 02. 

Die Tolstoj'sche Schrift enthält, wie eine Lektüre der wort- 
getreuen Uebersetzung ausweist, folgende schwerste Angriffe auf 
die anatolische Kirche : Die Virginität der Maria wird geleugnet ; 
die Mysterien (Sakramente) als niederträchtige, rohe Taschen- 
spielerkünste, grosser Hokuspokus 1 ); die Beichte als schädlicher, 
die Unsittlichkeit fördernder Betrug, Gesundölung, Firmung ([iu- 
pioai;), Heiligen- und Reliquiendienst, Gebete und Messen als 
Taschenspielerkünste ; die Eucharistie als Vergötterung des Flei- 
sches ; die Transsubstantiationslehre als empörende Lästerung 
charakterisiert ; Predigt und Priesterdienst aber werden als offen- 
kundige Vorbereitungen zum Betrüge gekennzeichnet und mit dem 
Verfahren eines Raubmörders verglichen, der, um eine Jacke zu 
erbeuten, eine ganze Familie totschlägt. 

In diesen Aeusserungen erblickte die Staatsanwaltschaft einen 
besonders rohen und verletzenden Ausdruck der Missachtung der 
russischen Kirche, also eine Beschimpfung derselben. Diese Be- 
schimpfung, so argumentiert die Anklageschrift, beschränke sich 



1 Das Wort Hokuspokus . . . „ist bekanntlich entstanden eben aus den 
Worten, die der Priester bei der Verwandlung spricht : Hoc est corpus 
meuni*. Weitbrecht a. unten a. 0. S. 29. 
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aber nicht auf die russische Kirche. Es seien vielmehr alle die- 
jenigen Religionsgemeinschaften beschimpft, welche in den ein- 
zelnen Punkten wesentlich gleiche Einrichtungen und Gebräuche 
hätten. Die Beschimpfung der Christus- Anbetung treffe die ganze 
Christenheit, die Beschimpfung der Sakramente, des Priesterturas, 
der Heiligen- und Reliquienverehrung verletze die römisch-katho- 
lische Kirche. Der objektive Thatbestand des § 166. II StG.B. 
sei also erfüllt. Die Incriminierung des über die Christus- An- 
betung handelnden Passus hat die Staatsanwaltschaft in der Haupt- 
verhandlung fallen lassen. 

Die Strafkammer I des Landgerichts Leipzig gab der An- 
klage statt und eröffnete durch Beschluss vom 21. /4. 1902 (ab- 
gedruckt in No. 188 der Leipz. Neuesten Nachrichten 1902) das 
Hauptverfahren. 

Aus der Hauptverhandlung kommt juristisch vornehmlich 
das Plaidoyer des Verteidigers Dr. H e z e 1 in Betracht Ich 
habe es a. a. O. S. 730 der vielgerühmten Sello'schen Vertei- 
digungsrede im Elberfelder Thümmelprozess (11. Juni 1886; R. 
Weitbrecht, Was ist es mit § 166? Barmen, Klein 1889, 
S. 45 ff.) an die Seite gestellt. Der Verteidiger begann mit den 
denkwürdigen Worten: „Der Fall Tolstoj entbehrt nicht des 
Aussergewöhnlichen. Das kulturelle Bewusstsein hat sich sofort 
nach Beschlagnahme der Schrift mit sittlicher Emphase auf die 
Seite der Angeklagten gestellt. Heute handelt es sich darum, 
ob der Spruch des Gerichtshofs erfliessen wird auf Grund karger, 
herausgerissener Stellen der Schrift oder auf Grund des das 
ganze Werk durchdringenden Geistes". 

Aus der Deduktion des Verteidigers 6ind als prinzipiell be- 
deutungsvoll zwei Punkte herauszuheben. 

1. Gesetzt, Tolstoj habe Einrichtungen und Gebräuche der 
griechischen Kirche beschimpft, und weiter angenommen, die ent- 
sprechenden Einrichtungen und Gebräuche inländischer Kirchen 
seien genau die gleichen, so seien gleichwohl die inländischen 
Kirchen nicht beschimpft. Die Unterstellung der Möglichkeit 
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einer mittelbaren Beschimpfung sei rechtsirrtümlich. 

Diese Argumentation, welche schon das Amtsgericht Leipzig 
im Beschlagnahmeverfahren stillschweigend zu Grunde gelegt hatte, 
verdient Beifall. Eine Beschimpfung von Einrichtungen und Ge- 
bräuchen dergestalt, dass die Einrichtungen und Gebräuche selbst 
das Beschimpfungsobjekt im Rechtssinne wären, erscheint sinnlos. 
Beschimpfung kann nur auf Personen, gleichviel ob auf physische 
oder moralische, nicht aber auf Sachen sich beziehen. Beschimpfe 
ich eine Einrichtung einer bestimmten Religionsgemeinschaft, so 
beschimpfe ich die bestimmte Religionsgemeinschaft als deren 
verantwortliche Urheberin. Es gilt in diesem Punkte das, was 
von der Beleidigung gilt, auch von der Beschimpfung. Wenn 
jemand das Zimmer des A. als eine Schmutzhöhle bezeichnet, 
so beleidigt er gegebenenfalls den A., nicht aber zugleich mittel- 
bar den B., dessen Zimmer genau die gleiche Unordnung zeigt. 
Zu erwägen bleibt auch, dass eine und dieselbe Einrichtung je 
nach der organischen Totalität, der sie eingefügt ist, grundver- 
schieden bewertet werden muss. Die breite und starkknochige 
Hand, welche einem Athleten sehr wohl ansteht, würde an einer 
jugendlichen Mädchengestalt als grobe Verunzierung erscheinen. 
Idem non est idem. 

Das Strafkammerurteil erörtert zu diesem Punkte, dessen 
prinzipielle Erschöpfung es nicht als seine Aufgabe betrachtet, 
lediglich die subjektive Thatbestandsseite. Es stellt fest : 
Tolstoj sei von der russischen Kirche angegriffen gewesen ; gegen 
sie richte sich seine Gegenwehr ; nur gegen sie sei also auch seine 
aggressive Polemik beabsichtigt ; der etwa zu unterstellende dolus 
Tolstojs habe sich also von vornherein auf inländische Religions- 
gemeinschaften nicht beziehen können. 

2. Die Verteidigung stellte in Abrede, dass in Tolstojs Aus- 
führungen der Thatbestand der Beschimpfung überhaupt erblickt 
werden könne. Auch die orientalische Kirche sei nicht beschimpft. 
Der in der Judicatur, vor allem in einer Anzahl von Revisions- 
urteilen, angetroffene Beschimpfungsbegriff sei zu weit gegriffen. 
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Die Verteidigung berief sich auf die bahnbrechenden Ausführungen 
Adolf Wachs in dieser Zeitschrift Band II S. 171 ff. Tol- 
stojs scharfe und schroffe Kritik der russischen Kirche sei nicht 
ein Ausfluss zersetzender Frivolität, sondern ein glühender Aus- 
druck positiver Bekennerschaft, tiefechter Religiosität gewesen. 
Häresie thue nichts zur Sache. Insbesondere wurde auf folgen- 
den Passus der Tolstojschen Antwort (S. 94) hingewiesen: „Ich 
glaube an folgendes : Ich glaube an Gott, der mir der Geist, die 
Liebe, der Urquell aller Dinge ist. Ich glaube, dass er in mir 
ist und dass ich in ihm bin. Ich glaube, dass der Wille Gottes 
nirgends klarer und deutlicher ausgedrückt ist als in der Lehre 
des Menschen Christus. . . . Ich glaube,, dass das wahre Glück 
in der Erfüllung von Gottes AVillen besteht. Sein Wille aber 
ist, dass der Mensch den Nebenmenschen liebe und darum gegen 
den Nebenmenschen so handle, wie er wünscht, dass gegen ihn 
gehandelt werde ; so heisst es auch im Evangelium : darin besteht 
das ganze Gesetz und die Propheten". (Man vergl. hierzu Ev. 
•loh. 4,24; 1. Job. 4,8; 4,19; Act. 17,28; 1. Joh. 3,24; Ev. Joh. 
6,68; 8,12; 14,6; 1. Joh. 2,3; 4,21; Mt. 7,12; 22,37—40). 

Zu diesem Punkte der Frage hat das Urteil grundsätzlich 
Stellung genommen. Die Strafkammer hat der Deduction der 
Verteidigung in dieser Hinsicht schlechterdings beigepflichtet. 
Auch auf dem Richtertische lag ein Exemplar der Wach 'sehen 
Abhandlung. Das Urteil hat sich ausdrücklichermassen den ein- 
schlägigen Sätzen Wachs angeschlossen. Das erkennende Ge- 
richt hat sonach mit der bisher landläufigen Rechtsprechung 
grundsätzlich gebrochen. Es konnte (mit Wach) auch beim Vor- 
liegen leidenschaftlicher und verletzender Ausdrucksweise den 
objektiven Thatbestand der Beschimpfung nicht erblicken in einer 
Polemik, welche die Religiosität nicht nur zum Gegenstande, son- 
dern auch zum Motiv hat. Die Form der gewählten Ausdrucks- 
weise tritt in den Hintergrund. Schroffe und kränkende Aus- 
drücke sind in der Geschichte der Glaubenskämpfe traditionell; 
sie entsprechen der Bedeutung des umstrittenen Gutes. Aus 
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ihnen allein also lässt sich eine Subsumtion unter den Beschim- 
pfungsbegriff nicht herleiten. „Wie kann das schnöde, roh, ge- 
mein, brutal, niedrig, entwürdigend, also ein Schimpfen, ein Be- 
schimpfen sein, was doch nur Aeusserung der heiligsten Ueber- 
zeugung oder der kirchlichen Vorschrift ist?" (Wach a. a. O. 
S. 177). Mit Recht weiset das Urteil mit dem Verteidiger auf 
den Umstand hin , dass Adolf Harnack (Wesen des Chri- 
stentums S. 148) über die orthodoxe Kirche in der Sache das 
Gleiche sagt, wie Tolstoj, nur hier und da vorsichtigerer 
Sprechweise sich bedient. 

Nicht der äussere Anschein der Worte, sondern nur die 
Gesinnung, aus welcher die Aeusserungen fliessen, liefert, so 
schlussfolgert das Urteil weiter, das Kriterium dafür, ob Be- 
schimpfung vorliegt oder nicht. Was der eine ungestraft sagt, 
wird der andre nicht ungeahndet äussern dürfen. Es kommt 
stets darauf an, ob der polemischen Aeusserung eine positive 
confessio fidei zu Grunde liegt oder nicht. Dass eine persönliche 
religiöse Gestimmtheit und eine auf das Urchristentum sich zu 
gründen versuchende ernststrebende Frömmigkeit der Tolstoj- 
schen „Antwort an den Synod" latent zu Grunde gelegen hat, 
stellt in thatsächlicher Richtung das Urteil mit Recht fest. 

Die soeben erörterte Argumentation des Urteils ist so wich- 
tig, so grundlegend, dass es gestattet sein möge, sie im folgenden 
wörtlich wiederzugeben. Die Urteilsbegründung führt aus: „Die 
Präge, ob eine Beschimpfung im Sinne von § 166 StGB.'s vor- 
hege, muss gerade bei so heiklen, schwierigen und sowohl von 
der Person des Urhebers der bemängelten Aeusserung, als auch 
von deren Lebensumständen, sowie von der Veranlassung der in 
Frage stehenden Kundgebung abhängigen Erörterungen, wie sie 
diese Gesetzesstelle erfordert, natürlich jeweilig nach den Um- 
ständen des Einzelfalles geprüft und entschieden werden; die 
Frage, wie weit eine abfällige, ja scharfe und harte Kritik der 
in der genannten Gesetzesstelle geschützten Rechtsgüter gehen 
dürfe, ohne beschimpfend, also besonders roh in der Form und 
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entwürdigend in der Verächtlichmachung zu werden, ist That- 
frage (vgl. Reichsgericht E. VI, 88, R. IV, 236, R. VII, 83). 
Auszuscheiden von einer derartig suhtilen Erörterung der That- 
frage werden natürlich alle diejenigen Fälle sein, wo der objek- 
tive Thatbestand der Beschimpfung und der Wille, zu beschimpfen, 
aus der Person des Thäters und den sonstigen Thatumständen 
— dem Milieu — zu folgern ist : da also stets, wo das gemeine 
Schmähwort eines Unwürdigen schon sich selbst richtet. 

Um so mehr aber ist jener oben gekennzeichnete besondere 
Massstab an AVerke und Persönlichkeiten anzulegen, welche die 
Vermutung, dass sie es selbst mit ihrer schroffsten und schonungs- 
losesten Kritik ernst und heilig meinen, für sich in Anspruch 
nehmen dürfen. Zu diesen Personen sind zweifellos alle diejeni- 
gen zu rechnen, die Andersgläubige angreifen, ja verletzen, wenn 
sie es aus unwiderstehlichem Drange, um ihre innersten glühend- 
sten Ueberzeugungen in religiösen Dingen rücksichtslos zum Aus- 
druck zu bringen, thun. Bei solchen Personen werden Worte, 
die bei gemeinen Naturen Ausdrücke verwerflichster Schmähsucht 
und lästerlicher Frivolität wären, zu Erkennungszeichen heiligsten 
Ernstes, tiefster religiöser Ueberzeugung. tt 

Diese Deductionen führten das Spruchgericht zu dem Schlüsse, 
eine Beschimpfung der griechischen Kirche sei in dem beschlag- 
nahmten Tolstoj'schen Schriftchen objektiv nicht zu finden. 

Durch diesen Gedankengang, der unzweifelhaft etwas Kühnes 
und Befreiendes hat, wurde eine ganze Reihe von Zweifelsfragen 
von vornherein abgeschnitten. 

UeberÜüssig wurde die Erwägung der Frage, ob die grieclii- 
sche Kirche den Schutz des § 166 II geniesst. Diese Frage 
hatten das Amtsgericht, die Anklageschrift und der Eröffnungs- 
beschluss in Uebereinstimmung mit der gemeinen Meinung ver- 
neint. Diese Verneinung will mir freilich nicht allein de lege 
ferenda, sondern auch de lege lata als verfehlt erscheinen. Die 
Gründe Kohlers (Studien aus dem Strafrechte I 1890 S. 174) 
B o 1 1 s (Zur Lehre v. d. Religionsvergehen Tüb. 1890 S. 31 f., 
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vgl. V i 1 1 n o w , Gerichtssaal 1879 S. 531), welche die Schutz- 
teilhaftigkeit der griechischen Kirche verfechten, sind meines Er- 
achtens durchschlagend. 

Ebenso konnte das Urteil, streng genommen, sich jedes Ein- 
gehen auf die Frage der Möglichkeit einer mittelbaren Beschim- 
pfung insoweit ersparen, als der objektive Thatbestand in Frage 
kam. Es konnte sich auf die Prüfung beschränken, ob etwa ein 
selbständiger Dolus der deutschen Angeklagten sich auf inländi- 
sche Kirchen erstrecke. Diese Frage, eine reine quaestio facti, 
wurde verneint. 

Das Urteil lautete hiernach auf Freisprechung der Ange- 
klagten, Aufhebung der Beschlagnahme, Ablehnung der bean- 
tragten Einziehung der T ols t o j'schen Schrift. Die staatsan- 
waltschaftliche Revision, welche sich aus bekannten strafprozes- 
sualen Gründen lediglich auf den Punkt der Einziehung beschränkte, 
wurde noch vor der Revisionsverhandlung zurückgezogen. Das 
landgerichtliche Urteil hat also die Rechtskraft beschritten. Wir 
finden es auszugsweise abgedruckt in No. 423 der Vossischen 
Zeitung vom 10. September 1902. Seine Lektüre kann warm 
empfohlen werden. 

Die Entscheidung der Strafkammer wurde in weiten Kreisen 
mit dankbarer Sympathie begrüsst. Die ultramontane Presse 
freilich verhielt sich schweigsam, und auch die grundsätzlichen 
geschworenen Gegner des § 166 StGB, hätten in mancher Hin- 
sicht ein neues Martyrium für zweckdienlicher gehalten. 

Die Jurisprudenz hat Anlass, sich über dieses Urteil zu 
freuen. Denn es ist in dem Urteil ein Gedankengang von un- 
bestreitbarer Wahrheit und Wichtigkeit erstmals zum praktischen 
Durchbruch gelangt, die Erkenntnis nämlich, dass die apologe- 
tische Polemik, auch wenn sie in schroff verletzenden Ausdrücken 
sich bewegt, unter den Beschimpfungsbegriff nicht fällt. 

Damit ist der schon im sog. Thümmelaufrufe vom August 
1888 zum Ausdruck gekommene, seitdem nie wieder ganz zur Ruhe 
gekommene Wunsch erfüllt : „Das Wort wahrhafter Ueberzeugung 
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von der göttlichen Wahrheit, wie das Wort ehrlicher Entrüstung 
wider die Unwahrheit lasse man ganz frei sein!" (Weit brecht 
a. a. O. S. 10, S. 70). 

II. Zur Kritik des § 166 StGB. 

Nachdem das Urteil verkündet, die Revision zurückgezogen 
war, gab man sich auch im Blick auf die Zukunft in 
juristischen Kreisen zunächst vielfach einer uneingeschränkten 
prinzipiellen Freude hin. Das Urteil schien nicht nur den gegen- 
wärtigen Fall befriedigend zu lösen, sondern es schien auch eine 
dauernde Leistung für die Zukunft vollbracht zu haben. Die 
Bedenken, welche gegen den § 166, II seit der Publikation des 
StGB, bald mehr bald weniger nachdrücklich geltend gemacht 
worden waren, schienen gegenstandslos geworden zu sein. 

Bald aber griff eine skeptischere Haltung Platz. Das Urteil 
hat die Bedenken verschoben, aber nicht gehoben. Ein aus ju- 
ristischer Feder (Dr. L e v y) stammender Aufsatz in No. 423 
der Vossischen Zeitung von 1902 hebt mit Recht folgenden Punkt 
hervor: Ob der objektive Thatbestand der Beschimpfung erfüllt 
sei, werde von dem Urteil abhängig gemacht von dem subjektiven 
Thatbestande, nämlich dem Vorhandensein überzeugter Bekenner- 
schaft. Damit sei ein ausserordentlich schwankendes Kriterium 
in die Beurteilung eingeführt. Den Staat treffe, wenn er aus 
§ 166, II bestrafen will, die Beweislast dafür, dass einer feind- 
seligen Aeusserung eine bekennerische Gesinnung nicht zu Grunde 
gelegen habe. Je nach dem Ausfall dieser ausserordentlich 
schwierigen Feststellung sei selbst bei völliger Gleichheit des sinn- 
fälligen Thatbestandes einmal zu absolvieren, einmal zu verurteilen. 

„Wenn zwei dasselbe thun, so ist es nicht dasselbe. Es ist 
also nicht ausgeschlossen, dass dieselbe Schrift , die von T o 1- 
s t o j verfasst, von Löwenfeld übersetzt und von D i e d e- 
r i c h s verlegt, freigegeben wird, den Verfasser, wenn er Müller 
heisst, und den Uebersetzer Schultze und den Verleger Lehmann 
ins Gefängnis bringt. u 
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Ein zweiter Uebelstand der durch das Urteil angeregten 
Rechtssprechung besteht darin, dass der Begriff der Bekenner- 
schaft ein in ziemlichem Masse formaler, also inhaltsleerer ist. 
Was T o 1 s t o j im vorliegenden Falle bekannt hat , ist ein — 
wenn auch häretisch verstandenes — Urchristentum. Es ist aber 
auch denkbar, dass Aeusserungen wie diejenigen Tolstojs von 
einem überzeugten Atheisten, Buddhisten, Materialisten, Spiritisten 
ausgehen. Denken wir an die von dem Angeklagten Löwenfeld 
in der Hauptverhandlung aufgerufenen, teilweise geradezu un- 
flätigen Ausfälle Nietzsches gegen das Christentum schlecht- 
weg ; erinnern wir uns der auf das Christentum bezüglichen Aus- 
führungen Stirners, sowie der Polemik mancher sozialistischen 
Schriftsteller. Wie es christliche Bekennerschaft giebt, so müssen 
wir gerechtermassen auch einer antichristlichen Bekennerschaft 
Daseinsberechtigung zuerkennen. Wir werden als Juristen nicht 
den Mut haben dürfen, einem überzeugten Atheisten die Möglich- 
keit der Ueberzeugung und des Bekenntnisses abzustreiten. Es 
wird sich aber andrerseits auch fragen, ob ein Gericht den Mut 
finden wird, dem überzeugten Atheisten gegenüber dem § 166, II 
StGB, die Einrede der Bekennerschaft zu gewähren. Damit ist 
Inkonsequenzen Thür und Thor geöffnet. Jede Inkonsequenz in 
Rechtsdingen aber schliesst eine Ungerechtigkeit in sich. „Wir 
(positive Christen) dürfen nach Herzenslust schimpfen auf Atheis- 
mus und Kirchenfeindschaft ; aber wehe, wenn ein Sozialdemokrat 
uns mit gleicher Münze heimzahlt und etwa das Gebet zu Chri- 
stus beschimpft! Der Aermste müsste mit Gefängnis büssen" 
(Liebster, Christliche Welt 1902 S. 733). Schaut man scharf 
zu und zieht man rückhaltlos die Konsequenzen des einmal an- 
geregten Gedankens, so fällt Bekennerschaft zusam- 
men mit er ns tlich er Ueberze ugtheit schlechthin 
und hat zum begrifflichen Gegensatze die Frivolität. Fri- 
volität ist das Befehden, Verkleinern, Herabsetzen lediglich um 
des Verkleinerns selbst willen, also ohne eine irgendwie beacht- 
liche positive Gegenabsicht. Nicht irgend eine Heterodoxie, son- 

Beutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 1. 8 
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dem leere Adoxie liegt zu Grunde. Alle Frivolität ist rein nega- 
tiv, destruktiv. 

Legt man den zuletzt festgestellten Begriff der ernstlichen 
Ueberzeugtheit zu Grunde, so entfällt jede Verurteilung aus § 166, 
II StGB, dann, wenn dem Thäter nicht Frivolität nachgewiesen 
werden kann — die gewählten Ausdrücke mögen so scharf, so 
verletzend, so giftig, so empörend sein, wie sie wollen. 

Wird die Judikatur diese Konsequenz ziehen ? Wird sie die 
Kühnheit haben, den einmal ins Bewusstsein gekommenen Ge- 
danken zu Ende zu denken und bis in seine letzten praktischen 
Spitzen zu verwirklichen ? Oder wird sie, vor sich selbst erschre- 
ckend, auf halbem Wege stehen bleiben ? Vorausgesetzt, dass die 
Rechtsprechung sich den Gedanken der Bekennerschaf t überhaupt 
aneignen wird, furchte ich das letztere. Sie wird dem Gedanken 
nicht zur vollen und ganzen Durchführung verhelfen. Verwicke- 
lungen, Verwirrungen, Halbheiten und Widersprüche werden die 
unausbleibliche Folge sein. 

Es steht also zu befürchten, dass im Effekt das Leipziger 
Urteil, unerachtet seiner hohen Verdienstlichkeit, den Teufel durch 
Beelzebub möchte vertrieben haben. 

So war es denn kein Wunder, dass nach dem Leipziger 
Tolstojprozesse, trotz der Sympathie, welche das Urteil an und 
für sich erweckte, trotz der Freisprechung der konkreten Ange- 
klagten, die Agitation gegen den § 166, II in ähnlicher Weise 
sich zu regen begann, wie zu Zeiten der viel berufenen T h ü m- 
melprozesse (Ni p p o 1 d , Die Thümmerschen Religionsprozesse, 
Halle 1888; Weitbrecht a. a. O. S. B ff.). 

Insbesondere der „ Giordano-Bruno-Bund für einheitliche 
Weltanschauung" und die protestantische „Christliche Welt" 
durch ihren Herausgeber Martin Rade (Jahrg. 1902 , S. 733, 
Anm.) forderten zu einer Bewegung auf gesetzliche Einschränkung 
oder Abschaffung des § 166, II, ja des ganzen § 166 überhaupt, auf. 

Diese Tendenzen sind, auch abgesehen von der an die Thüm- 
melprozesse sich anschliessenden Bewegung, nicht neu. Der 
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§ 166, II StGB, ist schon seit je ein Aergernis der Rechtswis- 
senschaft, ein Kreuz der Gerichte, ein Anstoss für gutgläubige 
Christen sowohl wie für sogenannte Freidenker gewesen. Die 
mannigfachen Kritiken, welche der Paragraph erfahren hat, stim- 
men fast ausnahmslos überein darin, dass sie die Satzung zu weit 
gegriffen finden. Nur M e v e s (Gerichtsaal 1875, S. 349), dem 
der Strafschutz nicht scharf genug ist, macht eine völlig verein- 
samte Ausnahme. 

Es sei gestattet, über die einzelnen Vorwürfe, die man gegen 
den § 166, II erhoben hat, Heerschau zu halten. Für ein der- 
artiges Beginnen ist nicht allein der erörterte Prozess der rechte 
Anlass, sondern auch eine Kirchenrechtszeitschrift der rechte 
Ort. Sie ist es mehr noch als eine Zeitschrift für Strafrecht. 
Denn wie jedes Strafgesetz ein Schutzgesetz ist, welches sein 
wahres systematisches Verständnis nur findet im Zusammenhange 
der übrigen das einschlägige Rechtsgebiet betreffenden ordnenden 
und schützenden Normen, so wird dem § 166, II die wahre in- 
haltliche und positive Würdigung erst im systematischen Zusam- 
menhange des Staatskirchenrechts zu Teil. 

1. Vom rein juristisch-technischen Gesichtspunkte aus wurde 
von jeher folgende Bemängelung ins Feld geführt. Die Umgren- 
zung des Delictes ist eine schwankende, schwimmende. Nichts 
aber ist bekanntlich ein ärgeres Uebel für die Rechtsprechung, 
als ein Begriff von nicht unzweideutigem Umfang. Mit tiefem 
Recht sagt Ludwig Knapp (Rechtsphilosophie, Erlangen 1857, 
S. 229): „In der Schärfe der Begriffskanten, nicht in der mate- 
riellen Begriffsfüllung sitzt .... das Juristische 44 . Mit dem Auge 
des praktischen Formaljuristen angesehen, kann es schwerlich 
einen fliessenderen Begriff geben, als denjenigen der Beschimpfung. 
Man vergleiche darüber ausser R.G.Entsch. i. Str.S. Bd. 31. 
8. 307 vornehmlich die Ausführungen Wachs a. a. O. S. 171, 
welche mit dengewichtigen Worten abschliessen : „Ein objektives 
Merkmal, nach welchen das Beschimpfende vom Nichtbeschimpfen- 
den geschieden werden könnte, ist unerfindlich 44 . 

8* 
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Ein weiterer Uebelstand in technischer Hinsicht ist die Not- 
wendigkeit, dass Juristen über theologische Dinge das entschei- 
dende Urteil fällen müssen. Ist eine Kirche beschimpft? Ist der 
beschimpfte Gegenstand eine Einrichtung oder ein Gebrauch 
dieser oder jener Kirche? Alles dies sind Fragen, welche der 
Jurist entscheiden muss, regelmässig ohne in der Lage zu sein, 
sich durch ein herbeigezogenes theologisches Gutachten zu decken. 
In der Mehrzahl der Fälle stehen Konfessionskämpfe zur Beur- 
teilung. Die Theologie aber ist hergebrachtermassen konfessionell. 
Es giebt katholische, es giebt protestantische Theologen; christ- 
liche Theologen schlechtweg giebt es nicht. 

Selbst wenn übrigens unzweideutig festgestellt ist, dass die 
und die Lehre Dogma einer bestimmten Kirche ist, so bleibt 
gleichwohl nach der in Uebung stehenden Judicatur dem Richter 
nicht erspart die Prüfung der Frage, ob das betreffende Dogma 
derart essentiell sei, dass im Dogma die Kirche beschimpft sei, 
ebensowenig die Erwägung, ob etwa in der Beschimpfung eines 
bestimmten Dogmas zugleich die Beschimpfung einer Einrichtung 
oder eines Gebrauches zu erblicken sei. Hierzu vergl. Wach 
a. a. O. S. 168, sowie das amtliche Altkatholische Kirchenblatt 
6. Jahrgang 1883 No. 5. 

Der Jurist hatte hiernach mancherlei Gründe, mit dem 
§ 166, II nicht auf dem besten Fusse zu stehen. 

Die bislang schon bestehende Unsicherheit der Rechtsprech- 
ung ist durch das Leipziger Tolstoj-Urteil nicht vermindert, son- 
dern noch vermehrt worden. Bislang begnügte man sich gemein- 
hin mit einer formalen Auslegung des Beschimpfungsbegriffs; das 
Leipziger Urteil hat neue Gesichtspunkte in die Beurteilung ein- 
geführt. Bislang wusste der Laie, dass er bei Wahl starker 
Ausdrücke unweigerlich der Strafe verfalle ohne Rücksicht auf 
die leitende Tendenz; jetzt ist auch diese Voraussehbarkeit der 
strafrechtlichen Beurteilung erschüttert. 

2. Der § 166, II schützt ausser gewissen Religionsgesell- 
schaften selbst lediglich deren Einrichtungen und Gebräuche, 
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d. h. Verfassung und Ritus, also das Aeussere, Aeusserliche der- 
selben. Das eigentlich Esoterische und Wesenhafte, der Glaube 
und die Andacht (die Lehre und die Gegenstände der Verehrung) 
bleiben schutzlos (Wach S. 168). Dies rügt besonders Bott 
a. a. O. S. 36 mit den Worten: „Das Nebensächliche, Unwesent- 
liche, welches oft nur rein äusserlichen Gründen der Zweckmäs- 
sigkeit, den Bedürfnissen der Ordnung sein Dasein verdankt, 
darf nach dem jetzigen Wortlaut des § 166, U nicht ungestraft 
herabgewürdigt werden; die wichtigsten Grundlagen jeder Reli- 
gion dagegen, das Heiligste und Ehrwürdigste für die Gläubigen, 
die Lehren und Gegenstände religiöser Verehrung, sind schutzlos 
den gröbsten Beschimpfungen preisgegeben". 

Die Rechtsprechung hat, um dieser oft unerträglichen Dis- 
crepanz abzuhelfen, in besonders provokanten Fällen nicht umhin 
gekonnt, als deus ex machina den wächsernen § 360, 11 StGB, 
herbeizuziehen und dem Gesetzgeber dadurch ein nicht misszu- 
verstehendes testimonium paupertatis auszustellen (siehe den Fall 
bei Weitbrecht S. 12 ff.). 

3. Unmittelbar aus dem zu 2. dargelegten folgt ein weiterer 
Uebelstand. Die katholische Kirche ist wesentlich äussere Or- 
ganisation, Rechtsanstalt, die protestantische wesentlich communio 
sanctorum (Kahl, Kirchenrecht L S. 3 f. S o h ra , K.-R. I. 
S. 2 f.). Erstere bietet also einer Beschimpfung von sinnfälligen 
Einrichtungen und Gebräuchen bedeutend mehr Angriffsfläche 
als die letztere. Der § 166, II, welcher nur Einrichtungen und 
Gebräuche, nicht auch Lehren und Verehrungsgegenstände schützt, 
begünstigt folglich die katholische Kirche vor der evangelischen 
(Weitbrecht a. a. O. S. 6 f., Nippold a. a. O. S. 83 f.), 
Die Judicatur des Leipziger Tolstoj-Urteils bedeutet in die- 
sem Punkte wenigstens in mancher Hinsicht einen Fortschritt. 
Bislang wurde der Protestant bestraft, wenn er im Kampfe für 
evangelische Lehre katholische Einrichtungen in schroffer Form 
angriff; das Leipziger Urteil dagegen billigt ihm in solchem Falle 
die Einrede der Bekennerschaf t und damit Straffreiheit zu. 
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4. Nur die privilegierten Kirchen und die im Inlande 
mit Korporationsrechten ausgestatteten, also privilegierten 
Religionsgesellschaften sind durch § 166, II, geschützt. Hierin 
liegt eine wenn auch nur sekundäre Bevorzugung gewisser Re- 
ligionsgemeinschaften vor den übrigen. In § 166, III (Be- 
schimpfende Kultstörung) ist diese Einschränkung unterblieben. 
B o 1 1 (S. 30) macht geltend, eine solche Privilegierung in Hin- 
sicht des Strafschutzes widerspreche dem Wesen des modernen 
Staates, als eines religiös parteilosen. „Das Strafrecht hat die 
Aufgabe, die Religiosität im allgemeinen als Paktor des öffent- 
lichen Wohls gegen beschimpfende Angriffe zu verteidigen ; nicht 
aber darf es diesen Schutz nur auf gewisse religiöse Richtungen 
beschränken." Kohler — S. 164 — bemerkt sehr richtig: 
„Nicht eine bestimmte Religion, die Religion überhaupt ist eine 
Kulturgut." Gleichwohl verdient Erwägung auch der Ein- 
wand K o h 1 e r s , nicht jedes, vielleicht absurden Ideen huldi- 
gende, vielleicht gar staatsgefährliche religiöse Konventikel sei 
des Strafschutzes wert. (S. 174.) Es fragt sich ferner, ob 
die gekennzeichnete Kritik sich nicht richtiger schon gegen die 
Privilegierung durch Verleihung der Rechtspersönlichkeit würde 
zu richten haben (vgl. übrigens Kahl S. 331). 

Was zu diesem Punkte das Tolstoj -Urteil anlangt, so ist 
anzuerkennen, dass dieses einem griechischen Christen, welcher 
von dem Glauben seiner Kirche abwich, ohne einer anderen 
überlieferten christlichen Konfession sich anzuschliessen , das 
Prädikat der religiösen Bekennerschaft zuerkannt hat. Darin 
lag eine freiheitliche Tendenz. Der Boden des Christentums 
freilich brauchte nach Lage des Thatbestandes nicht verlassen 
zu werden. 

5. Nicht nur die nicht privilegierten, sondern nicht minder 
auch die privilegierten Religionsgemeinschaften selbst fühlen sich 
zum Teil durch den § 166, II in Bedrängnis versetzt. Von 
theologischer Seite argumentiert man wie folgt: „Wenn die 
Staatsanwaltschaft Anklage erhebt wegen Beschimpfung der 



Digiti 



izedby G00gk 



Reichel, Der Leipziger Tolstojprozess. 119 

evangelischen Kirche, so übt sie thatsächlich das Schutzrecht 
des Staates über diese aus, wie es in § 166 des StGB, festge- 
legt ist" (Liebster a. a. O. S. 731). Der § 166, II erscheint 
also jenen Kreisen als ein Ausfluss des jus advocatiae; er führt, 
wie Liebster a. a. O. S. 732 offen ausspricht, auf die Idee 
des christlichen Staates zurück. 

Diese Auffassung ist, streng juristisch vom Standpunkte des 
geltenden Reichs rechtes aus betrachtet, unhaltbar (vgl. frei- 
lich Kahl S. 288). Der Gesetzgeber hat, als er § 166, II 
schuf, nicht als weltlicher Arm, nicht als negotiorum gestor der 
Kirche, nicht als christlicher Staat gehandelt. 

Ganz abwegig w r äre insbesondere der Gedanke, § 166, II 
diene dem Schutze subjektiver Rechte der Kirchen. Die soge- 
nannte Ehrenbeleidigungstheorie (Feuerbach, Grolmann, 
Klein u. A.) ist längst aufgegeben (Wach S. 167). Ebenso 
ist als irregehend erkannt worden die Gefühlsverletzungstheorie 
(besonders in Hälschner's Strafrecht S. 701), wonach zwar 
nicht die Religionsgesellschaft selbst, wohl aber ihre Gemein- 
schaftsmitglieder in ihrem religiösen Zartgefühl gekränkt seien 
und diese Kränkung den Thatbestand des Deliktes bilde. 
Wach (S. 166) bezeichnet den Hinweis auf die Gefühlsverletz- 
ung kurzerhand als „Phrase." 

Paragraph 166, II dient überhaupt dem Schutze der Inter- 
essen einzelner Subjekte nicht. Völlig zutreffend ist, was Koh- 
ler seinen Erörterungen über Religionsvergehen vorausschickt: 
„Die Rechtswissenschaft kann nicht mit dem Begriffe der Rechte 
allein auskommen; es giebt eine Menge von Beziehungen, wel- 
che die Rechtsordnung beschützt, die aber aus verschiedenen 
Gründen nicht zu Rechten werden können" (a. a. 0. S. 160). 
Zu diesen Beziehungen rechnet K o h 1 e r richtig die sogenann- 
ten Gemeininteressen des Staates und der Gesellschaft selbst. 
Ein solches Gemeininteresse, Staatsinteresse 
nun wird durch § 166, II wahrgenommen. 

Der Staat hat aber dieses Interesse an der Religion nicht 
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als religiöser Staat, insbesondere das Interesse am Christentum 
nicht als christlicher Staat. Der moderne Staat der letzten Gegen- 
wart, insbesondere auch das Deutsche Reich (§ 166 stellt Reichs- 
recht dar) ist unbeschadet seiner mannigfachen notwendigen Be- 
ziehungen zu Religion und Kirche, ein religionsloser Staat. Der Ge- 
danke des christlichen Staates gehört im Prinzipe der geschicht- 
lichen Vergangenheit an (R e i c h e 1 in der Tübing. Zeitschr. f. 
Staatswissensch. Bd. 57, S. 231 f.). Nur wenige haben dies an öffent- 
licher Stelle so unzweideutig ausgesprochen und richtiger begründet 
als der Superintendent Lechler in der Ersten Kammer des sächs. 
Landtages anlässlich der Beratung des Dissidentengesetzes vom 
20. 6. 1870 (vgl. Mitteilungen über die Verhandl. der beiden 
Kammern des Landtages 1870 Bd. I, S. 721 ff.). Wenn der 
moderne Staat gewisse religiöse Gemeinschaften beschützt, so 
thut er dies aus demselben Grunde, aus dem er Wissenschaft 
und Kunst beschirmt: im Kulturinteresse, als Kulturstaat. Mit 
denjenigen, welche etwa das Kulturinteresse des Staates an der 
Religion und dem religiösen Gemeinschaftsleben überhaupt in 
Abrede stellen, haben wir an dieser Stelle uns auseinanderzu- 
setzen keinen Anlass. Viel zu weit freilich ging seinerzeit Pi- 
noff (bei Weit brecht S. 36). 

Der soeben durchgeführten juristischen Beurteilung des 
§ 166, II steht aber eine andere, nämlich die historisch politi- 
sche, zur Seite. Historisch politisch betrachtet, hat Liebster 
mit seinen oben wiedergegebenen Worten durchaus nicht Unrecht 
Politische Psychologie und juristische Logik gehen, wie sonst, 
so auch hier ihre eignen Wege. Mag auch die Kirche nicht 
um ihrer selbst willen geschützt sein: Das Odium einer als un- 
sachgemäss erscheinenden Verurteilung aus § 166, II trifft that- 
sächlich doch die Kirche. Praktisch und politisch erscheint der 
Staat, wenn er aus § 166, II straft, als der Advocatus Eccle- 
siae, als bracchium saeculare, gegebenenfalls als „Büttel der 
Kurie. 44 Die Kirche selbst aber, insbesondere die evangelische, 
kann in zahlreichen ihrer Vertreter und Glieder sich des Ein- 
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druckes nicht erwehren, als bedeute der § 166, II eine lästige 
Bevormundung für sie, und viele ihrer Freunde möchten das 
lästige Danaergeschenk solchen Schutzes abwerfen und dem Staate 
zurufen: „Heben wir die Kirche in den Sattel! Reiten wird sie 
schon können!" 

Politisch angesehen, ergiebt sich aus § 166, II ein weiterer 
Uebelstand. Die ecclesia militans läuft Gefahr, im Kampfe 
gegen äussere Feinde lieber den Strafrichter zu Hilfe zu rufen, 
als auf ihre wesenseigenen Kräfte, auf ihre moralischen Waffen 
sich zu verlassen. Die eigentliche, wahre Stärke einer Religions- 
gemeinschaft beruht nicht in staatlichen Zwangsnormen, nicht 
einmal in Satzungen und Ordnungen der Kirche selbst, sondern 
allein in der Kraft der Ueberzeugtheit , in der Innigkeit des 
Hoffens, in der Fülle der Liebe (I. Cor. 13; Römer 8, 31; 
I. Cor. 15, 55—57; I. Job. 5, 4). 

Es kann darum rundweg gesagt werden: eine Kirche pro- 
tegieren, heisst, sie schwächen ; sie verfolgen, heisst, sie stärken. 
So hat denn in der That der § 166, II das eigentümliche 
Schicksal gehabt, dass er im konfessionellen Kampfe gerade das 
Gegenteil von dem zu bewirken pflegte, was er vielen erreichen zu 
sollen schien. Wurde ein evangelischer Geistlicher verurteilt, weil 
er Einrichtungen der katholischen Kirche angriff, so regte sich wär- 
meres kirchliches Leben nicht in katholischen, sondern in evangeli- 
schen Kreisen. Thümmel ist infolge der über ihn verhängten staat- 
lichen Strafen zu einer Art populärem Märtyrer der evangelischen 
Kirche des Rheinlands geworden. Der Katholizismus hatte keinen 
Grund, über dieses thatsächliche Endergebnis erfreut zu sein. — 

Das Tolstoj- Urteil bedeutet auch in dieser Beziehung eine 
fortschrittliche Leistung. Gegenüber den Angriffen einer ernst- 
lich überzeugten Andersgläubigkeit versagt der Staat den privi- 
legierten Religionsgesellschaften seinen Schutz. Wo also christ- 
liche Ueberzeugung gegen christliche Ueberzeugung ringt, da be- 
wahrt das Recht passive Neutralität. Nur die Uebermacht der 
Ueberzeugungskraft entscheidet den Sieg. 
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6. In Fortsetzung der zu 5 gegebenen Auseinandersetzung sei 
auch eines Vorwurfes, den Otto Pfleidererim Septemberheft 
1902 der Monatsschrift „Deutschland" (abgedr.in „Das Recht" 1902 
S. 479) dem § 166, II macht, Erwähnung gethan. Pflei derer legt 
dem § 166, II zur Last, dieser verfehle den Zweck, den konfessionel- 
len Frieden zu wahren. Dass der § ein durchaus untaugliches Mittel 
zur Erreichung dieses Zweckes sein würde, ist bereits sattsam her- 
vorgehoben worden (besonders von Wach a. a. O. S. 166). 
Es besteht aber in der Rechtswissenschaft der Gegenwart Ein- 
helligkeit darüber, dass der § diesen Zweck überhaupt nicht 
verfolgt. Die in der Litteratur insbesondere von Schütze 
(Lehrbuch des Deutsch. Strafrechts IL Aufl. 1874 S. 345), in 
der Praxis seinerzeit vom St. Anw. P i n o f f (W ei t brecht 
S. 35) vertretenen Friedensstörungs- oder Toleranz-Theorie kann 
schlankweg als ein überwundener Standpunkt bezeichnet werden. 

Die trefflichen Ausführungen Pfleiderer's verdienen 
gleichwohl Beachtung. Sehen wir den § 166, II nicht mit dem 
Auge des Juristen, sondern mit demjenigen des Theologen oder 
kirchlichen Politikers an, so erkennen wir, dass er allerdings that- 
sächlich auf den konfessionellen Kampf einen heilsamen Einflnss 
nicht ausübt. Denn er trifft nicht die Sache, sondern nur die 
Form. Er verleitet zur Heimlichthuerei, zur Leisetreterei. Die 
Art und Weise der Kriegführung wird dadurch kleinlich, spitzig 
und doppelt erbittert. 

Denn bedenken wir wohl: Dem ernstlichen konfessionellen 
Kampfe liegt eine heilige Ueberzeugtheit zu Grunde. Diese Ueber- 
zeugtheit lässt sich durch Rechtszwang und Staatsgewalt nicht be- 
kämpfen. Die bisherige gemeine Judicatur zu § 166, II stellt 
teilweise Aeusserungen unter die Strafe des Staates, welche die 
Religionsgemeinschaft des Thäters nicht nur billigt, sondern ge- 
radezu befiehlt. Er involviert also die unheilvolle Möglichkeit 
der tragischen Kollision zwischen Rechtsgebot und Religionsgebot 
und damit die gefährliche Voraussetzung der Berufung auf den 
weltgeschichtlichen Satz Deo magis quam hominibus (Act. 5, 2fy 
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Hierzu vgl. auch Weitbrecht S. 63 f. 

Gerade in diesem Punkte freilich setzt das Leipziger Ur- 
teil ein. Was ernste (christliche) Ueberzeugung 
befiehlt, will der Staat nicht bestrafen: Dies 
der rechtsphilosophische Kerngedanke des Tolstoj-Urteils. Inso- 
weit das Leipziger Erkenntnis in Frage kommt, ist also der ge- 
kennzeichnete Einwurf P f 1 e i d e r e r's auch in politischer Hin- 
sicht gegenstandslos. 

Seinem ganzen Wesen nach ein Friedensparagraph ist der 
§ 130 StGB.s. „Wer in einer den öffentlichen Frieden gefähr- 
denden Weise verschiedene Klassen der Bevölkerung zu Gewalt- 
tätigkeiten gegen einander öffentlich anreizt, wird .... bestraft." 
So hat man denn schon anlässlich der T h ü m m e 1 prozesse auf 
die Anwendbarkeit dieses Paragraphen hingewiesen und unter 
Hinweis hierauf die Entbehrlichkeit des § 166 II verfochten 
(Weitbrecht S. 10, S. 62). 

Wir ziehen die Summe des Gesagten. 

Der § 166 P u n k t II StGB, ist reformbedürftig. Das Leip- 
ziger Tolstoj-Urteil hat zwar in einigen Punkten die von der 
hergebrachten Judicatur begangenen, nicht unbedenklichen Bah- 
nen verlassen; dafür hat es jedoch die Gefahr neuer Abwege 
beschworen. 

Es fragt sich nur, wie weit diese Reform zu gehen habe. 
In diesem Punkte sind die beteiligten Kreise verschiedener 
Meinung. 

1. Zahlreiche protestantische Theologen halten dafür, § 166 
H sei schlechterdings abzuschaffen. Gegen eine solche Abschaf- 
fung würde der formale Kriminal- Jurist nichts einzuwenden haben. 
Vom Standpunkt des Politikers lässt sich die Frage nicht glei- 
chennassen glatt beantworten. Immerhin sprechen, wie gesehen, 
mancherlei Erwägungen für die völlige Abschaffung. 

2. Die römische Kirche, welche noch heute, auch abgese- 
hen von ihren extrem ultramontanistischen Vertretern (wie etwa 
de Luca Institt. jur. can. I p. 143 s.), den Gedanken des 
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bracchium saeculare im Prinzipe festhält, wird mit Abschaffung 
des § 166, II sich schwerlich einverstanden erklären. Dies wird 
der Politiker in Rücksicht nehmen müssen. 

3. Der Kriminal-Jurist wird sich daran genügen lassen kön- 
nen, wenn der Deliktsthatbestand möglichst unzweideutig und 
möglichst eng begrenzt, dabei gleichzeitig die formale Gerechtig- 
keit nach Kräften gewahrt wird. In diesem Sinne hat schon 
B o 1 1 (S. 48) folgende Vorschläge de lege ferenda gemacht : 

a) Ausdehnung des Schutzes auf alle Religionsgesellschaften; 

b) Erstreckung des Schutzes auf Lehren und Verehrungs- 
objekte; 

c) Verengerung des Beschimpfungsthatbestandes auf den 
Thatbestand der rohen, gemeinen (frivolen) Herabwürdigung. 
Diese Vorschläge verdienen, rein formal juristisch geprüft, Be- 
achtung und Achtung. 

Dem Deutschen RStGB. thut, wie Niemand leugnet, eine 
wohlerwogene Reform an Haupt und Gliedern dringend not 
(vgl. Deutsch. Jur. Zeitung VII, 1902 S. 193). Diejenigen, die 
zur Ausarbeitung eines neuen Kriminal-Kodex mitzuwirken be- 
rufen sind, werden nicht umhin können, auch die zu § 166, II 
gemachten Abschaffungs- und Verbesserungsvorschläge einer ein- 
gehenden Würdigung zu unterziehen. Der Leipziger Tolstoj- 
prozess hat eine solche prüfende Stellungnahme zu § 166, II 
nicht müssig gemacht, sondern vielmehr mit erneuter Eindring- 
lichkeit ans Herz gelegt. 
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IL Literaturübersicht 1 . 

Erstattet von E. Friedberg. 

I. Allgemeines. 

1. Bibliographie d. theol. Literatur f. d. J. 1901. 
Her. v. Krüger u. Koehler, Berl., Schwetschke u. Sohn. 02. Lief. 1 — 4. 

Die Verlagsbuchhandlung fährt fort, die Literaturangaben des theol. 
Jahresberichtes in einem Sonderabdrucke zu veröffentlichen. Wir haben 
auf die Bedeutung dieser Publikation auch für die Disciplin des Kir- 
chenrechts schon bei Erscheinen des I. Bandes hingewiesen, und können 
somit nur unsere Freude über den Fortgang des Unternehmens zum 
Ausdruck bringen. E. Fr. 

2. Rausch, Kirche und Kirchen im Lichte griechischer For- 
schung. (Leipz. 03). 

3. D u b o i s , De conciliis et theologicis disputationibus apud Francos, 
Carolo Magno regnante, habitis. Thesis. (Alencon, 02). 

4. Schnitzer*, Quellen und Forschungen z. Gesch. Savonarolas. 
I. Bartolomeo Redditi u. Tommaso Ginori (Münch. 02, J. J. Lentner). 
— Veröffentlichungen aus d. kirchenhistor. Seminar München Nr. 9. 
2,80 Subskr.preis 2,10. 

Wenn das Charakterbild Savonarolas noch immer in der Geschichte 
schwankt, so liegt der Grund dason hauptsächlich in dem Umstände, 
dass die Quellen zum Theil noch verborgen sind. Darum hat Sehn, 
den Plan gefasst, solche zu ediren, und legt uns in dem vorliegenden 
Hefte zwei bisher ungedruckte vor. Die eine, von dem Notar Redditi 
um 1501 geschrieben enthält den Bericht eines Augenzeugen. Die 
andere, viel mehr fragmentarisch die Niederschrift eines zeitgenössischen 



1 Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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Kaufmanns. Der erstere ist voll von Sympathie für Savonarola, aber 
seine Mittheilungen sind objektiv und stimmen mit sonst bekannten 
präzise überein. Der andere steht Savonarola kühler gegenüber, aber 
er gesteht schliesslich zu, dass er sich durch lügenhafte Berichte habe 
täuschen lassen. 

Weitere zeitgenössische bisher ungedruckte Quellen sollen in neuen 
Abtheilungen des Buches folgen. E. Fr. 

5. A s g i a n , la S. Sede e la nazione Armena. Bessar. Ser. II. 
vol. 1 fasc. 61, 63 ff. 

6. Mac Swyney de Mashanaglas, le Montenegro et le 
S. Siege. (Rome 02.) 

7. M a i 1 1 a n d , canon law in England. The Engl. hist. rev. 16, 
35 (gegen Mac Cott, the reformation settlement 1900 8 ). 

8. Günther, d. erste dt. Liturgie d. kath. K. i. Zeitalt. der 
Aufklärung. Monatsschr. f. Gottesdienst 6, 333. 368. 

9. K r i c k , Personalstand d. i. J. 1809 aufgehobenen Stifte und 
Klöster im jetz. Gebiete d. Bist. Passau. Mit e. Anhange: die Reihen- 
folge der fürstbischöfl. Dompröpste und Domdekane, sowie der Aebte, 
Pröpste u. Dekane d. aufgehobenen Stifter u. Klöster. (Passau 03.) 

10. Blanckmeister, die antiröm. Reformbewegung sächs. Ka- 
tholiken i. J. 1830. Beitr. z. Sächs. K.-Gesch. 15, 211. 

12. Günther, d. kathol. Autonomie in Ungarn. A. f. K. K.R. 
82, 234. 

13. Lopez Pelaez, El derecho espanol en sus relaciones con 
la Iglesia. Madr. 02. 

II. Lehr- und Handbücher. 

1. Silbernagl, Lehrb. d. kath. K.R. zugleich mit Rücksicht 
auf das im jetzigen deutschen Reiche geltende Staatskirchenrecht. Re- 
gensb. 1903 4 . 

2. Cours complet de droit can. et de jurispr. canonico-civile, pu- 
blic sous la direct. de l'abbe Dübelet. T. 14 : Traite des choses 
eccles. (Par. 02.) * 

3. T i 11 o y , Traite theorique et pratique de droit canon. Par. 02 a . 

4. Calchi Kovati, II diritto ecclesiastico dello stato italiano 
esposto come studio complementare del diritto canonico. Milano. (02.) 

5. Schiappoli*, Manuale del diritto ecclesiastico p. II. Torino 02. 
(Uuione tipografico-editrice.) 

Mit diesem Bande ist das Buch zum Abschluss gebracht. Er ent- 
hält das kirchliche Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
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Kirche und zum Schluss auch der ev. und der jüdischen Religionsge- 
sellschaft. Der Verf. stellt zunächst in jedem § das Kirchenrecht 
dar und lässt unmittelbar die Darlegung des italienischen folgen. Das 
kirchliche Vermögensrecht nimmt den Löwenantheil für sich in An- 
spruch. Die Darlegung des Kirchenrechts erhebt sich nicht über den 
Rahmen , welche bei uns Grundrisse oder Repetitorien einzunehmen 
pflegen. Ein dürftiger Stoff mit dürftigen Literaturangaben. Bei den 
letzteren tritt uns zuweilen entgegen, dass der Verf. nicht die richtige 
Werthung einzelner literarischer Produkte besitzt. Er citirt auch solche, 
aus denen man nichts lernen kann, und die höchstens darthun, dass 
ihr Verf. selbst nichts Gehöriges gelernt hat. Diese stiefmütterliche Be- 
handlung des Kirchenrechts hängt übrigens mit der Grundanschauung 
des Verf. über diese Disciplin zusammen, gegen welche wir schon früher 
Einsprache erhoben haben. Dieser Bestandtheil des Buches ist also 
wissenschaftlich ohne Werth. Dagegen ist die Darstellung der italieni- 
schen staatlichen Bestimmungen klar und eingehend, wenn wir uns 
auch nicht getrauen ein durchaus massgebendes Urtheil über sie zu 
fallen. Darf schliesslich der Her. dieser Zeitschr. darauf hinweisen, dass 
sie nicht, wie S. 352 zu lesen steht in Leipzig bei Tauchnitz erscheint, 
sondern bei J. C. B. Mohr in Leipzig und Tübingen? E. Fr. 

Hl. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 

1. Calomiatti, Codex iur. pontificii seu canonici, vol. 7. Tau- 
rini 02. 

2. Paschalis de Siena, Comment. in constitut. „Apostolicae 
Sedis" secund. illustriorum. interpretum doctrinam et novissimas ss. rom. 
congregat. decisiones. Romae 02 3 . 

3. Manuale ecclesiasticum seu epitome ex decretis authenticis 
sacrae rituum congregationis de ipsius consensu selecta, ordine alpha- 
betico disposita cur ante sac. Manassero Bartholomaeo. Torino 02. 

4. Greschäftsanweisung f. d. kath. K.-Vorstände u. Ge- 
meindevertretungen u. Dienstinstrukt. f. d. Kirchenrendanten in d. Erz- 
diöz. Köln. (Köln 02.) 

5. Chalybaeus, Samml. d. Vorschriften etc. Entscheidungen 
betr. d. schleswig-holstein. K.-R. Ein Handbuch für Greistl., Kirchen- 
älteste und Synodale. (Schlesw. 02 2 .) 

6. (xie 8 e , D. K.-Gesetze d. ev. ref. K. d. Prov. Hannover. Aurich 02. 

7. B e i e r , Die höheren Schulen in Preussen u. ihre Lehrer. Samm- 
lung der wichtigsten, hierauf bezügl. Gesetze, Verordngn., Verfüggn. u. Er- 
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lasse, nach amtl. Quellen hrsg. 2., gänzlich durchgearb. u. bedeutend 
verm. Aufl. Halle, 02. 

IV. Quellen des Kirchenrechts. 

1. Meyboora, De Clemens-Roman. Eerste deel. Synoptische 
vertaling van des tekst. Groning. 02. 

2. Chapman, Les interpolations dans le traite de S. Cyprien 
sur Punite de l'eglise. Rev. Benedict. 19, no. 4. 

3. Turner, The genuiness of the sardican canons. Journ. of 
theol. stud. 1902. T. 3, 370. 

4. F u n k , D. Echtheit d. Kanoues v. Sardika. Hist. Jahrb. 23, 497. 

5. Friedrich*, D. Unechtheit der Canones v. Sardica II. Münch. 02. 
Diese neue Abhandlung des gelehrten Verf. ist eine Ergänzung 

der früheren auf Anregung des Bischofs Wordsworth v. Salisbury, 
keine Widerlegung der inzwischen von Turner und Funk erhobenen 
Einwendungen. Ich habe Turners Abhandlung noch nicht zu Gesicht 
bekommen und will daher mein Gesamturtheil noch suspendiren, ohne 
zu verhehlen, dass auch die neuesten Erörterungen Friedrichs auf mich 
einen beweiskräftigen Eindruck machen. E. Fr. 

6. Sepp, Z. Chronologie d. ersten vier fränk. Synoden d. VIII. 
Jahrh. Nachtr. zu hist. Jahrb. 22, 317. Hist. Jahrb. 23, 826. 

7. Werminghoff, Beitr. U.Untersuchungen z. d. fränk. Syno- 
dalakten. N. Arch. f. alt. d. Gesch. 28, 1. 

8. H a m p e , Aus verlorenen Registerbänden d. Papstes Innoc. HI. 
u. Innoc. IV. Mitth. d. Instit. f. österr. Gesch.-Forschung 23, 545. 

9. F a b r e , Le liber censuum de l'egl. rom. fasc. 3. (Par. 02). 

10. Monuraenta medii aevi histor. res gestas Poloniae illustran- 
tia. Edit. collegii historici academ. litterar. Cracoviensis T. 16. Kra- 
kau 02. 

Ulanowski, Acta capitulor. nee non iudicior. ecclesiasticor. 
selecta. vol. II acta iudic. eccles. dioeces. Gnesnensis et Poznan. (1403 
—1530). 

11. Bernascone, Acta Gregorii P. XVI. t. III, 1. Romae 02. 

12. M ül 1 e r, D. Bekenntnissschriften d. ref. K. In authent. Texten 
m. geschichtl. Einleitung u. Register. Leipz. 03. 

13. Köhler*, Dokumente zum Ablassstreit v. 1517. (Samml. 
ausgewählter kirchen- u. dogmengeschichtlicher Quellenschriften als 
Grundlage für Seminarübungen her. unt. Leitung von Prof. D. G. 
Krüger. Reihe II, H. 3). Tübing. u. Leipz., J. C. B. Mohr, 02. Mk. 3. 

Der Titel der Schrift ist insofern miss verständlich als in ihr nur 
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Dokumente vermuthet werden könnten, die sich auf Luthers Stellung 
im Abi assstreite beziehen. Das ist indessen nicht der Fall. Der Her. 
unterbreitet uns vielmehr Urkundenmaterial für die Geschichte der 
gesamten Ablassinstitution beginnend mit dem J. 1016 (?) in 29 Num- 
mern bis zur Ablassbulle Leos X. v. 1515. Daran erst schliessen sich 
Auszüge aus Luthers Predigten über den Ablass an, worauf dann die 
Instructio Alb rechts v. Mainz und ein Auszug aus den sog. Sermonen 
Tetzels folgt. Den Schluss bilden Luthers Thesen, dessen Brief an 
Albrecht v. Mainz, dessen Sermonen v. Ablass und Tetzels Gegen- 
schrift und die Ablassdekretale Leos X. i. J. 1518. So ist ein reiches 
urkundliches Material zusammengestellt, welches bei den zahlreichen 
Kontroversen der heutigen Ablassliteratur dankenswerthe Hülfe ge- 
währt. E. Fr. 

14. Verf. d. ev. Landeskirche A. B. in d. s i e b e n b ü r g. Landes- 
theil en Ungarns. Her. v. Landeskonsistor. Hermannst. 02. 

15. Jianopoulos, ZoXXoy*} t&v 4yxuxX£ü>v t9)c tep&c oov68oo iffc *Ex- 
xXrjofas xfß 'EXXaöo^. Athen, 1901. 

16. Scholz, Aegidius v. Rom. (Stuttg. 02. Leipz. Hab. Sehr.) 

V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 

1. v. Dunin-Borkowski, Die Interpretation d. wichtigsten 
Texte zur Verfassungsgesch. d. alten Kirche. Z. f. kath. Theol. 27, 62. 

2. Pfleiderer, D. Urchristent, seine Schriften und Lehren in 
geschichtlichem Zusammenhang beschrieben. 1. 2. (Berl. 02 2 .) 

3. Harnack, D. Mission und Ausbreitung d. Christentums in 
d. ersten drei Jahrhunderten. Leipz. 02. 

4. Ladeuze, L'eucharistie et les repas communs des fideles dans 
la didache. R. de l'Or. ehret. 1902, 339. 

5. V i e 1 a , Essais sur Lucien de Samosate et les chretiens. (Mon- 
tauban 02, These). 

6. Zscharnack, D. Dienst d. Frau in d. erst. Jahrhunderten 
d. christl. K. (Gott. 02). 

7. Duchesne, Origines du eulte ehret. Et. sur la liturgie la- 
tine av. Charlemagne. Par. 02 3 . 

8. Harnack, Miscelle z. Aufenthalt d. Petrus in Rom. Theol. 
Lit. Zeitg. 1902, 604. 

9. Kneller, Papst u. Konzil im ersten Jahrtausend. Z. f. K. 
Theol. 27, 1. 

10. Wer mi nghof f, D. Beschlüsse d. Aachener Konzils i. J. 
816. N. Arch. 27, 605. 625. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 1. 9 
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11. Cauchie, Le gallicanisme en Sorbonne d'apres la correspon- 
dance de Bargellini, nonce de France (1668 — 71). R. d'hist. eccl. 
3, 972. 

12. Gebauer, Kurbrandenburg u. d. Restitutionsedikt v. 1629. 
Halle 99. 

13. S ä g m ü 1 1 e r , D. Ernennung d. Nachfolgers durch die Päpste 
Ende des V. u. Anfangs des VI. Jahrh. Tüb. Theol. Qu.-Schr. 85, 91. 

14. Maubach, Die Kardinäle u. ihre Politik um die Mitte des 
XIII. Jahrh. unter den Päpsten Innoceuz IV., Alexander IV., Urban IV., 
Clemens IV. (1243—1268). Bonn, 02. 

15. H. A c h e 1 i 8 , Virgines subintroductae. Ein Beitr. zu I. Kor. VII. 
Leipz. 02. 

16. Byloff, Das Verbrechen d. Zauberei (crimen magiae). t Ein 
Beitr. z. Gesch. d. Strafrechtspflege in Steiermark. Graz 02. 

17. Dantzer, La qu ereile des investitures dans les eveches de 
Metz, Toul et Verdun de 1075 au Concord. de Worms 1122. Ann. de 
l'Est. 16, 85. 

18. H. Schrohe, Beiträge zur Geschichte des Erzbischofs Hein- 
rich III. von Mainz. Der providierte Erzbischof und der postulierte 
Administrator im Streite um das Stift (1328 — 1337). (Progr. d. Gymn. 
z. Bensheim 02.) 

19. K u n z v. B r u n n gen. v. Kauffungen, D. Domkapitel 
v. Meissen i. Mittelalter. Ein Beitr. z. Verf.- u. Verwaltungsgesch. 
der deutschen Domkapitel. Meissen 02. (Leipz. Diss. Sonderabdr. a. 
d. Mittheil. d. Vereins f. Gesch. d. Stadt Meissen Bd. VI. H. 2.) 

20. v. Brünneck*, Die Verbindung des Kirchenpatronates mit 
dem Archidiakonat im Norddeutschen insonderheit Mecklenburgisch- 
Pommerschen Kirchenrecht des Mittelalters (Halle 02. Max Niemeyer). 
Aus Festgaben der Halleschen Juristen-Fakultät für Fitting). 

Die Verbindung von Patronat mit Archidiakonat war schon Hin- 
schius aufgestossen, aber von ihm als blosser Archidiakonat erklärt wor- 
den. Der Verf. weist zutreffend das Irrige dieser Meinung nach. 
Vielmehr habe ursprünglich eine reale Verbindung des Grundeigen- 
tums und des aus diesem erwachsenen Patronats einerseits und des 
Archidiakonat es andrerseits vorgelegen, die sich schliesslich zu einer 
zwar einheitlichen aber qualifizirten Patronatsgewalt ausgestaltet habe. 
Schade, dass dem Verf. die Untersuchungen Hillings über den Archi- 
diakonat unbekannt geblieben sind. Er stimmt mit diesem in den 
Grundanschauungen überein. E. Fr. 

21. Zorell, D. Entwickelg. d. Parochialsystems b. z. Ende d. 
Karolingerzeit. A. f. K. K.R. 82, 258. 
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22. Forteau, Les registr. paroissiaux du canton de Mereville- 
Pussay. (Bourges 02.) 

23. Lochard, Registres paroissiaux relatifs aux baptemes, ma- 
riages, vetures, noviciats et sepultures dans les eglises et couvents de 
la ville de Pau (1553—1792). (Pau 02.) 

24. Schäfer, Z. Entwickelg. v. Namen u. Beruf d. Küsters. 
Annal. d. hist. Ver. f. d. Niederrhein H. 74. 

25. Jungn i t z , Visitationsberichte d. Diöz. Breslau, Archidia«- 
konat Breslau 1. Th. Nebst Visitationsordnungen. (Veröffentlichungen 
a. d. fürstbischöfl. Diözesan- Archive z. Breslau 1, 1. Breslau 02.) 

26. ßrun, Baptismens historie. (Bergen 02.) 

27. Herzog, Die kirchliche Sündenvergebung nach der Lehre 
des hl. Augustin. Erwiderung auf die Schrift v. Dr. P. A. Kirsch : 
Zur Geschichte der kathol. Beichte. Würzburg 1902. Bern, 02. 

28. Van Ortroy, Note sur Findulgence de la Portioncule. Annal. 
Boll. 21, 372. 

29. H i r z e 1*, DerEid, Ein Beitrag zu s. Geschichte. (Leipz. 02.) S.Hirzel. 
Diese ungemein gelehrte auch formell vollendete Schrift schlägt 

nicht unmittelbar in den Kreis unserer Zeitschrift ein. Denn sie be- 
handelt den Eid in der Antike und wesentlich bei den Griechen. Der 
jüdische, christliche und germanische Eid werden nur vergleichungs- 
weise herangezogen. Dennoch ist sie auch für uns von grossem In- 
teresse, da sie ein klares Bild der antiken Anschauungen gewährt, und 
fast für alle Fragen, die für den christlichen Eid aufgetreten sind, 
Analogien aus dem Alterthum aufweist, auch den Wechsel der An- 
schauungen klarlegt, wie er sich bezüglich des Eides geltend gemacht 
hat E. Fr. 

30. L e c 1 e r c q , La sepulture dans Pantiquite ehret. (Schluss.) 
R. cath. des institut. 1902, 542. 

31. Fourneret, Les biens de l'egl. apres les edits de paeification. 
Ressources dont l'Egl. dispose pour reconstituer son patrimoine. (Par. 02. 
These.) 

32. G o e 1 1 e r , Z. Gesch. d. päpstl. Finanzverwaltg. unter Johann 
XXII. Rom. Qu.-Schr. 15, 281. 

33. D a u x , La protect. ap. au moyen age. Par. 02. 

34. Samaran, La jurisprud. pontific. en mat. de droit de de- 
pouille (ius spolii) dans la II moitie du XIV e siecle. Melanges d'ar- 
cheol. et d'hist. 1902, 22, 141. 

35. Hörn er, The service for the consecration of a church and 
altar recording to the Coptic rite. Ed. with translations from a Coptic 
and Arabic manuscr. of A. D. 1307. (Lond. 02.) 

9* 
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VI. Staat und Kirche. 

1. Bigelmaier*, Die Beteiligung der Christen am öffentlichen 
Leben in vorconstantinischer Zeit. Ein Beitrag zur ältesten Kirchen- 
geschichte. München 02, J. J. Lentner. Veröffentlichungen aus <L 
kirchenhistor. Seminar Nro. 8. Mk. 8,60. Subskript. Preis 6,40. 

Die vorliegende Schrift ist aus einer Preisaufgabe hervorgegangen, 
welche die Münchner theologische Fakultät für 1896/97 gestellt und 
der Verf. gelöst hatte. Sie gliedert sich in zwei Theile. Von dieses 
behandelt der erste die Stellung des Christen zum römischen Staats- 
leben und zwar speziell die rechtliche Stellung der Christen in vor- 
constantinischer Zeit also die Gründe der Christenverfolgungen, weiter 
die Stellung der Christen zum Staat, zu den Staatsämtern und zum 
Kriegsdienst. Der zweite Theil behandelt die Stellung des Christen 
zum römischen Gesellschaftsleben: Umgang, Verkehr, gemischte Ehen; 
zu den Vergnügungen, zur Arbeit, Gewerbe, Handel und Kunst. Es 
ist ein ungemein reiches Material, welches der Verf. benützt, lichtvoll 
gegliedert und einsichtig bearbeitet hat. Seine Schrift bildet eine 
werthvolle Ergänzung zu Neumanns bekanntem Buche und auch zu 
dem neuesten von Harnack. E. Fr. 

2. Difesa, Dei primi cristiani e martiri di Roma accusati di 
avere incendiata la citta. (Roma 02.) 

3. Kühl, D. Jülicher Kirchenstreit im XV. u. XVI. Jahrh. (Bonn 
02. Aus der Rhein. Geschichte. Nr. 35.) 

4. Rinieri, La diplomazia pontif. nel secolo XIX. II concordato 
fra Pio VII. e il primo console 1. 2. Roma 02, dazu Bellesheim 
in Kathol. 1902, 512. 

5. R i n i e r i, La s. sede e ringhilterra nell'anno 1818. Civ. catt 
18, 157, 398. 

6. Cr am er, Artikel 171 Grondwet en de scheiding van staat 
en kerken. Theol. Tijdschr. 36. St. 6. 

7. Becker, Los concordatos espanoles, in Espana Mod. 1. Oci 
1902, 44. 

VII. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 

1. Becker, Las elecciones pontificias y el derecho de exclusion. 
Espaüa mod. 1, 85. 

2. Schneider, D. kanon. Gehorsam. A. f. K. K.R. 82, 290. 

3. K r i c k , Handb. d. Verwaltg. d. kath. Pfarramts (im engeren 



Digiti 



izedby G00gk 
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Sinne) m. Rucks, auf d. im Kgr. Bayern gelt, kirchl. u. staatl. Be- 
stimmungen. Th. 1. Formelle Behandlung d. pfarramtl. Geschäfte. 
(Kempten 02 2 .) 

4. Oesterreich, Ueb. d. Civil-8eelsorge in d. k. k. Landwehr. 
A. f. K. K.R. 82, 406. 

5. Hay, De mutuo et usura. Disputat. theol. Angers 02. 

6. Scaduto, Adempimento specifico degli oneri di cnlto ed. uf- 
nciatura delle chiese eccezionalmente conservate. (Nap. 02.) Estr. dalla 
Gazetta „Dritto e giurisprudenza" anno XVIII. n. 3. 4. 

7. Derselbe, Ueber ein Patronatsrechtserk. d. Appellhofes zu 
Neapel v. 5. 7. 01 ib. (Estr. dalla giurisprud. ital. vol. LIV. 1902.) 

8. Korn, Ueber d. dingl. Mitpatronat nach kath. K.R. u. d. 
österr. Gesetzgebg. (Wien 02. Aus Oesterr. Ztschr. f. Verwalt.). 

9. C u m m i n g and Gilbert, Membership and religious cor- 
porations. revised by Danaher. Albany 02. 

10. Geigel, Relig. Erziehg. d. Kinder. A. f. ö. R. 17, 505. 

11. Gouffier, La legislat. des funerailles et des pompes fune- 
bres. (Par. 02. These.) 

12. Little's Law of Burial. Lond. 02 8 . 

13. Z a n a z z o , La legge 17 luglio 1890 sulla pubblica beneficenza 
e gli orfanotrofi e i conservatori. (Roma 02.) 

14. Fenelon, Les fondations et les etablissements ecclesiastiques. 
Histoire. Principes. Application. Par. 02. 

15. Holder, D. kirchl. Vermögensrecht d. Kant. Freiburg in s. 
histor. Entwicklung u. heut. Geltung. Ein Beitr. z. schweizer. Kirchen- 
recht. (Freib. i. Schw. Druck v. Gebr. Fragniere 02). 

Zusammenstellung der Aufsätze des Verf. aus den Freiburger Ge- 
schichtsblättern Bd. IV., VIII., IX., die sich mit der Geschichte des 
Amortisationsrechtes beschäftigen. E. Fr. 

16. B r a s i e r , Notice sur la dime. Annecy 02. (Extr. d. Compte 
rend. du 16 congr. des societ. sav. savoisiennes tenu a Annecy en aoüt 
1901). 

17. Ruffini, Decime contrattuali o constituenti la dote di un 
beneficio (contin. e fine). Giurisprud. ital. 54, 209 ff. auch sep. Torino 02 

18. Por s*ch, Bischöfl. Priesterseminare sind von Gemeinde-, Grund- 
u. Gemeinde-Einkommensteuer frei, nicht aber Convicte für Theol., die 
an Universitäten oder sonstigen für sich bestehenden Lehranstalten 
studiren. A. f. K. K.R. 82, 390. 

19. Klein, D. linksrhein. Kirchhofsfrage. (Köln 02). 
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134 Literaturübersicht. 

Vin. Ordenswesen. 

1. Schiwietz, Gesch. u. Organisat. d. Pachomian. Klöster i. IV. 
Jahrh. A. f. K. K.R. 82, 217. 

2. Chapman, A propos de Fautographe de la regle de S. Benoit, 
R. Bened. 19, 314. 

3. Schmidt, Neuere Arbeiten u. Streitfragen üb. d. Benedikt.- 
regel. Stud. u. Mitth. a. d. Ben.O. 23, 363. 

4. L i 1 1 1 e , The sources of the hist. of St. Francis of Assisi. 
Engl. hist. rev. 17. Oct. 1902. 

5. Mandonnet, Les regles et le gouvernement de l'ordo de 
poenitentia au XIII siecle. I e partie (1202 — 34) Opuscules de crit 
histor. Recueil trimestrial fasc. 4. (Par. 02.) 

6. M ü 1 1 e r , Z. Gesch. d. Bussbrüderordens. Z. f. K. Gesch. 
23, 496. 

7. M o r t i e r , Histoire des maitres generaux de l'ordre des Freres 
precheurs. T. 1er. (1170—1263.) Paris 02. 

8. Ueber die Bulle Innoc. HI. durch welche er dem Abte von 
Citeaux das Recht gewährt, seinen Mönchen die Subdiakonats- und 
Diakonatsweihe zu ertheilen vgl. Boudinhon, Le can. 24, 257. 
321. 395; 25, 705, das Breve Leo's XIII v. 30/7. 1902 hebt das spe- 
ziell auf. 

9. G o r s e , Saint-Bruno, fondateur de l'ordre des Chartreux ; Son 
action et son oeuvre. Paris 02. 

10. Bedford and Holbeche The Order of the Hospital of 
St. John of Jerusalem. Being a History of the English Hospitallers 
of St. John, their Rise and Progress. (Lond. 02.) 

11. F u s s 1 aich , Z. Gesch. d. Eremiten in d. Erzdiöc. Cöln. Ann. 
d. hist. V. f. d. Nieder-Rhein 74, 139. 

12. Guilhermy, Menologe de la Compagnie de Jesus. Assi- 
stance d'Espagne. 3 vol. Paris 02. 

13. Monum, hist. Soc. Jesu. Mon. paedagog. fasc. 6. Par. 02. 

14. Epistolae P. Nadal t. 3. fasc. 1, ib. 02. 

15. Hüffer, Pauline v. Malinckrodt, Stifterin u. Generaloberin 
d. Kongreg. d. Schwestern d. christl. Liebe. Ein Lebensbild. (Mün- 
ster 02 3 .) 

16. Vermeersch, Praelect. canonicae. De religiosis institutis 
et personis tract. can.-moralis ad recentissimas leges exactus 1. 2. ad 
usum scholar. Brug. 02. 

17. Boudinhon, Les congregat. relig. ä voeux simples. Le 
Can. cont. 25, 513. 652. 
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18. Frhr. Röder von Diesburg*, Zur Klosterfrage in Ba- 
den. (Lahr, Schauenburg, 02.) Mk. 1,20. 

Die Schrift ist keine kirchenrechtliche und die Frage, welche sie 
behandelt, ist juristisch zweifellos. Die Errichtung von Klöstern ist 
in Baden ohne Genehmigung der Staatsregierung nicht zulässig. Frei- 
lich ist es offenes Ziel der Centrumsfraktion, diese Schranke gegen 
Einführung des Ordenswesens zu beseitigen. Aber darum handelt es 
sich zunächst noch nicht, sondern ob die Regierung, wie sie gewillt 
ist, jetzt Männerklöstern die Genehmigung geben soll. Diese Frage 
ist eine rein politische und sie wird aus innerstem Herzen heraus vom 
Verf. verneint. Eine merkwürdige Nation sind doch wir Deutschen ! 
Im benachbarten Frankreich sehen wir, wie ein wesentlich katho- 
lischer Staat die ihm durch zu grosse Duldung erwachsene Gefahr 
des Ordenswesens zu beseitigen unternimmt, und wie er dies nur unter 
der tiefsten Erschütterung des Gemeinwesens verwirklichen kann, und 
hier in Deutschland haben wir einen Staat, der sich bisher vom Or- 
denswesen und namentlich von Männerklöstern ganz frei gehalten hat, 
und der freiwillig ihm die Thüre öffnet. Zwar zunächst nur ein klein 
wenig. Aber glaubt die Regierung, es bei dieser partiellen Sperrung 
aushalten zu können ? Kennt sie die Geschichte ihres eigenen Landes 
so wenig, dass sie vergessen hat, wie ein theilweiser Erfolg noch nie 
eine Befriedigung gewährt, sondern stets nur den Sporn gegeben hat, 
mehr zu erreichen, eine jede Konzession als ein Zeichen der Schwäche 
ausgedeutet wird, der man dann noch andere Wünsche abtrotzen kann. 
Der konfessionelle Friede wird durch dieses Zugeständnis nie erreicht. 
Sind erst die Klöster da, dann wird die Schulfrage auf die Tages- 
ordnung gestellt werden, und wenn hier nicht auch die Regierung 
nachgeben sollte, dann werden in dem Schulkampfe die neuen Orden 
sich als nicht zu unterschätzende Gegner der Regierung erweisen. Die 
vorliegende Schrift orientirt über alle in Frage kommenden Gesichts- 
punkte auf das Beste, und hütet sich doch, einen einseitigen konfessio- 
nellen Standpunkt einzunehmen. E. Fr. 

19. R u f f i n i*, La lotta contre le congregazioni religiöse inFrancia 
(Roma 02. Estratto dalla Riv. d'Italia Ottobre 02.) 

Je mehr der gegenwärtige Kampf der französischen Regierung 
die allgemeine Aufmerksamkeit der ganzen gebildeten Welt erregt, 
um so dankbarer sind orientirende Schriften zu begrüssen, wie die 
vorliegende. Sie ist mit vollkommener Sachkunde verfasst und ur- 
theilt ruhig und objektiv. Vor Allem hebt sie hervor, dass der jetzige 
Streit sich nicht um den Art. 14 des Gesetzes dreht, welcher den 
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Mitgliedern nicht-autorisirter Kongregationen die Ertheilung von 
Unterricht verbietet, sondern um den Art. 13 und dessen Interpre- 
tation. Dieser bestimmt, dass jede Kongregation sich staatlich autori- 
siren lassen müsse, Elle ne pourra fonder aucun nouvel Etablissement 
qu'en vertu d'un däcret rendu en conseil d'Etat. Bezieht sich diese 
Bestimmung auch auf solche Schulen, welche nicht von Kongregationen 
gegründet sind, sondern von Privatpersonen, in deren Eigentum sie 
verblieben sind, und an welche diese Kongregationisten als Lehrer 
berufen haben? Ein Cirkular des Unterrichtsministers v. 11. Sept. 1901 
beantwortete diese Frage dahin, dass jede Schule, an welcher auch 
nur ein Kongregationist als Lehrer wirke, als ein Etablissement der 
betr. Kongregation anzusehen und darum autorisationsbedürftig sei. 
Und der Staats rath gab mit schwacher Majorität der Deutung des 
Ministers Recht. Diese Entscheidung des Staatsrathes erfolgte am 
23/1. 1902. Am 15/1. 1902 war aber die Frist abgelaufen für dag 
Nachsuchen der Autorisation, und darum waren nun alle Institute 
präkludirt, welche die Entscheidung des Staatsrathes hatten abwarten 
wollen. Das ist der Makel, welcher der Ausführung des Gesetzes an- 
haftet, und wer kann leugnen, dass er auch das Gesetz selbst afficieren 
wird und muss? E. Fr. 

20. P r e s u 1 1 i , Le associaz. relig. in Francia. (Nap. 02.) 

21. Hoff et, D. Vereins- und Ordenswesen in Frankreich u. d, 
parlamentarischen Kämpfe um das Gesetz v. 1/7. 1901. (BerL 190L 
Bibl. f. Polit. u. Volkswirtschaft H. 6.) 

22. Dudon, La crise des congregat. en Espagne. Et. publ. par 
les Peres de la Comp, de Jesus 1902, 721. 

IX. Evangelisches Kirchenrecht. 

1. Ehrhardt, La notion du droit naturel chez Luther. £t. de 
theol. et d'hist., 287, publ. par MM. les profess. de la faculte de 
theol. prot. de Paris en hommage ä la faculte de theol. de Montauban 
ä Poccasion du tricentaire de sa fondation. (Par. 01.) 

2. Neu, General-K.Visitat. in d. Grafsch. Wertheim v. J. 1621. 
Monatsschr. f. Gottesd. u. christl. Kunst 7, 221. 

3. Fabian , D. Protokolle d. 2. K.Visitat. zu Zwickau 1533 u. 
d. ersten K.Visitat. zu Schneeberg 1534. Mitth. d. Altert. V. f. 
Zwickau 7, 33. 

4. K ö n n e c k e , D. ev. K.Visitationen d. XVI. Jahrh. in d. 
Grafsch. Mannsfeld Th. V. Die IL K.Visitation (1570), 2. Abth. Manns- 
felder Blätter. Jahrg. 16 (1902). 
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5. Straub, Rechtsgesch. d. evang. K.Gemeinden d. Landsch. 
Tburgau unter d. eidgenöss. Landfrieden. (1529 — 1798.) Frauenfeld 02. 

6. R i e k e r , Sinn u. Bedeutung d. landesherrl. Kirchenregiments. 
Vortrag geh. a. d. Landespastoralkonferenz zu Klosterlau snitz. S.-A. 
Leipz. 02. 

7. N i e d n e r *, Grundzüge der Verwaltungsorganisation der ost- 
preussischen Landeskirche. Berlin, Carl Heymanns Verlag 1902 (Son- 
derabdruck aus dem Verwaltungsarchiv). 

Aus Anlass des Umstandes, dass es am 1. Oktober 1902 25 Jahre 
sind, seit in den älteren preussischen Provinzen die evangelische Kir- 
chenverwaltung von der allgemeinen Staatsverwaltung endgültig ge- 
trennt ist, will Verf. die Anregung geben, die Organisation der alt- 
preussischen Landeskirche „auch einmal vom verwaltungsrechtlichen 
Standpunkt aus näher ins Auge zu fassen", und kommt zu dem Er- 
gebnisse, dass der verwaltungsrechtliche Gesichtspunkt thatsächlich die 
Grundzüge jener Organisation bestimmt habe. Verf. tritt damit in 
Gegensatz zu der herrschenden, auch vom Referenten vertretenen An- 
schauung, dass die moderne Organisation der evangelischen Kirche in 
Deutschland in erster Linie von bestimmten geistlichen und politischen 
Verfassungsideen und Verfassungsidealen bestimmt worden sei, und 
behauptet, dass jedenfalls in der preussischen Landeskirche das Suchen 
nach neuen, zweckmässigeren Verwaltungsformen zur Ergänzung des 
konsistorialen Organismus durch Presbyterien und Synoden geführt 
habe. So war z. B. das Bedürfniss nach Einführung synodaler Insti- 
tutionen darin begründet, „dass die Behörden der landesh. Kirchen- 
regiments in ihrer bureaukratischen Abgeschlossenheit den Zusammen- 
hang mit dem Volksleben vermissten und den hieraus entspringenden 
Mangel an Autorität und Vertrauen empfanden. Es galt ihnen in 
erster Linie, auf dem Gebiete des inneren kirchlichen Lebens eine 
umfassendere Sachkunde zu gewinnen, und dies durch Organe, welche 
von dem Vertrauen der Kirchenglieder getragen werden" (S. 93). Man 
sieht: es waren ungemein nüchterne, verwaltungstechnische Gesichts- 
punkte, die die Vorhaben der modernen Kirchenverfassung geleitet 
haben, dieselben Gesichtspunkte, die, wie Verf. S. 108 ff. ausführt, 
auf dem staatlichen Gebiet zur Schaffung von Eisenbahnräten, Land- 
wirthschaftskammern, Gesundheitskommissionen, Aerzte- und Apotheker- 
kammern, des Kolonialrats, des Börsenausschusses u. s. w. geführt 
haben! Es ist hier nicht der Ort, sich mit dem Verf. des Näheren 
auseinanderzusetzen, nur einige Bemerkungen seien gestattet. Verf. 
giebt zu, dass bei einigen deutschen Landeskirchen die Vorgeschichte 
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einen Anhalt für die vom Referenten vertretene Anschauung gebe, 
meint aber, solche Beobachtungen dürfen nicht verallgemeinert werden, 
für die altpreussische Landeskirche jedenfalls treffe jene Anschauung 
nicht zu. Ich denke aber, dass diese Landeskirche hier keine aparte 
Entwicklung gehabt hat, und dass das, was von den anderen deut- 
schen Landeskirchen gelte, auch auf sie zutreffe. Wenn sich sodann 
Verf. auf Lechler dafür beruft, dass die Epoche des politischen Kon- 
stitutionalismus in der Kirche bereits mit dem Jahre 1848 abge- 
schlossen gewesen sei, so unterdrückt er dabei den sehr wichtigen 
Umstand, dass Lechler diese Aeusserung im Jahre 1854 gethan hat, 
zu einer Zeit, wo die kirchliche Verfassungsbewegung vollständig ins 
Stocken geraten war und es den Anschein hatte, als ob die Epoche 
des Konstitutionalismus in der Kirche bereits abgeschlossen sei; schon 
zehn Jahre später hätte Lechler dies nicht mehr behauptet. Wenn 
sich endlich Verf. mit Vorliebe auf die Motive der modernen Kirchen- 
verfassungsgesetze bezieht, so ist dagegen zu sagen, dass in solch 
offiziellen Aktenstücken durchaus nicht immer die wahren Beweggründe 
des Gesetzgebers zum Wort gelangen; die muss man in der voran- 
gegangenen Literatur suchen. — So glaube ich, dass trotz allem Scharf- 
sinn, den der Verf. aufgewandt hat, und trotz manchen treffenden 
Einzelausführungen (vgl. z. B. die wertvolle Erörterung des Begriffes 
der Landeskirche S. 7 ff.), der Grundgedanke der Abhandlung unhalt- 
bar ist. K. R. 

8. K a t z e r , Die Kircheninspektionen d. sächs. ev. luth. Landes- 
kirche. Z. f. K. Gesch. 23, 376. 

9. S c h i a n *, D. kirchl. Leben d. ev. Kirche d. Prov. Schlesien 
(Tüb. u. Leipz., J. C. B. Mohr 03) Mk. 6., geb, 7. (Ev. Kirchenkunde. 
Das Leben d. d. ev. Landeskirchen her. v. Drews Th. 2.) 

Wir haben die Bedeutung des Unternehmens, welchem das vor- 
liegende Buch zugehört, auch für die Disciplin des Kirchenrechts schon 
bei Besprechung des Werkes von Drews hervorgehoben. Im AUge- 
meinen gilt das auch für das Buch von Schian, welches mit bedeuten- 
der Sachkenntniss verfasst, ein grosses, sehr mühsam zusammenge- 
brachtes Material giebt und dieses vortrefflich verarbeitet. Dennoch 
kommt es für das Kirchenrecht direkt nicht in derselben Weise in 
Betracht wie das Buch von Drews über Sachsen. Der letztere be- 
handelte eine territorial abgeschlossene Kirche. Er war daher auch 
in der Lage, auf deren rechtliche Organisation näher einzugehen. D&« 
war für Schian unmöglich. Denn da wegen des grossen Umfangs 
selbst für die altpreussische Landeskirche eine Theilung des Stoffes 
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sich als erforderlich herausgestellt hat und der Verf. nur eine Kir- 
chenprovinz darzustellen hatte, so k o n n t e er nicht auf deren Organi- 
sation näher eingehen, weil diese eben keinerlei provinzielle Sonder- 
heit darbietet. Nur die geschichtliche Entwickelung hat der Verf. 
kurz skizziert. E. Fr. 

10. Brandes, D. Einig, d. ev. Kirchen, e. Befehl d. Herrn. 
Ihre Nothwendigk. u. Möglichkeit i. I± Reich. Berl. 02. 

11. Actes et Decisions du Synode general officieux des Eglises 
reformees de France, tenu ä Anduze du 24 juin au 2 juillet 1902. 
Alencon 02. 

X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 

1. * Kirchenrechtliche Abhandlungen, her. v. Ulr. Stutz. H. 1. 
von Bonin, d. praktische Bedeutung des ius reformandi. Eine 
rechtsgeschichtliche Studie. Stuttg., Ferd. Enke, 02. 

Mit diesem Hefte tritt ein grösseres Unternehmen ins Leben, dem- 
gegenüber ich Stellung nehmen will. Stutz beabsichtigt nach der Art, 
wie Gierke einen Sammelpunkt für rechtsgeschichtliche Monographien 
geschaffen hat, einen solchen für kirchenrechtliche zu gewähren. Ich 
halte den Gedanken für gut und nützlich und begrüsse dessen Ver- 
wirklichung mit Freuden. Ich würde vielleicht diese Anerkennung nur 
zögernd aussprechen, wenn ich in der Stutz'schen Sammlung eine Kon- 
kurrenz dieser Zeitschrift erblicken würde. Denn das Interesse für 
das Kirchenrecht ist kein so lebendiges, dass zwei Unternehmungen 
gleicher Tendenz neben einander bestehen könnten, und das Prospe- 
riren des einen würde den Untergang des anderen bedeuten. Ich 
meine aber, dass Sammlung und Zeitschrift sehr wohl neben einander 
bestehen können, da sie sich gegenseitig ergänzen. Die Zeitschrift will 
ihren Lesern zunächst eine Uebersicht über den jeweiligen Stand der 
Literatur und Gesetzgebung gewähren, wovon die Sammlung gänzlich 
absieht. Sie will ferner einen Sammelpunkt gewähren für kleinere 
Abhandlungen, die schon wegen ihres geringfügigen Umfanges zu einer 
Sonderpublikation nicht geeignet sind ; sie muss schon, um ihren Lesern 
nicht Eintönigkeit zu erwecken, von der Aufnahme grösserer Abhand- 
lungen Abstand nehmen, die doch auch, wenn sie überhaupt zur Auf- 
nahme sich eigneten, immer nur bruchstückweise publiziert werden 
könnten. Umgekehrt fallen die kleineren Abhandlungen aus dem Kreise 
der „Sammlung" heraus, in welche nur Monographien gehören sollen. 
Darum begrüsse ich — ich wiederhole es — die „Sammlung" mit 
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grösster Sympathie. Es ist gewiss richtig, dass gegenwärtig auf dem 
Gebiete des Karchenrechts zu wenig monographisch gearbeitet wird. 
Freilich hat das seine erklärlichen Gründe. Die Zahl derjenigen , die 
Kirchenrecht ex professo betreiben, ist in beständigem Sinken begriffen. 
Es ist das eine Schuld der Regierungen, die sich an diesen noch hart 
rächen wird, es ist eine kaum mindere der juristischen Fakultäten. 
Die letzteren wollen gar keine^Kanonisten mehr. Die Vertretung der 
Disciplin wird einem Lehrer übertragen, der den Schwerpunkt seiner 
wissenschaftlichen Thätigkeit in andere Disciplinen verlegt. Wie soll 
er wissenschaftlich auf dem Gebiete des Kirchenrechts produzieren? 
Höchstens, dass er eine Materie herausgreift, die auf dem Grenzgebiete 
zu seiner Disciplin liegt, um wenigstens formell für das Kirchenrecht 
seine Legitimation zu bekunden. Ich gestehe offen, dass, wenn mir 
ein junger Mann seine Absicht bekundet, sich für Kirchenrecht zu 
habilitieren, ich ihm dringend abrathe. Dafür giebt es zur Zeit keine 
Professuren, und wo eine bisher bestandene frei wird, fallt sie an den 
Vertreter irgend einer anderen juristischen Disciplin. Ein alter Pro- 
fessor hat einmal das nicht sehr schöne Wort ausgesprochen: Geben 
Sie mir vier Wochen Zeit und ich lese über den Hufbeschlag der 
Pferde. Nicht viel anders geht es gegenwärtig oft mit dem Kirchen- 
recht. Wer soll da Monographien schreiben ? Darin liegt aber auch 
meine Besorgnis, ob das Stutz'sche Unternehmen sich wird halten 
können. Freilich sollen auch Theologen und Historiker Beisteuern 
liefern, und ich fürchte fast, dass ihnen der Löwenanteil zufallen wird. 
Aber auch wenn das letztere der Fall sein sollte, würde ich an dem Nutzen 
des Unternehmens nicht irre werden, denn ich bin der letzte, der den 
Vortheil historischer Untersuchungen unterschätzt. Also möge das neue 
Unternehmen wachsen, blühen und gedeihen! — Den Reigen eröffnet 
ein junger Jurist mit einer Anfängerarbeit. Sie behandelt ein inter- 
essantes Thema in selbständiger, wissenschaftlicher Forschung. Sie 
unternimmt es nachzuweisen, welche Evolutionen das Reformationsrecht 
durchgemacht hat. Zunächst will der Verf. diesen Terminus ange- 
wendet wissen für die Eingriffe, welche sich schon die mittelalterlichen 
Landesherrn in die äusseren kirchlichen Rechtsverhältnisse vindiziert 
haben; dann seit Luther für die von diesem anerkannte landesherr- 
liche Befugniss auch das Interne, den Glauben zu reformiren, weiter für 
die Befugniss des Landesherrn, die Art der Glaubensübung in seinem 
Territorium zu bestimmen, und endlich im modernen Recht, für die 
Befugniss des Staates, Glaubensgenossenschaften zu privilegiren. Ju- 
ristisch-technisch haben wir das Wort Reformationsrecht eigentlich nur 
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in dem an vorletzter Stelle angegebenen Sinne gebraucht. Aber es 
verschlägt nichts, auf die Wurzeln hinzuweisen, aus denen es ent- 
sprungen ist, wenn es auch m. E. geboten ist, das was der Verf. heute 
unter Reformations recht versteht, gar nicht mehr mit diesem Namen zu 
belegen. Im Einzelnen weiche ich noch in manchen Punkten ab von den 
Ausführungen des Verf. Ich gebe, um nur Einiges herauszugreifen, nicht 
zu, dass die devotio domestica des J.P.O. eine qualificata gewesen sei; 
ich meine weiter, dass die religiöse Vereinsbildung nicht nach dem 
N.B.G. v. 3./7. 69 zu den politischen Rechten zu zählen und lediglich 
nach vereinsrechtlichen Gesichtspunkten zu beurtheilen sei. Dagegen 
freue ich mich der Uebereinstimmung mit dem Verf. bezüglich der 
Landesgesetze, welche nach dem B.G.B. die Rechtsfähigkeit religiöser 
Vereine durch Verordnung gewähren wollen, nur beurtheile ich die 
Motive zum E.G. Art. 84 etwas weniger wohlwollend als der Verf. 
der übrigens nicht genügend hervorhebt, dass wo das Reichsrecht, Par- 
tikularrecht „unberührt" lässt, damit nicht nur die bisherige Gesetz- 
gebung in Geltung belassen, sondern auch die Zuständigkeit zukünf- 
tiger aufrecht erhalten bleibt. Also die Staaten, welche jetzt nichtige 
Bestimmungen getroffen haben, können diesen Fehler noch korrigiren. 
Werden sie es thun ? Wir bezweifeln es. Jedenfalls wird der Reichs- 
kanzler sie nicht dazu anhalten. Hoffen wir, dass die Gerichte dazu 
Gelegenheit finden werden. E. Fr. 

2. Kolde*, Das bayerische Religionsedikt vom 10. Januar 1803 
und die Anfänge der protestantischen Landeskirchen in Bayern. Er- 
langen 1903. 44 S. 

„Ein Gedenkblatt", wie Kolde diese soeben erschienene Schrift 
betitelt, — und wie wir hinzufügen „ein wertvolles Gedenkblatt". In 
knappen Zügen schildert Kolde, wie Bayern aus einem exklusiv katho- 
lischen Staatswesen ein modernes paritätisches wurde, wie von dem 
Auftreten des ersten Protestanten gerade um die Wende des 19. Jahr- 
hunderts an zunächst die Gestattung des exercitium privatum und end- 
lich die völlige Gleichstellung des Protestantismus errungen wurde. 
Mit Recht wird auf die Bedeutung des Religionsediktes vom 10. Ja- 
nuar 1803 als dem Vorläufer des jetzt geltenden Religionsediktes hin- 
gewiesen. Dadurch und durch die kurze Schilderung der ersten Ver- 
fassungsbildungen (bezüglich deren ein Zeitgenosse bemerkt hat: Bayern 
ist wie ein Ort, wo immer gepflastert wird) ist die vortrefflich ge- 
schriebene Abhandlung auch für die Leser der Z. f. Kirchenrecht von 
bleibender Bedeutung. E. Sehling. 

3. Dubois, Bayle et la tolerance. Par. 02. Tböse. 
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4. L e a , Hist. de l'Inquisit. au moyen age. Traduit 8ur l'exem- 
plaire revu et corrige de Tauteur par S. Reinach. T. 3. (Par. 02.) 

5. Serrano y Sanz, Juan de Vergara y la Inquisiciön de Toledo. 
Rev. de archiv. 1902, 466. 

6. Ders., Francisca Henandez y el Bachiller Antonio de Medrano 
su8 procesos por la Iquis. Bol. d. 1. real. acad. de hist. 41, 105. 

7. Haskins, Robert le Bougre and the beginnings of the Inqui- 
sition in Northern France. Amer. Hist. R. 7, 437. 631. 

8. Fl ade, D. röm. Inquisitionsverfahren in Deutschi. b. z. d. 
Hexenprozessen. (Leipz. 02.) 

9. Pauls, Aus d. Gesch. d. Inquisition in d. Erzdiöc. Köln. Ein 
päpstl. Inquisitor i. J. 1735. Ann. d. hist. V. f. d. Nieder -Rhein 
74, 127. 

10. Loserth, Nachtr. z. d. Akt. u. Korrespondenzen z. Gesch. d. 
Gegenreformat. unter Erzherz. Karl II. Jahrb. d. Gesellsch. f. d. 
Gesch. d. Protest, in Oesterr. 23. H. 3. 4. 

11. Mayr, Z. G. d. Gegenreform, in d. Komburg. Pfarreien Stein- 
bach und Gebsattel. Diözes.-Arch. v. Schwaben 20, 1. 20. 50. 73. 

12. D u n c k e r , D. Gegenreformat. in Thalheim a. Schotzach 
1628/49. Bl. f. württ. KG. 5, 163. 

13. Mc Gl ot hl in, D. Berner Täufer bis 1532. Berl. 02. 

14. Roth, Z. Gesch. d. Wiedertäufer in Oberschwaben III. Z. 
d. hist. V. f. Schwaben u. Neuburg Jahrg. 28. 

XI. Eherecht. 

1. Tractat. de sponsalib. et matrim. ad usum alumnorum seminarii 
aep. Mechlinensis. Malines 02. 

2. Stroppolatini, II matrim. dei militari nella storia del dir. 
romano P. 1. Palermo 02 (dal Circolo giurid.). 

3. Philippe, Et. histor. sur les origines et le developpem. <L 
droit matrimonial dans PEglise. Le Can. cont. 25, 527. 

4. Lefebure, Legons gener. d'introduct. ä l'hist. d. droit, ma- 
trim. franc. (Cours de doctorat). Par. 03. 

5. K a h n , D. III. Haager Staatenkonferenz f. internat. Priv.- 
recht. Das Eherechtsabkommen. Z. f. int. Pr. u. öff. R. 12, 385. 

6. G i s 1 e r , Coutumes du mar. chez les Bulgares. Echos d'Orient 
1902, t. 5, 237. 274. 

7. Dusi, Ancora della nullitä del matrim. per ragione di errore 
o di dolo. Riv. ital. p. 1. sc. giur. 34, 3. 237. 

8. D u j o n , de Tempechement au mariage, qui resulte des ordres 
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sacres dam l'hist. du droit. (Par. 02.) 

9. v. Hussarek*, Eherechtliche Fragen d. österr. Altkatholiken. 
(Sep.-Abdr. a. d. Allgem. österr. Gerichtszeitung 1902 Nr. 47.) 

Es sind interessante Rechtsfragen, zu welchen der Verf. eine klare 
Stellung nimmt. Sein Ausgangspunkt ist: die altkatholischen Reli- 
gionsgemeinschaften sind Seitens des österreichischen Staates nicht als 
katholische anerkannt, sondern als selbstständige, dem Katholizismus 
nicht zugehörige, vielmehr ihm gegenüberstehende. Sie sind also mit 
den verschiedenen katholischen Riten nicht auf gleiche Linie zu stellen. 
Demnach ist eine Ehe unter Altkatholiken für den Staat eine unter 
Akatholiken und kann in Folge dessen nach unserer Terminologie 
geschieden, nach österreichischer getrennt werden. Ehen von Katho- 
liken oder Protestanten mit Altkatholiken sind gemischte Ehen, denen 
nicht das impedimentum disparitatis cultus entgegensteht. Denn die 
Altkatholiken sind Christen. Die Altkatholiken können mit getrennten 
Evangelischen Ehen eingehen. Andrerseits aber können katholische 
Kleriker, die zum Altkatholizismus übertreten, nicht heirathen und 
ebensowenig altkatholische Geistliche, denn die einschlagenden Bestim- 
mungen des A. B.G.B. beziehen sich allgemein auf alle Religionen, 
welche bezüglich ihres Priesterwesens von der Auffassung ausgehen, 
dass zum Dienste am Altare eine durch einen Weiheakt vermittelte 
besondere übernatürliche Befähigung erfordert werde. Das sei aber 
beim Altkatholizismus der Fall, da er die Ordinationsauffassungen mit 
der katholischen Kirche wenigstens in den leitenden Grundsätzen noch 
immer theilt. Dafür wird auf Schulte Lehrb. 88, 21* verwiesen. Darum 
kann wohl ein ausländischer Altkatholik, der im Ausland giltig gehei- 
rathet hat, in Oesterreich angestellt und auch ein verheiratheter Oester- 
reicher giltig ordinirt werden, dagegen dürfe ein schon ordinirter 
Oesterreicher keine Ehe mehr schliessen. Der letzte Satz erscheint 
uns nicht unbedenklich, denn es fehlt an einer autoritativen Aeusse- 
rung des Altkatholizismus und speziell des Österreichischen über die 
Bedeutung, welche er dem zwar äusserlich beibehaltenen Ordinations- 
akt beilegt, und diese erhellt auch nicht aus der allgemein gehaltenen 
Aeusserung des angeführten Schulte. Die Altkatholiken sind nach 
dem Verf. keine Katholiken mehr. Darum kommt auch ihre offizielle 
Aeusserung, sie erachteten die Ehe als untrennbar, nach der Ansicht 
dea Verf. für den Staat nicht in Betracht. Bezüglich des Wesen9 der 
Ordination haben sie aber keine offizielle Aeusserung abgegeben und 
nur durch Aufhebung des Cölibates sich auf den evangelischen Stand- 
punkt gestellt; sie sind nach dem Verf. überhaupt nur noch Prote- 



Digiti 



izedby G00gk 



144 Literaturübersicht. 

stanten, welche die Messe beibehalten haben, sind Akatholiken. Deren 
Weibe sieht aber die katholische Kirche nicht als eine dem Wesen der 
Katholischen entsprechende an. Nicht einmal die Ordination der angli- 
kanischen Kirche. Will denn der Verf. seinen Satz auch auf angli- 
kanische Geistliche ausdehnen, wenn diese zur Zeit ihrer Ordination 
österreichische Unterthanen waren, in Oesterreich amtiren und dort eine 
Ehe schliessen wollen? E. Fr. 

10. Sagnori, exemplar actor. forensium quibus inquirendum est 
de matr. nullitate ex capite impotentiae ac de matrimonii rati et non 
consummati diremptione. Rom. 02 2 . 

11. Chironi, del matrira. celebrato all' estero fra cittadini iU- 
liani davanti agli agenti diplomatici o consolari. Atti della R. Acad. 
delle Scienze 37, 162. 

12. E b e 1 i n g , Ueh. Ehescheidung u. d. kirchl. Trauung geschie- 
dener Personen. Theol. Stud. u. Krit. 1903 H. 1. 

13. Cr am er, D. Verlöbniss nach d. B.G.B. (Erl. 02. Dies.) 

14. Nathan, D. jur. Konstruktion d. Verlöbnisses n. d. B.G.B. 
(Berl. 02. Diss.) 

15. M a n g a n o , Matrim. e divorzio nelle legislaz. comparate del 
secolo XIX. Siena 02. 

16. H o 1 1 d a c k , D. kanon.-rechtl. Einflüsse im Eherecht des 
B.G.B. (Borna-Leipz. 03. Diss.) 

17. Boeckenhoff, de individuitate matrimonii, diss. theoL 
Berol. 01. 

18. Lhommer, Hist. de la repudiation en droit romain. (P»r. 
02. These.) 

19. C o n d a m i n , St. fipiphane a-t-il admis la legitimite du di- 
vorce pour adultere? Bullet, de litter. eccles. 1900, 16 gegen Souarn 
in fichos d'Orient 1899 avril-mai. 

20. Molmenti, II divorzio nella decadenza della republica re- 
neta. N. Antol. 1902, 612—19. 

21. Corsi, II divorzio nella giurisprud. ital., negli atti diplo- 
matici e nelle leggi estere. Roma 02 (della Riv. internaz.). 

22. A 1 b r e c h t , D. Ehescheidungsgründe d. deutsch, bürgerl. 
Rechts. (Erl. 02. Diss.) 

23. Patek, D. Wirkungen d. Ehescheidg. u. d. Aufhebung d. 
ehel. Gemeinschaft n. d. B.G.B. Rostock 02. Diss. 

24. Karl L. Mayer, Aufhebung d. ehel. Gemeinsch. nach den 
§§ 1575, 1576, 1586, 1587 d. B.G.B. f. d. D. Reich. (Borna-Leipz. 
02. Diss.) 
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25. M a 1 1 i a a 8 , Aufhebung d. ehel. Gemeinschaft u. Scheidung. 
Das Recht 1903, 2. 

26. P a r i s i , II divorzio nella scienza e nella legislaz. (Bari 02.) 

27. Marchesini, II principio della indissolubilita del matrim. 
e il divorzio (Padova02). 

28. Berenini e Ruffoni, II div. dinanzi alla Camera con 
una prefaz. del sac. Pastori, Milano 02. 

29. Poggiolini, II div, al Parlamente) ital. (Spezia 02.) 

30. V i d a r i , sul divorzio. Nuova Antologia 1902, 478. 

31. Anzoletti,H divorzio e la donna ital. Discorso. (Milano 02.) 

32. C o d a r i , II divorzio nella litteratura straniera. Rassegna 
nazionale 1902, 72. 

33. Cognetti de Martinis, il divorzio ib. 242. 

34. A n f o r t i , II divorzio in Italia. conferenza (Firenze 02.) 

35. Raqueni, Le divorce en Italie. Nouv. Rev. 15 avr. 1902, 
504—10. 

36. El Divorcio en la Argentina. Buen.-Aires 02. 

M. Schule. 

1. Feret, TUniversite de Paris et les Jesuites dans la II 6 moitie 
du XVI siecle. Revue des Quest hist. 65, 458. 

1. Hu brich, Theologieprofessur u. Pfarramt. Ein quellenge- 
schichtl. Beitr. z. Entwickelung d. modernen Aemterrechts. A. f. öff. 
R. 17, 484. 

3. Struver, Z. Gesch. d. Lateinschulen in Sachsen, insbes. ihr 
Verb. z. Kirche u. ihr Religionsunterricht. (Schneeberg Gym. Progr. 
212. 

4. Hirzel, Die verwaltungsrechtl. Stellung d. Mittelschulwesens 
in s. Verh. zu Staat, Gemeinde u. Kirche in Württemb. Z. f. d. ges. 
Staatswissensch. 58, 577. 

5. Fricke, Gesetze u. Verordnungen üb. das Volksschulwesen 
des Herzogt. Braunschweig. Nachtrag. Braunschw. 02. 

6. La lägislat. De Pinstruct. primaire depuis 1789jusqu'ä nos 
jours. 2 ed. P. 7. I table systemat. des 6 volumes. Par. 02. 

7. Vi oll et, Les ecoles libres. La loi du l r . juillet 1901 et l'avis 
du conseil d'etat du 23/1. 1902. Examen juridique et documents. Par. 02. 

8. Piovano, Lotta dei cattolici francesi per la conquista d. 
libertä d'insegnamento (1814 — 60). Riv. intern, di sc. sociali. 1902, 
191. 

Deutsche ZeiUchr. f. Kirchenrecht. XIII. 1. 10 
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9. Bourgeois, La liberte d'enseignement. (Hist. et doctrine.) 
Par. 02. 

10. Hofmann, Ist es wünschenswert)!, dass der Religionsunter- 
richt ganz in die Hände von Geistlichen, resp. Theologen gelegt werde? 
(Leipz. 02. Univ.-Progr.) 

IL Jastrow, Geistliche als Mitglieder von Schul deputationen. 
Eine Frage aus d. preuss. Schul- Verwaltungsrecht. Verwaltungs-Archiv. 
11, 306. 

12. Schäfers Gesch. d. bischöfl. Priesterseminars zu Paderborn 
vom J. d. Gründung 1777 bis z. J. 1902. Paderb. 02. 
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HE. Aktenstücke. 

Mitgetheilt von Friedberg. 



Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 

1. Leo XHE. errichtet die Episkopate Popayan u. Carthagena in 
Columbien zu Erzbisthümern 20./6. 1900. Le Can. cont. 25, 674. 

2. L e o XTTL verleiht die Diakonie S. Viti dem Kand. Cassetta 
als Kommende. 28./4. Ol. Le Can. cont. 25, 673. 

3. L e o XHL Motu proprio über die Errichtung des Colleg. Leo- 
ninum in Rom. 31. /8. Ol. Le Can. cont. 25, 669. 

4. L e o XIH. Allokut. 10./12. Ol üb. Civilehe. A. f. K. K.R. 
82, 338. 

5. L e o XIII. Das franzos. Seminar in Rom wird zu einem päpst- 
lichen erklärt. 20./6. 02. Le Can. cont. 25, 566. 

6. L e o XTTL an d. Kard. Ledochowski über d. Errichtung eines 
Seminars zu Athen f. Cleriker d. latein. ritus. 14./7. 02. Le Can. cont. 
25, 557. 

7. L e o XTTT. Breve billigend die Constitutiones der Trappisten, 
30./7. 1902. Le Can. cont. 25, 665. 

8. Decr. Poenit. über Zehnten in Italien. Le Can. cont. 25, 620. 

9. Di e s e 1 b e. Begriff d. parochus in d. Quinquennalfakult. pro 
foro interno. 17./7. 01. A. f. K. K.R. 82, 344. 

10. Dieselbe. Ueber den Sinn der Formel „aetas superadulta 
bei Ehedispensat. 11./3. 02. Le Can. cont. 25, 617. 

11. Dieselbe. Ueber die Beichtväter der Religiösen. 14./5. 02. 
Le Can. cont. 25, 618. 

12. D e c r. I n q u i s. 23./8. 01. In Todesgefahr kann gültig u. er- 
laubt auch mit Chlorwasser getauft werden. A. f. K. K.R. 82, 362. 

10* 
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13. De er. Congr. de negot. epp. 4./5. Ol. Wiederwahl d. 
Aebtissinnen od. Klosteroberinnen. A. f. k. K.R. 82, 345. 

14. Dieselbe. Approbation des span. Instita tum Sororum qoae 
filiae Jesu, vulgo Hijas de Jesus nuneupantur. 6./8. Ol. Le Can. cont. 
25, 599. 

15. Dieselbe. 3./5. 02. De votis simplieib. votis solemnibus a 
monialibus praemittendis. Acta S. Sed. 34, 31. 

16. Les nouveaux decrets de la S. C. d. Rites. Le Can. Cont 
25, 541, 652, 708. 

17. Decr. C. de p r o p. 2./8. 01. Missbräuchliche Dispensationen 
in Ehesachen in Nord-Amerika. A. f. K. K.R. 82, 348. 

18. Decr. C. Caerem. 30./5. 02 über gewiss. Privilegien der 
Kardinäle. Le Can. cont. 26, 674. 

Gerichtssprüche. 

1. E. d. R.Ger. 29./5. 02. Aschen reste dürfen in Erbbegräbnissen 
beigesetzt werden. D. Jur. Z. 1902. Nr. 55. 

2. E. d. Preuss. Ger. z. Entsch. d. Kompetenzkon fl. 
29./6. Ol. Unzulässigkeit des Rechtswegs im Streite um Befreiung v. 
persönlichen, aus der Parochialverbindung fliessenden beständigen Ab- 
gaben. A. f. K. K.R. 82, 385. 

3. E. d. Preuss. OVGer. 24./6. 02. Betr. die Zwangseinstel- 
lung des Gehalts für einen Hülfsprediger in den Kirch enkaaseu-Etal 
Preuss. K.G. u. VIB1. 53. 

4. O.L.G. Hamburg.E. 14./7. 02. Der rechtskräftig festgestellte 
Ehebruch ist Ehehinderniss und ist zur Beseitigung des letzteren ein 
Gegenbeweis gegen das Scheidungsurtheil unzulässig. Rechtssprechung 
d. O.L.G. 5, 313. 

5. E. d. Anhalt. L an dg er. IV. CK. 15./6. 1901. Erbrecht 
der Brautkinder ist Anhaltisches Gewohnheitsrecht. Rechtsgiltigkeit 
eines Verlöbnisses naeh Anhalt. R. Blätter f. Rechtspflege in Thür. 
49, 260. 

6. E. R.G. IV. C.-S. 25./9. 02. Ehescheidung wegen bösl. Verlas- 
sung B.G.B. § 1567, Abs. 2, Ziff. 1. D. Jur. Zeit. Beil. No. 23, 67. 

7. E. d. R.Ger. IV. C.-S. 21./4. 02. Was ist im Ehescheidung«- 
prozess unter „Erhebung der Klage" zu verstehen? Beitr. z. Erl. d. 
D. R. 46, 959. 
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8. E. d. R.Ger. IV. C.-S. 16./6. 02. Die Klagefrist wird durch 
Ladung znm Sühnetermin gewahrt, auch ohne Angabe bestimmter Schei- 
dungsgründe B.G.B. 1571, 3. C.P.O. 609. . Seuffert A. 68, No. 10, 
8. 21. 

9. O.L.G. Jena E. 16./4. 02. Durch Erhebung der Eheschei- 
dungsklage wird die Anfechtungsfrist des § 1339 B.G.B. gewahrt. 

Reohtsprech. d. O.L.G. 5, 394. Die Klägerin, welche mit ihrer 
Scheidungsklage abgewiesen wurde, hat in zweiter Instanz prinzipaliter 
beantragt, die Ehe wegen Irrtumes für nichtig zu erklären. Dies ist 
prozessual zulässig (Entsch. d. RG. 31 S. 10). Auch steht der An- 
fechtungsklage nicht der Ablauf der im § 1339 geordneten Frist ent- 
gegen, vielmehr ist diese Frist durch die Zustellung der Klage gewahrt 
worden, weil sie als Scheidungsklage ununterbrochen anhängig ge- 
blieben ist. 

Nach dem Vorgange des Reichsgerichts (Entsch. 19 S. 410, 31 S. 13) 
werden §§ 614 — 619 CPO. von der Theorie tibereinstimmend dahin ver- 
standen, dass jede der in § 615 angeführten Klagen den gesamten 
gleichzeitig vorhandenen, auf den Bestand der Ehe bezüglichen Streit- 
stoff umfasst und demnach die Rechtshängigkeit einer jeden von ihnen 
zugleich auch die Rechtshängigkeit aller Ansprüche des einen oder an- 
deren Ehegatten auf Scheidung oder Anfechtung, die überhaupt in dem 
mit der angestellten Klage rechtshängig gewordenen Ehestreite geltend 
gemacht werden können, begründet (Gaupp-Stein § 615 Anm. II ; 
Petersen-Anger § 615 Anm. 3; R e i n c k e §§ 614— 616 Anm. II). 
Die notwendige Folge dieser Auffassung ist, dass auch für jeden 
rechtshängig gewordenen Eheanspruch die Folgen des Rechtshängig- 
werdens auf den Zeitpunkt zurückbezogen werden müssen, in dem eine 
Eheklage der in § 615 bezeichneten Art, gleichgültig, aus welchem 
Grunde erhoben, zugestellt worden ist. Die Zustellung einer Schei- 
dungsklage wahrt also die Frist für alle anderen Scheidungsgründe, 
&ber auch für alle Anfechtungsgründe, auf die sich nach 
§ 616 die Rechtskraft des auf die Scheidungsklage er- 
gehenden Urteiles erstrecken würde. Für die Scheidungsgründe 
spricht dies § 1572 BGB. ausdrücklich aus. Für die Anfechtungsgrtinde 
fehlt eine solche Vorschrift. Allein man muss § 1572 nicht als eine 
positive Regelung, sondern nur als einen aus einem höheren Prin- 
Z1 pe gefolgerten Rechtsgrundsatz ansehen, der auch dann gelten 
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würde, wenn er nicht ausdrücklich ausgesprochen wäre. Zwar ist es 
sonst nicht die Art des BGB., solche Sätze besonders auszusprechen, 
aber es giebt doch auch genug Beispiele, wo der Deutlichkeit wegen 
von der sonstigen Gepflogenheit abgewichen ist. In den Motiven 4 S. 
606 ist gesagt: „Der den §§ 574, 576 CPO. (jetzt 614—616) zu Grunde 
liegende Gedanke, dass durch die Erhebung einer auf einen bestimm- 
ten Scheidungs- und Trennungsgrund gestützten Klage [§ 5#2 (jetzt 
639)] gleichwohl das eheliche Verhältnis in seiner Totalität zum Gegen- 
stande des Prozesses gemacht wird, führt konsequent zu der 
Bestimmung des § 1447 Abs. 5 (jetzt § 1572)". Also auch hier wird 
der § 1572 nur als eine Rechtskonsequenz, nicht als eine Sonderrege- 
lung angesehen. Daher darf man aus ihm nicht folgern, dass für die 
Anfechtungsklage, wo diese Konsequenz nicht ausdrücklich gezogen ist, 

etwas anderes gelte 

Es ist aber hinreichend festgestellt, dass der Beklagte schon lange 
vor der Eheschliessung hochgradig an Morphiumsucht litt, -und dass 
dieser Zustand auch zur Zeit der Eheschliessung noch bestand. Bei 
Berücksichtigung des Umstandes, dass die Morphiumsucht ein chroni- 
sches, fast unheilbares Leiden ist, vor allem aber, dass sie eine dau- 
ernde, tiefgehende Zerrüttung des Körpers bewirkt und bei allen 
Individuen schliesslich zu einem Verfall auf sittlichem Gebiete fuhrt 
(vgl. Gutachten des Prof. Binswanger), wird man kein Bedenken 
tragen, sie als eine persönliche Eigenschaft im Sinne des § 1333 BGB. 
anzusehen, zumal wenn sie, wie im vorliegenden Falle, zur Zeit des 
Eheschlusses noch vorhanden ist. Dr. B. 

10. E. d. R. G. IV. C.-Sen. 11./4. 01. Wann werden ürtheile im 
Ehescheidungsprozesse rechtskräftig? Beitr. z. Erl. d. D. R. 46, 957. 

11. E. d. Schweiz. B.Ger. 20./9. 02. In Ehescheidungspro- 
zessen kann die Berufung an das Bundesgericht ergriffen werden auch 
gegenüber einem Ürtheile, das sich nur über die Frage der Scheidung, 
nicht über die Frage der Folgen der Scheidung ausspricht. Das Bun- 
desgericht ist nicht zuständig zur Entscheidung über die Folgen der 
Ehescheidung. Revue d. Gerichtsprax. im Gebiete d. Bundescivil- 
rechts. Bd. 21. No. 4, S. 5. 
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Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 

1. Die katholisch-theologische Fakultät in Strass- 
burg. Das Abkommen über die Errichtung der Strassburger katho- 
lisch-theologischen Fakultät hat folgenden Wortlaut : Art. 1. Die wis- 
senschaftliche Ausbildung der angehenden Kleriker der Diözese Strass- 
burg wird durch eine katholisch-theologische Fakultät erfolgen, welche 
an der dortigen Universität zu errichten ist. Gleichzeitig wird das 
bischöfliche grosse Seminar fortbestehen und in Thätigkeit bleiben in 
bezug auf die praktische Erziehung der genannten Kleriker, welche 
dort die erforderliche Unterweisung auf allen Gebieten erhalten, die 
sich auf die Ausübung des priesterlichen Amtes beziehen. Art. 2. 1d 
der Fakultät werden namentlich folgende Fächer vertreten sein : 1. Phi- 
losophisch-theologische Propädeutik ; 2) Dogmatik ; 3) Moral ; 4) Apo- 
logetik ; 5) Kirchengeschichte ; 6) Exegese des Alten Testaments ; 7) 
Exegese des Neuen Testaments ; 8) Kanonisches Recht ; 9) Pastoral- 
theologie ; 10) Kirchliche Archäologie. Art. 3. Die Ernennung der 
Professoren erfolgt nach vorherigem Einvernehmen mit dem Bischof. 
Die Professoren haben, bevor sie in Funktion treten, die professio fidei, 
den Formen und Regeln der Kirche entsprechend, in die Hand des 
Dekans abzulegen. Art. 4. Für das Verhältnis der Fakultät und ihrer 
Mitglieder zu der Kirche und den kirchlichen Autoritäten sind die 
Bestimmungen massgebend, welche für die katholisch-theologischen Fa- 
kultäten in Bonn und Breslau gelten. Art. 5. Wird durch die kirch- 
liche Behörde der Nachweis erbracht, dass ein Professor wegen mangeln- 
der Rechtgläubigkeit oder wegen gröblicher Verstösse gegen die Er- 
fordernisse priesterlichen Wandels zur weiteren Ausübung seines Lehr- 
amtes als unfähig anzusehen ist, so wird die Regierung für einen als- 
baldigen Ersatz sorgen und die erforderlichen Massnahmen ergreifen, 
dass seine Beteiligung an den Geschäften der Fakultät aufhört. 

2. 6r. Hessen. G. betr. das Eigenthum an Kirchen, Pfarrhäu- 
sern etc. v. 6. August 1902. 

Ernst Ludwig von Gottes Gnaden Grossherzog von Hessen 
und bei Rhein etc. 

Wir haben mit Zustimmung Unserer getreuen Stände verordnet 
und verordnen hiermit wie folgt: 
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Artikel 1. 

Steht bei dem Inkrafttreten dieses .Gesetzes das Eigenthum an 
einem Gebäude, das gottesdienstlichen Zwecken gewidmet ist (Kirche, 
Kapelle, Bethaus) oder als Pfarrwohnung dient, der bürgerlichen (Ge- 
meinde zu oder ist ein solches Gebäude auf den Namen der bürger- 
lichen Gemeinde oder auf die Gemeinde ohne weiteren Zusatz im Grund- 
buch eingetragen, so geht das Eigenthum an dem Gebäude auf die 
betreffende Kirchengemeinde über, falls diese den Eigenthumsübergang 
vor dem Zeitpunkte, in welchem das Grundbuch für das Grundstück 
als angelegt anzusehen ist, beantragt und die bürgerliche Gemeinde 
nicht binnen drei Monaten nach der Zustellung des Antrags Wider- 
spruch erhebt. Der Nichterhebung des Widerspruchs steht es gleich, 
wenn der rechtzeitig erhobene Widerspruch zurückgenommen oder rechts- 
kräftig abgewiesen wird. 

Die Kirchengemeinde bedarf zur Stellung des im Absatz 1 be- 
zeichneten Antrags der Genehmigung des Kreisamts und der höheren 
Kirchenbehörde. 

A r t i k e 1 2. 

Die Vorschriften des Artikel 1 finden entsprechende Anwendung : 

1. auf das die Kirche umgebende Gelände, welches durch eine Ein- 
friedigung oder durch die Art seiner Abgrenzung und seiner Be- 
nutzung als zur Kirche gehörend äusserlich gekennzeichnet ist, 
es sei denn, dass es zur Vornahme von Beerdigungen benutzt wird ; 

2. auf die zu den Pfarrhäusern gehörenden Hofraithen und Haus- 
gärten. 

Artikel 3. 

Bleibt ein die Kirche umgebendes Grundstück im Eigenthum der 
bürgerlichen Gemeinde, so ist die Kirchengemeinde insoweit berechtigt, 
dieses Grundstück zu benutzen, als ihr dadurch der Zugang zur Kirche 
ermöglicht wird. Auch kann die Kirchengemeinde, unbeschadet der 
Vorschrift des Artikel 83 des Gesetzes, die Ausführung des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs betreffend, vom 17. Juli 1899, verlangen, dass ihr 
das Eigenthum an dem zur baulichen Erhaltung oder zur Erweiterung 
der Kirche dauernd erforderlichen Gelände gegen Ersatz des Werthes 
übertragen wird. 

Artikel 4. 

Mit den in den Artikeln 1, 2 bezeichneten Grundstücken gehen 
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deren Zubehörs tücke, insbesondere die Kirchenglocken, in das Eigen- 
thum der Kirchengemeinde über, es sei denn, dass ein Zubehörstück 
nicht in das Eigenthum der bürgerlichen Gemeinde gelangt ist. 

Artikel 5. 
Die Vorschriften des Artikel 1 finden keine Anwendung: 

1. auf Simultankirchen; 

2. auf Kapellen und sonstige gottesdienstliche Räume, sofern sie sich 
auf Grundstücken der bürgerlichen Gemeinden befinden und einem 
kirchlichen Benutzungsrechte nicht unterliegen ; 

3. auf diejenigen als Pfarrwohnung dienenden Gebäude, deren Be- 
nutzung der Kirchengemeinde nicht ausschliesslich zusteht. 
Eine Kirche der im Artikel 1 bezeichneten Art, an welcher ein 

Simultanverhältniss zwischen mehreren Kirchengemeinden besteht, wird 
bei der Anlegung des Grundbuchs nicht in das Grundbuch aufgenom- 
men und es wird das Grundbuch für dieselbe nicht als angelegt an- 
gesehen. Nach der Aufhebung des Simultan Verhältnisses ist zur Stel- 
lung des im Artikel 1 bezeichneten Antrags diejenige Kirchengemeinde 
berechtigt, welcher bei der Auseinandersetzung das ausschliessliche Be- 
natzungsrecht eingeräumt worden ist. 

Artikel 6. 
Ein Widerspruch nach Artikel 1, 2 kann nur darauf gegründet 
werden, dass die bürgerliche Gemeinde das von der Kirchengemeinde 
beanspruchte Gebäude oder Grundstück aus Gemeindemitteln durch 
entgeltlichen Vertrag erworben oder das Gebäude aus Gemeindemitteln 
errichtet hat und der Erwerb oder die Errichtung zu einer Zeit er- 
folgt ist, zu welcher die bürgerliche Gemeinde und die betreffende Kir- 
chengemeinde nicht thatsächlich zusammengefallen sind. Eine Ver- 
schiedenheit zwischen der bürgerlichen und der kirchlichen Gemeinde 
bleibt unberücksichtigt, wenn mehr als vier Fünftheile der Angehörigen 
der bürgerlichen Gemeinde der betreffenden Kirchengemeinde angehört 
haben. 

Der Errichtung des Gebäudes steht eine Ausbesserung oder Wie- 
derherstellung desselben gleich, sofern der durch die Ausbesserung oder 
die Wiederherstellung verursachte Aufwand mehr als die Hälfte des 
Gebäudewerthes darstellt. 

Artikel 7. 
Der Antrag nach Artikel 1, 2 ist bei dem Kreisamte der belegenen 
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Sache in dreifacher Ausfertigung schriftlich einzureichen. Jeder Aus- 
fertigung ist ein Grundbuchsauszug über die beanspruchten Grund- 
stücke beizufügen. 

Das Kreisamt hat eine Ausfertigung des Antrages nebst Grund- 
buchsauszug dem Bürgermeister der betheiligten Gemeinde unter der 
Eröffnung zuzustellen, dass das Eigenthumnach Massgabe dieses Gesetzes 
übergehe, falls nicht binnen drei Monaten Widerspruch erhoben werde. 

Eine Ausfertigung des Antrags nebst Grundbuchsauszug hat das 
Kreisamt auch dem Amtsgerichte der belegenen Sache mitzutheilen. 

Vor der Beendigung des auf den Antrag eingeleiteten Verfahrens 
wird bei der Anlegung des Grundbuchs das beanspruchte Grundstück 
nicht in das Grundbuch aufgenommen und das Grundbuch für das- 
selbe nicht als angelegt angesehen. 

Artikel 8. 

Wird von der bürgerlichen Gemeinde innerhalb der vorbestimmten 
Frist (Artikel 7 Absatz 2) Widerspruch nicht erhoben, so stellt das 
Kreisamt nach einer von ihm vorzunehmenden Sachuntersuchung der 
Kirchengemeinde auf ihr Verlangen eine Bescheinigung darüber aus, 
dass das Eigenthum an dem von ihr beanspruchten Grundstück auf 
sie übergegangen ist. Die Bescheinigung ist nicht auszustellen, soweit 
es an den in den Artikeln 1, 2 bezeichneten Voraussetzungen gebricht 
oder eine der im Artikel 5 bezeichneten Ausnahmen vorliegt. Der Be- 
schluss des Kreisamts, welcher die Ausstellung der Bescheinigung ab- 
lehnt, ist schriftlich abzufassen und mit Gründen zu versehen. 

Artikel 9. 

Erhebt die bürgerliche Gemeinde rechtzeitig Widerspruch, so hat 
das Kreisamt die Vertreter der Betheiligten zu laden, eine Einigung 
zwischen denselben zu versuchen und das Ergebniss der Verhandlung 
zu Protokoll festzustellen. 

Nimmt die bürgerliche Gemeinde ihren Widerspruch zurück, so 
stellt das Kreisamt der Kirchengemeinde auf ihr Verlangen eine Be- 
scheinigung nach Massgabe des Artikel 8 aus. 

Nimmt die Kirchengemeinde ihren Antrag zurück, so ist das Amts- 
gericht (Artikel 7 Absatz 3) von der Beendigung des Verfahrens zu 
benachrichtigen. 

Kommt eine Einigung nicht zu Stande, so hat das Kreisamt die 
Kirchengemeinde aufzufordern, ihm binnen vier Monaten nachzuweisen, 
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dass sie bei dem G-erichte der belegenen Sache Klage gegen die bür- 
gerliche Gemeinde auf Verwerfung des Widerspruchs erhoben habe ; 
das Kreisamt hat zugleich der Kirchengemeinde zu eröffnen, dass der 
Antrag als zurückgenommen gelte und nicht mehr wiederholt werden 
könne, falls die Frist unbenutzt verstreiche. 

Artikel 10. 
Wird innerhalb der nach Artikel 9 Absatz 4 bestimmten Frist 
dem Kreisamte nicht nachgewiesen, dass die Klage erhoben worden 
ist, so ist das Amtsgericht von der Beendigung des Verfahrens zu be- 
nachrichtigen. Das Gleiche gilt, wenn die Klage rechtskräftig abge- 
wiesen wird oder wenn die Kirchengemeinde den Rechtsstreit länger 
als ein Jahr nicht betreibt. Wird die Klageerhebung rechtzeitig nachge- 
wiesen und der Widerspruch rechtskräftig verworfen, so hat das Kreis- 
amt der Kirchengemeinde auf ihr Verlangen eine Bescheinigung nach 
Massgabe des Artikel 8 auszustellen. 

Artikel 11. 

Gegen den Beschluss, durch welchen die in dem Artikel 8, in dem 
Artikel 9 Absatz 2 und in dem Artikel 10 Satz 3 bezeichnete Be- 
scheinigung ertheilt oder verweigert wird, steht den Betheiligten der 
Rekurs an den Provinzialausschuss und gegen die Entscheidung des 
Provinzialausschusses die Berufung an den Verwaltungsgerichtshof zu. 

Auf die Einlegung und Rechtfertigung des Rekurses und der Be- 
rufung sowie auf das durch diese Rechtsmittel veranlasste Verfahren 
finden die einschlägigen Vorschriften über das Verfahren vor den Ver- 
waltungsgerichten entsprechende Anwendung. 

Artikel 12. 
Auf Grund der von dem Kreisamt ertheilten und mit dem Zeug- 
nisse der Rechtskraft versehenen Bescheinigung (Artikel 8, Artikel 9 
Absatz 2, Artikel 10 Satz 3) hat das Amtsgericht (Artikel 7 Absatz 3) 
den entsprechenden Eintrag im Mutationsverzeichnisse zu vollziehen. 

Artikel 13. 

Das Verfahren vor dem Kreisamte sowie die lieber Schreibung im 
Mutationsverzeichniss und im Grundbuch erfolgt Stempel- und gebühren- 
frei; im Uebrigen hat die Kirchengemeinde die Kosten des Verfahrens 
zu tragen. 

In Ansehung des Rekurs- und des Beruf ungs Verfahrens sowie eines 
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Rechtsstreits bestimmt sich die Kostenpflicht nach den allgemeinen 
Vorschriften. 

Artikel 14. 

Soweit nach den Artikeln 1, 2 und 4 Eigenthum auf die Kirchen- 
gemeinde übergeht, erlischt die der bürgerlichen Gemeinde als Eigen- 
tümerin obliegende Bau- und Unterhaltungspflicht. Die Vorschriften 
des Artikel 5 Nr. 3 des Gesetzes, die Gemeindeausgaben betreffend, 
vom 22. November 1872 bleiben unberührt. 

Artikel 15. 

Ein Eintrag im Mutationsverzeichnisse nach Artikel 12 erfolgt 
unter der Bezeichnung „die evangelische Kirche zu . . . ." oder „die 
katholische Kirche zu ... . u als Eigenthümerin. Zerfällt der Ort in 
mehrere selbständige Kirchenbezirke, so wird an Stelle der Kirche des 
Ortes der betreffende Kirchenbezirk unter Beifügung des Namens des 
Ortes als Eigenthtimer bezeichnet. 

Artikel 16. 

Ist ein Grundstück der in den Artikeln 1, 2 bezeichneten Art in 
dem bisherigen Grundbuch auf den Namen der bürgerlichen Gemeinde 
oder auf die Gemeinde ohne weiteren Zusatz eingetragen, so wird bei 
der Anlegung des Grundbuchs, falls nicht das Eigenthum an dem 
Grundstücke nach Massgabe dieses Gesetzes auf die Kirchengemeinde 
übergeht oder nach dem Gesetze, die Anlegung des Grundbuchs be- 
treffend, vom 16. März 1899 ein Dritter als Eigenthümer einzutragen 
ist, vermuthet, dass das Eigenthum an dem Grundstücke der bürger- 
lichen Gemeinde zusteht; in diesem Falle wird die bürgerliche Gemeinde 
als Eigenthümerin in das Grundbuch eingetragen. 

Artikel 17. 

Zu der Benutzung der Kirchthürme, Kirchenglocken, Kirchen- 
uhren und der in den kirchlichen Gebäuden oder auf kirchlichen Grund- 
stücken befindlichen Räume, welche feuerpolizeilichen oder anderen 
polizeilichen Zwecken dienen, ist die bürgerliche Gemeinde ohne Rück- 
sicht darauf, in wessen Eigenthum die Thürme, Glocken, Uhren, Ge- 
bäude oder Grundstücke stehen und ob sie schon bei dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes vorhanden waren, insoweit berechtigt, als es die 
allgemeinen Gemeindezwecke erfordern. Ein durch Herkommen oder 
durch einen privatrechtlichen Titel in weiterem Umfange begründete» 
Benutzungsrecht bleibt unberührt. 
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Artikel 18. 
Soweit durch die der bürgerlichen Gemeinde auf Grund des Ar* 
tikel 17 zustehende Benutzung eine nicht unerhebliche Abnutzung der 
dem Benutzungsrecht unterliegenden Gegenstände bedingt wird, ist die 
bürgerliche Gemeinde verpflichtet, der Kirchengemeinde einen dem 
Masse ihrer Benutzung entsprechenden Theil der Kosten der Instand- 
haltung der benutzten Gegenstände zu ersetzen. 

Artikel 19. 
Streitigkeiten über das im Artikel 17 bezeichnete Benutzungsrecht 
entscheidet, soweit es sich nicht um einen privatrechtlichen Titel handelt, 
der Kreisausschuss. 

Zur Entscheidung von Streitigkeiten über den im Artikel 3 be- 
zeichneten Zugang zur Kirche und über den im Artikel 18 bezeichneten 
Ersatzanspruch ist der Kreisausschuss ebenfalls zuständig. 

Gegen die Entscheidung des Kreisausschusses findet der Rekurs 
an den Provinzialausschuss und gegen dessen Entscheidung der Re- 
kurs an das Ministerium des Innern statt. Die Vorschrift des Ar- 
tikel 11 Absatz 2 findet entsprechende Anwendung. 

Artikel 20. 
Unsere Ministerien des Innern und der Justiz werden mit der Aus- 
führung dieses Gesetzes beauftragt. 

3. Mecklenburg-Schwerin. Verordnung vom 5. Januar 1903, 
betreffend die öffentliche Religionsübung der Angehörigen der refor- 
mierten Kirche und der römisch-katholischen Kirche. (Reg.-Bl. 1903, 5.) 
Wir verordnen in Betreff der öffentlichen Religionsübung der An* 
gehörigen der reformierten Kirche und der römisch-katholischen Kirche 
in Unseren Landen, was folgt: 

§ 1. Den Angehörigen der reformierten Kirche und der römisch- 
katholischen Kirche wird in Unseren Landen die öffentliche Religions- 
übung zugestanden. 

§ 2. Den mit landesherrlicher Genehmigung errichteten refor- 
mierten und römisch-katholischen Kirchen, Kapellen und anderen, dem 
öffentlichen Gottesdienste gewidmeten Gebäuden nebst den zugehörigen 
Grundstücken (Pfarreien, Begräbnisplätzen etc.), sowie den reformierten 
und den römisch-katholischen Religionsübungen, welche in den dem 
Gottesdienste gewidmeten Gebäuden, auf den Begräbnisplätzen der 
reformierten Kirche und der römisch-katholischen Kirche oder mit 
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landesherrlicher Genehmigung an anderen Orten veranstaltet werden, 
soll der gleiche Rechtsschutz wie den entsprechenden Einrichtungen 
der lutherischen Landeskirche gewährt werden. 

§ 3. Unberührt bleiben die Uns nach Landesrecht gegenüber der 
reformierten Kirche und der römisch-katholischen Kirche und deren 
Angehörigen zustehenden Hoheitsrechte. 

Es bleibt daher insbesondere Unsere Genehmigung erforderlich für 
die Bildung und Aenderung der Parochien ; 
die Anstellung der Geistlichen und die Vornahme geistlicher 
Handlungen durch nicht in Unseren Landen angestellte Geist- 
liche ; 
die Errichtung von Kirchen, Kapellen und anderen, dem öffent- 
lichen Gottesdienst gewidmeten Gebäuden, sowie die Errich- 
tung von Pfarreien (Pfründen); 
die Veranstaltung öffentlicher Gottesdienste ausserhalb der dem 
Gottesdienste gewidmeten Gebäude, sowie die Abhaltung von 
Missionen, Prozessionen und Wallfahrten; 
die Gründung, Zulassung oder Niederlassung von Orden, Kon- 
gregationen und anderen Religionsgesellschaften. 

4. Oesterr., G. 26./ 1. 02 üb. d. Bezüge u. Pensionsbehandlg. d. 
systemisirten Lehrpersonales a. d. röm.-kath. u. griech.-kath. theol. Diö- 
cesanlehranstalten u. d. theol. Centrallehranstalten zu Görz u. Zara. 
A. f. K. K.R. 82, 371 dazu V. v. 13./2. 02, ib. 373. 

5. Oesterr., G. 19./2. 02 üb. d. Ruhegenüsse d. kath. Seelsorger 
an gemeinnützigen Anstalten, sowie d. priesterl. Beamten b. d. kath. 
Ordinariaten, Konsistorien u. den bischöfl. Seminarien. A. f. K. K.R. 
82, 375. V. dazu v. 12./3. 02, ib. 377. 

Evangelische Kirchengesetze. 

1. Preussen. A. Erl. betr. die Vereinigung der Konsistorien 
in Hannover u. Stade 8./12. 02. Ges. S. 337. 

2. Kons. Bez. Kassel K.G. 22/6. 02 betr. die Bildung von 
Gesammtverbänden. A. K.B1. 673. 

3. Staatsges. dazu de eod. S. 676. 

4. V. über die Ausübung d. Rechte des Staates gegenüber den 
Gesammtverbänden in d. ev. K. d. Kons.Bez. Cassel 16./11. 02. Preuss. 
Ges. S. 335. 
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5. Frankf. a./M. Ges. betr. d. Fürsorge f. d. Wittwen u. Waisen 
d. ev. Geistl. 24/3. 02. A. K.B1. 522. 

6. K.G. dazu ib. 524. 

7. G. betr. d. Diensteinkommen d. ev. Pfarrer 24./3. 02. A. K.B1. 508. 

8. K.G. dazu ib. 509. 

9. Kandidatenordnung 11./8. 02. A. K.B1. 681. 

10. Rheinbayern. V. betr. die Konfirmation 23./Ö. 02. A. 
K.B1. 588. 

11. Baden. G. 17./7. 02.: Lehrer können Organisten- bez. Vor- 
sängerdienst übernehmen, aber keinen anderen niederen Kirchendienst. 
A. K.B1. 1902, 656. 

12. Braunschweig, Zusammenstellung der geltenden Bestim- 
mungen über die Inspektionssynoden. A. K.B1. 1902, 707. 

13. G. 28./6. 02 betr. d. Einkommen d. Geistl. d. ev.-luth. Landes- 
kirche. Amtsbl. 80. 

14. K.G. v. dems. Tage. 84. 

15. K.G. betr. die kirchl. Geschäfte d. Opferleute u. Lehrer 
17./2. 1902. A. K.B1. 710. 

16. Bremen. V. betr. Aenderung der kirchl. Gem.O. f. d. Land- 
gebiet 1./8. 02. G.B1. 165. 
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I. Abhandlungen. 

Der Streit um die kirchliche Baulast in der Kurmark 
Brandenburg insbesondere Berlin. 

Von 
Stadtrat und Stadtsyndikus Weise in Berlin. 

In katholischer vortridentinischer Zeit war von einer Ver- 
pflichtung, neue Kirchensysteme zu gründen und neue Kirchen- 
gebäude für dieselben zu errichten (Fundationspflicht) niemals 
die Rede gewesen. Freiwillige Spenden der frommen, vielfach 
auch sündengeängstigten Fürsten und Völker Hessen überall in 
der christlichen Welt eine ausreichende Zahl von Kirchengebäu- 
den entstehen, die noch heute durch ihre Grösse und Schönheit 
unsere Bewunderung erregen. Wohl aber war die Verpflichtung, 
diese Kirchengebäude zu erhalten und wieder zu errichten, schon 
frühe der Gegenstand weltlicher und kirchlicher Gesetzgebung 
geworden. Kaiserliche und päpstliche Verordnungen legten diese 
Pflicht zunächst dem Kirchenvermögen und bei dessen Unver- 
mögen dem Patrone und den Benetiziaten, d. h. denjenigen, welche 
Kirchengüter nutzten, endlich den Filii ejusdem ecclesiae, den 
singulae plebes derselben (Parochianen) zur Last. 

Deutsche ZeiUchr. f. Kirchenrecht. XIII. 2. 11 
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Das tridentinische Konzil wiederholte lediglich dieses schon 
damals geltende Recht, indem in der Sessia XXI desselben 
(1552) festgesetzt wurde, dass die ecclesiae parochiales, quae 
vetustate vel alias collapsae zunächst aus ihren eigenen Ein- 
künften wiederhergestellt werden sollten, und weiter bestimmt 
wurde : 

qui (fructus) si non fuerint sufficientes, omnes patronos 
et alios, qui fructus aliquos ex dictis ecclesiis provenientes 
percipiunt aut in illorum defectum parochianos omnibus reme- 
diis opportunis cogant. 

Jemanden zur Gründung neuer kirchlicher Systeme, und 
zur Errichtung der für dieselben erforderlichen Gebäude von 
Rechts wegen zu verpflichten und von Obrigkeits wegen anzu- 
halten, daran dachte auch auf diesem Konzile Niemand. Dem 
Kirchenrechte und wohl auch dem religiösen Gefühl war ein 
solcher Gedanke völlig fremd, es fehlte überdies an dem Be- 
dürfnis dazu, da die Mittel der Kirche noch immer reichlich ge- 
nug zuflössen (Ablasshandel). 

Die Reformatoren und die die Reformation begünstigenden 
Fürsten schlössen sich, selbstverständlich unter Forträumung der 
bei der Beichte, der Messe und dem Ablasshandel erkannten 
Missbräuche und unter Beseitigung der päpstlichen und bischöf- 
lichen Autorität enge an das bestehende kirchliche Recht an, 
namentlich war die Kirchenpolitik Joachims IL von Brandenburg 
Jahrzehnte lang bemüht, zwischen katholischen und evangelischen 
Anschauungen zu vermitteln, so dass noch seine Kirchenordnung 
von 1540 die kaiserliche Bestätigung erhalten konnte. Sie sorgten 
unter Mitheranziehung der weltlichen Obrigkeiten, der Räte in 
den Städten und Gutsherrschaften auf dem Lande, von denen ja 
vielfach schon vor dem Uebertritt des Landesherrn die Refor- 
mation angenommen und betrieben worden war, vor Allem dafür, 
dass das Vermögen der bestehenden Kirchenstiftungen, welches in 
dem Uebergangszustande vielfach der Begehrlichkeit gewissenloser 
Machthaber ausgesetzt gewesen war, vor Entfremdung geschützt 
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wurde. Visitatoren, aus den hervorragendsten Männern des Lan- 
des, geistlichen und weltlichen Standes, von den Fürsten ausge- 
wählt, mussten das vorhandene Kirchenvermögen sorgfältig ver- 
zeichnen, und zum „gemeinen oder Gotteskasten" sammeln, dem 
dann durch Bestellung von Kastenherrn eine geordnete Verwal- 
tung bestellt wurde. Vermöge des von ihnen übernommenen 
Amtes als summi episcopi ihres Territoriums, und zufolge des 
von ihnen an Stelle der bischöflichen Gewalt eingeführten Kon- 
sistorialsystems erliessen die Fürsten, und in gleicher Weise auch 
die freien Städte auf Grund ihrer Territorial- und die mehr oder 
minder selbständigen Territorial-Städte auf Grund ihrer obrig- 
keitlichen Gewalt überall Visitatioris- und Konsistorial- oder 
Kirchenordnungen, so der Landgraf Philipp von Hessen (1537), 
der Herzog Heinrich von Sachsen (1539), die kursächsische Stadt 
Leisnig (schon 1523), die Stadt Halle (1541), die Städte Goslar, 
Rostock und andere. 

Auch der Kurfürst Johann Georg von Brandenburg erliess 
bald nach seinem Regierungsantritt eine umfassende Visitations- 
und Konsistorialordnung für das damals unter seiner Herrschaft 
stehende Territorium, die mehr als 300 Jahre später am Aus- 
gange des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts in unsern 
Landen so viel berufene und umstrittene Visitations- und Kon- 
sistorialordnung von 1573. Schon das Bestreben, an dem Be- 
stehenden festzuhalten, welches auch in der Vorrede dieser 
Ordnung deutlich zu erkennen ist, und der Umstand, dass sie 
nach ihrem gesamten Inhalt lediglich die Verhältnisse der am 
Kirchendienst beteiligten Personen — Pfarrer, Kapläne, Küster, 
Patronen, Kollatoren, Pfarrkinder und Zuhörer, Inspektoren, 
Konsistorien — regelt, der weltlichen Obrigkeit aber nur inso- 
weit Erwähnung thut, als diese der Kirche die starke Hand 
zu leisten (cap. 39) und sie in ihren bestehenden Rechten zu 
schützen hat, endlich auch, dass sie ohne Mitwirkung der Stände, 
also von dem Landesherrn auf Grund seiner kirchlichen Hoheits- 
rechte, seines Summ-Episkopates, erlassen ist, kennzeichnen die 

11* 
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Vis.- u. Kons.O. von 1573 als eine kirchliche Ordnung, in 
welcher die Neueinführung privatrechtlich-klagbarer, früher nicht 
bestandener Verpflichtungen der Städte und sonstigen politischen 
Gemeinden gegen Kirchenstiftungen oder Kirchengemeinden nicht 
vermutet werden darf. 

Dennoch ist aus dieser Vis.- und Kons.-O. die Verpflichtung 
der Stadtgemeinde Berlin hergeleitet worden, für das gesamte 
Baubedürfnis aller evangelischen Kirchengemeinden Berlins, so- 
wohl der älteren, als der neu entstandenen und noch weiter ent- 
stehenden, sowohl der unter städt. Patronat stehenden als der 
Kirchen nicht städtischen Patronats, bei Neu- und Reparatur- 
bauten Sorge zu tragen und es hat eines hartnäckigen mehr als 
siebenjährigen Kampfes bedurft, um zunächst wenigstens vor dem 
hiesigen Land- und Kammergericht diese Verpflichtung von der 
Stadtgemeinde Berlin abzuwehren. 

Die Bestimmungen der Vis.- u. Kons.-O. von 1573, welche 
hierbei in Betracht kamen, finden sich in Cap. 13 und 25 der- 
selben und lauten folgendennassen : 

Cap. 13. Die Kirchen sollen zu Gottes Ehren wol ge- 
zieret und dergestalt in bawlichen Wirden gehalten und zu- 
gericht werden, dass man Gottes wort füglich darinnen pre- 
digen könne und nicht dermassen Dach- und Bawlos liegen, 
dass Beide, Kirchendiener und Zuhörer darein zu gehen schew 
tragen, Und wo im Gotteshaus oder Kasten sovil, davon es 
geschehen könnte, im vorrathe nicht vorhanden, soll der Rath 
und Obrigkeit sampt der Gemeine in Stedten und Dörfern, 
darzu Hülfe zuthun und die Kirche bawen zu lassen schuldig 
sein. — 

Cap. 25. 1. Nachdem auch zum offteren fürfället, das 
die Pfarrer mit den Patronen und Pfarrkindern uneinig, wer 
die Pfarrhäuser bessern und bawen solle, darüber die Häuser 
zerfallen, weil denn die Pfarrer gemeiniglich arm und die 
Pfarrhäuser ihre Erbe und Eigen nicht sein, kann ihnen die- 
selbigen zu bawen, mit Billigkeit nicht zugeschoben werden, 
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Sondern werden die Patronen Dorfherren, und Gemeinden, weil 
sie ihre Schmide und Hirten mit Wohnungen versehen, sich 
solchs vielmehr gegen ihren Seelsorger, daran ihnen am höchsten 
gelegen, nicht beschweren. 

2. Darumb sollen die Kollatoren, auch Rethe in Stedten 
und Flecken mit Hülffe und Zulage der Gemeine die Pfarren 
und Kaplaneien, da es im Gemeinen Kasten nicht vorhanden, 
bawen und in bawlichen Wirden halten. 

3 4. Wehre aber das Pfarrhaus und die zugehö- 
rigen Gebewde und Zeune, in Anziehen des Pfarrers, unge- 
bawet, das man viel daran flicken und bessern, oder gar nieder 
reissen müsste, sollen die Kollatores, Dorfherrn und gantze Ge- 
meine der Hauptpfarren und Filial, dz Holz, Stein, Rohr, Stro 
und andere Nottdurft, davon man bawen soll, sammtlich dazu 
beschaffen u. s. w. — 
Es lässt sich gewiss nicht leugnen, dass dieser Wortlaut auf 
den ersten Blick und ohne Würdigung des Gesamtinhalts der 
Visitationsordnung, der oben schon angedeuteten Stellung der- 
selben in der Entwicklungsgeschichte der evangelischen Kirche 
und ihrer später erfolgten Anwendung zu der^missverständlichen 
Auffassung Veranlassung geben konnte, als sei hier vom Landes- 
herrn eine Verpflichtung der politischen Gemeinden, auch der 
Städte, insbesondere auch der Stadt Berlin, festgesetzt, im 
Umfange ihres Bezirks nach Bedarf evangelische Kirchen zu 
bauen und zu unterhalten, und es mag auch in einzelnen Städten 
der Mark Brandenburg, in welchen noch lange nach Erlass der 
Konsistorial- u. Vis.-O. die bürgerliche und kirchliche Gemeinde 
nach Bezirk und Personenkreis vollkommen zusammenfielen, in 
einzelnen Fällen aus Gründen der Zweckmässigkeit und der Ver- 
einfachung vorgekommen sein, dass die kirchlichen Bedürfnisse 
unmittelbar aus der Kämmerei oder doch aus einem von dersel- 
ben getrennt vorhandenen Bürgervermögen bestritten wurden. 
Die nähere Prüfung aller in Berlin im 17. und 18. und bis in 
die Mitte des 19. Jahrhunderts, und zahlreicher ausserhalb Ber- 
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lins im Geltungsbereich der Kons.O. vorgekommenen Baufalle 
(cf. in letzterer Beziehung die Darstellung bei Riedel, Magazin d. 
mark. Provinzrechts Band I. S. 415 ff.) hat aber ergeben, dass in allen 
darauf bezüglichen Schriften und Urkunden, in Uebereinstim- 
mung mit der älteren und der Rechtswissenschaft des 18. Jahr- 
hunderts (Böhmer, jus parochiale) der Patron und die Einge- 
pfarrten als die, bei Unvermögen der Kirche, subsidiarisch Ver- 
pflichteten angesehen wurden, dass insbesondere in Berlin, eine 
Verpflichtung, neue Kirchen zu stiften oder zu gründen und mit 
Gebäuden auszustatten (Fundationspflicht) niemals gegen die Stadt- 
gemeinde geltend gemacht und auch die Unterhaltung bereits zur 
Zeit der Kons.O. von 1573 bestehender oder später begründeter 
Kirchen stets nur auf die Patronatspflicht des Magistrats ge- 
gründet worden ist, bei Kirchen nicht städtischen Patronats 
aber nur ausdrücklich geschenkweise gewährte Leistungen in ver- 
einzelten Fällen vorgekommen sind. 

Dass die Kons.O. von 1573 stets und bald nach ihrem Er- 
lasse in diesem Sinne verstanden und angewendet worden ist, 
bestätigen auch die an das Konsistorium gerichtete Kab.O. von 
1710 und die Verordnung des Konsistorii vom 7. Febr. 1711, 
von denen die erstere durch die Deklar, vom 28. Nov. 1796 für 
ein wirkliches von dem damaligen Landesherrn vollzogenes und 
gehörig publiziertes Provinzialgesetz erklärt worden ist. Diesel- 
ben bezeichnen als die Verpflichteten den Patron und die Ein- 
gepfarrten, und erklären zugleich dieses Verhältnis als bisherige 
Observanz, also als eine doch mindestens tief in das 17. Jahr- 
hundert, der Zeit nach bis nahe dem Erlasse der Kons.O. 
zurückreichende Uebung mit der Massgabe, dass der Patron die 
Hauptmaterialien, die Eingepfarrten den Arbeitslohn und alle 
sonst noch erforderlichen Leistungen beizutragen hätten. Damit 
stimmt auch die kurmärk. Vis.-Instruktion vom 5. März 1715 
überein, welche, in ihren früheren Bestimmungen unzweifelhaft 
und ausschliesslich von Gemeinden im Sinne von Kirchengemeinden 
sprechend, in § 36 vorschreibt: 
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„Die Kirch-, Pfarr- und Schulgebäude sollen, wenn des- 
halb geklagt wird, auch besichtiget und denen Patronis und 
Gemeinden befundenen Umständen nach der Bau und die Re- 
paration injungieret werden." 

Es war daher natürlich, dass dem Allgemeinen Landrecht, 
dessen Vorarbeiten bis in das Jahr 1746 zurückreichen, eine 
Fundations p f 1 i c h t bezüglich neu entstehender Kirchensysteme 
überhaupt völlig unbekannt geblieben ist, (§§ 176/177. 238 ff. II. 
IIA. L.R.) und dass dasselbe betreffs des Baues und der Besserung 
vorhandener Kirchengebäude, (§§ 699 ff. ebenda) zwar zunächst 
das lokale Recht (und zwar in nachstehender Reihenfolge : „Ver- 
träge, rechtskräftige Erkenntnisse, ununterbrochene Gewohnheiten, 
endlich Provinzialgesetze") entscheiden lässt (§ 710), aber in 
seinen eigenen, beim Mangel solchen örtlichen Rechtes in Gel- 
tung tretenden Bestimmungen ebenfalls auf den Patron und die 
Eingepfarrten, als die nach natürlichem und historischem Rechte 
nächst dem Kirchenvermögen Verpflichteten zurückgreift (§§ 720. 
731. 740. L.C.), und nirgend einer Verpflichtung der bürgerlichen 
Gemeinde zum Kirchenbau Erwähnung thut. 

Auch nach Publikation des Allg. L.R. war noch lange 
Zeit von einer sog. Visitations-Baupflicht , d. h. von einer aus 
der Visit.O. von 1573 herzuleitenden allgemeinen Baupflicht der 
bürgerlichen Gemeinde nicht die Rede. Ein Kammergerichts- 
urteil vom 9. Februar 1818 knüpfte im Gegenteil an die Be- 
stimmungen des Tridentinischen Konziles an und erklärt aus- 
drücklich, dass die Visit.0. dasselbe wie dieses festsetze. Auch 
derOberappellations-Senat desselben Gerichtshofs führte am 4. Ja- 
nuar 1819 aus, dass zur subsidiären Baulast der Patron und die 
Eingepfarrten verpflichtet sind. Beide Gerichtshöfe legen die Visit- 
0. dahin aus, dass in die Baupflicht der Patron und die Gemeinde 
sich zu teilen haben. In gleicherweise kennen auch die Erkenntnisse 
desOb.Trib. vom 25. April 1851 (Entscheidungen Bd. 21, S.313) 
und vom 30. Nov. 1855 (Bd. 31, S. 437) nur noch eine Kirchen- 
baupflicht des Patrons und der Eingepfarrten. Wann und wie 
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ist nun die Vorstellung von der Kirchen-Baupflicht der bürger- 
lichen Gemeinde, insbesondere der Stadt Berlin, entstanden und 
zeitweise zur Herrschaft gelangt? 

In der Judikatur taucht dieselbe zuerst in dem Erkenntnis 
des Obertribunals vom 4. Januar 1865, Entscheidungen Bd. 52, 
S. 261, die St. Gertraud-Kirche zu Frankfurt a. 0. betr., auf, 
und dieses Erkenntnis nimmt wiederum Bezug auf den von 
Scholz'schen Entwurf des mark. Prov.R. und auf die Flecken-, 
Dorf- und Ackerordnung von 1702. 

Der von Scholz'sche Entwurf des mark. Prov.R. erklärt 
bei Landkirchen die Ortsgemeinden in allen Fällen für ver- 
pflichtet , die Hand- und Spanndienste unentgeltlich zu leisten 
(§ 432), wogegen bei Stadtkirchen die Hand- und Spanndienste 
zu den übrigen Kosten geschlagen werden (§ 433). Im Uebri- 
gen sei bei Unzulänglichkeit des Kirchen Vermögens zu- 
nächst die Lokal-Observanz massgebend (§ 434), in Ermangelung 
einer solchen trete die Landes-Observanz ein (§ 435), zufolge 
welcher „diese Kosten von den Patronen und denjenigen aufge- 
bracht werden müssen, welche entweder als Mitglieder der Pa- 
rochialgemeinde, oder als Teilnehmer an den Diensten und Lasten 
der Ortsgemeinde zu Beiträgen dazu verpflichtet sind* 4 . So wenig 
klar diese Bestimmung zur Bezeichnung der neben dem Patron 
Verpflichteten auch ist, von einer Verpflichtung der bürgerlichen 
Gemeinde, über ihre Patronatspflicht hinaus, im Gegensatze zu 
den Einzelnen zum Kirchenbau beizutragen , ist hier jedenfalls 
keine Rede. Im Gegenteil wiederholt der § 445 nochmals, dass 
die ausser den Hauptbaumaterialien zu den Kirchenbauten noch 
erforderliche Beschaffung des nötigen Strohs und Rohrs, sowie 
des Lehms, nebst den erforderlichen Zuthaten an Eisen, Glas, 
Blei und Kacheln, nicht minder des Arbeitslohnes und der Hand- 
und Spanndienste, den Eingepf arrten und denjenigen 
obliege, die zu den Gemeindelasten und Diensten beizutragen 
verpflichtet sind. 

In den Motiven zu seinem Entwürfe macht von Scholz in 
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der ersten Ausgabe (Seite 464) allerdings die allgemeine Be- 
merkung : 

„die Kirchenbaup flicht habe zwar füglich nicht zu einer 
dinglichen erhoben werden können, jedoch habe es nahe ge- 
legen, diese Verpflichtung zu einer Kommunallast zu erklären", 
sagt aber dann in seiner zweiten Ausgabe (S. 283) , dass diese 
Verpflichtung ' nicht als eine eigentliche Kommunallast, die der 
politischen Gemeinde als solcher obgelegen 
hätte, angesehen werden könne, jedoch habe es hier ganz nahe 
gelegen, diese Verpflichtung als eine mit dem Wohnsitze 
in einer Parochie verbundene allgemeine Last inso- 
fern zu erklären, dass jedes Mitglied der Gemeinde desjenigen 
Ortes, wo die Kirche liegt, auch zu jenen Kosten mit herange- 
zogen werden könne. 

Zur Begründung dieser nicht in d9n Entwurf selbst über- 
gegangenen und nicht die bürgerliche Gemeinde als Korporation, 
sondern nur die einzelnen Mitglieder als verpflichtet bezeichnen- 
den Auffassung , beschränkt v. Scholz sich auf allgemeine Be- 
merkungen , wonach es im Interesse „einer solchen Kommune* 4 
und aller Mitglieder derselben liege , selbst wenn sie zu einer 
andern Religion sich bekennen, eine Kirche und geistliche Be- 
amte zu haben". 

Aus der Flecken-, Dorf- und Ackerordnung von 1702 will 
v. Scholz dann noch weiter beweisen, dass es innerhalb der be- 
treffenden Parochie für die Beitragspflicht des einzeln en Ein- 
wohners gleichgültig sei, welchem Bekenntnis er angehöre, und 
dass aus der Bezugnahme der Visit.0. in der Dorf-O. zu fol- 
gern sei, dass in der letzteren nicht Neues habe festgesetzt, son- 
dern nur der Grundsatz habe bestätigt werden sollen, dass die 
Kirchen- und Pfarrbauten „ allgemeine Ortsangelegenheiten" seien. 

Abgesehen davon, dass es durchaus nicht gewiss ist, ob die 
130 Jahre nach der Kons.O. ergangene Flecken- , Dorf- und 
Acker-O. , wenn sie an einer Stelle (unter Nr. 5) vorschreibt, 
die Pfarren sollen „vermöge Visit.0. a in gutem Esse gehalten 
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werden, an anderer Stelle (unter Nr. 7) sagt, bei der Bestellung 
der Pfarräcker solle man , wie es an jedem Orte gebräuchlich, 
„vermöge Königl. Visit.O." umgehen u. s. w., die Kurfürstliche 
Kons.O. von 1573 oder eine spätere Ordn. gemeint hat, sind die 
Kons.O. von 1573 und die Flecken-, Dorf- und Acker-O. gesetz- 
liche Anordnungen so verschiedener Art, dass eine aus der 
anderen überhaupt nicht erklärt werden kann. 'Während die 
erstere eine kirchliche Ordnung ist, und Kirchen landesherrlichen 
Patronats nicht im Auge hat, was daraus ersichtlich ist, dass 
zwar von Patronen und Kollatoren und von Räten in den Städten, 
aber nicht von den landesherrlichen Beamten (Amts- und Schloss- 
hauptleuten) als Vertretern des kurfürstlichen Patronates in der- 
selben besonders gehandelt wird, ist die Flecken-, Dorf- und 
Acker-O. gerade und ausschliesslich für die landesherrlichen Do- 
mänen erlassen. Sie enthält eine Ordnung für das gesamte so- 
ziale und wirtschaftliche Leben der Unterthanen auf den landes- 
herrlichen Domänen , bei der die kirchlichen Verhältnisse nur 
als ein Teil dieser Lebensverhältnisse miterwähnt werden. Wenn 
in der Nummer 4 derselben jeder Einwohner und Unterthan jedes 
Ortes, „er sei was für einer Religion er wolle", zu Leistungen 
bei dem Kirchenbau verpflichtet wurde, wobei er ermahnt wird, 
„sich als Christe zu erzeigen", so folgte diese Leistungspflicht 
aus dem Hörigkeitsverhältnis zum Grundherrn , und aus dessen 
Eigentumsverhältnissen. Jeder Dorf- und Gerichtsherr konnte 
für die ihm unterthänigen Dörfer solche Dorfordnungen erlassen ; 
und es sind auch mehrere von adeügen Grundherren erlassene 
Dorfordnungen auf uns gekommen. 

Dass die Flecken-, Dorf- und Acker-O. von 1702 lediglich 
für das platte Land und die unterthänigen Einwohner desselben 
erlassen und für die Auslegung der Visit.O. völlig unanwendbar 
ist, hat das königl. Obertribunal denn auch in dem noch zu er- 
wähnenden Urteil vom 29. September 1871 (Entscheidungen 
Band 66, Seite 153) bemerkt und das Reichsgericht in dem Ur- 
teil vom 7. Dezember 1896 betr. den Pfarrhausbau der Joh. 
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Evangelist - Gemeinde unter Hinweis auf die Schlussworte der 
cit. Ordnung: 

„Wie nun S. Königl. Majestät diesem Allen von den 
Einwohnern und Unterthanen in dero Flecken und 
Dörfern gehorsamst nachgelebet wissen wollen", 
nochmals bestätigt. 

Uebrigens spricht auch die Flecken-, Dorf- und Acker-O., 
ebenso wie v. Scholz , wenigstens in dem Entwürfe seines 
Provinzialrechts und bezüglich der Stadtkirchen, stets nur von 
einer Haftung der Einzelnen, nicht etwa der bürgerlichen Ge- 
meinden. 

Trotzdem ist das Kgl. Obertribunal in dem vorgedachten 
Erkenntnisse vom 4. Jan. 1865, wesentlich unter Heranziehung 
der v. Scholz'schen Motive und unter Anführung der Flecken-, 
Dorf- und Acker-O. von 1702 zu dem Ergebnisse gelangt: 

„es müsse als L a n d e s Observanz in der Kurmark bei 
Stadt kirchen angenommen werden , dass als sonstige Bau- 
verpflichtete ausser den Patronen die Orts- oder die Stadt- 
gemeinde, wo die Kirche liegt, bezw. die zu städtischen 
Diensten und Lasten Beitragspflichtigen 
(§§ 435, 445 des v. Scholz'schen Entwurfs) und neben diesen 
nur solche Eingepfarrte anzusehen sind, welche zu dem städti- 
schen Kirchspiel zugeschlagenen Landgemeinen gehören (§ 433). 
Wenn der Entwurf als sonstige Verpflichtete die Stadt- (Orts-) 
Gemeinde und die Eingepfarrten bezeichnet, so setze dies 
nach den Motiven voraus, dass letztere nicht schon zur ver- 
pflichteten Stadtgemeinde, sondern zu einer einge- 
pfarrten Landgemeinde gehören. Denn es könne unmöglich 
gemeint sein , die städtischen Einwohner sollten einmal als 
Mitglieder der Stadtgemeinde, und dazu noch besonders als 
Mitglieder der Kirchengemeinde, qua Eingepfarrte, also dop- 
pelt herangezogen werden". 

Darauf, dass diese einschränkende Erklärung der Bezeich- 
nung „Eingepfarrte" irrtümlich ist, hat schon Koch in dem Kom- 
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mentar zum Allgemeinen Landrecht (Ausgabe von Hinschius 
1884, S. 404, Anm. 2) aufmerksam gemacht. 

Auf die Entscheidung vom 4. Jan. 1865 folgte das Urteil 
des Obertribunals in Sachen der 12 Apostel- Gemeinde zu Berlin 
vom 29. Sept. 1871 (Entscheidungen Bd. 66, S. 153). Dasselbe 
erkannte zwar an, dass für eine Pundationspflicht zu Gunsten 
neuer Kirchensysteme weder Provinzialgesetze noch Lokal-Obser- 
vanzen, sondern lediglich die §§ 176. 177. 238 ff. IL 11 A.L.R. 
in Betracht kommen könnten , Inhalts deren nicht auf Pro- 
vinzialgesetze u. s. w. verwiesen wird und eine Fundationspflicht 
eben nicht bestehe. Im übrigen, d.h. also für den Reparatur-, 
Erweiterungs- und Ersatzbau, stellte dieses Urteil dagegen die 
Rechtsnorm auf: 

„dass die kirchliche Baulast, soweit sie nicht von den Pa- 
tronen zu tragen sei, den Einge pf arrt en und den sonst 
in dem Orte (Dorf oder Stadt), wo die Kirche sich befinde, 
zu Gemeindelasten und Diensten Verpflichteten obliege, ohne 
dass dabei die Verschiedenheit der Religion von 
Einfluss sei u . 

Diese Rechtsauffassung, welche wiederum nur eine Verpflich- 
tung der Einzelnen, wenn auch der Angehörigen der bür- 
gerlichen Gemeinde, nicht der bürgerlichen Gemeinde als Kor- 
poration aufstellt, wurde wieder auf die Flecken-, Dorf- und 
Ackerordnung von 1702 mit begründet, und auch die Kons.O. 
von 1573 in Kap. 13 nunmehr ausdrücklich dahin ausgelegt, dass 
daselbst die bürgerliche Gemeinde gemeint sei. 

Trotzdem hiernach die ältere Rechtsauffassung, — wesentlich 
infolge der unklaren Darstellungen bei v. Scholz und der irr- 
tümlichen Heranziehung der Flecken-, Dorf- und Acker-O. von 
1702 mehr und mehr zurückgedrängt worden war, und die Vor- 
stellung von einer allgemeinen „Visitations-Baupflicht* der bür- 
gerlichen, insbesondere der Stadtgemeinden, vor allem der Stadt- 
gemeinde Berlin immer mehr Boden gewonnen hatte, riet den- 
noch ein so entschiedener Vertreter kirchlicher Interessen, wie 
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der verstorbene Präsident des Brandenburgischen Konsistoriums 
Hegel, den Berliner Kirchengemeinden davon ab, auf Grund 
dieser Vorstellung im Wege privatrechtlicher Klage Ansprüche 
gegen die Stadtgemeinde Berlin zu erheben. 

Eine der kleinsten der Berliner Kirchengemeinden, die Joh. 
Evangelist-Gemeinde mit ca. 10000 Seelen, die sich an Stelle ihres 
zwar noch bauwürdigen , aber nur ca. 500 Sitze enthaltenden 
Kirchengebäudes eine neue Kirche wünschte, glaubte dennoch als 
Vorkämpferin dieser Ansprüche auftreten zu müssen , und der 
Erfolg trat ihr zunächst in vollem Masse zur Seite. 

Das Kammergericht erklärte in seinem Erkenntnisse vom 
25. März 1892 nach den oben cit. Stellen der Kons.O. von 1573 
und der zu ihrer Auslegung heranzuziehenden Flecken- , Dorf- 
und Acker-O. von 1702 die Kirchenbaupflicht der bürgerlichen 
Gemeinde für „unbedenklich". Dies folge schon daraus, dass es 
Kirchengemeinden mit selbständiger Rechtspersönlichkeit damals 
in der Mark überhaupt nicht gegeben habe, dass vielmehr die 
Pfarrkirchen besondere, mit Rechtspersönlichkeit ausgestattete 
Stiftungen gewesen seien, und dass dieselben Gemeinden, welche 
für die Wohnungen der Schmiede und Hirten zu sorgen haben, 
auch für die kirchlichen Baubedürfnisse herangezogen wurden. Das 
Kammergericht liess zwar gegen das von ihm als unbedenklich an- 
genommene Provinzialrecht den Nachweis einer dasselbe beseiti- 
genden Observanz zu, fand aber den in diesem Falle „besonders 
strenge zu verlangenden Nachweis" seitens der Stadtgemeinde 
Berlin nicht ausreichend substanziiert. Das Reichsgericht hatte 
in seinem Revisions-Erkenntnisse vom 10. Nov. 1892 im Wesent- 
lichen nur die Frage zu entscheiden, ob das aus obigen Gesetzen 
hergeleitete Provinzialrecht durch die neuere kirchliche Gesetz- 
gebung aufgehoben worden sei, und verneinte dieselbe. Es nahm 
in dieser Beziehung mit dem Kammergericht an, dass der Art. 9 
des Ges. v. 25. Mai 1874 die Verpflichtung der bürgerlichen Ge- 
meinde nicht ausser Kraft gesetzt habe, weil diese Verpflich- 
tung, ebenso wie diejenige des Patrons, zu denjenigen der „sonst 
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speziell Verpflichteten", des § 31 Nr. 6 der Gem.-Syn.O. vom 
10. Sept. 1873 zu rechnen, und nicht auf gleiche Linie mit der 
allgemeinen Baupflicht der Eingepfarrten zu stellen sei, und weil 
es auch sonst an einer positiven aufhebenden Vorschrift in den 
Gesetzen fehle. Im Uebrigen erklärte das Reichsgericht „nach 
den vom Berufungsgericht massgebend angewendeten Bestim- 
mungen des Provinzialrechtes" die Baupflicht bei Stadtkirchen 
dahin, dass der Patron die Hauptbaumaterialien, „die Stadtge- 
meinde und dieEingepfarrten alles Uebrige zu beschaffen 
haben". „Es stünden also die Baupflicht der Stadtgemeinde und 
die Baupflicht der Kirchengemeinde neben einander. * Wie 
diese vom Reichsgerichte angenommenen neben einander stehen- 
den Verpflichtungen zu verstehen und anzuwenden seien, zumal 
nach der allgemeinen Passung des ausgesprochenen Satzes und 
wo es sich, wie bei Johannes-Evangelist, um eine mitten in der 
Stadt belegene Stadtkirche handelte, an zur Stadtkirche mit einge- 
pfarrte Landgemeinden im Sinne des Erkenntnisses vom 4. Jan. 
1865 also nicht gedacht sein konnte, ist unerklärt geblieben und 
hat auch seitdem noch nicht aufgeklärt werden können. 

Nachdem dieses Erkenntnis ergangen war, schien die Auf- 
fassung, dass die Baupflicht der Stadtgemeinde den ganzen Stadt- 
bezirk umfasse, und sich auf alle Arten von Kirchenbauten, ins- 
besondere auch auf die für neue Kirchensysteme erforderlich 
werdenden Neubauten erstrecke, völlig gesichert ; von allen Kir- 
chen, welche kein ausreichendes eigenes Vermögen hatten, drangen 
Anforderungen auf die Stadtgemeinde ein, und die Stadtsynode 
wies alle Baubedürfnisse der zuschussbedürftigen Gemeinden an 
die Stadt, als die nach märkischem Provinzialrecht Verpflichtete. 

Ausser den 110000 Mark, deren interimistische Festsetzung 
durch den Polizeipräsidenten infolge des Reichsgerichtserkennt- 
nisses "vom 19. Nov. 1892 rechtskräftig geworden war, waren bis 
zum 1. Oktober 1892 im Ganzen 2,300,000 M. durch vollstreck- 
bares Resolut des Polizeipräsidenten (§710 II 11 ALR) zu 
Gunsten der einzelnen Kirchengemeinden als notwendige Kirch- 
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baukosten gegen die Stadtgemeinde festgesetzt, von denen gegen 
800,000 M. bereits mit Vorbehalt der Rückforderung hatten aus- 
gezahlt werden müssen, der Ueberrest aber jeden Augenblick be- 
ansprucht werden konnte. Der Polizeipräsident nahm in seinen 
Resoluten, was ja auch in der Natur des Interimistikums lag, 
einfach auf die Entscheidung des Kammergerichts vom 25. März 
1892 und des Reichsgerichts vom 10. November 1892 Bezug und 
in der Beschwerdeinstanz prüfte der Minister der Geistl. Ange- 
legenheiten nicht mehr die Verpflichtung selbst und die Zulässig- 
keit des resolutorischen Verfahrens, sondern, und auch nur in 
einzelnen Fällen noch, die Notwendigkeit und den Umfang der 
geltend gemachten Baubedürfnisse. Auch die Auffassung des 
Reichsgerichtes, dass die Bauverpflichtung der Stadtgemeinde 
und der Eingepfarrten neben einander bestünden, wurde nicht 
weiter berücksichtigt. Eine Kontrole über den Bau und die Er- 
haltung desselben stand der Stadtgemeinde, wo sie nicht zugleich 
Patron war, nicht zu. Sie hatte nur die erforderlichen Zah- 
lungen zu leisten. 

Gegen drei dieser im Ganzen bei 18 Kirchen ergangenen 
polizeilichen Resolute erhob die Stadtgemeinde die ihr zustehende 
Klage. Nur zwei dieser Klagen (betr. die von der St. Markus- 
kirche erbaute Samariter- und die St. Simonskirche), Objekte 
von je 73000 und 100 000 M. umfassend, sind zur Verhandlung 
gelangt, die Verhandlung über die beiden andern bis zur Ent- 
scheidung über die beiden ersten ausgesetzt worden. 

Städtischerseits wurde in den Prozessen mit der Markus- 
und Simonsgemeinde, welche in 2. Instanz mit einander verbun- 
den wurden, zunächst der in dem Erkenntnisse vom 25. März 
1892 für zulässig erklärte Nachweis der derogativen Observanz 
für Berlin dadurch in vollem Umfange angeboten, dass sämtliche 
Baufälle an Berliner Kirchen bis zum Anfang des 17. Jahr- 
hunderts zurück mit den darüber noch vorliegenden Urkunden 
und Verhandlungen sowie auch sämtliche noch vorhandenen 
städtischen Rechnungen vorgelegt wurden. Zugleich aber wurde 
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der Standpunkt eingenommen, dass nicht für Berlin eine be- 
freiende Observanz gegenüber dem Provinzialgesetz nachzuweisen 
sei, sondern dass die erste Erkenntnisquelle für den Bau von 
Kirchengebäuden in neu errichteten Kirchensystemen (Fundation) 
das Allgemeine Landrecht selbst nach seinem klaren Wortlaut 
sei, wie auch das Erkenntnis des Obertribunals vom 4. Jan. 1865 
bereits anerkannt habe (§§ 176. 177. 238 ff. II 11), für den Re- 
paratur-, Erweiterungs- und Ersatzbau in bestehenden Kir- 
chensystemen aber die ununterbrochene, auf Rechtsbewusstsein 
sich gründende Lokalgewohnheit bilde (§§ 699. 709 ff. ebenda), 
so dass auch bezüglich dieser Reparaturbaupflicht nur die un- 
unterbrochene Gewohnheit nicht eine das Provinzialgesetz in be- 
wusster Weise abändernde Observanz nachzuweisen sei. Denn 
nicht bloss das Ailgem. Landrecht, sondern auch das Provinzial- 
recht in der v. Scholz'schen Zusammenstellung lässt den lokalen 
Gewohnheiten in Bezug auf die kirchliche Reparatur-Baupflicht 
unbedingt den Vortritt. Der von dem Kammergericht durch 
einen beauftragten Richter in einem nach Analogie des vorbe- 
reitenden Verfahrens der §§ 348 ff. der Civ.Proz.O. in der um- 
fassendsten Weise erhobene Beweis, bei welchem auch Baufalle 
ausserhalb Berlins, soweit sie die im Laufe der Jahrhunderte 
stattgehabte Auslegung und Anwendung der Kons.O. von 1573 
erkennen Hessen, in eingehendster Berücksichtigung der Ausfüh- 
rungen beider Parteien, zur Erörterung gezogen wurden, hat das 
bereits oben gekennzeichnete Ergebnis gehabt. 

Gleichzeitig wurde aber auch die vornehmlich aus den v. 
Scholz'schen Motiven zu seinem Entwurf des märkischen Pro- 
vinzialrechts und aus der Flecken-, Dorf- und AckerO. erst in 
dem letzten Drittel des vorigen Jahrhunderts hergeleitete Deu- 
tung der Kons.O. selbst im Sinne der obigen Darstellung als 
eine missverständliche dargethan. Insbesondere die Meinung, 
dass die Kons.O. von 1573 unter der Gemeinde in den Kap. 13 
und 25 deshalb die bürgerliche Gemeinde verstanden haben müsse, 
weil es damals Kirchengemeinden in der Mark nicht gegeben 
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habe, wurde einer sorgfältigen historischen Kritik unterzogen. 
Freilich sind Kirchengemeinden im Sinne voller Rechtspersön- 
lichkeit erst in neuester Zeit durch die Kirchengem, u. Syn.O. 
vom 10. Sept. 1873 ins Leben gerufen. Dass aber dennoch der 
Sprachgebrauch der Urkunden und aller kirchlichen Gesetze und 
Urkunden lange vor der Ausprägung des Rechtsbegriffs, beispw. 
im Allg. Landrecht (§§ 297. 309. 320. 324. 375 II 11 und an 
zahlreichen anderen Stellen), in der Instruktion v. 3. März 1715 
zur Visit.O. (§§ 2. 10. 11 u. sofort) wie auch schon bei Luther, 
der 1523 „Von Ordnung Gottesdienst in der Gemeine 14 geschrie- 
ben und in derselben von der „Christlichen Gemeine" gesprochen 
hat, unter der „Gemeinde" die in der Kirche versammelten An- 
dächtigen, und die zu einer Pfarrkirche gewiesenen Eingepfarrten 
verstanden hat, beweist jeder nicht zu flüchtige Blick in diese 
Urkunden und Gesetze. Das Gleiche gilt aber auch von der 
Kons.O. von 1573 und allen ihr gleichzeitigen oder vorangehen- 
den evangelischen Kirchenordnungen. Um nur ein Paar Bei- 
spiele aus der Kons.O. von 1573 selbst herauszugreifen, heisst 
es in Kap. 7 derselben vom Pfarrer: 

„er solle sich nicht mit einem andern Prediger oder Kir- 
chendiener auf dem Predigtstuhl vor der Gemeine einlegen, 
hadern und zanken". 
Kap. 8 von den Visitatoren: 

„sie sollen ihm (dem Pfarrer) die Kirche und Gemeine 
befehlen, sie sollen die Gemeine vermahnen". 
Ferner heisst es: „die Gemeine solle singen", „die Gottes- 
hausleute und die Aeltesten aus der Gemeine" 
Kap. 25: „die Collatores, Dorfherrn und ganze Gemeine der 
Hauptpfarre und Pilial", wobei unter der „Gemeine" jeden- 
falls mehrere Dorfgemeinden verstanden , also die zu einer 
Pfarrgemeine geschlagenen Dorfgemeinden gemeint sein müssen. 
Ueberhaupt wird der Ausdruck „Gemeine" in der Kons.O. 
abwechselnd mit Pfarrkindern, Zuhörern zur Bezeichnung der 
Pfarrgemeinde, als eine Zusammenfassung der Einzelpersonen, 

Deutsche Zeittchr. f. Kirchenrecht. XIII. 2. 12 
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welche als Eingepfarrte zu einer Kirche gehören, angewendet. 

Dagegen ist es umgekehrt ganz unhistorisch und dem Sprach- 
gebrauch der damaligen Urkunden durchaus widersprechend unter 
dem Ausdruck „Rath und Obrigkeit sammt der Gemeine in Städ- 
ten und Dörfern" (Kap. 13) und „Collatoren und Räthe in Städ- 
ten und Flecken mit Hülfe und Zulage der Gemeine" die bür- 
gerlichen Stadt- und Dorfgemeinden zu verstehen: Dorfgemein- 
den, als selbständige Korporationen gab es damals überhaupt 
noch nicht, die Bauern standen der Herrschaft lediglich als Ein- 
zelne, unter verschiedener Charakterisierung ihres Grundbesitzes 
(als Vollbauer, Halbbauer, Kossäthen) gegenüber, die ihren ge- 
meinsamen Interessen dienenden Gegenstände, die Gemeindeweide, 
Schmiede- und Hirtenhäuser standen im Gesamt- oder Sozietäts- 
eigentum, der Schulze oder Dorfrichter war kein Vorsteher der 
Gemeinde, sondern ein herrschaftlicher Beamter ; erst unter der 
Regierung des Königs Friedrich Wilhelm I. gestalteten sich die 
Dörfer zu kommunalen Verbänden, selbständigen Korporationen 
um (vgl. Bornhak , Geschichte des preuss. Verw.rechts Bd. II, 
S. 8, auch lässt die Flecken-, Dorf- und Acker-O. v. 1702 diese 
Verhältnisse zur Genüge erkennen). Zur Bezeichnung der Stadt- 
gemeinden aber bedienen sich die Urkunden damaliger Zeit der 
Ausdrücke : 

„Rath, Viergewerke und ganze Gemeine 4 * 
oder „Bürgermeister, Rathmannen, Viergewerke und ganze Ge- 
meine". 

Die „ganze Gemeine" in Städten bildete eben nur einen 
Teil der Stadtgemeinde, bezw. der gesamten Einwohnerschaft, 
nämlich denjenigen, der weder zu den Geschlechtern noch zu den 
vier bevorzugten Hauptgewerben gehörte. Sollte der Ausdruck 
„Gemeine" die Stadtgemeinde als Korporation bezeichnen, was 
dem Sprachgebrauch völlig widerspricht, indem unter „Gemeine", 
„ganze Gemeine", „Meinheit" u. s. w. immer nur der dritte Stand 
in den Städten verstanden wurde, so wäre ja der Rat schon in 
diesen Ausdruck mit eingeschlossen. Der Rat kann also hier 
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nur in derselben Weise, wie die Obrigkeit, etwas ausserhalb der 
Gemeine stehendes bedeuten. Er ist, wie auch aus Abs. 2 des 
Kap. 25 in der Zusammenstellung mit „Collatoren" hervorgeht, 
als Patron, die Gemeine als die Kirchengemeine gedacht, welche 
auf dem Lande meist mehrere Dörfer in sich schliesst, die un- 
eigentlich (und nach heutiger juristischer Terminologie unrichtig) 
auch Gemeinden, Dorfgemeinden, genannt werden, daher es 
auch nicht auffällig ist, dass in Abs. 2 des Kap. 25 die Fürsorge 
für die Wohnungen der Pfarrer mit derjenigen für Schmiede 
und Hirten verglichen wird, für welche die zur Gemeine gehöri- 
gen Dorfeinwohner zu sorgen haben, während andererseits in 
Abs. 4 „ganze Gemeine der Hauptpfarren und Eilial" nur als 
die mehrere Dörfer umfassende Pfarrgemeine verstanden wer- 
den kann. 

Es war auch darauf hinzuweisen, dass die Visit.0. als eine 
kirchliche Ordnung, zwar den einzelnen Organen und Angehöri- 
gen der Kirchen die ihnen gegen einander und gegen die Kirche 
nach göttlichem und menschlichem Rechte obliegenden Pflichten 
auf das Ernstlichste einschärft, und auch die Obrigkeiten er- 
mahnt, mit Strenge auf die Erfüllung dieser Pflichten zu sehen ; 
die „gebührlichen", d. h. die bereits feststehenden Rechts- und 
Sittenpflichten der Einzelnen (Pachte, Zehnten, Zins, Opfer oder 
Vierzehntenpfennig, Teilnahme an den Baupflichten) sollen zwar 
von der Obrigkeit (Kap. 39 Abs. 10 und 11) auch durch Strafe 
und Pfändung erzwungen werden dürfen. Im übrigen enthält 
aber die Visit.O., wenn sie beispw. die Zuhörer für pflichtig 
erklärt, dem Pfarrer den notdürftigen Unterhalt zu beschaffen, 
und für „ schuldig", dazu zu kontribuieren , die Hochzeitsleute 
und die Kindbetterinnen, so ihren Kirchgang halten, anweist, 
dem Pfarrer das Opfer zu geben u. s. w. zahlreiche Pflichten, 
die zwar als moralische eingeschärft werden, aber nicht als klag- 
bare Rechtspflichten gedacht sein können, und wenn in Kap. 13 
die Räte und Obrigkeiten für schuldig erklärt sind, samt der 
Gemeine zur baulichen Unterhaltung „der Kirche" Hülfe zu thun 

12* 
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und die Kirche bauen zu lassen, so ist hier teils an die, später 
durch Observanz und durch die Verordnungen von 1710 und 
1711 noch genauer ausgebildete Patronatsp flicht der Räte gegen- 
über ihren Pfarrkirchen , deren es in der Regel in jeder Stadt, 
so auch in Berlin und in Cöln an der Spree nur eine gab, zu 
denken, teils auch an die obrigkeitliche Fürsorgepflicht , für die 
Erhaltung der bestehenden Kirchengebäude durch die dazu Ver- 
pflichteten Sorge zu tragen (Kap. 39 Abs. 11). Schon wegen 
des Mangels an einer Unterverteilung zwischen Rat und Obrig- 
keit einerseits und Gemeine andererseits kann die Kons.O. eine 
klagbare Rechtspflicht, wie sie erst durch die spätere Observanz 
zwischen Patron und Eingepfarrten zur Peststellung gelangt ist, 
überhaupt nicht im Auge gehabt haben. Am wenigsten aber ist 
daran zu denken, dass nicht bloss den damals bestehenden Kir- 
chenstiftungen, sondern auch allen später nach mehreren Hundert 
Jahren von anderer Seite gegründeten oder entstandenen lutheri- 
schen oder evangelischen Kirchenstiftungen oder den an ihre Stelle 
getretenen Kirchengemeinden, schon bei ihrer Entstehung durch 
die damalige kirchliche Ordnung der von allem bisherigen Recht 
völlig abweichende privatrechtliche Anspruch in die Wiege ge- 
legt sein sollte, von der Stadtgemeinde die Kosten für die Er- 
richtung und bauliche Erhaltung ihrer Kirche verlangen zu dür- 
fen. Eine solche Jahrhunderte voraus wirkende privatrechtliche 
Fürsorge für noch gar nicht bestehende Rechtssubjekte würde 
— abgesehen vom Familien- und Erbrecht — jeder Rechtsanalogie 
entbehren. 

Am 13. März ist das Urteil des Kammergerichts ergangen, 
welches die Ansprüche der Markus- und Simeonskirche auf Her- 
gabe der Kosten für die aus der Markuskirche neuentstandene 
Samariterkirche und für die aus der Jakobikirche neuentstan- 
dene Simeonskirche als unbegründet zurückweist. Schon das 
Landgericht hatte in I. Instanz dasselbe gethan, aber bei der 
Markuskirche nur aus dem formellen Grunde, weil bei der Fun- 
dation eines neuen Kirchensystems nach §§ 176. 177. 235 ff. 
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II, 11. Abt., der Erlass eines Interimistikums als unzulässig aner- 
kannt wurde, bei der Simeonskirche zwar aus ähnlichen, als den 
hier geltend gemachten Gründen, aber ohne dass in die histo- 
rischen Fragen in vollem Umfange eingegangen worden war. 
Die schriftliche Formulierung der Gründe des Kammergerichts 
ist noch nicht in den Händen der Parteien. Nach der münd- 
lich erfolgten Publikation darf angenommen werden, dass den 
obigen Darlegungen im wesentlichen beigepflichtet worden ist. 
Das Rechtsmittel der Revision ist gegen das kammergerichtliche 
Erkenntnis an sich zulässig, aber durch die Bestimmung der 
§§ 549 und 562 der Civ.Proz.O., § 6 des Einf.Ges. zu demsel- 
ben, der V. vom 28. Sept. 1879 und deren Bekanntmachung 
vom 11. April 1880 dahin beschränkt, dass die Entscheidung 
des Berufungsgerichts über das Bestehen und den Inhalt solcher 
Gesetze, welche sich nicht über den ganzen Umfang zweier preus- 
sischer Provinzen erstrecken, für die auf die Revision ergehende 
Entscheidung massgebend ist. Da der Geltungsbereich der 
Kons.O. von 1573, auf welche sich die Ansprüche der Kirchen 
im wesentlichen gründen, nicht über den Umfang zweier preus- 
sischer Provinzen sich erstreckt (vergl. die Einleitung zu dem 
v. Scholz'schen Entwürfe) , so wird an der Entscheidung des 
Kammergerichtes kaum mit Erfolg gerüttelt werden können. 

So darf denn angenommen werden, dass durch die auf den 
gründlichsten Erörterungen beruhende Entscheidung des Kam- 
mergerichts vom 13. März er. die Vorstellung von der allgemeinen 
kirchlichen Visitationsbaupflicht der märkischen Städte und ins- 
besondere der Stadt Berlin endgültig zerstört ist. Damit wäre 
der Nebel geschwunden, der sich in dieser Angelegenheit Jahr- 
zehnte lang über der Mark Brandenburg und vor allem über 
Berlin gelagert, und den Blick der klarsten und wohlmeinend- 
sten Männer getrübt hatte und es darf der Hoflnung Raum ge- 
geben werden, dass der Friede zwischen den städtischen und 
kirchlichen Behörden der Reichshauptstadt wiederhergestellt sein 
werde. 
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Die Konservierung der Pfarr-Wittwen und -Töchter 
bei den Pfarren und die durch Heirat bedingte Be- 
rufung zum Predigtamte in Neuvorpommern und 

Rügen. 1 

Von 

Pastor em. D. Th. Woltersdorf 

in Weimar. 
II. 

Ton der Mitte des 17. bis in das 19. Jahrhundert. 

4. Aus der Becb.tsprech.ung des König! Schwedi- 
schen Tribunals in Wismar. 

Dadurch, dass die Bestimmungen des Haupt-Kommissions- 
Rezesses wieder in Kraft gesetzt waren, hatte der Konservierungs- 
Gebrauch aufs neue freie Bahn, und das Konsistorium fuhr fort, 
über dessen Innehaltung zu wachen. 

Von den Entscheidungen des Konsistoriums stand die Ap- 
pellation an das Königl. Schwedische Tribunal in Wismar offen. 
Dessen Entscheidungen, auch sofern sie die Deklaration zweifel- 
hafter Rechtsbestimmungen zum Inhalt hatten, wurden betrachtet, 
als wären sie vom Könige selbst getroffen und waren massgebend 
wie überhaupt für die unteren Gerichte, so auch für das Kon- 
sistorium. Desshalb musste es von grosser Bedeutung für die 
Praxis und für die Rechtsentwickelung der Wittwen- und Töchter- 
Konservation in unserem Landesteile sein, welche Stellung dieses 



1 S. den ersten Teil in dieser Zeitschr. XI, 2. S. 177—246. 



Digiti 



izedby G00gk 



Woltersdorf, Die Konservierung der Pf arr- Witt wen und -Töchter etc. 183 

höchste Tribunal in seiner Spruchthätigkeit zu dem pommerschen 
Gebrauche einnahm 1 . 

Der Rechtsstreit bei Besetzung der Zudar'schen 
Pfarre i. J. 1728. 

Als die Pfarre in Zudar auf Rügen i. J. 1727 durch den 
Tod des Pastor M i 1 d a h n erledigt war, berief der Graf zu 
P u t b u s als Patron den Kandidaten Joachim Manthey 
zum neuen Pfarrer. Dieser wurde daraufhin ordinieret und der 
General-Superintendent bestimmte den Tag der Institution. Nun 
aber wandten sich die Vormünder der Mildahn'schen Erben, 
Präpositus Brunst in Poseritz und Pastor Nesthius in Schwantow, 
an das Königl. Konsistorium mit der Bitte um Inhibierung der 
Institution, weil der Manthey sich weder mit der nachgelassenen 
Wittwe noch mit deren ältester Tochter in eine Heirath einzu- 
lassen intendiere. Im Hinblick auf die uralte, in viridi obser- 
Tantia stehende Gewohnheit und auf die ausdrücklichen, dieselbe 
betreffenden Gesetze und Constitutionen müssten sie, die Vor- 
münder, aufs wenigste versuchen, ob nicht der vocatus et ordi- 
natus Pastor Manthey dahin zu vermögen, dass er, wo nicht die 
Wittwe, so doch die Tochter heurathe, und zwar um so vielmehr, 
da Manthey die Vokation mit dem Bedinge erhalten habe, dass 
er die Mildahn'sche Tochter zu ehelichen sich gefallen lassen 
sollte. Sie hätten um so viel weniger gezweifelt, dass er solches 
Beding erfüllen würde, als er vor Empfang der Vokation sich 
gegen sie in einer Weise geäussert hätte, die sie nur als ein 
specielles Engagement zur Heirat mit der Wittwe oder Tochter 
hätten verstehen können. Namentlich habe er auch dem Ge- 
rüchte, dass er bereits verlobt sei, ausdrücklich widersprochen. 
Sie bäten daher, die Institution aufzuschieben, bis auch dieser 
Punkt zur Richtigkeit gebracht sei. 

Auf diesen Antrag verfügte das Konsistorium am 4. Mai 

1 S. das P r o v i n z i a 1 - R e c h t , II, S. 23 f., 42 und die daselbst S. 24 
citierte Stelle von Engelbrecht, Delineatio S. 212, Anm. 5. 
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1728 die Inhibition der Einführung, und setzte zugleich auf den 
26. Mai Termin zum „Vorbescheide" an, bei welchem durch einen 
Gevollmächtigten zu erscheinen auch der Patron geladen wurde. 

Dieser remonstrierte gegen die Verfügung des Konsistoriums, 
und provocierte dann gegen dessen ablehnenden Bescheid an das 
Tribunal in Wismar. Er hob dabei, wie schon vorher dem Kon- 
sistorium gegenüber, hervor, dass er die Heirat mit der Mil- 
dahn'schen Tochter dem Kandidaten zwar empfohlen, aber keines- 
wegs zur Bedingung gemacht habe; vielmehr habe der Manthey 
sich gegen ihn dahin declarieret, dass, wenn diese Heirat con- 
ditio sine qua non sein sollte, er sich viel lieber der Vokation 
begeben, als zu dieser ganz widrigen Verehelichung bequemen 
wollte. Und er stellte den Antrag, das Tribunal möge die In- 
stitution des neuen Pastors von der Eheklage, die ja nur ein 
Privat-Interesse des Mildahn'schen Sterbehauses betreffe, sepa- 
rieren, und, weil summum in mora periculum, mediante Rescripto 
an den General-Superintendenten das Inhibitorium institutionis 
heben, cum Mandato, dass derselbe sothane Institution entweder 
selbst verrichte, oder durch einen gevollmächtigten Praepositum 
verrichten lasse. 

Ehe diese Appellation zur Verhandlung kam, wurde von dem 
Konsistorium der auf den 26. Mai anberaumte Termin abge- 
halten. In demselben stellten die Mildahn'schen Vormünder 
nunmehr den weiteren Antrag, nicht nur die nachgeh ends von 
Manthey zu Bisdorf mit des Pastoris Kuhlen Tochter celebrier- 
ten sponsalia vor null und nichtig zu erkennen, sondern auch 
den Manthey dahin zu obligieren, dass er entweder die Wittwe 
oder die älteste Tochter heiraten und deren eine bei der Zudar- 
schen Pfarre conservieren solle. Manthey w r urde einem Verhöre 
über jene früheren Aeusserungen inbetreff der Heirat unterworfen. 
Seine unsicheren und ausweichenden Antworten waren nicht dazu 
angethan, die Behauptung, dass er die Verheiratung mit der 
Mildahn in Aussicht gestellt, zu entkräften. Gefragt, was er für 
Widrigungs-Ursachen gegen diese Heirat habe, antwortete er: 
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weil sie beide nichts hätten, wäre lauter Elend zu hoffen ; über- 
dem würde ihn besorglich der Fluch mit der Tochter treffen, 
da der Vater, wie ihm berichtet, seiner Stiefmutter zu nahe und 
unrecht gethan. Das Konsistorium erklärte diese Gründe für 
irrelevant, und erkannte, dass die Sache noch weiterer Unter- 
suchung bedürftig, den Mildahn'schen Vormündern der Eid über 
ihre Behauptungen aufzuerlegen und inzwischen die Verheiratung 
des Manthey mit der Bisdorfer Pfarrerstochter zu suspendie- 
ren sei. 

Gegen dieses Erkenntnis appellierte nun, mit der Bitte, ihn 
gänzlich zu absolvieren, Manthey seinerseits an das Tribunal, das 
demnach aus Anlass der Zudar'schen Pfarrbesetzung über zwei 
Appellationen zu entscheiden hatte. 

Die Angelegenheit verfehlte nicht, die Teilnahme des ganzen 
Rügen'schen Klerus zu erregen. Sämmtliche Praepositi und Pa- 
stores des Rügen'schen Ministerii traten mit einer Vorstellung 
an das Konsistorium für das gefährdete Recht der Wittwen- und 
Töchter-Konservierung ein, indem sie zugleich bezeugten, dass 
sich ein gutes Subjectum gefunden, welches mit des Zudar'schen 
Antecessoris Wittwe oder Tochter eine Heurath einzugehen gerne 
hätte resolvieren wollen. Eben dasselbe hatte wenigstens in- 
betreff der Tochter auch bereits der General-Superintendent 
von einem tüchtigen, untadelichen Landeskinde versichert. 

Bei dem Tribunale wurden die Referate zu beiden Appel- 
lationen einem und demselben Referenten und ebenso die Kor- 
referate einem und demselben Korreferenten übertragen. Auf 
deren „Relationes" und „Vota correlativa" gründet sich meine 
Darstellung dieses Rechtsstreites 1 . 

Die Mildahn'schen Vormünder, und auch die übrigen Rü- 
gen'schen Geistlichen, beriefen sich darauf, dass nach Gewohn- 
heitsrecht und nach geschriebenem Gesetze, namentlich dem mehr- 
fach bestätigten Haupt-Kommissions-Rezesse von 1663, wenn eine 



1 Die Schriftstücke sind mir aus dem Archive des Königl. Oberlandes- 
gerichts in Stettin gütigst mitgeteilt worden. 
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unveraltete Wittwe oder eine wohlerzogene Tochter vorhanden, 
der Patron und der neue Pastor verpflichtet sei, eine von beiden 
bei der Pfarre zu konservieren. Der Patron, Graf zu Putbus, 
und der neuberufene Pastor Manthey bestritten dies: die Kon- 
servierung sei nicht eine Necessität, sondern ein opus misericor- 
diae, wie sie ja im Consilio de anno gratiae empfohlen wäre non 
quasi ex jure, sed per officium misericordiae et charitatis. Der 
Referent trat bezüglich dieses Hauptpunktes ganz auf die Seite 
der Vormünder. Vermöge einer umsichtigen Analyse der betref- 
fenden Stelle des Haupt-Kommissions-Rezesses legte er dar, dass 
dieser für alle die Fälle, in denen ein genugsam qualificierter, zur 
Heirat mit Wittwe oder Tochter bereiter Kandidat vorhanden, 
die Konservierung der einen von beiden veqjflichtend vorschreibe. 
Da nun solch ein Kandidat vorhanden gewesen, „hätte dem Pa- 
tron gebühret, auf die necessitatem matrimonii zu dringen und 
die Wittwe oder Tochter bei der Pfarre zu erhalten, und hat 
ihm nicht frey gestanden, eine solche Persohn, welche sothane 
Heurath nicht beliebet, zu vociren, indem es gar leicht möglich 
gewesen, die Wittwe oder Waise zu conserviren". Und eben 
deshalb fand der Referent das Verfahren des Konsistoriums durch- 
aus korrekt: „Daher denn das Consistorium nicht anders, als 
den Königl. Verordnungen, wie auch der bisherigen observance 
inhaeriren, und es bey dem Inhibitorio lassen können". Dersel- 
ben Meinung war der Korreferent ; er nannte die Berufung des 
zur Heirat mit der Wittwe oder Tochter nicht bereiten Kandi- 
daten geradezu einen „a patrono begangenen Unfug". 

Und beide hielten dafür, dass das Konservierungsrecht durch- 
aus zu schützen sei. Wie der Referent in seiner ersten Relation 
sagte : „es würde sehr bedenklich fallen, den Clerum Rugianum 
aus der Possessione vel quasi ihrer bisherigen observance, welche 
in denen königl. Verordnungen, wenigstens hoc casu , gegründet, 
zu setzen, und dadurch einer Suite von dergleichen, denen Pa- 
storibus nicht vergönnten, libertate omnimoda, et omni casu, ma- 
trimonii, den Weg zu bahnen". Der Korreferent bemerkte noch: 
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„Wieder den Inhalt des Recesses und damit übereinstimmenden 
Landes-Gebrauch wird vergeblich disputiret, es findet sich auch 
dergleichen Gewohnheit an vielen andern Orten, und stehet nicht 
zu missbilligen, wenn nur der usus vom abusu separiret wird. 
Vide Linckens Dissert. De Promotione per matrimonium , c. III, 
12 sqq." [oben S. 24 Anm.]. 

Ihrer klaren und sicheren Rechtsüberzeugung trat indessen 
bei beiden Referenten die nüchterne Würdigung der thatsächlich 
vorliegenden Verhältnisse gegenüber: Die Pfarre nach Ablauf 
des Gnadenjahres noch immer ohne Pfarrer, daher die Gemeinde 
der ordentlichen Seelsorge entbehrend und das Pfarrgehöft ver- 
nachlässigt, dazu auch den benachbarten Pastoren die Vertretung 
beschwerlich; der Kandidat durch den Patron von der Heirat 
mit der Wittwe oder Tochter dispensiert und bereits als Pfarrer 
vociert und ordiniert, auch durch publice et legitime contracta 
sponsalia mit einem andern Mädchen verlobt, während er den 
Mildahns doch höchstens eine blosse spes sponsaliorum vel ma- 
trimonii eröffnet hatte. 

Dass das wirkliche Verlöbnis nicht wegen dieses bloss in 
Aussicht gestellten ungültig sei, stand beiden Referenten fest. 
Daraus folgte für die Appellation des Manthey, dass ihr zu ent- 
sprechen und dem Appellanten die vom Konsistorium suspendierte 
consummatio matrimonii mit der Bisdorfer Pfarrerstochter frei 
zu geben sei. Doch empfahlen die Referenten, in dem Urteil 
auszudrücken, dass die Vollziehung eines ausserhalb der Pfarre 
getroffenen Ehegelübdes wider die Landesgewohnheit sei , und 
nur für diesmal ohne Präjudiz der letzteren citra consequentiam 
verstattet werde. 

Was die andere, von dem Patron erhobene Appellation be- 
trifft, so suchte der Referent nach einem Auswege aus dem Kon- 
flikte zwischen dem Rechte und den thatsächlichen Verhältnis- 
sen. Das beste Expediens glaubte er darin zu finden, dass den 
letzteren durch die Erlaubnis zur Institution des vocierten Pa- 
stors Rechnung getragen, aber auch hier in das Urteil eine Ver- 
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wahrung für das Recht des Landesgebrauches aufgenommen werde. 
Nur aus Rücksicht auf das Bedürfnis der Gemeinde stimmte 
der Korreferent diesem Vorschlage zu; offenbar ungern, zumal 
er nicht für unmöglich hielt, dass, wenn man der konsistorialen 
Untersuchung weiteren Fortgang lassen wollte, dies zur Kassie- 
rung der Vokation, als einer durch Manthey's fraudulente Ver- 
sprechungen zuwege gebrachten, führen könnte. 

Das Tribunal entschied über beide Appellationen ganz im 
Sinne der Referenten \ 

Das Urteil auf die Appellation des Manthey, genau nach 
der vom Korreferenten vorgeschlagenen Fassung, hatte diesen 
Wortlaut : 

„I. S. des vocirten und ordinirten Pastoris zum Zudar, 
Joachim Manthey Appellanten , contra Mag. Joh. Brünsten, 
Pastorem und Praepositum zu Poseritz , und Mag. Jacobum 
Nesthium, Pastorem zu Schwantow, als verordnete Vormünder 
Pastoris Mildahns nachgelassener Kinder, Appellaten, in puncto 
der Heyrath mit des Defuncti Pastoris ältester Tochter, wird 
befunden und erkannt, dass, ob zwar Regium Consistorium über 
die Bewandnis der von Appellanten beschehenen Versicherungen 
zu cognosciren und Beweis zu erfordern genugsam befugt ge- 
wesen, dennoch der fernere Prozess, aus Bewegniss , für dieses- 
mahl zu sistiren, und Appellanti die Vollenziehung des nach- 
hero ausserhalb der Pfarre getroffenen Ehegelübdes, ohne preju- 
dice der Landesgewohnheit, zu verstatten, desfalls auch, nebst 
Remittirung der Akten , behufiges Rescript ad Judicem a quo 
abzulassen sey. Comp. Exp. V. R. W." 

Für das Urteil auf die Appellation des Patrons eignete sich 
das Hofgericht gleichfalls die vom Korreferenten formulierte 
Fassung an. Dieselbe lautete : 

„I. S. Landraths und Erb-Land-Marschalls Freyherrn und 
Herrn zu Putbus Appellanten , in puncto inhibirter Institution 

1 Auch die Urteile verdanke ich gütiger Mitteilung aus dem Archive 
des Koni gl. Oberlandesgerichts in Stettin. 
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des neuberufenen und ordinirten Pastoris zum Zudar, wird ex 
actis befunden und erkannt, dass, da nach glaubwürdigem Be- 
richt sich einheimische genugsahm qualificirte Personen gefun- 
den, welche ratione conjugii beym Pfarrhause zu bleiben geneigt 
gewesen, Patronus auf der Wittwen und Waysen Conservation 
zwar mit mehren Ernst billig bedacht sein sollen, jedoch für 
diesmahls bewandten Umständen nach, bey der an Manthey er- 
theilten Vocation es zu lassen, und dem General-Superintenden- 
ten, dass er die Institution fordersahmst verrichten möge , zu 
injungiren sey. Comp. Exp. V. ß. W." 

Diese Urteile sind für uns in zwiefacher Hinsicht bedeutsam. 
Sie sind zunächst Belege dafür, in wie hohem Grade diese ganze 
Materie der Wittwen- und Tochter-Konservierung ungeeignet zur 
rechtlichen Behandlung war. Sie zeigen , dass trotz der 
rechtlichen Bestimmungen sehr leicht durch Patrone und Kan- 
didaten Verhältnisse geschaffen werden konnten, welche es dem 
Richter so gut wie unmöglich machten, seine Entscheidung le- 
diglich nach seiner, durch das Gesetz bestimmten Rechtsüber- 
zeugung zu treffen. Sodann aber sind in betreff dieser Rechts- 
überzeugung die Urteile Beweise dafür , dass das Tribunal da- 
mals die Wittwen- und Töchterkons ervation keineswegs nur als 
ein freiwilliges opus misericordiae et charitatis ansah, sondern 
auf Grund des Haupt-Kommissions-Rezesses als eine Rechts- 
pflicht der Patrone in allen den Fällen, in denen qualificierte 
Kandidaten sich zur Heirat mit der Wittwe oder Tochter bereit 
erklärten, und sonst Bedenken erheblicher Ursachen halber ge- 
gen die Heirat nicht vorhanden waren. Dass es in dem letztan- 
geführten Urteile heisst, der Patron hätte „billig 44 auf die 
Konservation mit mehren Ernst bedacht sein sollen, wird man, 
zumal im Hinblick auf die Referate, schwerlich so verstehen 
dürfen , als ob dieses Bedachtsein als eine Sache nur der Bil- 
ligkeit, nicht aber des Rechtes bezeichnet werden sollte. 

Das Tribunal hatte zwar nicht geradezu ausgesprochen, dass 
in den bezeichneten Fällen die Konservierung eine Rechts- 
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p flicht der Patrone sei; indessen noch viel weniger, dass sie 
eine solche nicht sei. Wohl aber hat er ausdrücklich in dem 
ei*en Urteil Verwahrung für die Landesgewohnheit eingelegt, 
und in dem anderen die Patrone an deren Respektierung er- 
innert. So hat es den Gebrauch der Wittwen- und Töchter- 
Konservierung in Schutz genommen, obgleich er sich durch die 
seines Erachtens ordnungswidrig herbeigeführten Umstände des 
zur Entscheidung gestellten Einzelfalles veranlasst sah, für die- 
sen ausnahmsweise die Durchbrechung des Gebrauches zuzulassen. 
Die Rechtsauffassung, auf der diese Urteile beruhten, wurde, 
wie wir sogleich sehen werden, später von dem Tribunale auf- 
gegeben. 

Der Rechtsstreit bei Besetzung der Zieten- 
schen Pfarrstelle i. J. 1756. 

Im Jahre 1755 starb der Pastor Gottschall 
in Zieten bei Anklam 1 . DerPatron, Herr von 
Owstin, ersah zu dessen Amtsnachfolger den 
Kandidaten Helm. Ein Teil der Eingepfarrten prote- 
stierte bei ihm gegen diese Wahl und verlangte , dass er nach 
Zieten'scher Observanz zwei Kandidaten präsentieren und für den 
zu Berufenden den Konsens der Eingepfarrten adhibieren solle. 
Da der Patron hierauf nicht einging, wandten sie sich an das 
Konsistorium. Sie suchten vor diesem ihr vermeintliches Recht 
auf Teilnahme an der Wahl zu begründen , indem sie zugleich 
gegen Helm geltend machten, dass sie zu ihm, [der schielte], kein 
Vertrauen fassen könnten, weil er ihnen beim Gespräche nicht 
gerade ins Gesicht sehen könne; „denen Frauens-Leuten wäre 
dessen Persohn besonders anstössig, wie mann denn leider be- 
merken müssen, dass insonderheit junge Frauens-Persohnen sich 



1 Ich berichte auch hier nach der Relation des Referenten beim Tri- 
bunal in Wismar, die mir, sammt dem Urteile des Tribunals, gleichfalls 
aus dem Archive des Oberlandesgerichts in Stettin mitgeteilt worden ist 
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nicht getraueten, ihn anzusehen" \ Ueberdem seien seine beiden 
in Zieten gehaltenen Predigten nicht nur sehr mager und un er- 
baulich gewesen , sondern es seien darin sogar ganz irrige und 
calvinische Principien soutenieret worden. Der Patron verfocht 
dem gegenüber die Unbeschränktheit seines Patronatsrechts und 
die Tauglichkeit des Kandidaten. 

Die Frage nach der etwaigen Konservierung der Wittwe oder 
Tochter des verstorbenen Pfarrers wurde in diesen Verhand- 
lungen nicht berührt. Aber das Konsistorium regte durch sei- 
nen Bescheid diese Frage an, und gab so den Anlass, dass auch 
sie im weiteren Verlauf der Sache zum Gegenstande gericht- 
licher Entscheidung wurde. 

Der Bescheid des Konsistoriums (vom 24. Januar 1756) 
lautete nämlich, soweit es uns angeht, dahin: 

„dass Patronus , wenn anders der Candidat nach Landes- 
Gebrauch und ehemaligen Consistorial - Verordnungen auf die 
Conservatien der Hinterbliebenen dss seeligen Pastoris eine bil- 
lige Reflexion nehmen wird, seinem Candidato die Vocation zu 
ertheilen, wohl befugt sey". 

Mit dieser Konsistorial-Entscheidung waren weder die Einge- 
pfarrten noch der Patron zufrieden. Beide appellierten an das 
königliche Tribunal in Wismar. Das erste Gravamen des Pa- 
trons war dieses: „Dass er seinem Praesentirten Candidato die 
Vocation zu ertheilen zwahr befugt gehalten, jedoch aber zu- 



1 Dieser Einwand veranlasste den Patron zu der Bemerkung, „er glaubte 
wohl, dass einem und dem andern Frauenzimmer der Candidat nicht als 
eligible erscheinen dürfte, und dass selbiges besonders Appellanten ersuchet 
haben dürffte, alle Mühe dahin anzuwenden, dass an dessen statt ein andrer 
iu die Pfarre käme. Diese so eitele als unrichtige Einbildung des Frauen- 
zimmers würde aber wohl keiner Begegnung bedürfen - . Das klingt fast 
wie eine Stichelei auf die Gottschairschen Töchter, die etwa hinter den 
Eingepfarrten steckten. Bei ihrer Appellation redeten die Eingepfarr- 
ten besonders von schwangeren Frauens-Leuten, inbetreff deren die zu den 
Akten gebrachte Aussage der „Altmutter" es wenigstens zweifelhaft Hess, 
ob sie sich nicht leicht an der Gesichts- Gestalt des Candidati Helm ver- 
sehen könnten. 
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gleich hiebey die Conservation derer Hinterbliebenen des seeli- 
gen Pastoris Gottschall als eine Conditio sine qua non ihm in- 
jungiret worden 44 . 

Also Herr v. Owstin fühlte sich durch den Hinweis auf die 
Conservation der Hinterbliebenen in seinem Patronatsrechte be- 
einträchtigt. Zur Begründung seiner Beschwerde führte er an, 
es sei in Pommern sowohl den Rechten als der Observanz ge- 
mäss, dass eines verstorbenen Predigers Wittwe oder Töchter 
nicht eben ex necessitate zu conserviren, und dass der Patronus 
bei Erteilung einer Vokation an solche Conservation gar nicht 
notwendig gebunden sei. Ihm sei also durch die Anerinnerung 
des Consistorial-Abschiedes nur gar zu ungütig geschehen. Es 
könnte sein, dass sein Kandidat zu keiner der Gottschall'schen 
Töchter einige Inklination hegte , es wäre auch möglich , dass 
keine von diesen seinen Kandidaten vermöchte. Auf beide Fälle 
aber könnte die Ausübung seines Patronatrechts nicht den ge- 
ringsten Wandel leiden. Herr v. Owstin nahm damit eine viel 
grössere Freiheit in der Ausübung des Patronatsrechtes für sich 
in Anspruch, als sie den Patronen seit Erlass des Haupt-Kom- 
missions-Rezesses von 1663 zustand. Denn nach diesem sollte 
der Patron eben nicht ohne Rücksicht auf die Konservierung 
der Hinterbliebenen einen Kandidaten ausersehen , sondern in 
erster Linie danach fragen, ob ein zur Konservierung williger 
qualifizierter Kandidat zu finden sei. 

Aber eben dieses wurde auch von dem Referenten bei dem 
Tribunale nicht beobachtet. Derselbe gab zu, dass der Konsi- 
storialbescheid für gravierlich anzunehmen sein würde, „wenn das- 
jenige, was K. Consistorium dem Adhaerenten [v. Owstin] wegen 
Conservation derer Hinterbliebenen des seeligen Pastoris in pu- 
blicato a quo an Hand geleget, als eine solche Conditio, welche 
nothwendig in Erfüllung zu setzen , anzusehen wäre". Und er 
begründete dies, indem er sagte : „ Denn ohne 1) zu gedenken, 
dass bey einer solchen Bedingung überall verschiedene Doctores 
ein sehr vieles zu erinnern finden (vide inter ceteros Licht- 
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scheit de jure vocationis ministrorum ecclesiae per nuptiarum 
adjectionem conditionatae). So bezeugen 2) DD. Patrii selbst, 
dass die Gewohnheit, welche man in Pommern zu haben pflegt 
bey Wiederbesetzung derer Pfarren, die Conservation derer Hin- 
terbliebenen derer verstorbenen Prediger nicht unattendirt und 
unbesorgt zu lassen, nicht eben einige Necessität mit sich führe 
(Michaelis in tract. de Pastore dioecesim suam dirigente 1. 3. 
c. 3. § 7 [vielmehr § 6, S. 192 ff.]. Balthasar, de libris 
seu Matric. eccl. c. 2. § 18 in not. 136. Dominus vice Preeses 
[des Tribunals in Wismar v. Engelbrecht] in Delineat. 
Status Pomer. Suethicae c. 5 § 7 in not. 7 u. 8). Wie denn 
auch 3) aus dem Recessu Commissionis de 1663 und aus der 
Resolutione Topolnoviensi vom 20. November 1703 n. 15 satsahm 
abzunehmen , dass bey Bestellung derer Prediger nur allewege 
vorzüglicher auf das Beste der Kirche , als auf das Interesse 
derer Hinterbliebenen des verstorbenen Predigers Absicht zu 
nehmen". Aus diesen Vordersätzen zog der Referent nun aber 
nicht den Schluss, dass der Konsistorial-Bescheid wirklich gra- 
vierlich für den Patron sei, sondern er fuhr fort: „So dürffte 
gleichfals 4) das publicatum a quo qua passum concernentem 
nicht eben die Meynung mit sich führen, dass das im selbigen 
dem Adherenten tanquam Patrono an Hand gelegte auff eine 
Conditionem sine qua non abzielen sollen : Nachdemmahlen Ad- 
haerent nur eigentlich angewiesen worden, auff die quaest. Con- 
servation nach Landesgebrauch und ehemaligen Konsistorialver- 
ordnungen eine billige Reflexion zu nehmen: Umb indessen 
5) dieses ausser gäntzl. zweiffein, und den Adhaerenten dadurch 
ausser aller weiteren Unruhe zu setzen, so hielte ich es umb so 
mehr gerathen zu seyn, in dem vorangezielten Stücke das publi- 
catum a quo annoch näher, und dahin wie der eigentliche Ver- 
stand nur seyn kann und muss, zu declariren, als R. Consisto- 
rium meines Bedünckens diesen passum woll etwas deutlicher 
hätte abfassen mögen. Nee obstat 6) dass vorhin und zwar un- 
term 20. Oct. 1713 gleichfalss bereits dem derzeitigen Patrono 

Deutsche Zeitachr. f. Kirchenrecht. XIII. 2. 13 
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a. R. Consistorio demandirt worden, auff die Hinterbliebene des 
verstorbenen Pastoris zu reflektiren: Dann einestheils ist das 
Pol. act. pr. 14 sich findendes piece eine blosse unvidimirte Ab- 
schrifit, anderntheils ist das darin enthaltene injunctum auch nur 
nach denen Landes- Verfassungen zu interpretiren, und dritten- 
theils ist solche Auffgabe derzeitig nicht einmahl in Erfüllung 
gebracht , indem der seel. Pastor Gottschall bekanntermassen 
keine aus der Pfarre geheyrathet gehabt" l . 

Demzufolge fasste der Referent sein Votum dahin zusammen, 
dass folgendermassen zu erkennen sei: 

„I. S. ... wird zu Recht befunden und erkannt : dass zwar 
das von dem Königl. Consistorio, in Absicht auf die Conserva- 
tion derer Hinterbliebenen der Pastoris Gottschall dem Adhae- 
renten an Hand gelegte, von Letzterem, so viel thunlich, zu at- 
tendiren, indessen solches nicht eben eine dergleichen Bedingung 
in sich fasse, deren Erfüllung bei Wiederbesetzung der dortigen 
Pfarre von unumbgänglicher Notwendigkeit seyn sollte, das pu- 
blicatum a quo qua passum concernentem also dahin naher zu 
declariren, sonsten aber es dabey auch qua gravamina adhaesio- 
nis, dererselben Unerheblichkeit halber, überall zu lassen sey. 
Compensatis expensis. V. R. W." 

Und genau in dieser Fassung wurde das Urteil des Tribu- 
nals am 19. Juni 1756 publiziert 2 . 

Das Tribunal erklärte also, dass der Patron zwar verpflichtet 
sei, so viel thunlich auf die Konservierung der Hinterbliebenen 
durch seinen Kandidaten bedacht zu sein, indessen doch befugt, 
ihn zu berufen, auch ohne dass derselbe eine Gottschall heirate 3 . 



1 Vgl. den GrletzeFschen Fall, oben S. 19 Anm. 1. 

* Das Korreferat ist leider nicht vorhanden ; es war schon im J. 1808 
nicht aufzufinden. 

3 v. Balthasar, Jus. Ecci. Past. I, S. 517, Anm. 505: ,Ob nun zwar 
der E. Past. Helm solchergestalt nicht angehalten werden konte, die Tochter 
aus der Pfarre zu heyrathen, so entscnloss er sich von selbsten dazu, und 
erwarb sich dadurch allgemeinen Beyfall*. Vor allem wohl den Beifall 
Balthasar^, des Konsistorial-Direktors, selber. 



Digiti 



izedby G00gk 



Woltersdorf, Die Konservierung der Pfarr-Wittwen und -Töchter etc. 195 

Wir dürfen annehmen, dass das Tribunal wesentlich durch 
die Motive des Referenten zu diesem Spruche veranlasst worden 
ist 1 . Dann aber bekannte es sich durch denselben zu der Rechts- 
auffassung, dass es eine Notwendigkeit zur Konservierung 
überhaupt nicht, d.h. in keinem Falle, gebe, sondern dass es 
vielmehr dem Patron in jedem Falle freistehe, von der Konser- 
vierung abzusehen. 

Diese Rechtsauflfassung hatte der Referent der Beurteilung 
des zu entscheidenden Falles zu Grunde gelegt. Weil sie ihm 
feststand, hatte er ohne weiteres, ohne nach der Beschaffenheit 
des Einzelfalles zu fragen, angenommen, dass der Konsistorial- 
Bescheid nur im Sinne dieser Rechtsauffassung verstanden wer- 
den könne und müsse. Während doch das Konsistorium , dem 
Haupt-Kommissions-Rezesse gemäss , die Heirat des Helm mit 
einer Gottschall wirklich zur unumgänglichen Bedingung für 
dessen Berufung hatte machen müssen, wenn unter den anderen 
qualifizierten Bewerbern auch einer war, der zugleich die Heirat 
mit einer Gottschall beliebte. 

Worauf aber gründete sich die Rechtsauffassung des Refe- 
renten? Nicht etwa, wie die entgegengesetzte der Referenten 
vom Jahr 1728, auf eine eingehende Erwägung der massgeben- 
den Bestimmungen des Haupt- Kommissions-Rezesses von 1663. 
Sondern ohne diese zu beachten, wohl aber die von Lichtscheid 
registrierten Einwendungen gegen die Heiratsbedingung im Auge, 
hatte er sich daran genügen lassen , dass nach der allgemeinen 
Tendenz des Rezesses „bei Bestellung der Prediger nur allewege 
vorzüglicher auf das Beste der Kirche, als auf das Interesse der 
Hinterbliebenen des verstorbenen Predigers Rücksicht zu neh- 
men* 4 . So hatte er gar nicht in Betracht gezogen, dass im Rezesse 
Fälle angenommen waren, und sogar als die am häufigsten vor- 
kommenden, in denen das Beste der Kirche und das Interesse 

1 Entscheidungsgrunde pflegten den Urteln des Tribunals entweder 
gar nicht oder doch nur sehr kurz inseriert zu werden. P r o v.-R e c h t II, 
S. 43. 

13* 
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der Hinterbliebenen zusammen in gleichem Masse wahrgenom- 
men werden könnten , und dass für diese Fälle den Patronen 
nicht freigegeben war, bei der Besetzung der Stelle von dem 
Interesse der Hinterbliebenen abzusehen. Ausserdem berief sich 
der Referent für seine Rechtsauffassung auf die Autorität der 
heimischen Gelehrten Michaelis, A. v. Balthasar und v. Engel- 
brecht, nach denen die pommersche Konservierungs-Gewohnheit 
„nicht eben einige Necessität mit sich führe". Aber so unein- 
geschränkt hätte dieses doch nur inbetreff v. Engelbrecht's ge- 
sagt werden dürfen, während die Aeusserungen von Michaelis 
und Balthasar es keineswegs ausschliessen , dass auch diese für 
die Fälle, in denen ein qualifizierter, zur Heirat williger Kan- 
didat vorhanden ist und der Heirat besondere Bedenken nicht 
entgegenstehen, dem Haupt-Kommissions-Rezesse gemäss, die Ne- 
cessität der Konservierung anerkannten 1 . 

1 v. Engel brecht, Delineatio, Ed. II, S. 230: ,Ut Pastor vocatus 
antecessoris vel viduam vel filiam uxorem ducat, nee juris nee necessitati» 
est in Pomerania". Zum Belege hiefür die Antwort Bogislav's an Philipp 
Julius (s. diese Ztschr. XI, 2, S. 201) und der Hinweis auf die Pfarrbesetz- 
ung in Cartlow (ebd. S. 231 ff.). ,neque mihi difficile esset, ex ipsis acti* 
Synodalibus probare, nee observantiae in Pomerania olim fuisse conservare, 
ut dieimus, viduam vel filiam uxoris, quamvis in Rugia hocce frequentius. 
. . Multum commendant hanc consuetudinem Math. Stephani . . , Speckhau 
. . At et in Rec Com. de 1663, quam in Resol. Topolnoviensi jam declarant 
imperantes, ecclesian hie potiorem rationem habendam esse ac interesse 
viduarum, quibus alia potius ratione prospectum, atque ulterius prospi- 
ciendum". Weiter geht E. auf den Kom. Rezess nicht ein, also gerade 
dessen wirkliche Anordnungen ignoriert er. 

Michaelis, Pastor dioes. s. dir., S. 192 ff. : „Weil auch der Praepo- 
situs für der Wittwen, da sie noch jung, nicht aber ein altes Mütterchen, 
. . . oder für ihrer erwachsenen Tochter conservation bey der Pfarre billig 
sorget, ... So wendet er, sammt Senioribus Synodi allen Fleiss an beim 
Patrono sowohl, als Candidaten, es in solche Wege zu richten: Denn so 
lautet der Beschluss obgedachten Consilii Theol. Pom. 1572: Wo es nach 
der Wittwen Gelegenheit ist . . . treulich befördere. Dennoch nicht quasi 
ex jure, (als obs ein feudum ligium wäre) sed per officium misericordiae et 
charitatis [und nun weiter, statt der Worte: si Patroni consentiant] et 
gratitudinis ergo defunetum, so ferne sichs immer leiden kann, und die 
Patronen dagegen keine erhebliche Ursachen ad contradicendum haben*. 
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So stand der vom Referenten formulierte Spruch des Tri- 



Hinweis auf Stephani, Carpzov u. A. Verteidigung des Gebrauches. „Con- 
trarium, ast sine momento, tenet Lichtscheid et J. S. Stryk . . Siehe den 
Haupt-Kommissions- Recess 1663. . . An einigen Orten sagt Princeps, es sey 
diese Heyrathung nicht conditio sine qua non, weniger ein Zwang, als 
welches wider alle Billigkeit auch der Protestantischen Religion höchst 
präjudicirlich, das negotium gamicum solle auch nicht ante electionem trac- 
tiret werden.* Also auch M. geht auf diese Bestimmungen der Haupt- 
Kom.-Rezesses nicht ein, verwandelt aber in deren Sinne die im Cons. 
Theol. Pom. ausgesprochene Bedingung der patronatlichen Zustimmung in 
ein beschränktes Widerspruchsrecht der Patrone. Darin liegt viel mehr die 
Bejahung der vom H. K. Rezess für gewisse Fälle ausgesprochenen Not- 
wendigkeit der Konservierung, als deren Verneinung. Auch klingt das 
„An einigen Orten* im letzten Satze nicht so, als ob der pommersche Verf. 
damit auch Pommern meine. 

A. v. Balthasar, De Matric. c. 2, § 18, not. 136: „Hic mos [dass 
die Wittwe oder Tochter vom Nachfolger geheiratet wird], ceteris paribus, 
ubi nempe nil obstat dexteritati C and i dato rum, vel moribus viduarum, diu 
in Pommerania fuit servatus et ex judicio multorum Patriae Doctorum fuit 
probatus. Quamvis tarnen, illum necessitatem quandam inferre, nequaquam 
probari potest.* Hinweis auf Carpzow, Consil. Theol. Pom. von 1772, die 
Antwort Bogislav's, den Cartlow'schen Fall. „Quantopere autem majores 
nostri laborarunt pro conservanda hac consetudine apparet ex litteris Chri- 
stinae [oben S. 3 f.]. Nee non den Haupt-Commiss.-Rec. de 1663 § Wie 
nun auf solche Weise*. Dessen Aufhebung zur dänischen Zeit. „Sed auti- 
toritas Recessus provinc. de 1663, in hoc passu, ad instantiam Cleri, resti- 
tuta in Re8ol. 1724 d. 13. Nov. data.*. Wenn B. ausdrücklich auf die er- 
neute Autorität des H. K. Rezesses hinweist, will er schwerlich dessen Be- 
stimmung, dass der Patron nur dann, wenn gewisse Umstände nicht zu- 
sammentreffen, von der Necessität der Konservierung frei sein solle, für un- 
gültig erklären. Auch so behält der Satz: „illum [morem] necessitatem .. . 
probari potest* seinen guten Sinn: v. B. leugnet nicht, dass die Konser- 
vierung in gewissen Fällen notwendig sei, sondern nur, dass sie ver- 
möge des alten Gebrauches allgemeine Notwendigkeit, für alle Fälle, 
erlangt habe. Damit stimmt auch die entsprechende Stelle in seinem Jus 
Eccl. Past. I, S. 516 ff. : »Imgleichen ist abseiten des Patroni nicht uner- 
laubt, bei der Besetzung der Pfarre auf die Conservation der Söhne und 
Verwandte oder der Wittwen oder Töchter des defuneti Pastoris bedacht 
zu sein; Und ein Candidatus kann, ceteris paribus, sich auch wohl vor der 
Vocatior dazu gestehen. Wie denn diese Gewohnheit nicht nur Christ- und 
Billig, sondern auch in Mecklenburg so wol, als auch Pommern gantz ge- 
bräuchlich ist, wornach auch das Königl. Consistorium in judicio contradic- 
torie zu erkennen pfleget. Nur, dass solches bei denen Praepositis einen 
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bunales auf sehr schwachen Füssen. Aber auch so konnte die darin 
gegebene Deklaration nicht ohne Einfluss auf die fernere Rechts- 
auffassung und Rechtsprechung bleiben. 

5. Der Abschluss der Rectasentwickelung. 

Die litterarische Erörterung über das Einheiraten in die 
Pfarren hat auch noch nach der Mitte des 18. Jahrhunderts 
fortgedauert, doch wurde sie seltener und seltener. Ihr in dieser 
Zeit noch im einzelnen nachzugehen, bietet kein Interesse, denn 
neue Gesichtspunkte waren natürlich nicht mehr geltend zu ma- 
chen. Nur daran mag erinnert werden, dass den kirchlichen 
Gegnern dieser nicht nur in Pommern und Rügen eingewurzel- 
ten Gewohnheit auch hier und da in der weltlichen Litteratur 
wirkungsvolle Unterstützung zuteil wurde. Der abscheuliche 
„kleine Roman", den Gottlieb Wilhelm Rabenerin 
der Form eines Briefwechsels zwischen Patron, Kandidat und 
Pfarrwittwe dem lesenden Publikum darbot, und die spöttische 
Behandlung des Gebrauches in Kortum's Jobsiade 1 mögen zur 
Verschärfung der Öffentlichen Meinung mehr gethan haben, als 
die so oft wiederholten ernsten Argumente der kirchlichen 



Abfall leydet und überhaupt nicht als eine conditio sine qua non anzusehen, 
dadurch ein unwürdiger einem würdigern vorgezogen werde. Wie denn 
solches alle angeführte Verordnungen im Munde führen." 

Im Wesentlichen ebenso, doch klarer und bestimmter Gadebusch 
Schwed.-pomm. Staatskunde, II, S. 216: „Die Konservation der Wittwen 
oder Töchter der Verstorbenen Prediger bey den Pfarren ist zwar von je- 
her in Pommern üblich, doch nie von unbedingter Notwen- 
digkeit gewes en, s ond er n hängt von den jedesmaligen 
Umständen ab und der Generalsuperintendent hat dafür zu sorgen, das? 
dadurch keine untüchtigen Personen zu den Pfarren befordert werden*. 
In den von mir gesperrten Worten ist der durch dem H. IL Rezess ge- 
schaffene Rechtszustand, den auch Balthasar im Auge hat, durchaus zu- 
treffend ausgedrückt : Die Konservierung nicht von unbedingter, wohl 
aber von bedingter, für jeden einzelnen Fall von dessen Umstanden 
abhängender Notwendigkeit. Das ist offenbar auch die Meinung v. Klin- 
ckowström's Abhandlung von Kirchen-Matriculn, Stralsund 1792, S. 265. 

1 G. W. R a b e n e r's Satiren, III, Leipzig 1757, S. 30—35. Jobsiade II, 
Kap. 27. 
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Schriftsteller. Dass unter diesen der strengeren, durchaus ab- 
lehnenden Haltung noch lange eine mildere, mit der überkom- 
menen Gewohnheit vermittelnde gegenüberstand , zeigt in sehr 
bezeichnender Weise das damals viel geltende „Journal für Pre- 
diger tt im Jahrgange 1781 1 . Ein Mitarbeiter verneinte die Frage : 
„Ist es erlaubt, ins Amt zu heirathen?" ganz entschieden, in- 
dem er sagte: „Auf diese Art hat ja der Beruf nicht die or- 
dentliche Abwartung des Amtes, sondern vielmehr die eheliche 
Verbindung eines solchen zur Absicht, denn man hält einen sol- 
chen nicht sowohl zur Führung des Amtes, sondern nur zum 
Kinderzeugen tüchtig. Ein Umstand, der leider sehr beklagens- 
wert ist und der den Charakter eines rechtmässigen Berufs, so 
wie ich ihn vorher beschrieben habe, ganz und gar nicht an sich 
hat 44 . Der Herausgeber aber glaubte diese Aeusserung mildern 
zu müssen und fügte hinzu: „Wo die innere und äussere Tüch- 
tigkeit da ist, und ein Frauenzimmer von gutem Charakter, dass 
der Candidat keinen Vorwurf befürchten darf, sie ein angemes- 
senes Alter hat, und er bei genügsamer Prüfung eine vernünf- 
tige Zuneigung findet, so kann er bei freier Wahl die Wünsche 
der Patronen und anderer erfüllen, welche wegen der Verdienste 
der Eltern und wegen der eigenen Tugenden des Frauenzimmers 
ihre Versorgung wünschen". 

Jedenfalls hat der Gebrauch der Wittwen- und Töchter- 
Konservierung, der ja auch das Tribunals-Urteil von 1756, nur 
nicht als unumgänglich notwendig, das Wort geredet hatte, nur 
sehr allmählich abgenommen. 1788 und 1792 reden Gade- 
busch und v. Klinckowström an den S. 198 Anm. 
zitierten Stellen davon in einer Weise, die nicht bezweifeln lässt, 
dass in unserm Landesteile der Gebrauch damals noch in ge- 
wohnter Uebung stand. Aber auch im ersten Jahrzehnte des 



1 A. a. 0. XII, 3. Stück, Halle 1781, S. 298, in dem Aufsatze: „Ueber 
die Göttlichkeit des Rufes eines evangelischen Lehrers zum Predigtamt. " 
Vgl. a. dems. 0. II, 4. Stück, 1771, S. 424—426 die alte Frage: „Kann ein 
Candidat ein Predigtarat, das ihm unter der Bedingung, eine gewisse Person 
zu heyrathen, angetragen wird, mit gutem Gewissen annehmen?" 
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19. Jahrhunderts hatte derselbe noch so festen Boden in man- 
chen Kreisen, dass man nicht vor dem Versuche zurückschreckte, 
seine Beobachtung durch den Patron sogar im Rechtsverfahren 
zu erstreiten. 

Der uns vorliegende Fall ist deshalb von grosser Bedeu- 
tung, weil mit dem dabei gefällten Tribunals- Urteile die ßechts- 
entwicklung abgeschlossen ist. Er zeigt uns nicht nur eine in- 
betreff der Rechtsfrage völlig veränderte Stellungnahme des Kon- 
sistoriums, sondern auch die Schwierigkeit, im Wege der Recht- 
sprechung den Rechtsanspruch auf Konservierung endgültig zu 
beseitigen. 

Der Rechtsstreit bei Besetzung der Niepars'- 
schen Pfarre im Jahre 1808. 

Der im Jahre 1807 verstorbene Pastor Otto in Kiepars 
(Synode Barth) hatte seine Familie in grossem Elend zurückge- 
lassen 1 . Starke Einquartierungen und wiederholte Plünderungen 
hatten die Habe völlig aufgezehrt. Die Wittwe tröstete sich ein- 
zig mit der Hoflnung, dass ihre Tochter und hiedurch die ganze 
Familie in der Pfarre konserviert werden würde. Da verlautete, 
dass der Patron, Major von Zansen, einen bereits verlobten 
Kandidaten namens Böttcher zum Pfarrer ausersehen habe. 
Infolge dessen wandte sich die Wittwe Otto am 19. Januar 1808 
an das Konsistorium und bat unter Hinweis auf ihre Notlage, 
„dem Patron aufzugeben, dass er bei der Ernennung eines Nach- 
folgers ihres verstorbenen Ehemanns auf die Conservation ihrer 
Familie Bedacht nehmen möge". 

In dem zur mündlichen Verhandlung vor dem Konsistorium 
angesetzten Termine erklärte der Patron , da er schon einen 
Kandidaten vociert habe, stehe die Erfüllung dieses Wunsches 
nicht mehr in seiner Macht; eine rechtliche Verbindlichkeit, die 

1 Auch über diesen Fall berichte ich nach den samt dem Urteil im 
Archiv des O.L.Gerichts zu Stettin befindlichen Relationen der Tribunals- 
Referenten. 
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Konservation der Otto'schen Tochter unbedingt zu berücksich- 
tigen, und eine Befugnis der Wittwe, ihm mit Berufung darauf 
sein Vokationsrecht zu beschränken, erkenne er nicht an. Die 
Wittwe Otto machte dagegen geltend, dass der Patron den ge- 
setzlichen Vorschriften zufolge bei der Auswahl unter den Be- 
werbern auf die Konservation der Familie hätte Bedacht neh- 
men sollen. Der Kandidat Balthasar aber habe bei seiner 
Bewerbung ausdrücklich angezeigt, dass er mit der Pfarre auch 
die Tochter zu nehmen entschlossen sei. Sie bitte deshalb um 
Annullierung der Böttcher'schen Vokation und um die beantragte 
Auflage an den Patron. 

Das Konsistorium versuchte den Patron zu bewegen, dass 
er sich dem Wunsche der Wittwe Otto konformiere. Als es 
damit aber keinen Erfolg hatte, erkannte es am 9. Mai dahin: 
dass, wenngleich die Conservation der Töchter der verstorbe- 
nen Prediger bei Wiederbesetzung der erledigten Pfarren für 
höchst billig zu halten , selbige dennoch nirgends dem Patron 
zur Schuldigkeit gemacht worden, und daher bei der von dem 
Patron bereits geschehenen Vocierung eines Kandidaten , von 
welchem nicht erhellet, dass er sich zur Conservation verstanden 
habe, dem Patron nicht aufzugeben sey, bei Ernennung des neuen 
Predigers auf die Conservation der Otto'schen Tochter Rücksicht 
nehmen zu müssen, weshalb dem Gesuche der Wittwe Otto nicht 
nachzugeben; jedoch die beiderseitigen Kosten gegen einander 
aufzuheben seien. 

Gegen dieses Erkenntnis appellierte die Wittwe Otto an das 
im Jahre 1803 nach Greifswald verlegte Tribunal. Sie konnte 
mit Recht darauf hinweisen, dass in ihrem Falle alle Umstände 
zusammenträfen, unter denen nach den unzweifelhaft in gesetz- 
licher Kraft stehenden Bestimmungen des Haupt-Kommissions- 
Rezesses Patrone zur Konservierung verpflichtet seien : der Amts- 
bewerber , Kandidat Balthasar, sei in aller Hinsicht eine genug- 
sam qualifizierte Person: derselbe gehe sua sponte die Ehe ein 
und die Zuneigung der Tochter sei ihm auch gewiss ; gegen 
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diese Verbindung walte gar kein gegründetes Bedenken ob; auch 
die Eingepfarrten, die den Kandidaten überall schätzten, wünsch- 
ten dieselbe und hätten sie durch Anträge an den Patron zu 
fordern gesucht. Hier komme also, wie nur selten, der Rezess 
in seinem ganzen Umfange zur Geltung. Die geschehene Vo- 
cierung des Böttcher könne die Verbindlichkeit des Patrons zur 
Conservation nicht entkräftet haben. Denn da dem Patron in 
Balthasar ein genugsam qualifizierter, zur Heirat mit der Otto'- 
schen Tochter williger Bewerber bekannt gewesen, habe er gar 
nicht das Recht gehabt, einen nicht zur Heirat willigen Kandi- 
daten zu berufen, und habe also, wenn er dieses dennoch ge- 
than, offenbar eine ipso jure nichtige Handlung begangen. 

Bei Uebersendung der durchs Gericht eingeforderten Akten 
bemerkte das Konsistorium, dass, wenn es zwar mehrere Fälle 
gebe, da bei Besetzung der Pfarren auf die Conservation der 
Prediger- Wittwen und -Töchter Bedacht genommen worden, und 
wenn gleich hievon auch in den Gesetzen hin und wieder etwas 
vorkomme, — als in dem Synodal-Bedenken von 1572, im Haupt- 
kommissions-Rezess von 1663 , in der Königl. Resolution vom 
4. November 1695 , und in den Verordnungen der Regierung 
vom 20. November 1703 und vom 13. November 1724 — dies 
alles doch nie eine unbedingte Notwendigkeit gewesen, sondern 
nur als einer Sache, welche man den Wittwen und Töchtern wohl 
gönne, gedacht und empfohlen worden sei. Die Conservation 
sei nur als ein officium misericordiae et charitatis anzusehen, 
worauf wider Willen des Patrons keine Rücksicht zu nehmen, 
und die bei ähnlichen Entscheidungen in keinem Wege als un- 
umgängliche Richtschnur erachtet worden sei. 

Nach unsern früheren Untersuchungen müssen wir es selbst- 
verständlich finden, dass der Hauptreferent beim Tribunale die 
Konservierungspflicht der Patrone in dem älteren heimischen 
Rechte doch nicht in dieser summarischen Weise verneinen konnte. 

Durch einen Irrtum des Advokaten war die für Einreichung 
der Appellationsschrift gültige Frist nicht eingehalten worden. 
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Bei strengem Verfahren hätte die Appellation daher schon we- 
gen dieses Formfehlers abgewiesen werden können. Der Refe- 
rent meinte aber, dass diesem Fehler kein entscheidendes Ge- 
wicht beizulegen sei, wenn man etwa die Beschwerde ihrem In- 
halte nach als erheblich anerkennen müsse. In dieser Bezieh- 
ung stellte er zunächst ganz richtig fest, dass die Rücksicht- 
nahme auf die Conservation der Witwen und Töchter in den 
früheren Zeiten nicht geradezu für eine Schuldigkeit, son- 
dern vielmehr für eine den Hinterbliebenen des verstorbenen 
Predigers zu erweisende Liebespflicht gehalten worden sei, 
und bemerkte dann ebenso richtig , dass für die spätere Zeit 
hauptsächlich der Haupt-Kommissions-Rezess vom Jahr 1663 in 
Betracht komme. Auch gab er dessen Inhalt ganz zutreffend 
an, indem er sagte: „Nach dieser Vorschrift, welche hienächst 
mittelst der dem Gen.-Sup. Rango unterm 4. November 1695 
erteilte Königl. Resolution § 16 bestätigt worden ist , scheint 
allerdings, bei dem Mangel einer entgegenstehenden Loeal-Ob- 
servanz , die Conservation der Prediger- Wittwen und -Töchter 
von Notwendigkeit zu sein und von den Patronen beachtet wer- 
den zu müssen, insofern sich nur Candidaten , welche sich zur 
Heirath freiwillig verstehen, um die erledigte Pfarre bewerben, 
und auch rücksichtlich der Heirath so wenig, als der erforder- 
lichen Qualification der Candidaten zum Predigtamte ein erheb- 
liches Bedenken vorhanden ist". Dann aber fuhr er fort: „Al- 
lein ich mus8 es bezweifeln , dass die Disposition des Haupt- 
Commissions-Rezesses als eine noch v erbindliche Norm 
angesehen werden könne". Dieser Zweifel gründe sich auf die 
Königl. Resolution vom 20. November 1703 (s. oben S. 15 ff.), 
was der Referent dann weiter in folgender Weise darlegte: „Ist 
vermöge dieser Resolution zwar auf der einen Seite die Billig- 
keit, dass die Prediger-Wittwen und -Töchter bei den Pfarren 
erhalten werden, anerkannt, dagegen aber auf der andern Seite 
dasjenige, was deshalb in dem Haupt-Commissions-Recess vom 
Jahr 1663 disponirt worden, unzureichlich und zur Abhelfung 
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der veranlassten Missbräuche einer näheren Bestimmung bedürf- 
tig befunden und soll solcher hiedurch erst zu einer 
künftigen unab weichlichen Richtschnur erhoben 
werden, ist jedoch diese Bestimmung, ungeachtet die Regie- 
rung hiezu die Einleitung gemacht hat, nicht erfolgt, so dürfte 
auch bei der Frage von der Conservation der Prediger- Wittwen 
und -Töchter die Vorschrift des mehrerwähnten Rezesses 
nicht z ur En t s chei d ung s n o rm dienen können, 
woraus dann und da es an einer andern maassgebenden 
Verfügung über diesen Punkt ermangelt, von selbst folgt, 
dass es mit der Conservation auch jetzt noch, 
so wie in älteren Zeiten, bloss auf der Billigkeit beruhe, 
zu deren Berücksichtigung aber den Patronen keineswegs eine 
vollkommene Verbindlichkeit obliege, so dass sie denjenigen Can- 
didaten, welche die Prediger- Wittwen oder -Töchter zu heirathen 
bereit sind , vor anderen den Vorzug zu geben schlechthin ge- 
halten seyn sollten. Es kann hiegegen, meines Ermessens, kein 
erhebliches Bedenken erregen, dass .... von der Regierung auf 
das Memorial des General-Superintendenten v. Krakevitz unterm 
13. November 1724 zum Bescheide ertheilt worden ist: „„dass 
Priester- Wittwen und -Töchter bei den Pfarren zu conserviren, 
desfalls lässt die Königl. Regierung es bei dem Haupt-Commis- 
sions-Recess von 1663 lediglich bewenden"", indem es von selbst 
einleuchtet, dass hiedurch die Verfügung der Königl. Resolution 
vom 20. November 1703 nicht hat ausser Wirkung gesetzt wer- 
den, vielmehr die Regierung nur hat ermächtigt seyn können, 
die in Frage befindliche Gewohnheit in der hiebevor recht- 
lich bestandenenMaasse wieder herzustellen". Dagegen 
werde es zur Bestärkung dieser Meinung gereichen, dass eines- 
theils unsere einheimischen Schriftsteller die Conservation der 
Prediger- Wittwen und -Töchter auch nicht als gesetzliche Not- 
wendigkeit, sondern nur als eine den Umständen nach von den 
Patronen billig zu beachtende Sache betrachten (v. Engel- 
brecht Delincatio Status Pom. Suneth. p. 280, 281, v. Bal- 
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thasar Tract. de matrieulis cap. 2 , § 18 not. 136 , p. 139 
[149] ; Gadebusch, Schwedisch - Pomm. Staatskunde II, 
Hauptst. VI, § 16, n. X S. 216), und dass anderntheils dieser 
Meinung auch bereits vormals von dem Hohen Tribunal in judi- 
cando, nämlich in der Entscheidung des Rechtsstreites über die 
Zietensche Pfarrbesetzung [s. oben S. 194] nachgegangen sei. 

Allem diesem zufolge , sagte der Referent , sehe er seines 
Theils nicht ein, dass der Patron zur Conservation der Otto'schen 
Tochter bei der Niepars'schen Pfarre rechtlich gemüssigt sei, 
und dass er angehalten werden könnte , statt des von ihm ge- 
wählten Kandidaten Böttcher dem Kandidaten Balthasar, in 
Rücksicht auf die von letzterem erklärte Neigung zur ehelichen 
Verbindung mit der Otto'schen Tochter die Vokation zu ertei- 
len, vorausgesetzt auch, dass so wenig gegen die Heirat, als ge- 
gen die Geschicklichkeit dieses Kandidaten mit Bestände etwas 
zu erinnern sein sollte. So kam er zu dem Schluss , dass die 
Beschwerde gegen die Sentenz des Konsistoriums von keiner Er- 
heblichkeit und die Sentenz daher zu konfirmieren sei, jedoch, 
so fügte er hinzu, „würde ich die Kompensation der Kosten der 
hiesigen Instanz zu erkennen geneigt sein, da es sich nach der 
Beschaffenheit der, den streitigen Gegenstand betreffenden und 
zum Theil dem Anschein nach die Absicht der Appellantin be- 
günstigenden Verordnungen nicht behaupten lassen dürfte, dass 
es der Appellantin an einer probabilis litigandi causa gefehlt 
habe". 

Mit dem Referenten gab auch der Korreferent zu, dass der 
Appellantin vieles zur Seite zu stehen scheine. Aber auch er 
konnte sich von der Erheblichkeit der Beschwerde „gleichfalls 
nicht vollkommen überzeugen". Auch bei ihm fiel die Autorität 
der „vaterländischen Schriftsteller" schwer ins Gewicht. Doch 
er fand noch einen andern Grund für die Meinung, dass die in 
dem Haupt-Kommissions-Rezesse von 1663 den Patronen für ge- 
wisse Fälle auferlegte Verpflichtung zur Conservation der Witt- 
wen oder Töchter keine Rechtskraft besitze. Denn er glaubte 
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zu entdecken , dass „eigentlich damals noch nichts definitives 
festgesetzt werden sollen", und dass man zu solcher Festsetzung 
auch später nicht gekommen sei, obgleich die Verordnung vom 
20. November 1703 der Regierung aufgegeben habe, „über das 
bisher nur als höchst billig anzusehende eine unabänderliche 
Richtschnur zu verfassen" (vgl. oben S. 12, Anm.). So stimmte 
auch der Korreferent für die Konfirmation der Konsistorial- 
Sentenz , fügte aber ebenfalls hinzu , dass er „wegen den der 
Appellation zur Seite stehenden wahrscheinlichen Gründen sich 
auch nur für die Kompensation der Kosten dieser Instanz er- 
klären könne. 

Das Tribunal entschied ganz nach diesen übereinstimmen- 
den Voten der beiden Referenten. Es eignete sich für das 
Urteil genau die Fassung an , die der Referent vorgeschlagen 
und der Korreferent ausdrücklich gebilligt hatte. Das Urteil 
lautete: 

„I. S. der Wittwe Otto zu Nieparss, Appellantin, wider den 
Major von Zansen zu Nieparss, als Patron der dortigen Kirche, 
Appellaten, wegen Conservation ihrer Tochter bei der Pfarre, 
wird, visis Actis, befunden und erkannt: dass sowohl ob defec- 
tum Formalium, als auch wegen Unerheblichkeit der Beschwerde 
selbst die sententia, a qua, pure zu bestätigen, Acta an den 
vorigen Richter zu remittieren, jedoch auch die Kosten aus Be- 
wegnis gegen einander aufzuheben. V. R. W. tt 

Die Argumentationen beider Referenten für die ünverbind- 
lichkeit der Rezess-Bestimmungen von 1663 beruhen auf Ausle- 
gungen der betreffenden Urkunden, die ich nach meinen früheren 
Erörterungen über diese entscheiden für verfehlt halten muss. 
Auch die Art und Weise , wie der Referent das Bedenken be- 
seitigen will , das sich aus der Regierungs- Verfügung vom 13. 
November 1724 gegen seine Meinung ergiebt, scheint mir keines- 
wegs zutreffend zu sein. Die bündige Erklärung der Regierung, 
dass sie es „bei dem Haupt-Kommissions-Rezess lediglich bewen- 
den lasse", beweist vielmehr, dass die Regierung von der angeb- 
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liehen Entkräftung dieses Rezesses durch die Topolnow'sche Re- 
solution vom 20. November 1703 schlechterdings nichts wusste. 
Die Berufung auf die „einheimischen Schriftsteller" hat auch 
hier aus den schon oben S. 196 f. dargelegten Gründen keine Be- 
weiskraft. Viel wichtiger für die Begründung des Urteiles war 
die Tribunals - Entscheidung von 1756. Aber doch nur wegen 
der Autorität, welche dieser eben als einer Tribunals-Entschei- 
dung zukam, während sie an sich nicht dazu angethan war, einem 
Urteil als Stütze zu dienen. (Vgl. oben S. 174 f.). 

So stand auch dieses Tribunals-Urteil vom Jahre 1808 nur 
auf schwachen Füssen. Gewissermassen haben das die Referen- 
ten selbst zugegeben , durch die Begründung , mit der sie die 
Kompensation der Kosten empfahlen. 

Dieses Urteil ist die letzte Rechts-Entscheidung, die in be- 
treff der Wittwen- und Töchter-Konservierung getroffen worden. 
Hatte das Konsistorium die letztere auch jetzt noch als „höchst 
billig" bezeichnet, so versuchte hinfort doch keine Wittwe mehr, 
für sich oder ihre Tochter die Stelle der Pfarrfrau im Rechts- 
wege zu erstreiten. Damit dass das Tribunal den Rechtsanspruch 
der Wittwe Otto verneint hatte , hatte es für Alle verständlich 
ausgesprochen, dass solch ein Anspruch der Wittwen auch beim 
Zusammentreffen jener vom Haupt-Kommissions-Rezesse bezeich- 
neten Umstände nicht zustehe, und dass der Patron zur Wahl 
der heiratswilligen unter den qualifizierten Bewerbern in kei- 
nem Falle verpflichtet sei. 

Durch diese Entscheidung des Tribunals sowie schon früher 
durch die von 1756 war eine Rechtsauffassung von der Bedeu- 
tung und Geltung der Bestimmungen des Haupt - Kommissions- 
Rezesses sanktioniert worden, welche von der früher herrschen- 
den bedeutend abwich. Es fragt sich, was nun überhaupt noch 
als geltendes Recht in betreff der Wittwen- und Töchter-Kon- 
servierung anzusehen war? Die zutreffende Antwort auf diese 
Frage giebt uns 
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Der Entwurf desProvinzialrechts vonNeuvor- 
pommern und Rügen vom Jahre 1836. 

Nach der Vereinigung Schwedisch-Pommerns, das nun den 
Namen Neuvorpommern erhielt, und der Insel Rügen mit der 
preussischen Monarchie im Jahre 1815 wurde die ältere Rechts- 
verfassung des Landesteils im wesentlichen beibehalten. Um eine 
Grundlage zu einem dereinst zu publizierenden Provinaaalrechte 
zu gewinnen, beauftragte das Justizministerium im Jahre 1830 
das Ober - Appellationsgericht (frühere Tribunal) in Greifswald 
mit der Zusammenstellung der in Neuvorpommern und Rügen 
vermöge ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmungen oder unbe* 
strittener Observanz geltenden partikularen Rechtsgrundsätze. 
Die Frage von der Nützlichkeit der Beibehaltung des geltenden 
Rechtes sollte, als eine rein legislatorische, dabei ausgeschlossen 
bleiben. Das Ergebnis dieser Arbeit wurde 1836/37 durch den 
Druck veröffentlicht 1 . In betreff der Wittwen- und Töchter- 
Konservierung sind in Teil II , Tit. 1 1 dieser Sammlung fol- 
gende Sätze aufgenommen worden 2 : 

187. (§ 940) : „Der Patron ist nicht schuldig, einem Kan- 
didaten, welcher die Wittwe, oder eine Tochter des verstorbenen 
Predigers zu heirathen beabsichtigt, die vakante Pfarre vor son- 
stigen Mitbewerbern zu ertheilen, vielmehr bleibt demselben die 
Berücksichtigung dieses Umstandes überlassen* 4 . 

198. (§ 951): „Sind auch sonst alle Verträge und Beding- 
ungen, welchen sich ein Kandidat, vor der Vocation, zu seinem 
Nachteile unterwirft, nach Vorschrift gemeiner Rechte und zwar 
besonders dann, unerlaubt, und ohne Verbindlichkeit, wenn sie 
zum Vortheile des Patrons gereichen, so ist es doch gestattet 

1 Es ist das schon öfters von mir angeführte Werk: Das Provinzial- 
Recht des Herzogthums Neu-Vorpommern und des Fürstenthunis Rügen. 
Im Auftrage des Königlichen Justiz-Ministeriums für die Gesetz-Revision, 
nach der Ordnung des Allgem. Landrechts, aus amtlichen Quellen bear- 
beitet. 6 Theile. Greifswald 1836—37. Ueber Aufgabe und Ausführung s. 
II, S. 45-57. 

3 A. a. 0. Erster Theil. Dritte Abtheilung. S. 42 u. 44. 
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und verbindlich, dass sich der Kandidat verpflichtet, die Wittwe 
oder Tochter seines Amtsvorgängers zu heirathen". 

Zu dem ersten Satze (187) heisst es in den Motiven 1 , dieser 
durch das Tribunals-Urteil von 1808 rechtskräftig festgestellte 
Grundsatz „war, wenn auch jetzt ähnliche Streitigkeiten vielleicht 
nicht mehr zu erwarten sein dürften, in den Entwurf aufzuneh- 
men, da er die Auslegung und Anwendung älterer, sonst nicht 
aufgehobener, Landesgesetze betrifft und in älterer Zeit wohl die 
entgegengesetzte Ansicht für die richtigere gehalten worden ist". 

Zu dem andern Satze (198) sagen die Motive 2 , dass ein 
Kandidat vor der Vocation die genannte Verpflichtung eingehen 
und der Patron sie von ihm fordern könne , sei hauptsächlich 
mit Rücksicht auf die zu 187 angeführten [in dieser Abhandlung 
besprochenen] Gesetze, und den Gebrauch in Pommern, ange- 
nommen, und „war in den Entwurf aufzunehmen, weil hiesige 
Gesetze mit zu Grunde liegen 1 *. 

Die Herstellung dieses Entwurfes hat zu der ursprünglich 
beabsichtigten Publizierung des neuvorpommerschen Provinzial- 
rechts nicht geführt. Auch ist der „revidierte Entwurf", den 
Jacobson erwähnt 3 , nicht veröffentlicht worden. In demsel- 
ben ist, nach diesem Gewährsmann, die Bestimmung des Satzes 
198 von dem Heiratsversprechen des Kandidaten als obsolet 
übergegangen. Viel mehr noch wird man sie gegenwärtig dafür 
halten müssen, obgleich ihre rechtliche Geltung, nicht ausdrück- 
lich durch gesetzgeberischen Akt aufgehoben worden ist. 

1 JL aTo. IV, S. 66 f. 

2 A. dems. 0. IV, S. 70 f. 

3 Das Ev. Kirchenrecht des Preussischen Staates und seiner Provinzen. 
Halle 1864/66, S. 392, Anm. 29. Ob und wo dieser revidierte Entwurf noch 
vorhanden ist habe ich nicht erfahren können. 



Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 2. 14 
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Ein Gutachten des Konsistoriums zu Leipzig vom 

Jahre 1556. 

Von 

Emil Sehling. 



Der Gedanke, im Albertinischen Sachsen Konsistorien zu er- 
richten, ist beinahe so alt, wie die Einführung der Reformation 
dortselbst. Schon 1539 wurde die Errichtung eines Konsisto- 
riums zu Leipzig geplant. Aber erst im Jahre 1543 wurde der 
Plan auf Befehl des Herzogs Moritz ernsthaft in Erwägung ge- 
nommen. Er gelangte aber nicht zur Ausführung, sondern 1544 
wurden die zwei Konsistorien zu Merseburg und Meissen er- 
richtet. Das Nähere hierüber habe ich meinem Buche „Die 
Kirchengesetzgebung unter Moritz von Sachsen und Georg von 
Anhalt. Leipzig 1899 S. 25 ff. und in der Einleitung zu meiner 
Ausgabe der Evangel. Kirchenordnungen Bd. I S. 92 ff. geschil- 
dert. Ueber die Konsistorien zu Merseburg und Meissen werde 
ich in den Einleitungen in Bd. II meiner Ausgabe der Ev. 
Kirchenordnungen ausführlich referieren. 

Im Jahre 1550 wurde das Konsistorium Merseburg nach 
Leipzig verlegt. Ueber diese Veränderung und die erste Ein- 
richtung des Konsistoriums zu Leipzig erhalten wir Auf- 
schluss durch einen Bericht des Leipziger Konsistoriums an den 
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Kurfürsten August vom 9. Februar 1577, vgl. Geffcken, in d. Z. 
f. Kirchenr. 4. 15. 

Ueber die Ordnungen der Konsistorien habe ich in der Ein- 
leitung zu Bd. I meiner „Ev. Kirchenordnungen" gehandelt, und 
insbesondere die Cellische Ehe-Ordnung (1545) in ihrer Bedeu- 
tung für die Rechtsprechung der Konsistorien und somit für die 
Geschichte des protestantischen Eherechts gewürdigt. Im Jahre 
1548 war auch das Konsistorium zu Wittenberg albertinisch ge- 
worden, ohne dass die Cellische Eheordnung auf dasselbe über- 
tragen worden wäre. Es urteilte also nach seiner auf bewährte- 
sten Vorlagen aufgebauten Praxis weiter. Das Konsistorium zu 
Meissen handhabte die Ehe-Ordnung in ziemlich freier Weise, 
nur das Konsistorium zu Leipzig hielt sich, indem es damit in 
die Fussstapfen von Merseburg trat, strenge an die Cellischen 
Beschlüsse. Kein Wunder, dass über die verschiedene Recht- 
sprechung bald im ganzen Lande lebhafte Klagen geführt wur- 
den. Geklagt wurde namentlich über Ungleichheit in der Be- 
handlung der Dispensationen und der heimlichen Verlöbnisse. 

Davon abgesehen, war auch die Rechtslage der Konsisto- 
rien, sowie ihr Machtbereich keineswegs befriedigend geklärt und 
normiert. Die Stände hatten wiederholt auf Erweiterung der 
Kompetenzen und auf grössere Selbständigkeit der Konsistorien 
gedrungen, und die Landes-Ordnung vom 1. Oktober 1555 hatte 
auch die Situation der Konsistorien entschieden verbessert. (Vgl. 
Einl. zu meiner Ausg. der Ev. Kirchenordn. I, 109 ff.). Aber Kur- 
fürst August dachte an eine gründliche Verbesserung der Zu- 
stände und insbesondere an eine einheitliche Kodifikation des 
Eherechtes. Als der geeignete Weg hierzu erschien die Einbe- 
rufung einer Konferenz nach Dresden, auf welcher sich unter dem 
Vorsitze Melanchthons die Mitglieder der drei Konsistorien bera- 
ten und „vergleichen" sollten. Ueber die Schicksale dieser Kon- 
ferenz habe ich in der Einl. meiner Ausg. der Ev. Kirchenordn. 
Bd. I, S. 110 ff. berichtet. Zur Vorbereitung der Beratungen liess 
sich der Kurfürst von den Konsistorien über die hauptsächlichsten 

14* 
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Reform- und Streit-Punkte Gutachten erstatten. Dieselben betra- 
fen die Einführung von Synodi und Partikular- Visitationen, die Or- 
dination, die heimlichen Verlöbnisse und die verbotenen Ehegrade. 

Eines dieser Gutachten, und zwar, wie aus der Bemerkung 
im Texte „allhie zu Leipzig" entnommen werden muss, dasjenige 
des Konsistoriums zu Leipzig, findet sich im Dresdener Haupt- 
Staats-Archiv Loc. 10600. Synodi und Visitationssachen S. 5 ff. 
Ich hatte ursprünglich vor, dasselbe als Anhang zu meiner Aus- 
gabe der Kirchenordnungen Bd. I abzudrucken, musste aber aus 
Raumersparnisgründen davon Abstand nehmen. Das Gutachten er- 
scheint mir jedoch, für die Geschichte der protestantischen Konsi- 
storien von solcher Bedeutung zu sein (vgl. auch die Wertung in 
der Einl. zu meiner Ausg. der Ev. Kirchenordnungen I, S. 72 ff., 
110 ff.) dass ich dasselbe an dieser Stelle zum Abdrucke bringe.—. 

Durchlauchtigster hochgeborner fürst, gnedigster herr. Als 
E. Churfl. g. eine form und raass under andern von christ- 
lichen synodis gnedigst suchen lassen, so sein wir erstlich herz- 
lich erfreuet, das wir die zeit erlebet haben und spueren sollen, 
das doch die weg und mittel, so zur forderung und erhaltung 
gottes ehre und einer christlichen zucht dienen, nicht stecken 
bleiben, oder bis nach den zeitlichen dingen und Sachen hinder- 
halten, sondern einsmahls uf vielfaltiges schreien der kirchen, 
mit ernst zur hand genommen werden, dan es je einmahl nicht 
genungk, das wir gottes wort und reine lehre uf der zungen 
haben und der Wissenschaft tragen, sondern es will daran am 
höchsten gelegen sein durch was weg und mittel wir zu erhaltung 
und beforderung gottes ehre und seines teuern seligmachenden 
worts alle unser vermugen, krefft, sterke und gottselige regi- 
rung dahin richten mugen, und ist uns von E. Churf. G. inson- 
derheit von herzen trostlich, das wir sehen, E. Churfi. g. zum 
gluckseligen eingang ihrer weltlichen regirung solches ufs christ- 
lichst, ohne zweifei aus sonderlichem eingeben des geistes gottes, 
treiben und ins werck setzen wollen, das bis daher zue höchster 
Zerrüttung und trennunge der armen kirchen under den beschwer- 
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lichsten eingefallen leuften und über uns vorhengten gottes 
zorn vorbleiben müssen. 

Wünschen und bitten den allmechtigen von grund unsers 
herzen, das derselbige E. Churfl. G. zu seiner ehren in der- 
massen gottseligen willen hinfurtahn also erhalten und sterken 
wolle. Was wir auch unsers vermugens darzu dienen können, 
soll es ob gott will, an unserm treuherzigen underthenigen wohl- 
meinung und vleis nicht mangeln. 

Und erstlich gnedigster herr, die synodos, darumb E. Churfl. 
G. unser bedenken gnedigst begehren lassen, belangende, ist es 
einmal an deme, dass die synodi zu forderung gottes ehre, 
erhaltnng reiner gottseliger lehre und auch christlicher zucht 
ein gar hochnotigst, nutzbarlich und dienstlichst werk und mittel 
sein, die weil die synodi nichts anders sein, dan ein christliche 
vorsamblung und Zusammenkunft gottseliger frommen Christen 
und gelerter vorstendiger leute, die sich zu gottes wort und 
der reinen evangelischen lehre, in dem alten und neuen testa- 
ment ergrundt, bekennen und halten, und dieselbige nicht uf 
neue erfindung und menschen lehr, sondern uf den reinen rechten 
vorstand und gottes ausgedruckten willen gewiss richten und 
sich des uf ein bestendigen schluss und meinung zu jeder zeit 
ihrer vorsamlung gründen und vorgleichen. 

Dan die alte apostolische kirche und derselben anhengige 
umb der Ursachen willen furnemblich dermassen synodos und 
vorsamlung angericht und verordenet, nemblich zum ersten, das 
man durch solche christliche underred zu dem wahren vor- 
stand mit hülfe des heiligen geistes quem und also die warheit 
erhalten und falsche lehr abgewandt und vorhutt wurden. Zum 
andern, das aus der prophetischen und apostolischen lehre die 
schwachen und jenigen, die vieleicht der lehre nicht genug- 
sam bericht oder derselben ein missvorstand hetten, ein ge- 
wissen grund schöpften und als eine richtschnur hetten, damit 
sie ihres glaubens und bekendtnus vorgewissigt und gesterkt 
und von ihrem irrthumb abgefurt wurden. 
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Item zum dritten, auf das in der gemein gottes und der 
christlichen kirchen zu jeder zeit ein vorsamlung und volke 
were, die mit gemeinem bekendtnus von der rechten lehre und 
gottes willen zeugeten, damit man wissen mochte, wo die rechte 
kirche sei. Zum vierden, dass der allmechtige und himmlische 
vater will haben seiner gleubigen ein gewis bestendig und er- 
grundt bekendtnus, welches uf unser nachkommen gebracht und 
damit dieselbige underricht und underweist und also auch zum 
reich gottes gebracht werden. 

Das sein, gnedigster churfurst und herr, die furnembsten 
Ursachen (welche dissmahl umb der zeit kurz willen, nicht weiter 
ausgefurt werden können) christlicher synoden, dahin sein sie 
anfengklich gemeint und auch durch die erste alte reine kirche 
gestifft und viel jhar also christlich gehalten, aber darnach im 
babstumb in ein fürstlich weltlich, das ist menschlich, gottlos ge- 
preng und also greulich missbrauch gerathen und mehr darinnen 
uf die sessiones, den die rechtschaffene lehre achtunge gewesen. 

Nun kan man aber zu keinen rechtschaffen synodis in 
diesen landen kommen, das ist, es werden die synodi, ob die 
schon gehalten wurden, wenig wirken oder volk und frucht 
schaffen, es sei dan sache, das zuvor und vor allen dingen ein 
iurisdictio, inspectio und kirchenregirung wiederumb aufgericht 
Wie aber und welcher gestalt und aus was notwendigen, wich- 
tigen bedenken und Ursachen dieselbige anzustellen, hiervon 
gnedigster herr haben wir vor der zeit E. Churfl. G. land- 
schaft uf ihr ansuchen, so zue Leipzig wegen der landgebrechen 
bei einander gewesen, ein bedenken in eil gestelt, dinstlich über- 
geben, thun E. Churfl. G. desselben nochmals auch hiermit ein 
copei underthenigst übersenden, bittende ganz underthenigst E. 
Churfl. G. wohl unbeschwert sein, dasselbe ihrer gelegenheit nach 
auch gnedigst übersehen und lesen lassen. 

Dan nachdem sich die bischofe und andere des babsts an- 
hang von uns der lehre halben getrennet, und wir in den lan- 
den den namen, gott lob in ewigkeit, haben, das wir die reine 
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lehr des euangelii fuhren, und den rechten gebrauch der sacra- 
ment haben, und dermassen vor andern landen hier innen aus 
gottes barmherzigkeit und segen erleucht, das die andern lande 
alle ein aug uf das land haben und es desfals zum exempel 
anziehen, 

als befinden wir unsers einfalts, unser kirchen höchste 
notturft erfordern, das zuforderst die iurisdictio, kirchenregirung 
und inspectio ecclesiastica ungeferlich uf die wege, ininassen wir 
hiebevor darvon meidung gethan, wiederumb herfurbracht, be- 
fordert und ins werk gesatzt werde. Dan sollen die synodi ein 
efiect und volge haben, so muss ihr zuvor ein haupt, das ist 
ein gottselig, christlich, stadtlich, unvordechtig iudicium und kir- 
chen gezwang sein, darfur die prister, lehrer und auch das volk 
und gemein gottes zu erhaltung reiner lehre, auch bestendiger 
gottseliger disciplin, ein forcht und scheu haben, uf die sehen 
und auch zu ihrer besserung gottes wort gemess sich richten 
und dem volgeten. 

Und das itzo vielmehr, dieweil under itzigen letzten zeiten 
aus unsers glaubens mitvorwandten und brudern rottengeister 
und giftige gesellen teglich einreissen und uf wachsen , welche 
in den kirchen in der nehe und sonst allerlei trennung und 
ferliche ergerliche Spaltung anrichten, unschuldige fromme gott- 
selige lehrer vordechtig und giftig angeben und den leuten 
hin und wieder einbilden und also das hoche teuer predigampt 
ferlich angreifen. Will man nun solcher geister mechtig sein, sie 
in ein scheu und zäum bringen und halten, so muss ein iudicium 
ecclesiasticum und ein bestendige ansehenliche kirchenregirung 
wiederumb angestelt werden, welchs uf kein andern weg, dan 
durch ein iurisdiction und inspection gescheen kan. 

Hieran sollt ja billich fursten und herrn land und leuten 
am meisten und höchsten gelegen sein, dan ja uf erden die re- 
girung die höchste und nötigste ist, die nicht uf geld, gut, rent, 
zins, acker, wiesen oder dergleichen zeitlich bracht gepreng und 
vörgenglich wesen (welches alles mit der weit und menschen 



Digiti 



izedby G00gk 



216 Abhandlungen. 

zu drummern gehen muss), gericht, sondern sie gehet uf gottselige 
christliche regirung der menschen, das ist uf derselben höchste 
wolfarth, ihrer seien heil und Seligkeit und abschaffung und 
vorhutung ergernis und also hocher nun ist des menschen seel 
gegen zeitlichen, leiblichen dingen, als der geschaffen ist zum 
ebenbild gottes, also viel hocher sollt man desfals dermassen 
regirung achten, die fördern, lieb haben, sich der undergeben und 
derwegen billich die hohen heupter und potentaten, ihr vermugen 
zu sterke, forderung und erhaltung solcher regirung streken 
und der allen treu und schütz erzeigen und beweisen solten. 

Vor alters sein grosse stadtliche einkommen von keisern, 
königen, fursten und herrn uf erz und bischofliche stift dahin 
fundirt, gestift und gemeinet, nicht das solche almusen gemiss- 
braucht und aus dem bischoflichen ampt nur allein in ein zeit- 
lichen furstenstand und haushaltung vorkehrt wurde, sondern 
das die bischofe als treue, fromme, gottselige Seelsorger der Juris- 
diction und inspection mit ernst sich, wie itzo darvon geredt wor- 
den, annehmen, und darauf alle ihre regirung allein richten. 

Aber itzo, dieweil die bischofe den mehrern theil die 
reine lehre lauter nichts achten, ja verdammen und verachten, 
und sich nur allein zum leiblichen regiment, das ist zu erhaltung 
ihrer rentguldt und zur haushaltung wenden , und darauf zu 
höchstem missbrauch der alten und anfengklichen gottseligen 
wohlmeinenden Stiftung ein furstenstand fuhren, und sonderlich 
unsere bischof in der nehe eins theils unsere reine lehre und 
wahren brauch der hochwirdigen sacrament ufs heftigste hassen, 
und dieselbigen, wo sie räum hetten, ohne zweifei verfolgeten und 
sich also dardurch von unsern kirchen trennen, so ist es von 
E. Ohurfl. G. vorfahren vor hochnöthig und gar wohlmeinlich und 
christlich bedacht worden, das in erwegung, das ohne das das 
land schier mit zwölf stiften begriffen, anstatt der bischofen 
consistoria, welche des bischoflichen ampts vorwaltung trugen, 
geordenet wurden. 

Was aber volg, effect und ansehen dieselben bis daher ge- 
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habt, und wie wir nur zum schein, schat, ja schimpf und spott 
gesessen, darvon haben wir im grund der warheit in unserm der 
landschaft zugestelltem bedenken cleglich meidung gethan, da- 
hin wir uns nochmals wollen gezogen und E. Churfl. G. ganz 
underthenigst zu gemuth gezogen haben. 

Es ist auch ja allzuwahr, dass die consistoria un ansehenlich, 
schwach, ja vorechtlich und bei den vom adel, burgern und pauern 
schimpflich gehalten gewesen, was die Ursachen, kan aus unserm 
hiebevor ubergebenen bedenken etlichermassen vorstanden werden. 

Bei zeiten und leben des hochlöblichen teuern gottseligen 
fursten und man gottes fürst Georgen zue Anhaldt, christlicher 
seliger gedechtnus, als derselbige das bischofliche ampt zu Mer- 
seburg getragen, hat es wohl ein ansehen und war auch darauf 
sein gar gottselige regirung gemeint und auch angericht gewesen, 
das durch 8. f. g. ein iurisdictio und inspectio solt aufgebracht 
werden, wie dan s. f. g. nicht allein wegen furstlichs stambs und 
geblut, sonder auch wegen seiner furtreflichen und von dem all- 
mechtigen sonderlich gezierten tugenden und gaben halben das 
ansehen wohl haben konte, dass s. f. g. nicht allein dermassen 
Jurisdiction zieren, sondern auch mit dem werk und that das 
bischofliche ampt führet, und in diesen landen viel merkliches 
nutzes und frommen geschafft. Wolt gott vom himmel, das man 
under itziger trennung noch ein solchen kirchenregirer in diesen 
landen haben konte, es solten viel Zerrüttung bis daher vorblie- 
ben sein. Es sei im aber wie im wolle, wenn es die hochen heup- 
ter mit ernst meineten, so konten noch wohl mittel und wege 
gefunden werden, wie vielgedachte iurisdictio, und inspectio gott- 
selig und christlich bestelt werde. 

Zum andern, was nun den modum, art und weis belang- 
end, wie die synodi gehalten werden solten, wissen wir denselben 
noch zur zeit nicht zu vorbessern, oder anderer besserer meinung 
und weis unsers einfalts anzugeben, dan sie durch hochgedach- 
ten teueren man gottes fürst Georgen gehalten worden und im 
brauch gewesen. 
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Es hielt Fürst George seliger zweierlei synodos 1 , darbei 
unser eins theils mehrmals gewesen, jedes jhar erstlich generales, 
darnach particulares. Generales synodos hielt s. f. g. folgender- 
gestalt: S. f. g. liss alle superattendenten, soferne sich s. f. g. 
tragender befehl in diesen landen erstreckt, erfordern und vor 
sich vortragen, und wan sie vor s. f. g. quamen, do communicirt 
und conferirt s. f. g. mit den superattendenten von dem haupt- 
grunde und articuln christlicher lehre und ihren kirchen Ordnung 
und gebrauch, erkundet von denselben, ob irgendts under ihren 
superattendenzen Unrichtigkeiten eingefallen , oder vordechtige 
geister sich ufwurfen, die sich neuer ertichter lehr understunden. 
Item wes sich ihre prister in lehr und leben hielten. Item was 
mit der pfarherrn vorenderung vorzunehmen. Item was öffent- 
lich ergernuss vorhanden, oder sonst dergleichen pfarrgebrechen 
und ihren einkommen und anderer dergleichen mengel ihnen 
furstunden, die bescheides oder sonst geburlicher Weisung bedurf- 
ten, damit man alsbalt durchs consistorium rath und hülfe schaf- 
fen möchte. 

Und solche christliche underred, synodus und gesprech war 
under andern instar examinis, do die superattendenten selbst 
(welcher anderer pfarhen aufseher sein solten), gleich als in ein 
examen gezogen und christlich gesprochen wurden. 

Item es dienet auch darzu, das ein itzlicher superattendent 
in seinem district und befehl desto vleissiger musten achtung uf 
ihre prister haben und nicht leichtlich unordenung, Unrichtigkeit 
und ergernus ihrenthalben lissen einreissen. 

Wan nun im land ein iurisdictio und ansehenliche inspectio 
mit einer volg und kirchengezwang der kirchen wiederumb under- 
geben und eingereumet wurde, so bedechten wir, das ein iedes 
consistorium gleichergestalt im land jerlich ihre underworfene 



1 Man vergleiche hiezu meine Kirchengesetzgebung unter Moritz von 
Sachsen und Georg von Anhalt. Leipzig 1899. S. 81. 119, sowie Einleit. zur 
Ausg. der Ev. Kirchenordnungen. Bd. I S. 72 ff. 
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superattendenten hett bescheiden und dermassen christliche con- 
vocation synodos und underred mit denselben gehalten. 

Und wan es ja mangelt an theologis und Juristen, das in 
consistoriis die person zu schwach, so kondte man die ansehen- 
lichsten besten leute von theologis in der universitet zu Leipzig 
zu solcher convocation ziehen, das sie ufs wenigste des jhars 
einmal bei diesem examine actu und underred weren und 
hülfen dem consistorio mit einrathen und zu forderunge gottes 
ehre und guter Ordnung und zucht, auch abwendung ergerniss, 
beistand leisten, aber dieselbigen personen solten hierzu sonder- 
liche bestallung haben, damit sie desto williger hierinnen wurden, 
darzue dan E. Churfl. G. gnedigst befehl thun kan. Item die 
superattendenten, die aus dem land zu Doringen und andern fer- 
nem örtern, die sich auf erforderung des consistorii an die be- 
schriebene ort und stell begeben und derhalben Unkosten und 
zehrung anwendeten , musten nicht uf ihre unkost, sondern ufs 
wenigst die ausslösung haben, das konte E. Churfl. G. also gros- 
sen uberlauf nit machen. Und ungeferlich uf die mass und 
weise konten jerlich die generales synodi gehalten, und viel be- 
schwerliche ergerliche Unrichtigkeit und Unordnung darinnen be- 
sprochen und zu abschaffung derselben mit gemeinem rath der 
gelerthen geschlossen werden. 

Dardurch wurde einmuthiglichen die reine christliche lehr im 
lande erhalten, und dieneten die synodi auch zu guter Ordnung 
in den kirchen, das dieselbigen gottselig und gleichförmig und mit 
einigkeit erhalten wurden und mussten sich die leichtfertigen 
pfaffen, auch die rottengeister drucken, wurden nicht also leicht- 
lich frembde lehr und enderung in den kirchen und landen ein- 
gefurt, oder sonst falsche lehrer einschleichen, sonder dieselben 
rottengeister gedempft und gestilt, prediger und diener Christi im 
gemeinen catholischen rechten vorstand des worts gottes bleiben, 
und denselben uf andere und die nachkommen bringen. 

Betreffende die particulares synodos, so ein itzlicher super- 
attendens in seiner superattendenz zu halten schuldig, hat hoch- 
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gedachter fürst Georg den gebrauch: s. f. g. bescheidt des 
jhars einmal gemeinlich umb Michaelis alle pfarherr des stifts 
Merseburg, hielt erstlich eine christliche vormahnung und oration 
in der kirchen, darnach liss s. f. g. den pfarherr etliche articul 
vorlesen, die alle jhar vornauert wurden, wie sich ein itzlicher 
prister mit der kirchenordnunge und sonst auch in ehesachen 
halten solte, und wan solches gescheen, so greif s. f. g. zum 
examen, examinirt ein pfarrherr nach dem andern in der christ- 
lichen lehre. Zum letzten must ein jeder prister schriftlich, was 
ihm vor sonderliche gebrechen und beschwerung vorfielen, auf- 
legen, auf welches in das consistorium ein handel nach dem 
andern zur hand genommen und darinnen bescheid geben. 

Also und uf die art sollen die superattendenten ein jeder vor 
sich selbst in seinem befohlen gezirk seiner inspection ein ubung 
und also die pastores und pfarherr in einer furcht zäum und 
scheu halten, und wurden dardurch viel beschwerliche ergernuss 
und Unrichtigkeit abgeschafft. 

Auf solche visitationes volgeten alsden von sich selbst die 
visitationes locales, die ein itzlicher superattendens, wo es von 
nöthen, under seinem befohlnem pfarherrn jerlich hielte, darzue 
dan das consistorium auch nach gelegenheit jemands kondte 
abfertigen, inmassen in vorigem unserm bedencken hiervon er- 
wehnung gescheen. 

Und wir haltens darfur und hoffens auch, es solten noch 
soviel geistliche guter im land vorhanden sein, darvon die Un- 
kosten, so vieleicht auf dermassen bestellung und auch vorsamb- 
lung gehen wurde, erlegt werden möchte, dieweil hierzue furnemb- 
lich die geistliche guter, wie die angriffen, hinderlegt und die 
einkommen geschaft werden sollen, dan ohne zweifei anfenglich 
und ungeferlich vor 30 jharen die ersten und reinen evangelischen 
lehrer des worts gottes dahin geseen und die hochen heupter auch 
in ihren predigten gewiesen (oder ja weisen und underrichten 
sollen), wie sie vermerkt, das es mit den bischofen hat ferlich 
sein wollen, das man an stadt der bischofe andere gottselige 
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christliche leute ordenen sollen, denen die iurisdictio und kirchen- 
gezwang, wie er gottes wort und der reinen lehre gemess blieb 
und nicht also erbermlich die kirchen regirung nicht allein ge- 
druckt und gehindert, sondern auch zerstöret und alles gar in 
häufen geworfen wurde, und wan die hohen heupter sich darauf 
fuhren lassen, das die geistlichen gutter gar verruckt und vor 
erbguter hinweg gezogen werden, so wollen desfals viel guter 
regirung aus mangel der unkost und bestellung stecken und 
dahinden bleiben. 

Wolt man aber darauf nicht bedacht sein, das eine besten- 
dige ansehenliche inspectio und iurisdictio aufgericht werde, dar- 
durch man der rottengeister und wüsten eigensinnigen köpfen, 
die ihnen eigen treum dichten und bruder an sich hengen, mäch- 
tig sein und auch andere ergerliche beschwerliche Unrichtigkeit, 
zu erhaltung einigkeit in der lehre, guter Ordnung in kirchen und 
zucht under den leuten abgeschafft werden mugen, so müssen 
wir auch, gott sei es im himmel geclaget, vor äugen sehen, wie 
es itzo am höchsten im schwang, das teglich rottengeister und 
andere eigensinnige köpfe und schwermer ufwachsen und einreiss- 
sen und allen ihren geifer dahin richten, wie andere kirchen red- 
lich vorlestert, vortunkelt und vordechtig wieder gott und ihre 
gewissen gemacht werden, also das nur die andere lande, so sich 
zu der reinen und unvorfelschten christlichen lehre ufs höchste 
sich beflissen, in erschreckliche ergernus, verdacht und abscheu 
gesetzt und gebracht, und also die rechte kirche und gemeine 
gottes zerspalt und zertrennet werden, darüber kutzeln sich eins 
theils hoche heupter, haben hieran ein wolgefallen und halten 
solchen meutern den rucken und theilen ihnen schütz mit, da- 
raus dan, das gott gnediglich vorhuten woll, under den hochen 
heuptern beschwerliche misstrauen, ja letzlichen partheische affect 
under den leuten und endlich ferliche Zerrüttung, auch der 
weltlichen und zeitlichen regirung volgen muss. 

Wir wollen geschweigen was sonst aus mangel der kirchen 
gezwang und rechten ansehenlichen inspection wegen dermassen 
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zertrennunge, zurruttung und eingefurte vordachts der kirchen 
dieser und ander landen letzlich das volck und gemeine man uf 
ein greulichen welschen epicurischen modum und Zerstörung eus- 
serlicher disciplin wurd fallen. 

Dan do sie sehen und spueren, das kein kirchenzwang und 
regirung vorhanden, damit den frevelern und turckischen epi- 
curern ihr gewissen mochte etwas gebunden werden, so gerathen 
sie in greuliche Sicherheit, verachten öffentlich das kirch und 
predigampt, es gilt ihnen alles gleich, lutherisch und papistisch 
sein, daher dan draussen im lande die iurisdictio wegen dermas- 
sen Uneinigkeit und trennung eines theils also gering achten, das 
sie die bepstischen bischof gar wiederumb under sich ziehen las- 
sen, die armen pf äffen ufm lande werden gedruckt, vorhungert, 
ja an leib und leben gefehrt, der adel, pauer und burger gehen 
schir mit fussen über sie, werden zum spott und schimpf gehal- 
ten, es ist schir kein schütz da, daher grausame Verwüstung der 
kirchen folgen muss, dan sich niemands gerne zu dem studio der 
heiligen schrift aus mangel der geringen underhaltung und Ver- 
folgung begeben will, es thun die ministri allgemach fallen, die 
alten gelerthen und besten leute sterben hinweg, die jungen, die 
etwas tapfers, wie bisdaher gescheen wieder die ketzer und an- 
dere ufrurische, meuterische geister und falschen lehrer ausrichten 
solten, können nicht aus mangel der underhaltung uf und fort- 
kommen, wan sie kaum angefangen, so müssen sie aus mangelung 
der underhaltung hinweg und uf dienste sich begeben, vermugen 
nicht im studio zu vorfahren, die und andere unzehliche, beschwer- 
liche, ergerliche Unrichtigkeit und fehrliche scheden müssen wie- 
der die kirche gottes einfallen, wo man den dingen nicht durch 
eine christliche gottselige Jurisdiction kirchengewalt und regirung 
rath schaffen und diesem vorstehenden erbermlichen jammer ab- 
helfen wurd. 

Mit der Ordination und weihe nach apostolischer christlicher 
art bedenken wir, zum ersten, das man keinen ad ministerium 
verbi zuliess, er were dan der lateinischen sprach bericht, und 



Digiti 



izedby G00gk 



Sehling, Ein Gutachten des Konsistoriums zu Leipzig vom Jahre 1556. 223 

konte lateinisch respondiren und vorstunde die capita christianae 
doctrinse recht und wohl, auch das er vier und zwanzig jähr alt 
wer. Sonsten wird das land voller teuscher und junger pfaffen, 
das bei dem gemeinen man nicht viel bauet. 

Zum andern, das fünf mahl im jhar die ordinatio gehalten, 
als uf die vier Quatember und dan Quasimodogeniti den sontag 
nach ostern, es were dan die hohe notturft vorhanden und aus- 
serhalb des landes leute zur Ordination geschickt und obgemelter 
zeit gar nicht erwarten konten, mochte man alsdan mitlerzeit 
'die ordinationem auch halten. 

Zum dritten, dass die ordinanden bei zeit an die örter zur 
Ordination geschickt und abgefertiget werden, auf der kirchen 
und pfarvolcks, darzu er berufen, unkostung, auf das die ordinan- 
den nicht allein verhört in examine, sondern auch eine predigt 
oder zwo thun lasse und sie singen höre, auf das man rechtschaf- 
fene leute in das predigampt setze, die dem volk in kirchen 
emptern recht können verstehen. 

Zum vierden, das E. Churfl. Gr. befehl thun, bis das die 
quatuor professores theologise bei dem examen der ordinandorum 
und impo8itione manuum seind, sampt den andern ministris verbi 
dergleichen ein doctor iuris aus dem consistorio darbei stehe, 
alles um mehrers ansehens und gezeugnus willens, das man sehe 
und höre, das es ernst ist und den sachen recht gethan wurd. 

Zum fünften, das mit berufung der kirchendiener rechte 
christliche weis gehalten werde, als nemblich das der lehenherr 
der pfarren mit wissen und willen des superattendenten darunter 
die pfarr gehöret, den berufenen dem volk vorstelle und mit einer 
oder mehr predigten verhören lasse, und do er dem lehenherrn 
und pfarr volk gefellig, ferner mit wissen und schrift auch des 
superattendenten an gebuerliche örter umb die Ordination an die 
consi8torien vorschreiben. 

Zum sechsten, das keiner den andern ordinire, die nicht in 
sein iurisdiction des consistorii gehören, aussgeschlossen die fremb- 
den ausserhalb des landes, dan sonsten vielmals sich begeben, 
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das bei uns zu leipzig nicht zugelassen, umb deswillen, das sie 
entweder lateinisch nicht gekundt, oder allein von lehenherrn 
ohne wissen und willen des superattendenten berufen und zur 
Ordination geschickt und ins ampt haben wollen einschleichen. 
Die seind kegen Wittenberg gelaufen und einstheils daselbst zu- 
gelassen und ordinirt worden, daraus dan uns viel ungelimpfs 
und wiederwillen bei den vom adel und andern entstanden ist. 

Zum siebenden, das bei den universiteten leute gesucht und 
zum predigampt berufen worden und aus E. Churfl. G. Stipen- 
diaten, die in theologia studiren, sonderlich für andern genommen* 
und berufen werden, dan dieselbigen kan man in teglicher ubung 
halten des predigten gewehnen und andern dingen zum ministerio 
dienstlich und wurden die kirchen empter mit gelehrten und 
tüchtigen leuten bestelt, und damit man seine alte gesellen immer 
im vorrath hette, soll man ad stipendia theologica nicht iunge 
leute aufnehmen, sondern was über neunzehen jhar und nicht 
darunter were, die konten noch etliche jhar studiren ehe sie das 
24te jhar erreicheten, und darnach fort und fort bis sie zum 
ministerium berufen wurden. 

Bedenken zu ehesachen. 

Die Ordnung, so zur Cell vor etlich jhar in ehesachen aufge- 
richt und bis daher einstheils consistoria auf dieselbige die ehe- 
sachen richten müssen, belangende, ist es an deme gnedigster 
churfurst und herr, das dieselbige christlich und wohl anfenglich 
gestelt, und von treflichen hochvorstendigen leuten, die sie be- 
greifen lassen, treulich gemeinet worden, auch zu abwendung 
vieler einfuhrung und ergernus bisdaher eine gute richtschnur 
gewesen, es hat uns aber die viel jhar daher die erfahrung ge- 
ben, und befinden es im werk teglich, das die ehe und gewissen- 
sachen sich nicht aller dinge wollen mit Ordnung binden und ein- 
ziehen lassen, dan uns hieraus, do wir stracks nach den buch» 
staben die Sachen in die Ordnung dringen wollen, allerlei be- 
schwerliche Unrichtigkeit begegnet und zugestanden, derwegen 
mit sonderlicher bescheidenheit und vleis mit erwegnus der 



Digiti 



izedby G00gk 



Sehling, Ein Gutachten des Konsistoriums zu Leipzig vom Jahre 1556. 225 

umbstenden die hendel angegriffen und gehandelt, und hierinn 
mehr arbitrirt, dan mit Ordnungen die gewissen gebunden werden 
mugen. Wollen derhalben in kurz uf etliche capita und rubri- 
cas unser bedenken uf E. Churfl. G. hochfurstliche vorbesserung 
underthenigst ufs einfaltigst eröfnen. 

Erstlich bei dem tittel von der eitern consensu und bewillig- 
ung stehet under andern, das die verlobnus, die unersucht wissen 
und willen der eitern durch die kinder gescheen, nichts sein sollen, 
wan auch die eitern keine Ursache hetten, anzuzeigen, diesen ar- 
ticul von der eitern bewilligung, nachdem derselbige etwas hart 
gespant, haben wir in viel wege under furgefallenen hendeln fer- 
lich vermarckt, dan do die eitern vorstanden, das sie aus der 
ordnunge den behelf hetten, auch ohne Ursache der kinder ver- 
lobnus zu streiten und zurucke zu ziehen, so haben sie ihren 
veterlichen gewalt sehre missbraucht, und wiewohl wir treulich 
mehrmals zwuschen den parteien pro matrimonio gehandelt, so 
sein doch die eitern stracks uf ihrem nicht willigen ohne Ursache 
gestanden, und aus der Ordnung schütz suchen wollen, ungeacht 
das wir in allen umbstenden zwuschen den personen keine un- 
gleichst oder das sonst die verlobnus mit unfuig angefangen 
weren, befunden. 

Daraus dan beschwerliche Unrichtigkeit und ergernuss folgen 
müssen, do die kinder unbedacht der eitern heftiges wiedersetzen 
und einred aus lieb der verlobten person, sich in keine weg, auch 
ohne scheu einiger auferlegten zeitlicher straf nicht wollen von 
einander reissen und trennen lassen, sondern sich stracks zusam- 
men als eheleute gehalten und also eingelassen, das man darnach 
sie nicht scheiden können, solches ob es wohl den eitern schmerz- 
lich gewesen, so haben sie doch ihnen die Ursachen zurechnen 
müssen und nochmals also wieder ihren willen und dank bleiben 
lassen, het man nun vermöge der ordnunge die person von ein- 
ander gerichtlich theilen und scheiden sollen, so ist leichtlich zu 
ermessen, mit was frucht und volge dasselbe gescheen, ja was 
andere grossere ergernuss, Zerrüttung der gewissen und andere 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 2. 15 
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Unrichtigkeit folgen müssen. 

Item wir haben auch erfahren, das in gleichem fall, do der 
der person halben kein ungelegenheit gewesen obwohl die kinder 
eines redlichen verlobnus anfenglich gestendig, auch demselben 
gerne volge thun wollen, doch entlich auf geschwinde bedrauung 
imd bedrangnus der eitern, auch kindlicher forcht und gehorsamb, 
sich einnehmen lassen, aber darüber dermassen in ihren gewissen 
vorwirret und irr worden, das es wurde uf der elter gehorsamb, 
oder auch uf das verlobnus geschlossen, ihr gewissen nicht zufrie- 
den und ruhe gestellt oder bracht werden mugen, dardurch aus 
zweifei die kinder ins elend geiagt und darvongelaufen sein. Item 
wir wissen feil, do zwei person sich auch ohne vorwissen der ei- 
tern nicht allein sich redlich verlobet, sondern auch das matri- 
monium per copulam consumirt, darnach hat der gesell die eitern 
heftig umb die tochter ehelich besuchen und werben lassen, nun 
hat die tochter aus geschwinder furcht der eitern die copulam vor- 
schwiegen, die eitern sein stracks uf ihrer nichtbewilligung vor- 
harret und ohne Ursache dem gesellen die tochter geweigert, darü- 
ber der gesell hart vorn köpf gestossen und sich an einem andern 
ort mit einer andern ehelich niedergelassen, darnach als die toch- 
ter schwanger worden, haben die eitern mit bekommernus und 
schmerzen an ihrem kind die schand sehen müssen, und obwohl 
der bube übel und unrecht gehandelt, das er ohne vorgehend 
erkentnus der kirchen sich mit der andern also eingelassen, so 
ist doch der ergerlichen Unrichtigkeit furnembste Ursache der 
elttern heftigkeit und geschwinde gewalt, den sie zue zeiten mehr 
zue zorn der kinder den zur billigkeit missbrauchen. 

Die und dergleichen mehr exempel konten wir wohl anzei- 
gen, auch in dem fall, do kein dermassen ungleicheit vorhan- 
den, dardurch ein rechtschaffen verlobnus solt hinderzogen wer- 
den, do aber eine ungleicheit oder sonst das verlobnus mit fer- 
lichen betrug, copulerei oder dergleichen unbefuigten beginnen 
angefangen und listiglichen die kinder hindergangen weren, in 
dem fall sein wir mit der Ordnung gar wohl einig, und sagen, das 
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sie christlich und wohl bedacht, und das solches auch darzue 
causa impulsiva ohne zweifei gewesen. 

Solten derhalben die Ursachen von der eitern einrede in 
solchen feilen nicht allerdinge abgeschnitten werden, sondern es 
were unser bedenken, dass man hierinne den consistorüs ein 
christlich arbitrium liess, also dass sie mit sonderlicher beschei- 
denheit die Ursachen, ob die erheblich oder nicht mit vleis nach 
dem beschriebenen recht bewegeten, und alsdan ungeacht der 
eitern wiederfechten, darauf nach gelegenheit der Ursachen die 
sponsalia de praesenti und matrimonia richten, zueforderst, wan 
die kinder sich selbst nicht zue den eitern schlagen, und sich 
mit bewilligung derselben behelfen, sonder sich desfals von ihnen 
sondern und zu rettung ihres gewissens dem vorlobnus folge thun 
und nachsetzen wolten, also wurde der eitern geschwindigkeit 
und missbrauch gebrochen und ihre veterliche gewalt eingezogen, 
dieweil sie den nicht nach ihrem willen richten, sonder in der ge- 
richten hierinnen arbitrium und moderation stellen müssen, dar- 
durch wurde auch den kindern ihr gewissen ruhe geschaft und 
viel andere Unrichtigkeit, darvon hieroben ein wenig meidung ge- 
than, vorhut bleiben. 

Bei dem tittel von heimlichen vorlobniss. 
Ist die Ordnung in dem auch gar wohl bedacht, dan wir 
erachtens darfur, das aus den heimlichen verlobnuss, (wie auch 
die alten wol vormarckt und derowegen den ganzen tittel, de 
clandestina desponsatione in die recht getzogen) viel unraths und 
Unrichtigkeit erwachsen, derwegen dan man darein greifen und 
auch den rechten, die etwas sehr weitleuftig hier innen und zue 
sehr mild mit den eiden gewesen, mass setzen und die eide ab- 
schaffen müssen, aber gleichwohl ist es auch an dem, das uns 
under teglicher erfahrung auch fall furkommen, darinnen wir 
vormerken, das es auch fehrlich sein wolt, wan man ohne under- 
scheid und eid, wie die Ordnung ohne underschied stehet, auf alle 
heimliche verlöbnus die leute solten abgewiesen werden, und be- 
dechten demnach, das die Ordnung uf iunge, oder sonst dermassen 

15* 



Digiti 



izedby G00gk 



228 Abhandlungen. 

person, die ob sie wohl der eitern und Vormunden halben ausser- 
halb der eitern oder auch Vormunden und freunden gewalt, ie- 
doch Vorstands halben ihr nicht aller dinge mechtig sein konten, 
zu vorstehen sein. Derwegen do die person furquemen, die ihres 
Vorstandes, witz, alters und ander dergleichen umbstende halben 
mechtig, und ihren dingen selbst wohl vor sein können, in sol- 
chen person erachten wir das ein underscheid zu halten sein 
solte, und do auch auf heimliche geclagte verlobnus sie die ver- 
lobnus gestendig weren, so solten sie alsdan nicht von einander 
zu theilen, sondern zusammen rechtlich erkant werden, item do 
auch vermuthung wieder dasjenige theil, so das verlobnus vor- 
neint, erscheineten, so solte man alsden hierinnen nach Verord- 
nung der beschriebenen recht ein bescheidenheit gebrauchen, ob 
demselbigen theil ufs wenigst das iuramentum purgationis uf- 
zulegen oder nicht sein solte. 

Dadurch wurden mehrmals durch solche mittel des eides 
und treue vleissige vorgehende erinnerunge ihres gewissens der 
eheverlöbnus bekentnus aus den partheien, die sie sonst aus 
leichtfertigkeit vordruckten und vorschwigen, gedrungen, die ehe 
nicht zurissen, und auch die gewissen, so sonsten hernacher, wan 
sie in ein rauel fallen, hoch und beschwerlich, vorwirrt und ge- 
engstiget werden, zu ruhen gestalt, dann wir neulich alhier zue 
leipzig mit bekümmerten herzen vor uns erfahren, do ein ehrbar 
alte vorstendige wittwen alhier zue Leipzig auf eine heimliche 
geclagte verlobnus und ihr nein sagen, ungeacht zwuschen beiden 
personen unserm gebrauch nach vleissiger gehaltener handlung 
losgetheilet, hernacher balt in ein erschreckliche reue gefallen 
und den cleger selbst umb vorzeihung bitten und das verlöb- 
niss, welches sie vor den gerichten vorgeslich vorneint, ihm durch 
ander gestanden und durch dieselben ihnen umb Vollziehung der 
ehe bitten lassen, als aber zue ihrem fall dazumal der cleger 
und gesell nicht bald zur stelle gewesen, ist das weib in eine 
fehrliche melancholei gefallen, sie dermassen über dem handel 
bekümmert und in ihren gewissen geengstiget worden, das sie 
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krank worden und des lagers auch gestorben, ja in vorzweifelung 
were sie dahingefahren, wen sie durch gottselige priester mit 
gottes wort nicht christlich gesterkt und getrost worden were, 
die und dergleichen erschreckliche feil und tragici exitus, gne- 
digster herr, thun zue zeiten einfallen, derwegen mit underscheid 
unsers erachtens diese Sachen tractirt werden müssen. 

Zue dem Gnedigster herr, so ist uns über das alles der 
fall mehrmahls beschwerlich furkommen, do einer sich unwissend, 
das sie von einem andern befleckt und beschlossen gewesen, öffent- 
lich verlobet und dieselbige vor eine iungfrau erfreiet, hernacher 
aber, als das part den betruck vormarkt, ist es zuerucke getreten 
und zu volnziehung des verlobnuss, ungeacht unser vleissiger ge- 
haltener handlung, keinesweges sich bereden lassen wollen. 

Und obwohl unser einstheils zue merseburg darbei gewesen, 
das hochgedachter fürst George zue Anhalt per viam decreti 
zu vorhutung beschwerlichers unraths, feindschaft, mords, weg- 
laufen und dergleichen grausam beginnen und ergerniss sie von 
einander theilen lassen, so haben sich doch in diesem fall bis 
daher die consistoria hierauf nicht einer meinung entschlossen, 
dan einstheils halten, das in solchem fall auch die lostheilung 
zu thun sein solte, wanschon das matrimonium consumirt, das 
ist der betrogene mit der dirne die hochtzeit und ehelich hei- 
liger gehalten hette, welches wir nicht halten, sondern erachtens 
es sei genug aus den beschriebenen rechten (darwieder der fall 
ist) geschritten, wan dermassen lostheilung nur in dem fall nach- 
gelassen wurden, do sich die beide person allein mit einander 
verlobet hetten, es were de praesenti oder de futuro, ita ut res, 
inter contrahentes, quod ad copulam attinet, sit integra, non si 
matrimonium inter ipsos intercessisset consumatum, quo casu, 
solte es unsers bedunkens in terminis juris communis bleiben. 

Aber wie dem allem, so will es die hohe notturft erfordern, 
das die consistoria hierüber zusammen kommen und sich über 
den und andern dergleichen hendeln mundlich und kegenwertig 
besprechen und einer endlichen meinung, die darnach in eine 
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Ordnung gebracht und darauf folgents ohne bedencken gesprochen 
werden mochte, sich vorgleichen. 

Mit den gradibus, gnedigster herr, befinden wir, das diesel- 
bigen, nachdem sie in dem 3. grad gleicher linien durch eine 
offene Ordnung gestatt und gewilliget worden, bis daher viel ein- 
fuhrung gemacht und das die leute aus böser unchristlicher 
brunst dieselbigen immer neher und neher nehmen, und, do es 
zue zeiten bei den partheien gestanden, lieber in dem andern 
grad ohne bedencken und scheu einiger blutschanden sich mit 
ihren blutsvorwanten vormischen wollen, welches auch je erger- 
lich, bedechten derhalben hierinnen, das desfals die Ordnung ge- 
endert und die sipschaft in blutfreundschaft und schwagerschaft 
uf den vierden grad gleicher linien unablesslich extendirt und 
gericht, und hierbei, do desfals die Ordnung gebrochen, von E. 
Churfl. G. ein peen nach derselben gnedigsten willkuhr gesatat 
werde, iedoch muste zuvor die Ordnung publicirt, vorkundiget 
und ausgeschrieben werden. 

Es werden auch Gnedigster herr die hurerei, unzucht und 
ehebruch gar und sehr gemein, und durch die weltliche obrig- 
keit gar wenig gestraft und wanschon die mans-person etwas 
gezuchtiget, so spuren wir doch, das man bis daher der unzuch- 
tigen weibes person halben uf kein sonderlichs ernsts einsehen 
ist bedacht gewesen, dan wan die beschlaffen dirn vor die con- 
sistoria und gericht kommen, so pflegen sie zum schein die ehe- 
vorlobnis anzuziehen, da wir doch under der verhör und handlung 
und vleissiger erkundnus der sachen gelegenheit mehrmals vor- 
mercken, dass mehr hurerei gemeinet, gesucht und auch zwuschen 
beiden personen begangen, dan das einige verlobnuss zu vor- 
muthen, und obwohl zue zeiten und zum oftermahl die consistoria 
auss bewegenden Ursachen auf ein mitgift der geschwechten per- 
son zue abtrag handeln und auch sprechen müssen, so werden 
doch dardurch andere leichtfertige huren und unzuchtige weibes 
personen etlichermassen gesterkt, auch von andern darauf vor- 
leit, das sie nur das ehevorlöbnus solten anziehen, so konnten 
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sie desto leichter zur mitgift kommen, wagen es endlich dahin, 
der meinung, wan sie die ehe nicht erhalten, so muss ihnen doch 
der unzüchtige bube eine gute summa geldes schwitzen, an der 
schand ist ihnen wenig gelegen, damit nun solche ergernis und 
vielfaltige unzucht abgeschaft und ein scheu in dermassen leicht- 
fertige gottlose leute gebracht werd, so ist unser bedenken, das 
E. Chrfl. G. thet ein offen edict ausgehen lassen, dergestalt, wo 
hinfurder dermassen weibes personen aus leichtfertigkeit sich be- 
schlafen Hessen, das sie von den gerichten, ob sie auch ein ehe- 
vorlobnus, das ohne beisein guter leute gescheen, anziehen wol- 
ten, nicht solten gehört, sondern stracks abgewiesen werden und 
also den schimpf zum schaden behalten, aber der bube, do es eine 
leichtfertige geringe person, mit der Vorweisung des landes oder 
in andere wege, wo es ein ander zimliches Standes person, mit 
dem gefengnuss oder einer stadtlichen summa geldes, nach E. 
Churfl. GL ferner bedenken und willkur unablesslich gestraft 
werden, dardurch, achten wirs darfur, solten viel hurerei, Un- 
zucht und andere ergerliche Unrichtigkeit vorbleiben, und solche 
edicta solt ein itzlicher pfarherr zue wahrnung seines pfar volks 
des jhars etzliche mal von der cantzel vorlesen. 

Es fallen auch, gnedigster herr, uns gar beschwerliche Un- 
richtigkeit für in den feilen, do wir nach bescheener verhör ein 
bestendige kreftige ehe zwuschen zweien personen erkennen, und 
das sich nach dieselben personen selbst eigenthetlich ungeacht 
erkants rechtens trennen und in fremde kirchspiel und herrschaft 
laufen, daselbst sich mit andern ehelich einlassen, ja auch wohl 
underweilen daselbst sich niederlassen, der meinung, das sie zu 
ihrem sundlichen beginnen der örter schütz haben und ungehin- 
dert sein wollen, were derhalben hoch von nöthen, das E. Churfl. 
G. sich mit denselben benachbarten herrschaften uf ein gemein 
ausschreiben freundlich vorgliechten, die dermassen person under 
ihnen betreffen, und sich ohne bestendige kundschaft ihrer gele- 
genheit, das sie ledig und frei under sie in ehestand begeben und 
man darnach darhinder kommen wurde, das sie sich under Euer 
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Churfl. G. landschaft zuvor mit andern hetten öffentlich verlobet, 
so solten alsdan solche Verbrecher aus dem lande, andern zu 
höchstem abscheu getrieben oder sonst in ernst gestraft werden, 
die pfarherr aber, die also leichtfertig solche person zusammen 
copulirt, solt man ihrer pfarren entsetzen. 

Gleichergestalt solt es in diesen landen, do sich aus der 
benachbarten herrschaften ein solcher fall zutrüg, gehalten wer- 
den und alsoviel schendliche ergerniss, einfuhrung, Unrichtigkeit 
und unrath verhut bleiben. 

Auf die masse vngeferlich gedechten wir, jedoch in E. 
Churfl. G. hochfurstliche gnedigste vorbesserung, das in ange- 
zeigter Ordnung allerlei zu erwegen und darauf dieselbig zu 
vorendern und zu vorbessern sein solt, darzue man dan am 
besten kommen möchte, wan sich die consistoria zusammen ver- 
fuigten und kegenwertig von dehnen und andern dergleichen Sa- 
chen handelten, und sich einer bestendigen meinung semptlich 
darauf mit einander entschlossenn. Es solte unsers hoffens zu 
volntziehung einer guten christlichen Ordnung und disciplin, ob 
gott will, wohl dienstlich sein, dan under solchen gesprechen 
underreden und erinnerungen finden sich mehr hendel und be- 
dencken, die nicht itzo können uf einmal ufs papier gebracht 
werden, sonst in andern articuln und puncten, so ferner in der 
Ordnung vormeldet worden, sein wir wohl zufrieden und können 
nicht anders sagen, dan das sie ufs christlichst bewogen, gestelt 
und begrieffen, wollen auch dis unser einfeltiges bedencken nicht 
der meinung itzo angezogen habenn, das wir dieselbige den 
hochtreflichen leuten, so anfenglich angezeigte Ordnung gestelt, 
wolten fursetzen, sondern vielmehr, das wir zu underthenigsten 
gehorsamb und volge E. Churfl. G. gnedigsten befehlich wolten 
etlicher furgefallenen hendel, die uns under teglichen erfahrung 
furkommen, underthenigst erinnern und die vorbesserung in 
allewege auf E. Churfl. G. und derselben gar hochvorstendigen 
und mit besondern gaben begnadeten räthen gestalt haben, mit 
underthenigster bitt, E. Churfl. G. wolten das und anders, wes 
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wir vieleicht unsern pflichten und gewissen nach nicht hinderhal- 
ten sollen, im besten vormercken und uns in gnedigstem willen 
und schütz behalten, dan E. ChurfL G. alle treue dienste unsers 
höchsten Vermögens nach erforderung unser Pflicht zu erzeigen, sein 
wir zue jederzeit williger dan willig und ufs höchste bevlissen. 
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EL Miscellen. 

Taufe des Fötus durch — Einspritzung. 

Von 

Theodor Distel 

in Blasewits. 



Zur Taufe des Fötus 1 durch — Einspritzung 
äussern sich die Doktoren der Sorbonne (10. April 1733) 2 zu 
dem Vorschlage „de baptiser imni£diatement l'enfant par le 
moyen d'une petite Canulle" genau also: „Les Theologiens po- 
sent d'un cot6 pour principe, que le Bapteme, qui est une nais- 
sance spirituelle, suppose une premiere naissance. Jl faut etre 
ne dans le monde, pour renaitre en Jesus-Christ, comme ils 
Penseignent. S. Thomas, 3*. part. quaest. 88. art. 11 suit cette 
Doctrine comme une verite constante ; Ton ne peut, dit ce S- 
Docteur, baptiser les enfans qui sont renferm^s dans le sein de 
leurmere. Nullo modo infantes in maternis Uteris 
existentes baptisari possunt. Et S. Thomas est 
fondS sur ce que les enfans ne sont point näs, et ne peuvent 



1 Man vgl. Friedberg's .Lehrbuch des katholischen und evangeli- 
schen Kirchenrechts« (5. Aufl. 1903), 260. Anm.2. 

8 Nach Deventer-Bruier d'A blaincourt: „Observations im- 
portantes sur le manuel des accouchemens * (1734), 365 ff., cfr. 431. 
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etre comptäs parmi les autres hommes; d'ou il conclud, qu'ils 

ne peuvent etre l'objet d'une action extärieure, pour recevoir par 

leur ministere les Sacremens necessaires au salut : p u e r i in 

maternisUteris existentes nondum prodierunt 

in lucem ut cum aliis hominibus vitam ducant; 

unde n on p o ss unt sub j i ci actioni humanae, ut 

pereorum ministerium Sacramenta recipiant 

ad salute m. Les Rituels ordonnent dans la Pratique ce que 

les Theologiens ont etabli sur les memes matieres, et ils dgfen- 

dent tous d'une maniere uniforme de baptiser les enfans qui 

sont renfermes dans le sein de leurs ineres, s'ils ne fönt paroitre 

quelque partie de leurs Corps. Le concours des Theologiens, et 

des Rituels, qui sont les regles des Dioceses, paroit former une 

autoritä qui termine la question präsente ; cependant le Conseil 

de Conscience considärant d'un cöt£ que le raisonnement des 

Theologiens est uniquement fondä sur une raison de convenance, 

et que la defense des Rituels, suppose que Ton ne peut baptiser 

immediatement les enfans ainsi renfermes dans le sein de leurs 

meres, ce qui est contre la supposition präsente; et d'un autre 

cote, considerant que les memes Theologiens enseignent, que Ton 

peut risquer les Sacremens que J. C. a ätablis comme des moyens 

faciles, mais necessaires pour sanctifier les hommes ; et d'ailleurs 

estimant, que les enfans renfermäs dans le sein de leur mere, 

pourroient etre capables de salut, parce qu'ils sont capables de 

damnation ; pour ces considärations et eu ägard ä l'exposä, sui- 

vant lequel on assure avoir trouve un moyen certain de baptiser 

ces enfans ainsi renfermes, sans pr&judicier ä la mere, le Conseil 

estime que l'on pourroit se servir du moyen propose, dans la 

confiance qu'il a que Dieu n'a point laissä ces sortes d'enfans 

sans aucun secours, et supposant, comme il est exposä, que le 

moyen dont il s'agit est propre ä leur procurer le Bapteme; 

cependant comme il s'agiroit, en autorisant la Practique propo- 

see, de changer une Regle universellement ätablie, le Conseil 

croit que celui qui consulte, doit s'adresser ä son Eveque, k qui 
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il appartient de juger de l'utilit(5, et du danger du nioyen pro- 
pos6; et comme, sous le bon plaisir de l'Eveque, le Conseil 
estime qui'il faudroit recourir au Pape, qui a le droit d'expliquer 
les Regles de le'Eglise, et d'y deroger dans les cas, ou la Loi ne 
s^auroit obliger, quelque sage, et quelque utile que paroisse la 
maniere de baptiser dont il s'agit, le Conseil ne pourroit Pap- 
prouver sans le concours de ces deux autorit^s. On conseille 
au moins k celui qui consulte, de s'adresser k son Eveque, et de 
lui faire part de la presente Decission, afin que, si le Prälat 
entre dans les raisons sur lesquelles les Docteurs soussignes 
s'appuyent, il puisse etre autorise dans le cas de n£cessite, ou 
il risqueroit trop d'attendre que la permission füt demandee, et 
accordee d'eraployer le moyen qu'il propose si avantageux au 
salut de Tenfant. Au reste le Conseil, en estimant que Ton pour- 
roit s'en servir, croit cependant que, si les enfans dont il s'agit, 
venoient au monde, contre Tesperance de ceux qui se seroient 
servis du raeme moyen, il seroit n£cessaire de les baptiser sous 
condition, et en cela, le Conseil se conforme k tous les Rituels, 
qui, en autorisant le Bapteme d'un enfant qui fait paroitre 
quelque partie de son Corps, enjoignent n£ammoins, et ordonnent 
de le babtiser sous condition, s'il vient heureusement au monde.. .* 
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ffi. Literaturübersicht 1 . 

Erstattet von E. Friedberg. 
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1 Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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sehen Kirchenrechts. Fünfte vermehrte und verbesserte Auflage. Leip- 
zig 1903. Bernh. Tauchnitz. (VIII u. 615) 15 Mk. 

Ich möchte diese Selbstanzeige in der Form geben, dass ich die 
Vorrede meines Buches abdrucke. Diese lautet: 

„Ich kann dieser fünften Auflage meines Buches zum Theil nur 
dieselben "Worte zum Geleite geben, welche ich schon der vierten vor- 
angeschickt hatte. 

Das System ist auch diesmal das alte geblieben, da ich trotz ein- 
gehender Prüfung ein besseres nicht zu finden vermochte. Doch hat 
die Lehre vom Begräbniss eine, wie ich meine, zweckmässige Umstel- 
lung erhalten. Ebenso ist auch die Art der Darstellung nicht verän- 
dert worden. Trotz alledem glaube ich mein Buch in seiner jetzigen 
Gestalt doch nicht blos als ein vermehrtes, sondern auch als ein ver- 
bessertes bezeichnen zu dürfen. Vermehrt ist es in so fern, als die 
neuere, fast zu lebhaft fliessende Rechtsbildung genaue Berücksichti- 
gung gefunden hat. Dann aber auch dadurch, dass ich die neuere 
Literatur sorgsam und möglichst vollständig mitgetheilt habe. Es 
fehlt zur Zeit ein Werk, welches den Theologen, Geschichtsforschern, 
Juristen eine Uebersicht über die moderne kirchenrechtliche Literatur 
gewähren könnte. Denn die grossen Bücher von Hinschius und Scherer 
erscheinen — vorausgesetzt, dass das erstere nach dem Tode des Ver- 
fassers fortgesetzt werde — bändeweise, in längeren Zwischenräumen 
und vermögen so diesem Bedürfnisse nicht zu genügen. Die Ver- 
besserung aber ergab sich danach von selbst. Ich habe es unternommen, 
die neuere Literatur, welche Beachtung verdiente, und soweit das inner- 
halb der gesteckten Grenzen zulässig war, zu verarbeiten, um in meiner 
Darstellung den gegenwärtigen Stand der Wissenschaft zum Ausdrucke 
zu bringen. Darum haben auch diesmal wieder einzelne Abschnitte 
des Textes eine Umgestaltung und die Anmerkungen fast jedes Para- 
graphen eine Vermehrung erfahren, wie ich denn auch, soweit es er- 
forderlich erschien, mich mit den Ansichten der Neueren auseinander- 
gesetzt habe. Die moderne Rechtssprechung hat gleichfalls durchweg 
Berücksichtigung gefunden. Dadurch wird das Buch für die Praxis, 
die sich seiner zu meiner Freude seit lange bedient, hoffentlich nutz- 
bar bleiben und noch nutzbarer werden. 

Wenn schon in den vorhergegangenen Auflagen die Entwürfe zum 
Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuch wenigstens in den Anmerkungen 
Berücksichtigung gefunden hatten, so ist jetzt das seit dem 1. Januar 
1900 in Geltung getretene Gesetzbuch für sämmtliche einschlagenden 
Fragen — und das sind nicht blos diejenigen des Eherechts — über- 
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all in die Darstellung selbst mit hineingezogen worden. Ob das für 
das Eherecht geboten sei, konnte freilich zweifelhaft erscheinen. Denn 
es ist bürgerliches Recht, welches jetzt für den Staat durchweg an die 
Stelle des kirchlichen getreten ist. Aber dieser Entwickelungsprozess 
ist doch nicht blos dem Eherecht eigen thümlich. Wie viele, früher 
kirchenrechtlich geregelten Institute haben schliesslich eine staatsrecht- 
liche Ausgestaltung erfahren, ohne dass sie doch aus der kirchenrecht- 
lichen Darstellung ausgemerzt werden dürften. Auch war ja schon in 
den früheren Auflagen die bürgerliche, sei es partikularrechtliche deut- 
sche und ausserdeutsche, sei es gemeinrechtliche Ausbildung des Ehe- 
rechts aufgenommen gewesen. Auch diesen Bestandtheil des Buches 
habe ich nach reifer Ueberlegung, obgleich er zum Theil nur noch 
rechts geschichtliche Bedeutung hat, wenigstens beschränkt bei- 
behalten. Das Recht des Bürgerlichen Gesetzbuches unmittelbar auf 
der Folie des Kirchenrechts entbehrt der geschichtlichen Kontinuität. 
Gerade weil für die meisten Darstellungen des bürgerlichen Gesetz- 
buchsrechts die Welt erst mit dem Jahre 1900 beginnt, weist die Lite- 
ratur kaum noch Werke auf, welche die geltenden Institute auf ihren 
geschichtlichen Grundlagen aufzubauen unternehmen. So wollte ich 
wenigstens für die ursprünglich kirchenrechtlichen dieser Aufgabe ge- 
recht werden. Freilich ist das Buch dadurch nun wieder gegenüber 
der vierten Auflage nicht unbeträchtlich gewachsen, trotzdem an Raum- 
ersparniss beim Drucke das Möglichste geleistet wurde. Aber ich bin 
je länger desto mehr zu der Ueberzeugung gekommen, dass ein Buch, 
welches sich auf den Stoff beschränkt, der in den akademischen Vor- 
lesungen zur Darstellung gebracht werden muss, dem Lehrer mehr ein 
Hemmniss als eine Brücke ist. Die für die kirchenrechtlichen Vor- 
lesungen zugemessene spärliche Zeit legt dem Dozenten mit Notwen- 
digkeit eine stoffliche Beschränkung auf. Da mag denn das Lehrbuch 
ergänzen und durch ausgewählte Quellenstellen erläutern, nicht blos 
wiederholen und dasjenige kompendiarisch zusammendrängen, was der 
mündliche Vortrag geboten hat." 

7. Jos. L a u r e n t i u s *, S. J. Institutiones iuris ecclesiastici, 
quas in usum scholarum scripsit. 8. XVI 680. Freiburg , Herder 
1903. Mk. 10, geb. 12. 

Der Verf., ein in dem holländischen Kollegium Valkenberg leben- 
der Jesuit hat dies Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts lediglich 
für Unterrichtszwecke und speziell für katholische Kleriker bestimmt. 
Zunächst ist lobend hervorzuheben, dass der Verf. seinen Stoff nicht 
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nach der Dekretalenordnung gliedert, sondern nach eigenem System, 
Auch ist zu beachten, dass er die von Evangelischen herrührende Lite- 
ratur nicht ignorirt, sondern wenigstens im Allgemeinen anführt, wenn 
er sich auch mit den von ihr vertretenen Meinungen nur ganz aus- 
nahmsweise auseinandersetzt. Uebrigens sind die Literaturangabeo 
recht dürftig und nicht immer zutreffend. Von meinem Lehrbuch ci- 
tirt der Verf. die erste Auflage — die jetzt erschienene fünfte konnte 
er freilich nicht anführen — und Mejers Lehrbuch ist ihm ganz fremd, 
wie denn auch desselben Verf. Propaganda auf S. 124 nicht angeführt 
wird. Wenn er bei Aufzählung der kirchenrechtlichen Zeitschriften 
bei der Zeitschrift für Kirchenrecht in Klammern hinzufügt „protestan- 
tisches", so ist das falsch. Denn es wird in ihr auch katholisches be- 
handelt und Katholiken arbeiten mit. Ich erinnere nur an die schönen 
Abhandlungen von Singer, die der Verf. freilich ignorirt. Charakte- 
ristisch für das Buch ist aber zweierlei, und Beides ist kein Vorzug. 
Einmal mangelt jede geschichtliche Erörterung. Der Verf. erklärt 
selbst, dass er Sätze des alten Rechtes nur in so weit berücksichtige, 
wie sie heute noch gelten. Und andererseits wird die staatliche Rechts- 
bildung nicht behandelt. Nur bei der Ehe zählt der Verf. die Staaten 
auf, welche Civilehe eingeführt haben, zu denen er irriger Weise auch 
Oesterreich rechnet. Die kirchenpolitische Stellung des Verf. ist die, 
dass er sich für das System der indirekten Unterordnung des Staates 
unter die Kirche erklärt. Wie er seine Behauptung, dass die Lehre 
von der direkten Gewalt der Kirche „derelicta* sei mit dem Syllabas in 
Uebereinstimmung bringe, unterlässt er auszuführen. Das Naturrecht 
ist ihm selbstverständlich eine Rechtsquelle, und auch im übrigen steht 
er durchaus auf dem Boden der Anschauungen seines Ordens. Rühmen 
möchten wir aber noch die Ausstattung und den billigen Preis des 
Buches. In letzter Beziehung geben unsere katholischen Verleger den 
Evangelischen ein gutes Beispiel, welches diese freilich keineswegs be- 
folgen. E. Fr. 

8. P e z z a n i. Codex sanctae catholicae ecclesiae quem adnotatibus 
illustratum, exponit in pontificio seminario vaticano. Pars tertia, vol. L 
Roma 02. 

9. CalchiNovati, II dir. ecclesiastico dello stato ital. es- 
posto come studio complementare del dir. canonico. Milano 03. 

10. Conforti, Manuale di polizia ecclesiastica. Milano 02*. 

11. Smith, A Summary of the Law and Practice in the Eccle- 
siastical Courts. Lond. 1902 6 . 
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12. Hooker. Of the Laws of Ecclesiastical Polity. Fifth Book. 
New ed., with the Prolegomena and Appendices, by Ronald Bayne. 
Lond. 02. 

DDL. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 

8. Bastien, Constitution „Conditae a Christo" de Leon XIII., 
sur les instituts ä voeux simples et leurs relations avec l'au to rite dio- 
cesaine. Text et coramentaire. Bruges, Ch. Beyaert (104 p. 12). 

9. Gr. über d. Vermögensverwaltung i. d. kath. KGe- 
meinden v. 20./6. 1875, sowie die dazu erlassenen Ausführungsbestim- 
mungen u. d. Geschäftsanweisung f. d. kath. KVorst. u. Gem. Vertre- 
tung i. d. Prov. Hessen-Nassau v. 4/2. 1902. Amtl. Abdruck. Cassel 03. 

10. Best, D. Ges. d. Eigenth. an Kirchen, Pfarrhäusern etc. betr. 
v. 6/8. 02 her. u. erl. Mainz 02. 

11. Oertel, D. Personenstandsgesetz u. die i. Kgr. Sachsen 
geltenden Ausführungsbestimmungen zu demselben. Z. Handgebrauche 
f. Justiz- u. Verwaltungsbehörden, Standesbeamte und Pfarrämter. 
Th. 1. enth. den Text des Personenstandsgesetzes u. der Ausführungsbe- 
stimmungen, sowie ein Gesetzes- u. Sachregister. Flöha 03. 

IV. Quellen des Kirchenrechts. 

17. Pape, D. Synoden v. Antiochien 264— 269. Berl. 03. Progr. 

18. Tubesing. Die „oöög" der Apostelgeschichte und die „5t- 
toLxrt xöv 'AtcootöXcöv« bezw. „die beiden jüdischen Wege". Sonder-Ab- 
druck aus dem Jahresbericht der Lausitzer Prediger-Gesellschaft zu 
Leipzig vom Jahre 1902. Leipzig 1902. 

19. Schermann, Eine neue Handschr. z. apost. KO. Oriens 
christ. II H. 2. 

20. Baumstark in Stromation archaeologie. 1900 p. 15 — 31. 
Fragmente d. syrischen Version d. ap. KO. 

21. The Didascalia apostolorum in Syriac. Edited from 
a Mesopotamian manuscript with various readings and collations of 
other mss. by Margaret Dunlop G i b s o n (Horae semiticae no. 1). 
London. — The Didascalia apostolorum in English. Translated from 
the Syriac by Margaret Dunlop G i b s o n (Horae semiticae no. 2). 
Ebd. 

22. van Veldhuizen, De text van den z.g. eersten brief van 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 2. 16 
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Clemens aan de Korintiers. Theol. Stud. 21 Aflev. 1. 

23. Hilgenfeld, D. Igaati usbriefe u. d. neueste Vertheidigung 
ihrer Echtheit. Z. f. wiss. Theol. 1903, 171. 

24. Riedel, Bemerkungen zu den Kanones des Hippolytus. 
Theol. Stud. u. Krit. 1903, 338. 

25. Arendzen, The XXXII canon of Hippolytus. The Journ. 
of theol. Stud. 1903. t. 4, 282. 

26. Funk, Ein Fragment zu den apost. Konstitutionen. Theol. 
Qu.-Schr. 85, 195. 

27. C h a p m a n , Les interpolations dans le traite de S. Cyprien 
sur l'unite de l'egl. Rev. Bened. 1902, 246, 357. 1903, 26. 

28. Duchesne, Les canons de Sardique. Bessarione, 1902 II. 
ser. t. 2, 129. 

29. Z e 1 1 i n g e r , D. Poenitentiale Cummeani. A. f. k. KR. 
82, 501. 

30. Harape, Aus verlornen Registerbänden der Päpste Idüo- 
cenz III. und Innocenz IV. Mitth. d. Instit. f. Oesterr. Geschichts- 
forschung 24, 198. 

31. Ruffini, La Summa Decretorum di maestro Ruffino Note 
a proposito di recente publicazione. (Torino 03 und Riv. Ital. p. 1. 
scienze giurid. XXXV. fasc. 1). 

32. Douais, S. Raymond de Penafort et les herätiques. Di- 
rectoire ä l'usage des inquisiteurs Aragonais 1242. Le Moyen age 
12, 305. 

33. N i 1 1 e s , Ueber den Titel der Dek r et alen Sammlung Boni- 
faz VIII. Liber sextus Decretalium Bonifacii P. VIII. A. f. k. 
KR. 82, 425. 

34. Opitz, Ueb. d. Hersfelder Schrift de unitate eccl. conser- 
vanda. Zittau 02. Progr. 

35. Corvin, von Skibniewski, Gesch. d. röm. Katechis- 
mus. Rom 03. 

36. G i r o n , Manuel des decrets de la S. C. des Rites annotes 
et classes methodiquement. Arras 03. 

37. Le nouveaux decrets de la S. C. des Rites. Le Can. cont 
26, 18, 77, 142, 206, 271. 

38. Gummerus, Synodalstatuter och andra kyrkosättstiga akt- 
stycken fran den Svenska Medeltidskyrkan. Stockholm 03. 

39. Statuts synodaux du diocese de Paris, promulgu& 
dans le synode de 1902. Par. 1902. Vgl. dazu Boudinhon in Le Can. 
Cont. 26, 193. 
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40. B e r b i g , Kurfl. Bestätigung d. Kons, zu Coburg 1542 durch 
Johann Ernst. Z. f. KGesch. 24, 150. Dass das Konsistorium wirk- 
lich in Funktion getreten ist, beweisen zwei von ihm ausgegangene La- 
dungen in Ehesachen a. d. J. 1563. ib. 153. Bei Sehling KO. ist 
über dies Konsistorium nichts gesagt, und fehlt die Ordnung. 

V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 

36. Harnack*, Jus ecclesiasticum. Eine Untersuchung über den 
Ursprung des Begriffs. Sitzungsber. d. k. preuss. Akad. d. Wissensch. 
1903. XI. 

Es handelt sich in der kleinen und gelehrten Abhandlung nicht 
darum, wann in den einzelnen kirchlichen Kreisen gewohnheitsrechtlich 
entstandene Normen oder Sätze von Christns und den Aposteln als 
zwingende, d. h. als Rechtsnormen angesehen und empfunden worden 
sind, sondern wann das Wort ius ecclesiasticum zuerst nachweisbar sei. 
Der Verf. kommt dabei zu folgenden Ergebnissen: Die Vorstellung, 
dass die Kirche iura bez. ein ius besitze, ist älter als der hierarchische 
Kirchenbegriff. Sie findet sich bei Tertullian auf verschiedene Funk- 
tionen der Kirche angewendet, namentlich auf die potestas clavium. 
Diese ist der Kirche von Christus gegeben, während andere Rechte aus 
dem genossenschaftlichen Charakter folgen. Die spezifische Vorstel- 
lung eines ius ecclesiae ist an der Schlüsselgewalt erwachsen, und die 
Ausbildung des dem Prozess- verwandten Buss Verfahrens hat diese Vor- 
stellung zur Entwickelung gebracht und gekräftigt. Der Begriff ius 
ecclesiasticum taucht zuerst in zwei römischen Schriften 363 — 375 auf. 
In der einen bedeutet der Ausdruck die Binde- und Lösegewalt in 
der Kirche — die Priester werden dabei als iudices bezeichnet — , in 
der anderen begreift er, parallel zur lex Christiana stehend, alle christ- 
lich-kirchlichen Gebote, deren Uebertretung mit kirchlicher Strafe be- 
droht ist. Der Staat nimmt im IV. und V. Jahrh. keine Notiz von dem 
so aufgestellten Begriff, der überhaupt in jener Zeit noch nicht zur all- 
gemeinen Anerkennung gelangte. E. Fr. 

37. Dunin-Borkowski, D. Interpretation d. wichtigsten 
Texte zur Verf.-Gesch. d. alten Kirche. II. Ztschr. f. kath. Theol. 
Bd. 27. H. 2. 

38. L i s a n d y, The Church and the Ministry in the Early Cen- 
times. The 18th Series of the Cunningham lectures. (Lond. 02.) 

39. M i c h i e 1 s, L'origine de Tepiscopat. Louvain 00. 

40. R u i b i n g , De jongste hypothesen over het ontstaan van 
het episcopaat. Groning. 00. 

16* 
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41. Barry, The position of the laity in the church. New- York 03. 

42. Bernardakis, Les appels au pape dans l'£gl. grecque 
jusqu'a Photius. Echos d'Orient 6,30. 

43. Sägmüller, Die Ernennung des Nachfolgers durch die 
Päpste Ende des V. und Anf. d. VI. Jahrh. Theol. Qu.-Schr. 85, 235. 

44. Davin, Quarante -cinq assemblees de la Sorbonne poor 
la censure du primat et des prelats de Hongrie qui ont condamne la 
„declaration du clerge de France" de 1682 (Nr. 7161 de la bibliothe- 
que vaticane). Par. 03. 

45. V a 1 1 e r o u x , La situat. legale du clerge de France avant 
1789. R. cath. des instit. 29, 481. 

46. Pari s et, L'etablissement de la PrimatLe de Bourges. Ann. 
du Midi 1902, 145. 289. 

47. Bergerot, L'organisat. et le regime interieur du chapitre 
de Remiremont du XIII e au XVIII« siecle. Ann. de TEst. 17, 45. 

48. Redlich, D. Auflehnung d. Kanoniker am Kunibertstift zo 
Köln gegen ihren Dechanten 1386 ; e. Beitr. z. G. d. Disciplinargewalt 
d. Stiftsdechanten. Ann. d. hist. Ver. f. d. Niederrhein. 74, 103. 

49. Keller, D. Verschuldung d. Hochstifts Konstanz im XIV. 
und XV. Jahrh. Eine flnanzgeschichtl. Studie. Nach archival. Quellen 
bearbeitet (Freib. 03 aus Freiburger Diözesan-Arch.). 

50. Hilling, D. Entstehungsgeschichte d. Münsterschen Archi- 
diakonate. Z. f. westf. Gesch. 60. Abth. 1. Münster. 

51. Glasschröder, D. Archidiakonat in d. Diöc. Speier währ, 
d. MA. Archiv. Z. N. F. 16, 114. 

52. Schaefer*, Pfarrkirche und Stift im deutschen Mittel- 
alter. Eine kirchenrechtsgeschichtl. Untersuchung. Stuttg., Ferd. Enke 
Mk. 6,40. (Stutz, Kirchenrechtl. Abhandl. H. 3.) 

Wir haben die schöne, besonnene, auf reichem Material beruhende 
Untersuchung mit ebenso viel Genuss wie Belehrung gelesen. Sie 
bietet vielfach Neues und berichtigt die bisherigen Anschauungen. 
Der Verf. stellt zunächst die Bezeichnungen und die Begriffsmerkmale 
der Pfarrkirche dar. Zu den letzteren gehören die cura animarum, die 
freilich auch bei den Oratorien vorkommt, und die regelmässig aber 
nicht nothwendig die Taufberechtigung enthält. Die Begrab nissstätte, 
das Zehntrecht, die Gebundenheit der Bewohner eines Distriktes an die 
Kirche. Er hebt hervor, dass es schon im VI. Jahrh. eine grössere 
Zahl wirthschaftlich selbständiger Pfarrkirchen gegeben habe, da die 
Umwandlung der römischen Geld- in die fränkisch-deutsche Natural- 
wirtschaft darauf hingewirkt habe. Die Bestimmung, dass jede Kirche 
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einen mansus haben müsse, beziehe sich auf alle, selbst die Eigen- 
kirchen (?). Der Träger des Pfarrrechts führt verschiedene Namen, 
unter denen auch persona (zunächst bei den Kollegiatkirchen) auftritt, 
das letztere wesentlich in dem Falle, wo er nicht die höheren oder 
gar keine Weihen besitzt, oder keine Residenz übt, so dass er nur die 
Rolle (persona) eines Pfarrers spielt. Der Verf. wendet sich dann 
den Stiftskirchen zu, in welchen Pfarrgottesdienst abgehalten wurde. 
Ausführlich und, wie ich meine, zutreffend wird die Bedeutung von 
canonicus erörtert. Dieses Wort bezeichnet jeden in Gemässheit der 
canones eingesetzten und lebenden, darum auch der Gewalt des Bi- 
schofes unterstehenden Geistlichen, gleichviel, ob sie zu einer Kongre- 
gation vereinigt waren oder nicht. Eine Mehrheit von Geistlichen 
findet sich nicht bloss an den bischöflichen , sondern auch in Pfarr- 
kirchen der merowingischen und karolingischen Zeit, und in dieser 
Vielzahl befanden sich nicht bloss Kleriker niederer Grade, sondern 
selbst Priester. Sie lebten gemeinsam — Chrodegangs Regel gab nur 
detaillierte Vorschriften für ein schon vorher bestehendes Verhältnis — und 
wählten aus ihrer Mitte den archipresbyter , welcher ihr Lehrer und 
Leiter und Träger des Pfarrrechtes war. Für diesen kommt auch die 
Bezeichnung abbas prior vor, die keineswegs auf klösterliche Kirchen 
hindeutet. Eine solche Mehrzahl von Klerikern war aber nöthig nicht 
nur des Gottesdienstes wegen, wo wöchentliche Ablösungen vorkamen, 
sondern auch als Pflanzschule für Geistliche, die in grosser Zahl erfor- 
derlich waren entsprechend der grossen Zahl der Kirchen — Mainz allein 
hatte im VIII. Jahrh. 16 Kirchen, Köln im IX. allein 7 Kollegiatkirchen 
— und wegen des grossen Umfangs der Pfarreien. So beträgt die Zahl 
der Kanonikate 4, 7 aber auch 12 und sogar 24. Sie führten, soweit 
die bischöfliche Gewalt genügenden Einfluss besass , ein kanonisches 
Leben, welches aber nicht gemeinsames Wohnen, sondern nur gemein- 
sames Schlafen erforderte und ein Sondervermögen der einzelnen Ca- 
nonici nicht ausschloss. 

Diese Skizze mag eine ungefähre Uebersicht über den reichen 
Inhalt des Buches gewähren. E. Fr. 

53. Holland, The old english chantry. The cathol. University 
9, 3. 

54. A 1 b e r s , Geschiedenis van het herstel der hierarchie in de 
Nederlanden t. 1. Nimegue 03. 

55. Siciliano-Villanueva, Studii sulle vicende del foro 
eccles. nelle cause dei chierici secondo il dir. della chiesa e la legisla- 
zione, dottrina e pratica ital. dalla fine dell' impero carol. al secolo XIV 



Digiti 



izedby G00gk 



246 Literaturübersicht. 

Cause civili. Riv. di Btoria e filosof. del diritto 1902, 391. 

56. Cotlarciuc, Die Besetzungsweise d. (schismatischen) Pa- 
triarchatstuhles v. Konstantinopel. A. f. k. KR. 83, 3. 

57. Dantzer, La querelle des investitures dans les eveches de 
Metz, Toul et Verdun (1075—1122). Annales de l'Est. 1902, 85. 

58. K o c h , D. Büsserplatz im Abendlande. Theol. Qu.-Schr. 
85, 254. 

59. Vacandard, La penitence publique dans Fe" gl. primitive. 
Par. 02. 

60. Der s. La confession sacramentelle dans la primitive egl. ib. 

61. Rezens. v. Kirsch, z. Gesch. d. kath. Beichte u. Fischer. 
z. Gesch. d. ev. Beichte: Scheel in Gott. G.Anz. 1903, 281. 

62. D a u x , La protection apostol. au moyen-äge. Par. 03. 

63. Gottlob*, Die Servitientaxe im XIII. Jahrh. Eine Studie 
zur Geschichte des päpstlichen Gebührenwesens. Stuttg. 03. Ferdin. 
Enke, Kirchenrechtliche Abhandlungen her. v. Stutz, Heft 2. 

Eine gelehrte und eingehende Untersuchung, deren Ergebnisse als 
acceptabel erscheinen. Der Verf. entwickelt, dass die servitia aus frei- 
willigen Ehrengeschenken und Trinkgeldern — noch jetzt wird der 
auf den Papst fallende Antheil propina Sanctissimi genannt — hervorge- 
gangen sind, die durch ihre öffentliche und regelmässige Spendung sich 
von den munera unterschieden, und die allmählich einen zwingenden 
Charakter angenommen hätten. Ihre rechtliche Begründung auf das 
Gesamteigenthum des Papstes an allen Kirchengütern tritt erst später 
auf, und soll die gesetzlich fixirten Servitien rechtfertigen. Diese 
letzteren führt der Verf. mit guten Gründen auf Alexander IV. und 
das Jahr 1255 zurück. Durch diesen Papst sei den Servitien der 
Zwangscharakter beigelegt und gleichzeitig ihre Zahlung in einer Pauschal- 
summe bestimmt worden, ohne dass die freiwillig-unfreiwilligen Gaben 
damit beseitigt worden waren. Für die servitia minuta sei die Fixi- 
rung in eine Pauschalsumme th eilweise schon früher eingetreten 
(Eugen III.), dann sei bis auf Bonifaz VIII. eine zwangsweise Fixirung 
in zwei Portionen — eine für die Familie des Papstes, eine für die 
der Kardinäle — eingetreten, und endlich sei die Theilung in 5 partes 
seit Benedict XL erfolgt, von denen 4 der Familie des Papstes und 
eine denen der Kardinäle zukommen sollten. E. Fr. 

64. Holzapfel, D. Anfänge d. montes pietatis (1462—1515). 
Veröffentl. a. d. khist. Seminar München nr. 11. München 03. 

VI. Staat und Kirche. 

8. Köhler*, Die Entstehung des Problemes Staat u. Kirche. Eine 
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dogmen-geschichtliche Studie zum Verständnis der modernen Theo- 
logie. Tübingen u. Leipzig (J. C. B. Mohr) 1903. 80 Pfg. (Samml. ge- 
meinverständlicher Vorträge u. Schriften a. d. Gebiete d. Theologie 
u. Religionsgeschichte fl. 35). 

Die kleine Schrift giebt in etwas erweiterter Form einen Vortrag 
wieder, den der Verf. gehalten hat. Dadurch erklärt sich die skizzen- 
hafte Natur des Inhaltes. Der Verf. unternimmt es nachzuweisen, dass 
Christus selbst dem Probleme des Verhältnisses von Kirche und Staat 
ablehnend gegenüber gestanden hat, dass vielmehr dessen Ursprung 
auf Paulus zurückzuführen sei, dem auch der Begriff der Kirche ent- 
stamme. Eine Reihe feiner Bemerkungen sucht die Widersprüche die 
uns in den paulinischen Aussprüchen entgegentreten, aufzulösen um 
schliesslich die für die modernen kirchlichen Bestrebungen dem Staate 
gegenüber einzunehmende Position zu streifen. Das Schriftchen ver- 
dient auch in kanonistischen Kreisen Beachtung. E. Fr. 

9. L e m o s , La Iglesia y el Estado, La Ciudad de Dios 60, 56, 
121, 207. 

10. Andre, la separat, des eglises et de Petat. Alencon 03. 

11. Michael, Beitr. z. Gesch. d. mittelalterl. Staatsrechts. Z. f. 
kath. Theol. 1902, 263. 

12. König, Pius VII. u. d. Reichskonkordat. Progr. d. Privat- 
gymnas. d. Ges. Jesu in Kalksburg 1901. 

13. Ziekursch, August d. Starke u. d. kath. K. in d. Jahren 
1697—1720. I. Z. f. KGesch. 24, 86. 

14. Cauchie,* L'extension de la juridiction du nonce de Bruxelles 
aux duches de Limbourg et de Luxembourg en 1781. (Bruxell. 03 
Bulletin de la Commiss. royale d'hist. de Belgique t. 72. No. 1.) 

Die Nuntiatur in Brüssel ist 1596 begründet worden. Nichts 
destoweniger blieben Luxemburg und Limburg der Jurisdiktion des 
Kölner Nuntius unterstellt. Es ist das in Brüssel seitens der Regie- 
rung stets als ein Missstand empfunden worden. Aber erst Joseph IL 
hat in einem nicht publizierten Dekret die Kompetenz des Kölner Nun- 
tius beseitigt und die des Brüsseler statuirt, freilich um dann auch 
diese zu beseitigen. Diese letztere Tendenz ist wohl die massgebende 
gewesen. Der Verf. stellt diesen bisher unbekannten Entwicklungsgang 
auf Grund ungedruckter Materialien dar. E. Fr. 

15. M e n t i o n , Documents relat. aux rapports du clerge avec 
la royaute. T. IL 1705—89 Par. 

16. H u b e r t-V a 1 1 e r o u x , La Situation legale de l'Egl. pend. 1. 
Revolut., Rev. cath. des institut. 31, 3. 
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17. M a t h i e u , Le Concordat de 1801, Correspond. 1902, 781, 997. 

18. Rinieri, La diplomazia pontificia nel secolo XIX. Riconci- 
liazione del Talleyrand e de' preti di second' ordine. II congresso di 
Lione. Concordato tra la 8. Sede e la repubblica ital. ao 1802 — 5. 
Da documeuti inediti dell' archivio vaticano vol. 2. Roma 02. 

19. Feret, Le concordat de 1817. R. des Quest. hist. 71, 144 

20. C h o i s y , L'etat chretien k Geneve au temps de Theodore 
de Beze Par. 03. 

21. Colomiatti. Mons. Luigi dei marchesi Fransoni, arcive- 
scovo di Torino, 1832 — 62 e lo stato sardo nei rapporti colla chiesa 
durante tale periodo di tempo: due commeraorazioni con documenti 
annotati, fatte iiella circostanza dell'arrivo della salma dell'esule prelato 
da Lione a Torino, 25 settembre 1901. Torino. 

22. Eich mann*, Der recursus ab abusu nach deutschem Recht 
(Breslau 03 M. Marcus) 10 Mk. (Gierke, Untersuchungen z. Staats- 
u. Rechtsgeschichte Heft 66.) 

Als ich mich i. J. 1862 als Privatdozent bei der Berliner Juristen- 
fakultät habilitierte, wählte ich zum Gegenstande meiner Probevorlesung, 
über den sich das Colloquium zu erstrecken hatte, den appel comme 
d'abus. Ich wusste freilich darüber nicht allzuviel, aber ich ging von 
der sicheren Voraussetzung aus, dass dies bei den Fakultisten auch 
der Fall sein würde, und dass das Colloquium sich demgemäss in Wohl- 
gefallen auflösen werde; diese letztere Voraussetzung traf denn auch 
wirklich zu. Ich habe dann in der Folgezeit allerdings meine Kennt- 
nisse über das interessante Thema zu vertiefen versucht, und das Er- 
gebnis meiner einschlagenden Studien i. J. 1872 unter dem Titel „die 
Grenzen zwischen Staat und Kirche u publiziert. Seitdem ist nichts Be- 
deutsames über die betr. Materie veröffentlicht worden, und auch die 
Darstellung in Hinschius' Handbuch beruht wesentlich auf meiner Vor- 
arbeit. Das vorliegende Buch behandelt zum ersten Male monogra- 
phisch — denn von einzelnen Doktordissertationen will ich absehen — 
das genannte Rechtsinstitut geschichtlich und dogmatisch. In ersterer 
Beziehung war der Verf. in der günstigen Lage, Quellenpublikationen, 
die erst seit 1872 gemacht worden sind, benutzen zu können, wie z. ß. 
die Reichstagsakten, die Lehmann'sche über Preussen, Sicherer über 
Bayern u. s. w. Ebenso konnte er die seitdem erschienene Literatur 
heranziehen, doch ist er hier an verschiedenen Erscheinungen achtlos 
vorbeigegangen, die ihm Material geboten haben würden. Freilich 
würden durch deren Benutzung die Ergebnisse des Verf. kaum alterirt 
worden sein, wie denn schliesslich bezüglich der geschichtlichen Ent- 
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Wickelung dies auch in dem vorliegenden Buche dem meinigen gegen- 
über kaum der Fall ist. Nur dass der Verf. selbstverständlich auch 
die Entwickelung seit dem J. 1872 mit in den Kreis seiner Darstellung 
hineingezogen hat. Der Verf. hat wesentlich gedrucktes Material be- 
nutzt. Wo er ungedrucktes, wie für Bayern, herangezogen hat, ist es 
dasselbe, welches ich schon benutzt und auf dessen Existenz ich zuerst 
wieder hingewiesen hatte. Der Verf. hat aber selbständig die Quellen 
benutzt und ich bin vielleicht mehr als mancher andere in der Lage, 
den Fleiss und die Mühe beurteilen zu können, die er zur Bewältigung 
seiner Arbeit aufgewendet hat. So kann denn seiner Arbeit volle 
Anerkennung ausgesprochen werden. Denn der Umstand, dass ihm 
zuweilen in Einzelheiten Versehen untergelaufen sind, kann für das Ge- 
samturteil nicht in Betracht kommen. 

Der Verf. plädiert für die Aufhebung des Instituts, ohne etwas 
Besseres an seiner Stelle vorschlagen zu können. Dass es von den 
Verwaltungsbehörden gehandhabt wenig nutzt, ist zuzugeben, wenn es 
solche sind, welche von der parlamentarischen Majorität abhängig sind 
wie die Ministerien. Ob dasselbe der Fall ist, wenn eine unabhängige 
Behörde wie der französische Conseil d'etat mit der Handhabung be- 
traut ist, muss aber doch bezweifelt werden. Wenigstens dient der 
appel comme d'abus gerade zur Zeit wieder der französischen Regie- 
rung nicht unwesentlich in dem Kampfe, den sie mit ihrem Episkopate 
führt. Dass das Institut den Staat veranlasst in das innere religiöse 
Leben einzugreifen, ist richtig. Aber das ist ja gerade das Eigen- 
tümliche der katholischen Kirche, dass sie zu ihrem inneren Leben 
rechnet, was der Staat als dahin gehörig nicht ansieht. Wollte der 
Staat nichts thun, was die religiöse Ueberzeugung seiner katholischen 
Unterthanen verletzt, dann müsste er eben schliesslich abdanken zu 
(iunsten der Hierarchie. Denn dass diese den Staat zu beherrschen 
habe, ist nicht bloss religiöse Ueberzeugung, sondern Dogma. Man 
kann nicht vorsichtig genug sein gegenüber der Forderung der Ge- 
wissensfreiheit einer Institution gegenüber, welche diese nur für sich 
in Anspruch nimmt, allen andern Religionsgesellschaften nicht zuge- 
stehen darf und deren Freiheit schliesslich darin besteht, alle Religions- 
gesellschaften zu vernichten und den Staat in Botmässigkeit zu 
bringen. E. Fr. 

23. C r o u z i 1 , Questions de droit eccles. et civil. Les traitements 
eccles. Par. 03. 

24. K e r n a n d , Des ceremonies religieuses en dehors des edifices 
consacres au culte. These droit. (Rennes 1902.) 
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25. Garcin, le mainmorte, le pouvoir et Topinion de 1749 ä 1901. 
These. Lyon 02. 

26. D ö b e r 1 , D. Ursprg. d. Amortisationsgesetzgebg. in Bayern. 
Ein Beitr. z. KulturG. d. XVII. u. XVIII. Jahrh. Forsch, z. G. 
Bayerns 10, 186. 

VII. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 

20. Berthelet, Conclavi, pontefici e cardinali nel secolo XIX. 
Torino 02. 

21. Holder, Die Designationsfrage nach d. neuesten Forschungen. 
A. f. k. K.R. 83, 73. 

22. Dolhagaray, Communication criminelle avec les personnes 
nommement excommuni£es par le Souverain Pontife. Rev. d. scienc. 
eccles. 9. Serie. T. 6. Nov. 

23. Schindler, Ueber d. Ersitzung als abgeleiteter Erwerbs- 
grund des Patronatrechts. A. f. K.R. 82, 437. 

24. Mode, Beichtsiegel u. Zeugnispflicht nach d. Reichsprozess- 
ordnungen. A. f. k. K.R. 82, 476; 83, 41. 

25. Gr a b b a , La validitä delle donazioni e dei lasciti fatti per 
interposta persona a communita o associazioni religiöse esistenti di 
fatto, nello stato attuale della legislaz. ital. Foro ital. XVII, 1386. 

26. C 1 o p i , Le decime e le prestazioni prediale exfeudali nel 
mezzogiorno d'Italia. (Napoli 03). 

27. Fontana, Le azioni possessorie e il diritto di banco in Chiesa. 
Riv. d. dir. eccl. 12, 257. 

28. Atzeri, Sulla commerciabilitä delle chiese. Contributo alla 
dottrina sulle cose extra commercium Cagliari 03. 

29. Konstantin M, Rhalli, xö dvarcaXXoxpfoycov xij; ixxXrjoia- 
oxtxfjj ttepoooCag xaxdc x6 öbcatov tfjg dp$o86got> ävaxoXixiJs ixxXr^aCa^. 2. Aufl. 
Athen 03. 

30. P o r s c h , Auch bei Pfarrbauten kann nach Preuss. A.L.R. 
(§ 718, 787 f.) die Beitragspflicht durch Observanz bestimmt werden. 
A. f. k. K.R. 82, 584. 

31. Josef, Friedhofsrecht. Das Recht 1903, 91. 

32. Gerichtsass. Dr. jur. F. W. Bredt*: Eigentum am Strassb. 
Münster u. Verwaltung des Frauenstifts, bei Heitz Strassb. 1903. 
62 S. in 8°, Mk. 1,20. 

Inhaltlich der für's geschichtliche (S. 3) wie (S. 39, 57) geltende 
Kirchen- u. Stiftungs recht schon wegen bisher noch nirgends 
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verwerteten Archivalien (S. 22, 47 f.) bedeutungsvollsten Schrift ver- 
tritt der Stadtrat seit etwa 1290 [Hanauer meint 1283 p. 66 seines 
„Oeuvre Notre-Dame u 1902, bei Staat Strassb.] „aus ei gen er Macht- 
befugnis" (S. 33) die Münster-B a u Stiftung u. an Stelle des Staates, 
der sie (S. 6) 21. VII. 1795 an sich gerissen hatte, „wieder wie 
früher" (S. 31) zufolge Konsularbeschlusses 25. XL 1803. Hieraus 
kann das Domkapitel „kein Recht auf Rechnungs vorläge ableiten" ; 
denn es wirkte zur RechnungsabhÖr (mit mehreren Unterbrechungen) 
nur (S. 17) 1422 — 1681 mit. Uebrigens ist der Konsularbeschluss nicht, 
wie Blumstein's „Notre Dame et sa legende" p. 40 annehme, durch 
Dekret 30. XII. 1809 Art. 112 bestätigt worden (S. 39); er „bildet 
eine Ausnahme gegenüber dem organischen Artikel 76". Deshalb 
droht die Kirchenbehörde mit Missbrauchs beschwerde (S. 40 ; 
Geigel's „bürgerl. oder kirchl. Verwaltung d. Liebfrauenstifts" 1902 
S. 12, bei Beust, Strassb.): Hanauer nimmt p. 10 einen Verzicht 
des Bischofs Räss an. Nach franz. Recht „gehört das Münster dem 
Staat" (S. 57); es war ein Gemeinde eigentum (S. 56 ; Strassb. 
Diöz. Bl. 1901 S. 132). Die klare u. verdienstliche Schrift beruht 
stets auf urkundlichen Nachweisen. Fr. Geigel. 

Vin. Ordenswesen. 

23. Hannay, the Spirit and Origin of Christ. Monasticism. 
Lond. 03. 

24. Marchand, Moines et nonnes, hist., Constitution, regle, cou- 
tume et statistique des ordres religieux. Par. 

25. Verraeersch, De religiosis institutis et personis T. 2. : 
Supplementa et monumenta. Bruges. 

26. Boudinhon, Les congregat. relig. ä voeux simples. Le Can. 
cont. 26, 5. 65, 129, 257. 

27. Hobe-Grelting, D. Rechtsfähigkeit der Mitglieder reli- 
giöser Orden u. ordensähnlichen Kongregationen nach kanon. u. deutsch. 
Recht. (Breslau 03. Diss.) 

28. G r u b e r, D. tote Hand der Ordensgenossenschaften. Stimmen 
a. Maria Laach 64, 59. 

29. M o n r e a u , La loi sur les associat. et les congregat. reli- 
gieuses I. Rev. des scienc. ecclesiastiques. Serie 9. T. 7. (87) Fevr. 03 

30. Chevresson, Le regime des congregat. Etüde doctrinale 
et jurisprud. sur les lois des 4. dec. 1902 et 1. juill. 1901. et sur les 
projets et propositions de modification de cette loi. Par. 03. 

31. Reichert, Acta capitulorum generalium. Ordin. Praedica- 
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torum. T. VI. (1601—28) VII. (1629—56) Rom. 

32. Du Tremblay, Constitut. de la congregat. des religieuses 
benedictines de Notre-Dame du Calvaire vivant sous le premiere et 
exacte regle de S. Benoit (1634). Par. 02. 

33. S c h i w i e t z , Gesch. u. Organisat. d. Pachomiani sehen Klöster 
i. IV. Jahrh. A. f. k. K.R. 82, 454; 83, 52. 

34. F a s 1 1 i n g e r*, Die wirtschaftliche Bedeutung der Bayrischen 
Klöster in der Zeit der Agilulfinger. Freib. i. B. 1903, Herder, Mk. 3.20. 
(Grauei-t, Stud. u. Darstellungen aus d. Geb. d. Geschichte, Bd. 2, 
fl. 2 u. 3). 

Wie schon der Titel der Schrift andeutet, hat sie wesentlich eine 
volkswirtschaftliche Tendenz und daneben selbstverständlich auch kul- 
turhistorische Bedeutung. Dennoch möchten wir auch die Vertreter 
unserer Wissenschaft nachdrücklich auf die schöne Arbeit hinweisen. 
Sie liefert auch bedeutsames Material zur Geschichte des deutschen 
Kirchenrechts. Der Verf. teilt die ältesten bayerischen Klöster in drei 
Kategorien: bischöfliche, herzogliche und adelige, je nach ihrer Stif- 
tung und je nachdem die Zuweisung des vom Kloster zu kultivierenden 
Landes aus dem bischöflichen Territorialbesitz — die Bischöfe waren 
aber selbst zugleich Klostervorstände — aus herzoglichen oder aus 
dem der adligen Grossgrundbesitzer erfolgte. Die Klöster waren 
Eigenklöster der Stifter, und der Eigentümer übte über sie Befugnisse 
aus, die sich bei den Bischöfen zu geistlichem, bei den übrigen Eigen- 
tümern allmählich zu weltlichem Patronat abgeschwächt haben. Welche 
Befugnisse ausser dem Einfluss auf die Besetzung der Stelle des Kloster- 
vorstandes den Eigentümern zugestanden haben, erörtert der Verf. 
nicht, nur dass sie der bischöflichen Jurisdiktion entzogen waren, was 
erst durch die Bischöfe Arbeo (765 — 84) und Alto (784 — 811) abge- 
stellt wurde. Bemerkenswert erscheint, dass die Eigenklöster selbst 
wieder Eigenkirchen besassen. So Tegernsee nicht weniger als 22. 

E. Fr. 

35. A 1 b e r s , Pabbe de Fulde, primat de Tordre benedictin en 
Allemagne et en France. Rev. Bened. 17, 152. 

36. G o e t z , Die ursprünglichen Ideale des heil. Franz v. Assisi. 
Hist. Vierteljahrschr. 14, 19. 

37. W a 1 1 e r , D. ersten Wanderprediger Frankreichs. Studien 
z. Gesch. d. Mönchtums. 1. T. Robert v. Arbrissol, Leipz. 03. Bon- 
wetsch . . Seeberg, Stud. z. Gesch. d. Theol. IX, 3. 

38. Gorse, S. Bruno, fondateur de l'ordre des Chartreux; son 
action et son oeuvre. Par. 02. 
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39. Gerard, the Jesuits and the law in England. Ninth Cent. 
1902, 957. 

40. Monumenta h i s t. S o c. Jesu. v. T. 3 ist fasc. 2 — 4 
Madrid 1903 erschienen. 

41. A s t r a i n , Historia de la Compaüia de Jesus en la assistenzia 
de Espaüa T. 1. S. Ignacio de Loyola (1540—56) Madrid 02. 

DL Evangelisches Kirchenrecht. 

12. Zimmermann, D. Entwickelung der Kircheninspektionen 
1530—1800, in Beitr. z. Sachs. KGesch. EL 16. 1902. 

13. Stern, D. St. Thomaskapitel u. d. Ges. v. 29/XI. 1879. 
Eine Studie. Strassb. 03. (Aus Strassb. Zeitg.). 

14. Chronik* der christlichen Welt. Sonderabdruck 
aus Jahrg. 1902. nr. 43, 44, 45. J. C. B. Mohr, Tübingen 30 Pfg. 

Eine ebenso mühselige wie nützliche Arbeit. Der ungenannte Verf. 
stellt die Gehalts- und Pensionsverhältnisse einschliesslich der Stolge- 
büh renfrage und der Steuerexemtionen für sämmtliche ev. deutschen 
Landeskirchen dar und gewährt durch zwei Tabellen eine bequeme 
Uebersicht über diese partikularrechtlich ungemein verschiedenartigen 
Verhältnisse. Wir sprechen dem Verf. dafür um so mehr unsere An- 
erkennung aus, als wir aus Erfahrung wissen, wie schwierig es ist, sich 
über die betreffenden Fragen aus dem Allgemeinen Kirchenblatt zu in- 
formiren. Die Angaben sind, so weit wir kontroliren konnten, genau, 
und es wäre vielleicht nur noch wünschenswerth gewesen, wenn die 
einschlägigen Gesetze angeführt worden wären. E. Fr. 

13. Lucius*, Bonaparte u. d. protest. Kirchen Frankreichs. 
J. C. B. Mohr, Tüb. u. Leipz. 03. (Samml. gemeinverständl. Vor- 
träge u. Schriften a. d. Gebiete d. Theol. u. Religionsgesch. 32). 
90 Pfg. 

Bei der Lektüre dieses Vortrages wird man das Bedauern nicht 
unterdrücken, dass es dem verstorbenen Verf. nicht beschieden gewesen 
ist, die geplante Schrift über die organischen Artikel zu vollenden, 
ja dass nicht einmal das Belegmaterial dem Vortrage beigefügt wurde. 
Dieser setzt klar und präcise die Genesis der französischen ev. Kir- 
chenverfassung auseinander und charakterisiert zutreffend die Ten- 
denzen Napoleons, aus denen sie hervorgangen ist. E. Fr. 

16. Smith (T. E.) A Summary of the Law and Practice of Ec- 
clesiastical Courts. 5th ed. Lond. 02. 

17. Mgebroff, Geschichte der ersten deutschen evangelisch- 
lutherischen Synode in Texas. Im Auftrage der Synode zu ihrem 
50jähr. Jubiläum verf. Austin, Texas 03. 



Digiti 



izedby G00gk 



254 Literaturübersicht. 

X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 

15. Müller, Ueber relig. Toleranz. Prorektoratsrede. Er- 
langen 02. 

16. Bargy, L'origine de la tolerance aux £tats-Unis. R. de 
synthese hist. 5, 17. 

17. Lescoeur, L'egl. cath. et le gouvernem. russe. Par. 03. 

18. Karl Müller*, Luthers römischer Prozess. Z. f. KGesch. 
24, 43. 

Verf. erörtert in zutreffender Weise vom Rechtsstandpunkt aus 
das römische Verfahren gegen L. wegen Ketzerei, und gelangt so da- 
zu, das Breve v. 23/8. 1518 richtig zu erfassen und in den Gang der 
geschichtlichen Entwickelung einzugliedern. E. Fr. 

19. C o m b a , Hist. des Vaudois. I. De Valdo ä la reforme. Edii 
complete. Par. 02. 

20. Mayer, D. Konzil v. Trient u. d. Gegenreformat. in der 
Schweiz. Bd. 2. Stans 03. 

21. Schmidt, Z. G. d. Gegenreformat. in Südböhmen. Mit. d. 
V. f. G. d. Dtsch. in Böhmen. 40, 407. 

22. D u n c k e r , D. Gegenreformation in Thalheim u. Schotzach 
1628—49 Schluss. Bl. f. württ. KG. 6, 45. 

23. G. Wolf, Forschungen und Forschungsaufgaben auf dem Ge- 
biete der Gegenreformation. Deutsche Gesch. Bl. 4 H. 3. 

24. R e u s 8 , Un chapitre de l'hist. des persecut. relig. : Le clerge 
cathol, et les enfants illegitimes protestants et israelites en Alsace an 
XVIII. Bullet. 1903, 6. 

25. Fredericq, Corpus documentor. inquisitionis haereticae 
pravitatis Neerlandicae Th. 5. Tijdvak der Hervorming in de zestiende 
eeuw. 1. 24. Sept. 1525—31. Dec. 1528 Gent. s'Gravenhage 02. 

26. Pauls, Aus d. G. d. Inquisition in d. Erzdiöc. Köln : Ein 
päpstl. Inquisitor 1735. Ann. d. hist. V. f. d. Niederrhein 74, 127. 

XI. Eherecht. 

37. P u t o n , Essai sur le mariage d'apres les usages des anciens 
Germains. (Nancy. Th&se). 

38. Mielziner, the jewish law of marriage and div. in ancient 
and modern time9 and its relation to the law of the state. New- 
York 1901. 

39. Bonifa s, le mariage des protestants depuis la Reforme 
jusqu'ä 1789. (Par. These.) 

40. S t o c q u a r t , le mariage en droit ecossais Par. 02. (Extrait 
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du Journ. de droit internat. prive.) 

41. Chironi, Matrimonio all' estero fra Italiani davanti agli 
agenti diplomatici o consolari. Atti della R. Acad. delle Scienze 
XXXII, 11—13. 

42. Mandelstand, Du mariage et du div. des Ottomans ä 
Fetranger et des Strangers en Turquie. Journ. d. droit internat. prive 
XXX. p. 12. 

43. Mayet, D. Verwandtenehe u. die Statistik. Jahrb. d. internat. 
Vereinig. 6. u. 10. Bd. Abth. 1, 193. 

44. Scherbel, Ehen zwischen Blutsverwandten. Berl. 96 2 . 

45. Dernburg, Wiederverheiratung im Falle der Todeserklä- 
rung eines Gatten. Festschr. f. d. XXII. D. Jur.-Tag. Berl. 1902 S. 1. 

46. Lafourcade, Et. hist. des fiancailles. (Bord. These.) 

47. David, Sind bei Aufhebung eines Verlöbnisses die gewech- 
selten Ringe zurückzugeben? Recht VI. 359. 

48. H ug, D. gemischten Ehen im Lichte einer Brautwerbung aus 
uralter Zeit. (43 S. Freib. 03 2 ). 

49. Bresler, D. Rechtspraxis der Ehescheidung bei Geistes- 
krankh. u. Trunksucht seit Inkrafttreten des BGB. Halle 03. 

50. Kahn, D. Bestrafung d. Ehebruchs in d. heut. Gesetzgebg. 
u. de lege ferenda. Tüb. 02. (Diss.) 

51. Freudenberg, D. Verzeihung n. d. Bestimmungen d. BGB. 
f. d. D. Reich. Berl. 03. 

52. Hannas, D. Unterhaltspflicht im Biirgerl. Recht. Halle Ol. 
(Erl. Diss.) 

53. Dumas, Hist. de Pindissolubilite du mar. en droit frang. 
Par. 02 These. 

54. Un divorce par consentement mutuel au XVIIe siecle. Revue de 
Saintonge et d'Avis 1902 p. 182. 

55. R a w i c z , Le divorce par consentement mutuel (Lausanne 98). 

56. C o u 1 o n , Le divorce par consentement mutuel ; sa necessite, 
sa moralite. (Par. 02.) 

57. L e g r a n d , Les resultats de la loi de divorce. Observations 
ä la suite par M. M. Rocquain Glasson. Acad. des Sciences morales 
58 (158), 335. 

58. Z o p p o 1 a , II progetto di legge sul divorzio : una libera 
parola. Milan o 02. 

59. L o s a n a , II div. e il diritto. conferenza. Torino 02. 

60. V i 1 1 a n i , Divorzio e Parlamento. Napoli 02. 

61. Bianchini, Pro divorzio : conferenza. Arezzo 02 2 . 
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62. Mangano, Matrimonio e divorzio nelle legislaz. comparate 
del secolo XIX. Siena 02. 

M. Schule. 

13. Blum, Gesa., Verordn. und Verfügungen betr. d. niedere 
Unterrichtswesen in Elsass-Lothr. Strassb. 03 2 . 

14. P u a u x , A propos de la liberte d'enseignement. Par. 02. 

15. Geige 1*, Fakultät und Thomasstift. Strassb. Le Roux & Cie. 
60 Pfg. Nachtr. im Elsässer nr. 134, 137—9. 

Die kleine Schrift behandelt so partikuläre Fragen, dass ein näheres 
Eingehen auf diese hier nicht angängig erscheint. Nur gegen die Be- 
merkung auf S. 11 möchte ich Einsprache erheben, wonach die theo- 
logische Fakultät der Universität keine rein staatliche Anstalt sei, 
sondern eine gemischte, staatskirchliche. Die Fakultät ist zunächst 
überhaupt keine Anstalt, sondern ein Theil einer rein staatlichen der 
Universität. Darum ist sie rein staatlich. Sie ist kein Organismas 
der Kirche, sondern des Staates für die Kirche. E. Fr. 

16. P e 1 1 i z z o , II seminario di Udine ; semin. patriarcale di 
Aquileja ed arcivescovale di Udine. Udine 02. 

17. C a s s o n, The Education Act 1902. Lond. 03. 

18. Organs, Educat. Law. Lond. 03. 

19. Mothersole, Everybody's Guide to the Education Act, 
1902. Being the Text of the Act, together with an Introduction and 
Explanatory Notes. (Lond. 03.) 

20. R a w 1 i n g s, The Free Churchman's Guide to the Education 
Act, 1902. With a Sketch of the History of Populär Education in 
England and Wales. By the Rev. W. J. Townsend. Lond. 03. 

21. Organ (T. A.) and Thomas (A. A.), Education Law In- 
corporating the Education Acts 1870 — 1902, and other Acts and Sec- 
tions of Acts relating to Public Education. With Introductory State- 
ments and Notes.* Lond. 03. 

22. Finegan, Text-book on New- York school law. Albany 02. 

23. Sorgius, D. Volksschulen im Elsass von 1789 bis 1870. 
Strassb. 02. 
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IV. Aktenstücke. 

Mitgetheilt von Friedberg. 



Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 

19. Leo XIII. 4./5. 1901. Die Kirche des h. Rosarium zu 
Pompeji wird zur basilica minor erhoben. Le Can. cont. 28, 157. 

20. Die ap. Präfektur von Dahomey wird in ein Vikariat umge- 
wandelt 25./5. 1901. Le Can. cont. 26, 283. 

21. Für das See-Tonkin wird ein besonderes Vikariat errichtet 
15./4. 1901. Ib. 284. 

22. 25. /5. Ol. Die apostol. Präfektur der Goldküste wird in ein 
ap. Vikariat umgewandelt. Le Can. cont. 28, 156. 

23. In Rhodigio, Diöz. Adria, wird die alte Kollegiatkirche des 
h. Stephan wiederhergestellt 14./6. 01. Le Can. cont. 26, 288. 

24. Breve 18./7. 02 autorisierend die Congregatio oblatorum Vir- 
ginia Immaculatae der Provinz Deutschlands Missionskreuze mit Ab- 
lass zu errichten. Le Can. cont. 26, 221. 

25. Reform d. Trappistenordens 30./7. 02. A. f. K. KR. 83, 105. 

26. Breve 15./9. 02 an d. Kön. v. Spanien, erneuernd die Privi- 
legien der Bulla Cruciatae. Le Can. cont. 26, 223. 

27. Ueber einige Abänderungen der früheren Bulle beschloss die 
Congr. Inquisit. am 7./5. 02. Ib. 229. 

28. Breve 17./9. 02 über die kirchl. Reorganisation der Philip- 
pinen. Le Can. cont. 26, 94. 

29. 25./11. 02. Setzt eine Commissio praeservationis fidei in Rom 
ein. Le Can. cont. 26, 93. 

30. Breve einsetzend die Kommission für bibl. Studien 30./ 10. 02. 
Le Can. cont. 26, 39. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 2. 17 
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31. Convention über Errichtung der kathol.-theol. Fakultät in 
Strassburg 5./ 12. 02. Le Can. cont. 26, 53. 

32. D. Congr. E p p. et r e g u 1. 1./2. 02 bestätigend die Kon- 
stitutionen der Esciavas Conceptionistas del divino Corazon de Jesus. 
Le Can. cont. 26, 238. 

33. Desgl. 17./3. 02 der Hermanos Carmelitas de la Ensenanza. 
Ib. 239. 

34. 28./7. 02. Die Beichtväter der Ordensleute. A. f. k. KR. 
83, 117. 

35. 27./8. 02. Bestätigung des Institutura des Soeurs de PAnge 
G-ardien in Montauban als Kongregation. Le Can. cont. 28, 171. 

36. Desgl. 19./9. 02 für das Instit. fratrum tertii ordinis S. 
Francisci Capulatorum a B. Maria Virgine Perdolente. Ib. 172. 

37. D e c r. C. d e P r o p. f i d e 15./1. 03. Ueber die Veräusserung 
der Güter der Kongregationen mit einfachen G-elübden : Es bedarf dazu 
der päpstlichen Genehmigung, doch können die Bischöfe innerhalb der 
Grenzen ihrer Fakultäten die Erlaubniss ertheilen. Le Can. cont 
26, 240. 

38. Les nouveaux decrets de la S. C. des R i t e s. Le Can. 
cont. 26, 18. 77. 142. 206. 271. 

39. Statuts synodaux du dioc&se de Par. (Ib. 02.) 

40. Pensionsstatut für die Geistlichen der Diözese Rottenbarg 
3./12. 01. A. f. k. KR. 83, 173. 

41. Passau, Erl. v. 5./2. 02. Wiedereinführung des Instituts der 
Kapitelskämmerer für jeden Dekanatsbezirk. A. f. k. KR. 83, 135. 

Gerichtssprüche. 

12. Zulässigkeit der Beisetzung einer Aschenurne in einem Erb- 
begräbniss (Rechtsfall nach Preuss. A. LR.), mitgeth. v. Porsch. A. 
f. k. KR. 82, 580. 

13. E. d. RGer. IV. CS. 30/10. 01 betr. die Befugniss des Ge- 
meindekirchenrats zur Einziehung von Kirchensitzen aus kirchenpolizei- 
lichen Gründen. 

Tatbestand. 
Die Kirche zu D. ist im Jahre 1899 renoviert und bei dieser Ge- 
legenheit die Kassierung von 12 Kirchensitzen erfolgt, welche sich seit 
alten Zeiten auf beiden Seiten des Altars für die Prediger, Lehrer 
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u. s. w. befanden hatten. Der Kläger, der eingetragener Eigentümer 
des zu D. eingepfarrten Rittergutes D. ist, hatte bis dahin für sich 
beziehungsweise seine Familie, Beamten und Dienstleute 1. sechs Sitze 
auf dem höheren Chore rechts vor dem Altar, 2. zwölf Sitze auf der 
darüber befindlichen Empore und 3. die Tagelöhnersitze auf dem so- 
genannten Freienwalder Chore benutzt. 

Um nun den Predigern, Lehrern u. s. w. für die kassierten Sitze 
andere zu verschaffen und in der Annahme, dass der Kläger, seine 
Familie und Gutsangehörigen genug Kirchensitze hätten, teilte der 
Gemeindekirchenrat gegen Ende November 1899 dem Kläger mit, dass 
dem Gute die zwölf Emporensitze (zu 2) entzogen und auch die sechs 
Sitze auf dem höheren Chor (zu 1) nur zeitweise überlassen würden, 
indem er zugleich den Beamten des Gutes statt der 12 Sitze auf der 
Empore vier Sitze auf dem Freienwalder Chor zuwies. 

Der Kläger behauptet, dass die sämtlichen zu 1 bis 3 bezeich- 
neten Kirchensitze im Jahre 1846 von dem damaligen Superintendenten 
M. für das Rittergut D. dem damaligen Besitzer L. und im Jahre 
1861 von dem damaligen Superintendenten W. auch dem Kläger ein- 
geräumt worden seien, und dass sich seit dieser Zeit (1846) das Gut 
im Besitze von Schlüsseln zu den betreffenden Sitzen befunden und 
letztere 53 Jahre lang ausschliesslich und ungestört benutzt habe. 
Auf Grund dieses Sachverhalts hat der Kläger beantragt, 

„die Beklagte zu verurteilen , sich jeder Störung des 
Klägers oder dessen Angehörigen oder Beamten bei Benutzung 
der Kirchensitze seitens derselben auf der über dem höheren 
Chore rechts von dem Altar befindlichen Empore zu 2 und 
der darunter befindlichen sechs Sitze zu 1 zur Vermeidung 
einer fiskalischen Strafe von 10 Mk. für jeden Wiederholungs- 
fall zu enthalten, dem Kläger auch die Schlüssel 
zur Empore wieder einzuhändigen, und das Ur- 
teil gegen Sicherheitsleistung für vorläufig vollstreckbar 
zu erklären." 
Das Landgericht hat auf völlige Klageabweisung erkannt, weil es 
den Rechtsweg in dieser Sache für ausgeschlossen hält. 

Die hiergegen eingelegte Berufung des Klägers ist von dem Ober- 
landesgericht durch Urteil vom 19./26. Mai 1901 insoweit zurückge- 
wiesen, als der Rechtsstreit die 12 Sitze auf der über dem höheren 

17* 
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Chor rechts vom Altar befindlichen Empore zum Gegenstand hat, im 
übrigen aber das angefochtene Urteil aufgehoben und die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Gericht erster In- 
stanz zurückverwiesen. 

Gegen diese Entscheidung haben beide Teile Revision einge- 
legt und zwar 

der Kläger mit dem Antrage, 

das Berufungsurteil, insoweit es die Berufung des Klägers zu- 
rückweist, aufzuheben und auch insoweit, dem Berufungsan- 
trage entsprechend, die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung in die erste Instanz zurückzuverweisen, 
die Beklagte mit dem Antrage, 

1. die Revision des Klägers zurückzuweisen, 

2. auf ihre eigene Revision das angefochtene Urteil, insoweit als 
dadurch das Urteil erster Instanz aufgehoben und die Sache 
zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Ge- 
richt erster Instanz zurückverwiesen worden ist, aufzuheben 
und auch in Betreff des aufgehobenen Teils des ersten Urteils 
die Berufung des Klägers zurückzuweisen. 

Die Parteien haben auf Grund des Tatbestandes des Berufungs- 
urteils mit einander verhandelt. 

Entscheidungsgründe. 

Anlangend zunächst die Revision des Klägers, so erscheint 
dieselbe nicht begründet. 

Der Kläger beschwert sich darüber, dass die Berufungsrichter be- 
züglich der zwölf Sitze auf der Empore den Rechtsweg mit dem ersten 
Richter für ausgeschlossen hält und in ihrer Entziehung eine Mass- 
regel erblickt, die der Gemeindekirchenrat kraft seiner kirchenpolizei- 
lichen Befugnisse vorgenommen hat. Der Gemeindekirchenrat, so fuhrt 
der Beschwerdeführer aus, habe nach den Feststellungen der Vorder- 
richter das klägerische Recht auf die zwölf Sitze überhaupt bestritten 
und ihre Entziehung „in der Annahme" verfugt, dass der Kläger, 
seine Familien- und Gutsangehörigen genug Kirchensitze hätten. Hier- 
aus gehe hervor, dass für die Massregel des Gemeindekirchenrats gar 
nicht die im Innern der Kirche vorgenommene bauliche Veränderung 
und ein hiermit zusammenhängendes Interesse des Kultus bestimmend 
gewesen sei ; vielmehr seien diese Momente nur benutzt und aus ihnen 
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der „Anlass" entnommen worden, um dem Privatrechte des Klägers 
entgegenzutreten. Abgesehen hiervon gehe auch der § 41 der Ver- 
waltungsordnung für das kirchliche Vermögen in den östlichen Pro- 
vinzen der preussischen Landeskirche vom 16 ' Dea5 * mber 1886 (Kirchliches 

r 17. Juni 1893 v 

Gesetz- und Verordnungsblatt 1893 Seite 23), von welchem das Be- 
rufungsgericht die öffentlich rechtliche Befugnis des Gemeindekirchen- 
rates zu jener Entziehung herleitet, davon aus, dass bei Regelung 
der Kirchensitze etwaige Privatrechte, die allerdings besonders zu er- 
weisen seien, berücksichtigt werden sollen, und dass nur die im öffent- 
lichen Interesse erfolgte Entscheidung bis zum Nachweise entgegen- 
stehender Privatansprüche im Rechtswege nicht anzufechten sei. Dem 
Nachweise des Privatrechts des Klägers diene aber gerade der gegen- 
wärtige Rechtsstreit. Der Kläger habe seine Klage petitorisch be- 
gründet, und die Bemerkung am Schlüsse des Schriftsatzes vom 3. Mai 
1900 berechtigte das Berufungsgericht nicht zu der Unterstellung, dass 
er nur die Besitzklage habe anstellen wollen. Auch in zweiter Instanz 
habe er ausgeführt, dass ihm in keinem Falle der Rechtsweg zur Fest- 
stellung seiner Rechte verweigert werden könne, und dass er, um diese 
Feststellung zu erreichen, nicht auf den Weg der für ihn wertlosen 
Entschädigungsklage verwiesen werden dürfe. Kläger sei auch wegen 
§ 268 Ziffer 2 Civilprozessordnung ungeachtet eines Widerspruches 
des Gegners nicht behindert gewesen, den Klageantrag auf die Fest- 
stellung zu erweitern. Da der Berufungsrichter offenbar der Ansicht 
gewesen, dass der Feststellungsanspruch nicht schon in dem gestellten 
petitorischen Klageantrage enthalten sei, so hätte er durch Ausübung 
der Fragepflicht den Kläger „zur formellen Ergänzung seiner Anträge" 
veranlassen müssen. 

Der Beschwerdeführer geht also zunächst davon aus, dass er in 
Ansehung der 12 Kirchensitze auf der Empore nicht die Besitzklage, 
sondern die Rechtsanerkennungsklage (Klage auf Feststellung eines 
negativen Rechts, actio confessoria) angestellt habe. Eine solche Auf- 
fassung aber erscheint durch die Form seines Klageantrages ausge- 
schlossen. Derselbe lautet ausdrücklich dahin, die Beklagte zu ver- 
urteilen, sich „jeder Störung bei der Benutzung der Kir- 
chensitze zu enthalten" und dem Kläger „die Schlüssel zur Em- 
pore wieder einzuhändigen". Hiernach aber betrifft der von 
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ihm erhobene Anspruch nur die Frage, ob sich der Kläger im tat- 
sächlichen Besitz der Kirchenstühle befunden hat, und ob ihm der- 
selbe zu Unrecht (durch verbotene Eigenmacht — § 858 Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) von der Beklagten entzogen und beziehungsweise gestört 
und er deshalb befugt ist, die Beseitigung der Störung und die Wie- 
dereinräumung des Besitzes (§§ 861, 862 a. a. O.) zu fordern. An 
diesem Charakter des Anspruchs wird auch nichts dadurch geändert, 
dass Kläger seine Klage nicht bloss possessorisch (durch die Angabe, 
dass die Superintendenten M. und W. dem Besitzer des Ritterguts 
D. den Besitz an den Kirchenstühlen 1846 und beziehungsweise 1862 
eingeräumt und seitdem das Gut im Besitze der Schlüssel zu den 
Sitzen gewesen und letztere 53 Jahre lang ausschliesslich und unge- 
stört benutzt habe), sondern daneben auch petitorisch (durch die in 
seinem Vorbringen zugleich liegende Behauptung einer 44jährigen Er- 
sitzung) begründet hat. Entscheidend ist vielmehr, dass er einen 
richterlichen Ausspruch nicht über die Anerkennung seines Rechts, 
sondern lediglich über die Aufhebung einer Störung und über die 
Wiederherstellung des früheren tatsächlichen Besitzstandes begehrt 

Richtig ist allerdings, dass der Kläger in zweiter Instanz anch 
geltend gemacht hat, „in keinem Falle dürfe ihm der Rechtsweg zur 
Feststellung seiner Rechte an den bisher von ihm benutzten Chor- 
stühlen versagt werden." Eine Veränderung oder Erweiterung seines 
Klageantrages hat er aber hieran nicht geknüpft und auf den Wider- 
spruch der Beklagten gegen eine in diesem Sinne vorzunehmende 
Klageänderung auch keineswegs eingewendet, dass seine Erklärung 
gar keine Klageänderung oder beziehungsweise Erweiterung des Klage- 
antrages beziele, sondern den bereits gestellten Antrag einfach in dem 
von ihm gemeinten Sinne erläutern solle. 

Unter diesen Umständen war der Vorderrichter prozessualisch nicht 
genötigt, auf eine „formelle Ergänzung des Klageantrages durch Aus- 
übung seiner Fragepflicht (§ 139 Civilprozessordnung) hinzuwirken. 
Es kann somit auch unerörtert bleiben, ob durch Erhebung des vor- 
gedachten petitorischen Anspruches vorliegenden Falles eine Aende- 
rung der Klage oder nur eine Erweiterung des Antrages im Sinne des 
§ 268 Ziffer 2 Civilprozessordnung bedingt worden wäre. 

Nimmt hiernach nun aber das Berufungsgericht mit Recht an, dass 
die erhobene Klage nur die Besitzklage ist, so muss ihm auch 
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weiter darin beigetreten werden, dass über den dadurch geltend ge- 
machten Anspruch, welcher sich gegen eine von dem Gemeindekirchen- 
rat innerhalb seiner Zuständigkeit getroffene kirchenpolizeiliche Mass- 
regel richtet, eine Erörterung im ordentlichen Rechtswege ausge- 
schlossen ist. 

Unstreitig ist nach den Feststellungen des Berufungsurteils, dass 
der Gemeindekirchenrat dem Kläger die 12 Emporensitze entzogen hat 
aus Anlass einer baulichen Veränderung im Innern der Kirche zu D., 
welche zur Folge gehabt hat, dass eine gleiche Anzahl für die Prediger, 
Lehrer u. s. w. bestimmter Sitze beseitigt und insoweit eine ander- 
weite Verteilung der Kirchensitze erforderlich geworden ist. Wenn- 
gleich nun kein Zweifel besteht, dass das Recht, von der Kirchenge- 
meinde die dauernde Ueberlassung gewisser Sitze zum ausschliesslichen 
Gebrauche bei der Teilnahme am Gottesdienste der Gemeinde zu for- 
dern, auch auf Grund eines privatrechtlichen Titels sowohl persönlich 
ah dinglich einem Gemeindemitglied zustehen und dass nach dem preus- 
sischen Allgemeinen Landrecht ein solches Recht insbesondere auch 
durch Verleihung (§§ 676 bis 685 Titel 11 Teil II) und durch Er- 
sitzung (§§ 629 bis 631 Titel 9 Teil I) von ihm erworben werden 
kann, so erscheint es doch ebenso unzweifelhaft, dass eine petitorische 
oder possessorische Verfolgung desselben, obwohl an sich statthaft, 
doch nur unter denjenigen Einschränkungen zugelassen ist, die sich 
aus seiner Bestimmung zum Gottesdienst und aus der Beobachtung 
der äusseren kirchlichen Ordnung ergeben. Durch das Bürgerliche 
Gesetzbuch ist an den landesgesetzlichen Vorschriften über dieses 
Recht nichts geändert worden (Artikel 133 Einführungsgesetz zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch). 

Die Befugnisse des Gemeindekirchenrats rücksichtlich der Kirchen- 
sitze regeln sich durch § 15 Absatz 1 der Kirchengemeinde- und Sy- 
nodalordnung für die östlichen Provinzen vom 10. September 1873, 
wonach ihm die Sorge für die Erhaltung der äusseren gottesdienst- 
lichen Ordnung obliegt, insbesondere aber durch § 41 der Verwaltungs- 
ordnung für das kirchliche Vermögen in den östlichen Provinzen der 
preussischen Landeskirche vom *± ggg ggÜÜL, welcher in Absatz 1 

r 17. Juni 1893 7 

bestimmt : 

„die Regelung der Kirchensitze ist, soweit nicht etwaige jedes- 
mal besonders zu erweisende) Privatrechte in Frage 
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sind, unter Beachtung der bestehenden allgemeinen Bestimmungen 
(§§ 676— 685 Allgemeinen Landrechts Teil II Titel 11) und ört- 
lichen Rechtsordnungen von dem Gemeindekirchenrat im Ver- 
waltungswege nach Gesichtspunkten des offen t- 
lichen Interesses vorzunehmen. Die Entscheidungen der- 
selben sind bis zum Nachweis entgegenstehender 
Privat anspräche imRechtswege nie ht anzufech- 
ten und nötigenfalls polizeilich zu schützen (Entscheidungen des 
Kompetenzgerichts vom 18. März 1865, Justizministerialblatt 
Seite 134, und vom 14. April 1883, Kirchl. Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt Seite 70, und des Oberverwaltungsgerichts vom 
10. Dezember 1884, ebenda 1885 Seite 29). u 
Hieraus folgt, dass dem Kläger, der durch die Anordnung des 
Gemeindekirchenrats sich in dem von ihm beanspruchten Privatrecht 
auf die ausschliessliche Benutzung der Emporensitze verletzt fühlt, un- 
bedenklich zwar freisteht, gegen die Kirchengemeinde auf Aner- 
kennung desselben und für den Fall der Erstreitung dieses An- 
spruchs eventuell auch auf Entschädigung zu klagen, dass er jedoch 
mittels seiner gegenwärtigen Besitzklage nicht verlangen kann , dass 
der Gemeindekirchenrat unter Androhung einer fiskalischen Strafe ver- 
urteilt werde, die im Interesse des Kultus von ihm getroffene Ent- 
ziehungsmassregel rückgängig zu machen. Ueber einen Anspruch dieser 
Art, der die Aufhebung einer polizeilichen Verfügung betrifft, würde 
die Entscheidung nur der vorgesetzten Verwaltungsbehörde gebühren 
(vgl. auch Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen, Band 7 
Seite 137, Band 16 Seite 159, Band 24 Seite 176). 

Bezüglich der sechs Sitze auf dem höheren Chor rechts vom Al- 
tar, auf welche sich die Revision der Bekagten bezieht, hat 
der Gemeindekirchenrat dem Kläger nach dessen eigenem in dem an- 
gefochtenen Urteil festgestellten Vortrage lediglich die Eröffnung ge- 
macht, dass dieselben ihm fortan „nur zeitweise 44 überlassen würden* 
Das Berufungsgericht legt nun diese Eröffnung dahin aus, dass 
es sich hierbei um nichts weiter als um eine „Aeusserung 44 des Ge- 
meindekirchenrats handle, „durch welche das angebliche Recht des 
Klägers an diesen Sitzen bestritten wird, nicht also um eine kir- 
chenpolizeiliche oder sonst im Interesse des Kultus ergangene Anord- 
nung, welche geeignet wäre, den Kläger — sofern er überhaupt ein 
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Recht an diesen Sitzen hat — des gerichtlichen Schutzes dies Rechts 
verlustig zu machen 44 , und dass „nicht erfindlich" sei, wie diese Er- 
klärung mit der baulichen Veränderung der Kirche in ursächlichen 
Zusammenhang zu bringen wäre. Der Gemeindekirchen rat habe „da- 
mit bei der tatsächlichen Belassung des Klägers in der Benutzung 
dieser Stühle nichts anderes sagen wollen, als dass er die Rechtsan- 
sprüche des Klägers auf diese Stühle ebensowenig anerkenne, als die- 
jenigen auf die Emporensitze". Die Willenserklärung sei also „rein 
privatrechtlichen Charakters" gewesen und auch „dadurch nicht zu 
einer öffentlichen Anordnung geworden, dass sie der Gemeindekirchen- 
rat mit der Mitteilung einer solchen zu verbinden für gut befand". 

Der Berufungsrichter zieht hieraus den Schluss, dass dem Kläger 
in Ansehung der sechs Altarchorsitze für die Besitzklage der Rechts- 
weg nicht versagt werden könne, und dass daher die Sache insoweit 
unter Aufhebung des hierauf bezüglichen Teiles der landgerichtlichen 
Entscheidung „ohne Prüfung der Frage, ob jene Erklärung des Ge- 
meindekirchenrats überhaupt ausreichen kann, die Besitzklage zu be- 
gründen," an die Vorinstanz zurückzuweisen sei. 

Die Revision der Beklagten macht hiergegen geltend, dass 
diese Erwägungen „auf einer Verkennung des rechtlichen Charakters" 
der betreffenden Anordnung des Gemeindekirchen rates beruhten. „Die 
Bestimmung, dass gewisse Sitze dem, welcher ein Recht auf sie zu 
haben behauptet, nur zeitweise, also auf Widerruf seitens des Ge- 
meindekirchenrats überlassen werden", enthalte — so meint die Be- 
schwerdeführerin — eine Anordnung über die Verteilung beziehungs- 
weise Neuverteilung der Kirchensitze, eine kirchenpolizeiliche Anord- 
nung, die ebensowenig, wie die sofortige Entziehung von Sitzen im 
Rechtswege angefochten werden kann. Keinesfalls „könne" ihr gegen- 
über das vermeintliche Recht des Klägers auf die dauernde Benutzung 
dieser Sitze durch die angestellte Klage geltend gemacht werden, durch 
welche dem Gemeindekirchenrat jede Störung des Klägers bei Be- 
nutzung der Sitze bei Strafe verboten, ihm also auch die Befugnis ab- 
gesprochen werden soll, künftig kirchenpolizeiliche Anordnungen zu 
erlassen, durch welche dem Kläger diese Kirchenstühle entzogen 
werden." 

Der Angriff erscheint begründet. Da der Gemeindekirchenrat auch 
diese Verfügung, durch welche er die sechs Kirchensitze auf dem 
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höheren Chor dem Kläger fortan nur widerruflich überliess, festge- 
stelltermassen aus Anlass der baulichen Veränderung der Kirche und 
in seiner amtlichen Eigenschaft erlassen hat, so ergibt sich auch hier 
ihr polizeilicher Charakter von selbst. Die Beklagte selbst beruft sich 
auf diesen Charakter, und in eine Prüfung darüber, ob die Verfügung, 
wie die Beklagte vermeint, durch den § 41 des Vermögensverwaltungs- 
gesetzes sich rechtfertigt, kann demnach, ebenso wie in dem ersten 
Falle, nur die vorgesetzte kirchliche Verwaltungsinstanz, nicht aber 
der ordentliche Richter eintreten, denn auch hier begehrt der Kläger 
nicht Feststellung seines Rechts, sondern lediglich die Beseitigung der 
Massregel. Auch die Frage, ob in der vorgedachten Eröffnung des 
Gemeindekirchenrats vorliegendenfalls schon eine Besitzstörung gefun- 
den werden könnte, darf daher auf sich beruhen bleiben. 
Hiernach war, wie geschehen, zu erkennen. 

14. E. d. Kam m.G e r. 7/7. 02. Der Erwerb von Grundstücken 
von verschiedenen Verkäufern seitens derKGemeinde bedarf nicht der 
staatlichen Genehmigung, wenn jedes einzelne Grundstück unter dem 
Werthe von 5000 Alk. bleibt, wenn sie auch zusammen diesen Werth 
übersteigen und der Kaufvertrag der sämmtlichen Grundstücke in 
einem notariellen Akte zusammengefasst ist. A. f. k. KR. 82, 599. 

15. P r e u s s e n. E. d. OVG. 24/6. 02. Zwangseinstellung für 
einen Hülfsgeistlichen. A. f. k. KR. 83, 160. 

16. Preussen. E. d. OVGer. 8/6. 01. Gemeindesteuerfreiheit 
d. Dienstgrundstücke d. Geistlichen auch in der Rheinprovinz. A. f. 
k. KR. 83, 150. 

17. E. d. LGer. Braunschweig. 1/2. 1900. Mangel der Vir- 
ginität Ehehinderniss, wenn nicht nachgewiesen wird, dass der andere 
Theil bei Eingehung der Ehe kein Gewicht auf Vorhandensein der 
Virginität gelegt habe, und auch bei deren Mangel die Ehe abge- 
schlossen haben würde. D. Jur. Zeit. 1903, S. 228. 

18. E. d. RGer. IV. CS. 6./10. 20. Was ist unter „persönlichen Eigen- 
schaften" im Sinne des § 1333 B.G.B. zu verstehen? Entsch. 52. 
Nr. 82, S. 306. 

Aus den Gründen: 

„Was die auf die §§ 1333 und 1334 B.G.B. gestützte Anfech- 
tungsklage betrifft, so enthält das angefochtene Urteil die Feststellung, 
dass der beklagte Ehemann etwa zehn Jahre vor der Eheschliessung 
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Päderastie getrieben hat, und dass dieser Umstand der Klägerin bei 
Eingebung der Ehe unbekannt geblieben ist. 

Das Bernfangsgericht erachtet auf diesen Thatbestand weder den 
§ 1333 noch auch den § 1334 a. a. 0. für anwendbar. 

Die Entscheidungsgründe führen ans: 

„Wenn nun der Beklagte in dem Bewusstsein, früher päderasti- 
schen Neigungen gefrönt zu haben , die Ehe mit der Klägerin ge- 
schlossen hat, ohne ihr hierin Kenntnis zu geben, so ist darin eine 
arglistige Täuschung, wie der Vorderrichter zutreffend an- 
nimmt, nicht zu erblicken, weil die blosse Thatsache, dass der Be- 
klagte 10 Jahre vor der Eheschliessung Päderast gewesen ist, nicht 
als ein Umstand im Sinne des § 1334 B.G.B. anzusehen ist, der 
die Klägerin bei verständiger Würdigung des Wesens der Ehe von 
der Eheschliessung mit dem Beklagten abgehalten haben würde, zumal 
dieser deswegen nicht bestraft worden ist. 

Ebensowenig ist diese Thatsache eine in der Person des 
Beklagten fortdauernde Eigenschaft im Sinne des 
§ 1333 B.G.B., welche die Klägerin bei verständiger Würdigung des 
Wesens der Ehe von der Eheschliessung mit dem Beklagten abgehalten 
haben würde. Auf diese, 10 Jahre zurückliegende Päderastie kann 
somit eine Anfechtungsklage nicht gestützt werden. 

Anders wäre es, wenn der Beklagte noch zur Zeit 
der Eheschliessung Päderast gewesen wäre. Diese 
Eigenschaft würde dann, sei es in physischer , sei es in psychischer 
oder moralischer Beziehung , eine solche persönliche Eigen- 
schaft des Beklagten im Sinne des § 1333 B.G.B. darstellen, welche 
die Klägerin bei verständiger Würdigung des Wesens der Ehe von 
deren Eingehung hätte abhalten müssen." 

In betreff der Anfechtung aus § 1334 a. a. 0. hat schon das 
Landgericht, welchem der Berufungsrichter ausdrücklich zustimmt, ohne 
Rechtsirrtum angenommen , dass in dem blossen Verschweigen der 
früheren geschlechtlichen Verirrung des Beklagten eine „arglistige 
Täuschung", nämlich „eine auf Täuschung des anderen Teils abzielende 
Handlungsweise u , wie das Gesetz sie erfordert, nicht zu finden sei. 
Die von dem zweiten Richter hieran noch angeschlossene Erwägung, 
dass diese frühere Verirrung selbst auch kein Umstand sei , dessen 
Kenntnis den Eheschliessungswillen der Klägerin nach Massgabe des 
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§ 1334 hätte beeinflussen können , kann hiernach auf sich beruhen 
bleiben. 

Anlangend dagegen die weitere Begründung des Vorderrichters, 
mittels deren er auch das aus § 1333 B.G.B. entnommene Klagefunda- 
ment verwirft, so erweckt dieselbe Bedenken. 

Der § 1333 lautet: 
„Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, der sich 
bei der Eheschliessung in der Person des anderen Ehegatten oder 
über solche persönlichen Eigenschaften des anderen Ehe- 
gatten geirrt hat, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei ver- 
ständiger Würdigung des Wesens der Ehe von der Eingebung der 
Ehe abgehalten haben würden." 

Die Darlegungen des Vorderrichters geben der Vermutung Baum, 
dass er den Rechtsbegriff der persönlichen Eigenschaft 
im Sinne der vorstehenden Norm durch eine zu enge Auffassung ver- 
kannt oder sein Urteil in dieser Richtung nicht ausreichend 
begründet hat. Seiner Ansicht zufolge soll es für einen Fall der 
vorliegenden Art einen durchgreifenden Unterschied machen, je nach- 
dem das Laster der Päderastie in der Person des beklagten Ehegatten 
nur vor dessen Verheiratung mit der Klägerin bestanden oder bei 
Schliessung der Ehe noch fortgedauert hat. Nur in dem letzteren, 
nicht aber auch in dem ersteren Falle nimmt anscheinend das Beru- 
fungsgericht das Vorliegen einer persönlichen Eigenschaft des Beklag- 
ten an, welche die Klägerin bei Kenntnis der Sachlage und bei ver- 
ständiger Würdigung des Wesens der Ehe von deren Eingehung abge- 
halten haben würde. 

Sofern diese Ausfuhrung besagen soll, dass der einem Ehegatten 
schon aus früherer Zeit anhaftende, sittliche Makel, die durch eine 
frühere Verfehlung bedingte Bescholtenheit, als persönliche Eigenschaft 
im Sinne des § 1333 B.G.B. überhaupt nur alsdann in Be- 
tracht kommen kann, wenn die zu gründe liegende Verfehlung, das 
anstössige Verhalten, das Laster selbst, zur Zeit der Eheschliessung 
bei dem Ehegatten noch fortbesteht, so würde eine solche Meinung 
rechtsirrig sein. 

Weder der Wortlaut noch die Entstehungsgeschichte des § 1333 
gewährt hierfür einen Anhalt. Der § 1333 B.G.B. regelt den Ein- 
fluss, welchen ein Irrtum im Beweggrund auf die Giltigkeit der Ehe- 
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Schliessung äussert. Während der Entwurf I zum Bürgerlichen Ge- 
setzbuch , unter Festhaltung des kanonisch-rechtlichen Standpunkts, 
einen solchen Irrtum als Anfechtungsgrund in § 1259 Nr. 2 nur zu- 
liess, „wenn einer der Eheschliessenden entweder den Willen, überhaupt 
eine Ehe zu schliessen, oder den Willen, eine Ehe mit dem anderen Teile 
zu schliessen, bei der Eheschliessung nicht gehabt hat" , wurde schon 
in dem Entwurf H diese Auffassung verlassen und in Erweiterung des 
Anfechtungsgrundes des Irrtums zwischen den beiden Fällen unter- 
schieden, dass infolge des Irrtums der Wille zur Eheschliessung gänz- 
lich fehlt (§ 1240), und dass dieser Wille nicht würde gefasst worden 
sein, wenn der Erklärende sich nicht geirrt hätte (§ 1241). Im übrigen 
aber sollte einen Anfechtungsgrund nur der Irrtum über die Person 
(Identität) des anderen Eheschliessenden oder über „solche persön- 
liche Eigenschaften oder solche persönliche Verhältnisse" ab- 
geben, die den Irrenden bei Kenntnis der Sachlage und bei Würdi- 
gung „des Zwecks der Ehe" von deren Eingehung abgehalten haben 
würden. Bei der Schlusslesung des Entwurfs II sind alsdann die 
Worte „des Zwecks" der Ehe in die Worte „des Wesens" der 
Ehe umgeändert und die Worte „oder solche persönliche Verhält- 
nisse" von der Reichstagskommission gestrichen worden. Das letz- 
tere ist insbesondere deshalb geschehen, um zu verhüten, dass hier- 
unter in der Folge von der Jurisprudenz auch die Vermögensverhält- 
nisse verstanden werden möchten (vgl. den Reichstags-Komm.-Bericht). 
Da von einem Irrtum über die Person vorliegendenfalls nicht die 
Rede ist, so bandelt es sich für die obige Begründung des angefoch- 
tenen Urteils nur um die Frage, ob der von dem Vorderrichter für 
erwiesen erachtete Umstand, dass der Beklagte vor Eingehung seiner 
Ehe dem Laster der Päderastie gefrönt hat, denselben mit einer per- 
sönlichen Eigenschaft im Sinne des § 1333 B.Gr.B. behaftet 
erscheinen lässt, bezüglich deren zufolge dieser Vorschrift zu prüfen 
war, ob ihre Kenntnis bei der Sachlage und bei verständiger 
Würdigung des Wesens der Ehe die Klägerin von der Ehe- 
schliessung mit dem Beklagten abgehalten haben würde. 

Schon die Motive (Bd. 4, S. 76) erwägen in dieser Beziehung: 
„die Zulassung der Anfechtung der Ehe wegen Irrtums des einen 
Teils über sog. wesentliche Eigenschaften oder Verhältnisse des 
anderen Teils, d. h. über solche in der Person des letzteren 
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begründete Umstände, welche objektiv von der Eheschlies- 
sung mit demselben abzuhalten geeignet waren und im konkreten 
Falle auch den Irrenden abgehalten haben würden", 
und es ist nicht abzusehen, warum nicht auch ein blosser sittlicher 
Makel, der üble Ruf, den sich ein Ehegatte durch ein in die Zeit 
vor der Eheschliessung fallendes Verhalten zugezogen hat, unter Um- 
ständen als Eigenschaft, über welche der andere Ehegatte bei Eingehung 
der Ehe geirrt hat, für die Anfechtungsklage in Betracht kommen 
kann. Wenn das Berufungsgericht dieses, wie es den Anschein hat, 
schlechthin und grundsätzlich verneinen will , so würde 
dies normwidrig sein. Eine Unterscheidung, wie sie das angefochtene 
Urteil aufstellt, hat der Gesetzgeber ausweislich der mitgeteilten Ma- 
terialien in der gedachten Richtung nicht gemacht. 

Auch der Wortlaut der Vorschrift steht einer solchen Annahme 
nicht zur Seite. Das Wort „Eigenschaft", das der § 1333 B.G.B. 
gebraucht, passt auf jede Art der Beschaffenheit, welche einem Wesen 
(Person oder Ding) als Merkmal anhaftet. Als „persönliche" 
aber muss eine Eigenschaft gelten, wenn sie einer Person, und zwar 
nicht bloss als ein ausser ihr Liegendes, mehr oder weniger Vorüber- 
gehendes und Zufälliges, sondern dergestalt wesentlich zukommt, 
das 8 sie als Ausfluss und Bethätigung ihres eigentlichen Wesens, als 
ein integrierender Bestandteil ihrer Individualität erscheint. In einem 
solchen Sinne kann auch die sittliche Bescholtenheit , der schlimme 
Leumund, den eine Person sich erworben hat, eine persönliche Eigen- 
schaft darstellen. Diese Bescholtenheit aber und dieser Leumund sind 
in ihrer Dauer unabhängig von der Dauer des Handelns, das sie ver- 
anlasst hat, und es steht demnach nichts entgegen, dass der bei dem 
Beklagten entstandene sittliche Defekt, obwohl das päderastische Trei- 
ben, als seine Entsteh ungs u r s a c h e, jahrelang zurücklag, bei der Ehe- 
schliessung der Parteien weiter bestand. Es ist demnach* unzutreffend, 
wenn ihm der Vorderrichter das Moment der Fortdauer als Eigen- 
schaft ohne weiteres abspricht. 

Aber auch wenn das Berufungsgericht durch seine obigen Erwä- 
gungen das Wesen der „persönlichen Eigenschaft" hierbei nicht ver- 
kannt und nur hätte darlegen wollen, dass der dem Beklagten infolge 
seines früheren päderas tischen Treibens anhängende Makel nicht ein 
solcher sei, der die klagende Ehefrau bei Kenntnis der Sachlage und 
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bei verständiger Würdigung des Wesens der Ehe von deren Eingehung 
würde abgehalten haben, müsste die Urteilsfeststellung dennoch mangels 
jeder zureichenden Begründung beanstandet werden. Anstatt eines 
Verstosses gegen die materielle Rechtsnorm des § 1333 B.G.B. würde 
alsdann ein solcher gegen die formellen Vorschriften des § 286 in Ver- 
bindung mit § 551 Ziff. 7 C.P.O. vorliegen. 

Das Berufungsgericht hat in diesem Fall unterlassen, seine An- 
nahme, wie es hätte geschehen müssen, durch die Anführung der hierbei 
zu prüfenden konkreten Umstände zu rechtfertigen, 

Für seine Beurteilung kam neben der individuellen Persönlich- 
keit der Klägerin (Stand, Bildungsstufe, Grad des sittlichen Empfin- 
dens etc.) insbesondere auch die Schwere der dem Beklagten zur Last 
fallenden Verfehlung in Betracht, weil hiernach auch die Stärke des 
sittlichen Makels sich richtet, der als Folge derselben seitdem auf dem 
Beklagten ruht. Hierbei war davon auszugeben, dass, wie der Inhalt 
des Kommissionsprotokolls bestätigt, für die Anwendung des § 1333 
B.G.B. nicht nur solche Eigenschaften in Frage kommen, welche den 
Anfechtenden von der Eheschliessung abhalten m u s s t e n , sondern 
dass auch schon solche genügen, welche den Umständen nach für eine 
Abstandnahme von dieser Schliessung geeignet waren. In letzterer 
Beziehung musste erwogen werden, dass die Päderastie ein Vergehen 
ist, welches nach § 175 St.G.B. mit Gefängnis bis zu 5 Jahren und 
Verlust der bürgerlichen Ehre bestraft werden kann. Auch wenn vor- 
liegendenfalls die Strafverfolgung gegen den Beklagten im Hinblick 
auf § 67 Abs. 2 St.G.B. verjährt sein sollte, wird der durch die Be- 
gehung der Straft hat erzeugte und als Wirkung zurückbleibende schwere 
sittliche Nachteil, den die Person des Thäters dadurch erleidet, nicht 
geringer. Die Klägerin durfte hieran vielleicht umsomehr Anstoss 
nehmen, als diese sittliche Bescholtenheit ihres Mannes, wie insbeson- 
dere die Aussagen der Zeugen Johann B., Franz K. und Johannes L. 
ergeben, innerhalb eines grösseren Kreises bekannt war und immer 
noch weiter bekannt werden konnte. 

Von den früheren Partikularrechten hat namentlich das sächsische 
Bürgerliche Gesetzbuch vom 2. Januar 1863 (§§ 1595, 1596) auch den 
hier in Rede stehenden Anfechtungsfall ausdrücklich berücksichtigt. 
Dasselbe bestimmt, dass der Irrtum die Einwilligung zur Ehe unter 
anderem auch dann ausschliesst , wenn der eine Ehegatte erst nach 
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Eingehung der Ehe erfährt, dass der andere Ehegatte widernatürliche 
Unzucht mit einem Menschen oder einem Tiere getrieben, oder dass 
er sich eines Verbrechens schuldig gemacht hat, welches von der Be- 
schaffenheit ist, dass anzunehmen steht, der Irrende würde den anderen 
nicht geheiratet haben, wenn er das Verbrechen gekannt hätte, 44 . . . 

19. Dasselbe. 19./6. 02. Kann der aus § 1300 B.G.B. auf 
Schadensersatz belangte frühere Verlobte den Einwand, dass Klägerin 
bei Eingehung des Verlöbnisses nicht mehr „unbescholten" gewesen 
sei, auch in dem Falle erheben, wenn diese Unbescholtenheit darans 
hergeleitet wird, dass er selber mit ihr schon früher Geschlechtsver- 
kehr gehabt hat? Entsch. 52, Nr. 13, S. 46. 

Aus den Gründen: 

. . . „Nicht zu billigen ... ist die Beurteilung, die der zweite 
Richter dem auf § 1300 B.G.B. beruhenden Klaganspruch ange- 
deihen lässt. 

Der Abs. 1 des gedachten Paragraphen bestimmt: 
„Hat eine unbescholtene Verlobte ihrem Verlobten die Beiwohnung 
gestattet, so kann sie, wenn die Voraussetzungen des § 1298 oder 
des § 1299 vorliegen, auch wegen des Schadens, der nicht Vermö- 
gensschaden ist, eine billige Entschädigung in Geld verlangen." 

Der Zweck dieser Vorschrift, welche in dem ersten Entwürfe des 
Gesetzbuches fehlt, geht nach dem Kommissionsprotokolle zu § 1283 
der Reichstagsvorlage (jetzt § 1300) dahin, der verlassenen Brant, die 
durch einen in Erwartung der künftigen Ehe dem Verlobten gestat- 
teten vorzeitigen Geschlechtsverkehr in den Augen der Welt einen 
Makel erlitten hat, eine Entschädigung dafür zu gewähren, dass ihre 
Aussichten auf eine Versorgung zerstört oder doch beeinträchtigt 
worden sind. 

Für die Begründung ihres Anspruches wird hiernach erfordert: 

1. dass Klägerin dem Beklagten den Beischlaf gestattet hat; 

2. dass dies geschehen ist, während zwischen den Parteien ein Ver- 
löbnis im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches bestand; 

3. dass sie zu damaliger Zeit unbescholten war; und 

4. dass der Beklagte, ohne einen wichtigen Grand zu haben (§ 1298 
Abs. 3), von dem Verlöbnis zurückgetreten ist. 

Das Berufungsgericht vermisst in dem anhängigen Falle nur das 
Erfordernis zu 3, während über das Vorliegen der Bedingungen zu 
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1 und 4 kein Streit herrscht und das Bestehen eines Verlöbnisses zu 
der kritischen Zeit (zu 2) von ihm, vorbehaltlich eines Beweises, vor- 
ausgesetzt wird. 

Die Entscheid ungsgründe fuhren in dieser Beziehung aus: 
„Aus ihrem (d. i. der Klägerin) eigenem Vortrage ergibt sich, dass 
sie vor dem angeblichen zweiten Verlöbnis mit dem Beklagten ge- 
schlechtsvertraulichen Verkehr unterhalten und ausserehelich geboren 
hatte. Dieser Sachverhalt schloss ein zweites Verlöbnis mit einer 
„Unbescholtenen" aus und lässt die Bestimmung des § 1300 
B.G.B. als vorliegend nicht anwendbar erscheinen. Dass nach 
dem Vortrage der Klägerin der Beklagte selbst es 
gewesen, der die Bescholtenheit der Klägerin her- 
beiführte, vermag hieran nichts zu ändern. Das 
Gesetz anerkennt einen Anspruch der Verlobten auf die in § 1300 
vorgesehene Entschädigung nur im Falle ihrer Unbescholtenheit zur 
Zeit des Verlöbnisses, ohne einen Unterschied in der Richtung zu 
machen, durch wessen Schuld die Verlobte die Unbescholtenheit ein- 
gebüsst hatte." 

Diese Erwägungen erscheinen von Rechtsirrtum beeinflusst. 
Das Berufungsgericht geht zwar zutreffend davon aus, dass der 
Begriff der Unbescholtenheit, der ebensowohl rechtlicher wie thatsäch- 
licher Natur ist, im Falle des § 1300 a. a. O. (ähnlich wie bei dem 
Thatbestande des Vergehens gegen § 182 St.G.B.) nur auf die Ge- 
schlechtsehre abzielt. 

Unrichtig aber ist , dass eine Frauensperson unbedingt und 
gegenüber jedermann als geschlechtlich bescholten zu gelten 
hat, wenn sie mit einem Manne geschlechtsvertraulichen Verkehr unter- 
halten und ausserehelich geboren hat. 

Die „Bescholtenheit" ist, wie schon die sprachliche Ablei- 
tung des Wortes (von dem ahd. pisceltan oder bisceltan) ergibt, eine 
Folge der niedrigen Bewertung, die der Ruf eines Menschen innerhalb 
seines Lebenskreises von dritter Seite erfahrt. Eine Person zu „be- 
schelten", d. i. ein tadelndes, strafendes Urteil über sie abzugeben, 
erscheint aber nur derjenige sittlich berechtigt, der nicht selbst an 
ihrer anstössigen Aufführung teilgenommen hat, der keine Mitschuld 
an ihrer Bescholtenheit trägt. Der Begriff der Bescholtenheit ist da- 
her insoweit kein absoluter und objektiver. Wer ein bis dahin un- 

Deutschc Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 2. 18 
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schuldiges Mädchen zum Beischlafe verführt, oder wer als Verlobter 
eines solchen diesen Umstand benutzt, um ihre geschlechtlich beizu- 
wohnen, hat keinen Grund, um der Verführten oder bezw. seiner Ver- 
lobten deshalb seinerseits Bescholtenheit vorzuwerfen. 

Schon das preussische Gesetz vom 24. April 1854 (Ges.-Samml. 
8. 193) gab daher dem Schwängerer einen Einwand gegen die Ge- 
schwängerte wegen geschlechtlicher Bescholtenheit in dem Falle ihrer 
bereits früher schon einmal stattgehabten Schwängerung nach § 9 
Nr. 2 c nur alsdann , wenn er nicht selbst dieser frühere Schwänge- 
rer war. 

Auch der § 1300 B.G.B. setzt seiner Tendenz nach voraus, dass 
der Makel, den die verlassene Braut etwa schon vor der Erfüllung 
des darin vorgesehenen Thatbestandes erlitten hat, wenn dadurch ihre 
Unbescholtenheit aufgehoben werden soll, nicht von dem zurücktreten- 
den Verlobten selber verursacht oder doch mitverursacht worden ist. 
Denn nur in diesem Falle kann auch ihm selbst gegenüber von einer 
Bescholtenheit der früheren Verlobten die Rede sein. Individuelle, 
besondere Umstände, die in dem vorliegenden Falle eine solche Mit- 
schuld ausschlössen, sind von dem Vorderrichter nicht festgestellt 
Der von dem Beklagten geltend gemachte Bescholtenheitseinwand läuft 
sonach darauf hinaus, dass er aus seinem eigenen unsittlichen Handeln 
Vorteil ziehen will, indem die Klägerin auch ihm gegenüber allein eine 
Verfehlung vertreten soll, zu deren Entstehung er selber hauptsächlich 
mitgewirkt hat. Wie es arglistig sein würde, wenn er seinen Rück- 
tritt von dem Verlöbnis mit einer Deflorierung der Klägerin recht- 
fertigen wollte, die von ihm selber herbeigeführt worden ist, ebenso 
muss es auch arglistig und daher unzulässig sein, wenn er ihrem An- 
sprüche auB § 1300 a. a. 0. damit begegnen will, dass er sie für be- 
schulten erklärt, weil er selber ihr bereits früher schon beigewohnt 
und sie geschwängert hat. 

Aus ganz gleichartigen Erwägungen hat in einem Straffalle aas 
§ 182 St.G.B. das Reichsgericht die Bescholtenheit eines Mädchens 
unter 16 Jahren gegenüber dem angeschuldigten Verführer verneint, 
indem es angenommen hat, dass ein gewisses unzüchtiges, demselben 
zur Last fallendes Verhalten nur eine Folge der damals schon be- 
gonnenen unsittlichen Beeinflussung des Verführers gewesen sei. Vgl. 
Entsch. des R.G. in Strafs. Bd. 32, S. 438." . . . 
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20. E. d. RG. IV. 23./10. 02. Zulässigkeit einer Scheidung der 
Ehe ausländischer Staatsangehöriger v. Tisch u. Bett. Beil. z. Deutsch. 
Jur. Zeit. 15./2. 03 I n. 17. 

21. E. d. RG. IV. CS. 17./2. 02: Es kann in Deutschland bezüg- 
lich der Ehe eines der röm.-kath. Kirche angehörenden österreichischen 
Staatsangehörigen auf dauernde Trennung von Tisch und Bett erkannt 
werden. Sachs. Arch. 13, 362. Vom VT. CS. entgegengesetzt ent- 
schieden. 

22. E. d. RG. VI. CS. 20./10. 02. Der Ehemann hatte Scheidung 
nach § 1568 BGB. verlangt, die Frau Verurtheilung des Mannes zur 
Herstellung der ehelichen Gemeinschaft. Beide Klagen wurden abge- 
wiesen. Wenn die Frau als eine Verletzung von 1553 Abs. 2 rügt, 
dass ihr Verlangen als ein Missbrauch ihres Rechtes aufgefasst werde, 
so ist zu bemerken, dass es sich um eine Anwendung des freien rich- 
terlichen Ermessens handelt. Wenn auch das OLG. für das Verhalten 
der Klägerin § 1569 nicht als zutreffend erachtet hat, so war es doch 
nicht gehindert, dies so weit zu missbilligen, dass dem Ehemann doch 
nicht zugemuthet werden kann, sie schon jetzt wieder bei sich aufzu- 
nehmen. Denn in § 1353, Abs. 2, steht der Fall, wo der andere Ehe- 
gatte berechtigt wäre, auf Scheidung zu klagen als ein selbständiger 
neben dem, wo das Verlangen nach Herstellung der ehelichen Ge- 
meinschaft als Missbrauch des Rechts erscheint. In der That steht 
im praktischen Ergebnisse ein Fall dieser Art der früheren Trennung 
von Tisch und Bett auf unbestimmte Zeit gleich. (Vgl. Eneccerus- 
Lehman d. bürgerl. R. 2, 494 § 192 2 Sachs. Arch. 13, 212. Umgekehrt: 

23. OLG. Hamburg, IV. CS. Urteil v. 13. Februar 1903. 
Zur Auslegung von BGB. § 1353 Abs. 2. 

Die Beklagte, die Anfang März 1900 die eheliche Wohnung ver- 
lassen hat, ist zur Wiederherstellung der häuslichen Gemeinschaft ver- 
urteilt. Aus den Gründen: 

Das Landgericht hat abgewiesen, weil die vom Kläger Anfang 
1900 begangenen Exzesse, obwohl sie eine Scheidung aus § 1568 BGB. 
nicht rechtfertigten, doch so unanständig seien, dass der Beklagten 
die Fortsetzung der Gemeinschaft nicht zugemutet werden könne. 
Diese Entscheidung ist rechtlich unhaltbar. Waren die Verfehlungen 
so schwer, so hätte die Ehe im Vorprozesse geschieden werden müssen, 
denn nach § 1568 soll wegen unsittlichen Verhaltens eines Ehegatten 

18* 
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die Scheidung erfolgen, wenn das eheliche Verhältnis dadurch so zer- 
rüttet ist, dass dem anderen Ehegatten die Fortsetzung der Ehe nicht 
zugemutet werden kann. Ist aber, wie durch die rechtskräftige Ent- 
scheidung des Vorprozesses feststeht, der Beklagten trotz der Ver- 
fehlungen des Klägers die Fortsetzung der Ehe zuzumuten, so geben 
diese Verfehlungen ihr kein Recht, auf unbestimmte Zeit hinaus die 
Fortsetzung der Gemeinschaft zu verweigern. Andernfalls würde sich 
ein Zustand ergeben, der mit der im früheren Rechte zugelassenen 
Trennung von Tisch und Bett übereinstimmte, dabei aber jeder ge- 
setzlichen Regelung, insbesondere jeder zeitlichen Begrenzung entbehrte. 
Solche zeitweilige Trennung kennt das BGB. nicht und will es offen- 
bar nicht zulassen. Es spricht dem Ehegatten, der berechtigt ist, auf 
Scheidung zu klagen, die Befugnis zu, sich vom schuldigen Teile fern- 
zuhalten, beschränkt aber dieses Recht durch § 1571 2 , wonach der 
schuldige Ehegatte den anderen auffordern kann, die Scheidungsklage 
zu erheben, und das Recht auf Scheidung, folgeweise auch das Recht 
zur Fernhaltung erlischt, wenn die Klage nicht binnen 6 Monaten er- 
hoben wird. Kann also dem aus schwereren Verfehlungen sich er- 
gebenden Rechte zur Weigerung der ehelichen Gemeinschaft eine ziem- 
lich kurze, zeitliche Grenze gesetzt werden, so können leichtere Ver- 
fehlungen dieses Recht nicht für unbestimmte Zeit gewähren. Dem- 
gemäss muss auch der § 1353 2 , auf den sich das Landgericht beruft, 
verstanden werden. Ist dort einem Ehegatten das Recht gegeben, die 
eheliche Folge zu verweigern, wenn das Verlangen des anderen nach 
Herstellung der Gemeinschaft sich als ein Missbrauch seines Rechts 
darstellt, so kann das nicht bedeuten, dass ein Ehegatte wegen de9 — 
vielleicht berechtigten — Unwillens über die in der Vergangenheit 
liegenden Verfehlungen des anderen sich von ihm fernhalten darf. 
Solche Verfehlungen begründen ein Recht zu getrenntem Leben nur, 
wenn sie zugleich Scheidungsgründe sind. Missbrauch des Rechts auf 
Herstellung der Lebensgemeinschaft dagegen liegt nur dann vor, wenn 
der eine Ehegatte durch Ausübung dieses Rechts den anderen in eine 
Lebenslage nötigen würde, die er ihm billiger Weise nicht zumuten 
darf. Das würde hier zutreffen, wenn der Kläger zurzeit dem Trünke 
ergeben wäre, und das Leben, das die Beklagte mit ihm teilen soll, 
ein Leben des Lasters und der Not wäre. Beklagte hat aber selbst 
zugegeben, dass sie gegen die jetzige Lebensführung des Klägers Vor- 
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würfe nicht erheben kann. Deshalb ist es kein „Missbrauch", dass der 
Kläger jetzt die Rückkehr seiner Frau fordert. 

Freilich können die in der Vergangenheit liegenden Verfehlungen 
eines Ehegatten, auch wenn sie keine Scheidungsgründe sind, unter 
Umständen sehr wohl eine Erbitterung des anderen rechtfertigen, die 
es nötig macht, die Wiederherstellung des ehelichen Lebens aufzu- 
schieben, damit der gekränkte Teil Frist erhalte, vorher seinen be- 
rechtigten Unwillen zu verwinden. Hat das Landgericht diesen Fall 
als hier vorliegend erachtet, so hätte es von der Befugnis der CPO. 
§ 621 Gebrauch machen und das Verfahren aussetzen sollen. Dies 
jetzt noch zu thun, besteht kein Grund. Die Beklagte lebt fast drei 
Jahre von ihrem Manne getrennt. Diese Zeit müsste für sie genügen, 
um den an sich gewiss berechtigten Unwillen über die Exzesse ihres 
Mannes zu verwinden, und von einer noch längeren Trennung kann 
ein besserer Erfolg nicht gehofft werden. 

24. OLG. Celle, IL CS. Urteil v. 12. Dezember 1902. Ein- 
fluss eines Scheidungsgrundes auf die Unterhaltspflicht aus §§ 1360, 
1361 BGB. 

Voraussetzung für die Anwendbarkeit der §§ 1360, 1361 BGB. 
ist lediglich thatsächliches Getrenntleben der Ehegatten und das Recht 
des einen von ihnen auf diese Trennung. Gleichgültig ist, ob die Be- 
fugnis, die Herstellung des ehelichen Lebens zu verweigern, dem un- 
terhaltsberechtigten oder dem unterhaltspflichtigen Ehegatten zu- 
steht . . . 

Unhaltbar ist die Ansicht des Beklagten, dass der Unterhaltsan- 
spruch der Klägerin bereits in dem Zeitpunkte weggefallen sei, wo 
für ihn der — inzwischen in dem Scheidungsprozesse durchgeführte — 
Scheidungsgrund erwachsen sei. Solange die Ehe der Parteien recht- 
lich bestand und besteht, solange wirkt auch die durch §§ 1360 ff. 
geregelte Unterhaltspflicht fort. Das thatsächliche Vorhandensein 
eines Scheidungsgrundes giebt nach § 1353 Abs. 2 aber nur ein 
Recht, ohne weiteres die eheliche Gemeinschaft aufzuheben, als dessen 
Folge wiederum gerade die streitige Unterhaltspflicht normiert 
ist . . . 

25. Kammergericht, Ferien-CS. Beschluss v. 2. August 1902. 
Einfluss der Todeserklärung auf die Ehe. BGB. §§ 1348, 18. (Die 
Rechtsprechung des OLG. 6, 153.) 



Digiti 



izedby G00gk 



278 Aktenstücke. 

Der seit 1890 verschollene N. ist durch rechtskräftiges Urteil des 
Amtsgerichts vom 27. August 1901 für tot erklärt und als Zeitpunkt 
des Todes der 31. Dezember 1890 festgestellt. Ende 1901 hat sich 
die Frau des N. mit dem X. wiederverheiratet, nachdem sie in den 
Jahren 1892 bis 1901 vier Kinder geboren hatte. X. hat 1902 zu ge- 
richtlichem Protokolle anerkannt, Vater dieser Kinder zu sein und be- 
antragt, den Standesbeamten anzuweisen, die Vaterschaftsanerkennung 
und Legitimation der Kinder durch nachfolgende Ehe der Eltern so- 
wie die Namensänderung im Geburtsregister einzutragen. Das Amts- 
gericht hat den Antrag abgelehnt, das Landgericht ihm aber ent- 
sprochen. Auf weitere Beschwerde des Regierungspräsidenten ist der 
Beschluss des Amtsgerichts wiederhergestellt. Aus den Gründen: 

Da das Todeserklärungsurteil erst nach dem 1. Januar 1900 er- 
gangen ist, so bestimmen sich seine Wirkungen ausschliesslich nach 
den Vorschriften des BGB. Gemäss § 18 ist deshalb zu vermuten, 
dass N. am 31. Dezember 1890 verstorben sei, eine Vermutung, welche 
durch seine Rückkehr oder durch den Nachweis eines anderweiten 
Todestages jederzeit widerlegt werden kann. Dass sich hieraus prak- 
tische Schwierigkeiten ergeben könnten, ist dem Gesetzgeber — vgl. 
Denkschrift S. 187 — nicht entgangen. Er hat deshalb für gewisse 
Rechtsverhältnisse besondere, von dem Grundsatze des § 18 abweichende 
Bestimmungen aufgestellt. So wird in § 1420 der Todeserklärung die 
weitergehende Wirkung beigelegt, dass mit ihr die Verwaltung und 
Nutzniessang endigt, während gleichzeitig dem Interesse des Mannes 
durch die Aufnahme des § 1425 Rechnung getragen wird. Bei diesen 
Bestimmungen, welche aus praktischen Gründen den Grundsatz des 
§ 18 durchbrechen, handelt es sich somit um Ausnahme Vorschriften, 
und es erscheint schon deshalb nicht angängig, sie auf die Wirkungen 
der Todeserklärung hinsichtlich des Bestandes der Ehe entsprechend 
anzuwenden. Hiervon kann um so weniger die Rede sein, als diese 
Wirkungen der Todeserklärung durch den § 1348 geregelt werden 
sollten. Der Wortlaut der Vorschrift sowie seine Entstehungsgeschichte 
stellen ausser Zweifel, dass auch hier von dem Grundsatze des § 18 
abgewichen und aus Zweckmässigkeitsgründen eine besondere Bestim- 
mung gegeben ist, wonach mit der Schliessung der neuen Ehe die 
frühere Ehe aufgelöst wird. Damit ist zugleich gesagt, dass die frühere 
Ehe bis zur neuen Eheschliessung trotz der Todeserklärung und des 
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dabei festgestellten früheren Todestages fortbesteht, so dass eine frühere 
Auflösung der alten Ehe nur nach § 1309, also bei dem Nachweise 
des wirklichen Todestages angenommen werden kann. Die abweichende 
Ansicht der Vorinstanz beruht im wesentlichen auf einer Gleichstellung 
des Todeserklärungsurteils mit einer Sterbeurkunde ; aber gerade diese 
Gleichstellung haben die Motive 4 S. 641 in ausführlicher Erörterung 
abgelehnt und deshalb die Aufnahme der Sonderbestimmung des § 1348 
für geboten erachtet. 

Hat hiernach die Ehe des (1880 verschollenen) N. bis zur Wieder- 
verheiratung seiner Frau (1901) fortbestanden, so sind die von letzterer 
1892, 1895, 1898 geborenen Kinder nach dem zurzeit ihrer Geburt in 
Geltung gewesenen Code civil Art. 312 als ehelich anzusehen, solange 
nicht der Mann und nach dessen Tode seine Erben nachweisen, dass 
der Mann während der Empfängniszeit sich in einem Zustande einer 
physischen Unmöglichkeit befunden hat, seiner Frau beizuwohnen. 
Solange dieser Nachweis nicht erbracht ist und zu einem Urteile ge- 
führt hat, das die Unehelichkeit der Kinder rechtskräftig ausspricht, 
ist eine Berichtigung der Geburtsurkunde nicht zulässig. Die gleichen 
Grundsätze gelten nach den §§ 1591 ff. BGB. bezüglich des 1901 ge- 
borenen Kindes. Das Todeserklärungsurteil ist nicht geeignet, die 
Illegitimitätsklage zu ersetzen, schon deshalb nicht, weil die Anfech- 
tung der Ehelichkeit nur von einem Beteiligten ausgehen, also auch 
nach dessen Ermessen ganz unterbleiben kann. Wird sie aber geltend 
gemacht, so hat sie in dem von der CPO. §§ 640 ff. geordneten Ver- 
fahren zu erfolgen, um zu einem Urteile zu führen, das für und gegen 
alle wirkt. * 

Dazu bemerkt der Einsender: 

Der § 1420 BGB. dürfte nicht eine Ausnahme von dem Grund- 
satze des § 18, sondern eine Bestätigung und Erweiterung desselben 
enthalten. Nach den Motiven 4 S. 293 und der Denkschrift (Hey- 
mann'sche Ausg.) S. 288 will er nur Vorsorge treffen für den Fall 
der Rückkehr des für tot erklärten Mannes, in dem also ohnehin 
die Vermutung des § 12 widerlegt ist und die Todeserklärung ausser 
Kraft tritt; selbst dann soll also die Verwaltung und Nutzniessung 
beendet bleiben. Ebenso ist es bei den §§ 1679, 1684, 1494 11 BGB. 
(Motive 4 S. 832. 393). Auch § 1348 hat nur den Fall im Auge, wo 
der Verschollene noch lebt, also § 18 nicht anwendbar ist. Für 
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die Entwürfe I und II ergeben dies Motive 4 S. 641, Prot. (Glit- 
ten t a g) 4 S. 453, Denkschr. S. 264. Das Gesetz selbst spricht in 
Abs. 2 nur von demselben Falle wie Abs. 1. Nur wenn der Ver- 
schollene noch lebt, wird die frühere Ehe durch die neue Ehe- 
schliessung aufgelöst und hat nur dann bis dahin fortbestanden, nicht 
aber, wenn der Verschollene längst tot ist. Die Thatsache, dass er 
noch lebt, hat aber praktische Bedeutung nur, wenn man sie weiss 
(vgl. Prot. 4 S. 453 A Abs. 3). 

Ist über den Tod nichts bekannt, kann die Ehe aufgelöst sein 
oder auch nicht, jenachdem der Verschollene tot ist oder nicht Dies 
ist ungewiss, der Zweifel wird aber gehoben durch das Urteil bis zum 
Beweise des Gegenteils (vgl. Motive 1 S. 50 § 2365 BGB.) und fest- 
gestellt, dass und wann der Verschollene gestorben sei. Das Gesetz 
nimmt von dieser Wirkung des Urteils die Ehe nirgendwo aus (vgl. 
im Gegenteil § 1235 1 des I. Entw. Motive 1 S. 50, Prot. 4 S. 23 
VI Abs. 2), es erkennt sie im Gegenteil auch für die Ehe selbst an, 
indem es (§§ 1348, 1349) dem hinterbliebenen Ehegatten die Wieder- 
verheiratung gestattet, was sonst gegen § 1309 Verstössen würde. Der 
§ 1348 berührt diese Wirkung nicht, weil er einen Fall behandelt, in 
dem die Vermutung widerlegt ist. § 1348 ist somit auch keine Aus- 
nahme von § 18. 

Da über den Tod des N. nichts bekannt ist, kommt also § 1348 
nicht zur Anwendung. Die Ehe desselben ist vielmehr als am 31. Dez. 
1890 durch den Tod aufgelöst anzusehen. Die seit 1892 geborenen 
Kinder sind somit unehelich und durch nachfolgende Ehe ihrer Eltern 
legitimiert. D. E. 

26. Kammergericht, I. CS. Beschluss v. 16. Februar 1903. Re- 
ligiöse Kindererziehung nach dem Tode des Vaters. 

. . . Die Vorinstanzen haben mit Recht entschieden, dass an sich 
nach der Deklaration vom 21. November 1803 die jüngste Tochter bis 
zum zurückgelegten 14. Lebensjahre im evangelischen Bekenntnisse, 
dem ihr Vater bis zum Tode angehört hat, erzogen werden muss, so- 
fern nicht die Ausnahme des § 82 ALR. II 2 zutrifft. Insbesondere 
ist zutreffend entschieden, dass weder die Taufe des Kindes nach dem 
Ritus der katholischen Kirche, noch die mehrfach abgegebene Willens- 
erklärung des Vaters, seine Kinder im katholischen Bekenntnisse er- 
ziehen zu wollen, noch die Einschulung in die katholische Volksschule 
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die gesetzliche Regel, dass Blinder in der Religion des Vaters zu unter- 
richten seien, zu durchbrechen im stände sind. Ebensowenig vermag 
auch die Folgeerscheinung, dass die jüngste Tochter in einem anderen 
Bekenntnisse erzogen werden wird, als ihre beiden älteren G-eschwister, 
jene Regel zu beseitigen (Jahrbuch 5 S. 65; 9 S. 44; 20 S. 246; 21 
S. 47). Aber auch die weitere Ausführung, dass hier die Ausnahme- 
vorschrift des § 82 nicht zutrifft, ist gerechtfertigt. Der § 82: „Hat 
der verstorbene Ehegatte ein Kind wenigstens durch das ganze letzte 
Jahr vor seinem Tode im Glaubensbekenntnisse des an- 
deren Ehegatten unterrichten lassen, so muss dieser Un- 
terricht in eben der Art bis zum vollendeten 14. Jahre des Kin- 
des fortgesetzt werden" versteht unter „Unterricht" nur einen 
systematischen, zu bestimmtem Ziele methodisch fortschreitenden, kon- 
fessionellen Unterricht von einer Art, wie er in den öffentlichen Schulen 
auf Grund der Lehrpläne erteilt wird. Die in § 82 erwähnten be- 
stimmten Zeiträume des Unterrichtes lassen darauf schliessen, dass 
das Gesetz an erster Stelle den eigentlichen staatlich gebotenen Schul- 
unterricht in der öffentlichen Schule im Sinne gehabt hat. Indem 
§ 82 von dem begonnenen, ein Jahr lang andauernden und bis zum 
vollendeten 14. Jahre fortzusetzenden Unterricht in einem bestimmten 
Glaubensbekenntnisse spricht („Unterricht in eben der Art"), weist er 
offensichtlich auf einen plan massig vorwärtsgehenden schalmässigen 
Unterricht hin, der in seinem Laufe nicht mehr unterbrochen werden 
soll, wenn er ein Jahr lang gedauert und währenddem die Grundlage 
für die fortzuführende konfessionelle Glaubenslehre gelegt hat. Auch 
der Zusammenhang der §§ 74 — 84 II 2 lässt erkennen, dass es sich 
im § 82 um den schalmässigen „Unterricht" im Sinne der §§ 1 ff. II 
12 handelt. In dieser Weise hat das Kammergericht den § 82 von 
jeher ausgelegt (Beschluss vom 3. Februar 1902, Y. 155/02; auch 
Jahrbuch 21 S. 40). Daraus folgt zunächst, dass die Unterweisung 
ganz junger Kinder im Elternhause regelmässig nicht unter § 82 
fallen wird. In Familien, in denen religiöse Gesinnung gepflegt wird, 
werden den Kindern vielfach vom zartesten Alter an und lange vor 
den schulpflichtigen Jahren allgemeine Anschauungen religiöser Art, 
Gebete, Lieder religiösen Inhaltes und wohl auch Grundsätze der 
Glaubenslehre beigebracht. Dies ist nicht der fortgesetzte systema- 
tische Unterricht, den der § 82 bezeichnet, welcher das Kind be- 
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fähigen soll, das Wesen und den Unterschied der Glaubensbekenntnisse 
zu verstehen. Das Gleiche hat aber weiter zu gelten von den reli- 
giösen Beschäftigungen und Unterweisungen in Kinderbewahranstalten, 
Spielschulen und Kindergärten von der Art der hier in Frage kom- 
menden Spielschule. Auch in ihnen handelt es sich nicht um syste- 
matisch fortschreitenden planmässigen Unterricht von bereits älteren 
Kindern, sondern um eine allgemeine Hinweisung auf religiöse Dinge 
nach Art der häuslichen und mütterlichen Unterweisung, wie sie bei 
Kindern in noch nicht schulpflichtigem Alter angezeigt ist. Es sollen 
— wie in der Auskunft der Regierung angegeben ist — in diesen 
Anstalten die Samen der Gottesfurcht und der Frömmigkeit in das 
kindliche Gemüt ausgestreut werden. Das ist aber nicht der schul- 
massige Unterricht in der konfessionellen Glaubenslehre, den § 82 
voraussetzt. Indem das Landgericht auf Grund der erwähnten Aus- 
kunft thats ach lieh und für das Gericht der weiteren Beschwerde bin- 
dend feststellt, dass sich die in Frage kommende katholische Spiel- 
schule nicht von anderen Kinderbewahranstalten oder Kindergarten 
unterscheidet und sich den eigentlichen Schul- und Religionsunterricht 
nicht zu ihrer Aufgabe machen darf, dass ferner ihr 1885 jedes Hin- 
übergreifen in die eigentlichen Aufgaben der Volksschule ausdrücklich 
verboten und dieses Verbot beachtet worden sei, hat es nach den 
obigen Ausführungen mit Recht verneint, dass hier bezüglich der 
jüngsten Tochter der in § 82 vorgesehene Ausnahmefall vorliege. 
Dementsprechend erübrigte sich die Beweisaufnahme über den Um- 
fang des Wissens, das das Kind sich in jener Spielschule angeeignet 
hat. Dass es einen anderen Unterricht erhalten hat, als die übrigen 
Kinder, welche diese Spielschule besuchen, ist nicht behauptet; dem- 
zufolge kann die ihm dort gewährte Unterweisung dem in § 82 be- 
zeichneten, bestimmt qualifizierten Unterricht nicht gleichgestellt werden. 
Demzufolge bewendet es bei den Entscheidungen der Vorinstanzen, 
dass dem Kinde bis zum 14. Jahre der evangelische Religionsunter- 
richt zu erteilen ist. Diesem Unterrichte darf nicht in anderer Weise 
durch Teilnahme am Gottesdienst anderer Konfession oder durch ent- 
gegengesetzten Unterricht im Hause der Mutter entgegengewirkt wer- 
den (Jahrbuch 20 S. 248). Zu bemerken bleibt noch, dass der Be- 
such der katholischen Volksschule nach den Grundsätzen des Kammer- 
gerichts neben dem evangelischen Religionsunterricht nur insoweit 
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nicht angängig, als etwa nach der besonderen Sachlage hiervon eine 
erhebliche Schädigung des in erster Reihe zu berücksichtigenden reli- 
giösen Unterrichtes zu erwarten ist. 

Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 

7. Braunschweig. G. d. Ordnung d. kirchl. Verhältnisse 
d. Katholiken betr. 29/9. 1902. Amtsbl. d. Kons. S. 13—19. 
Von Gottes Gnaden, Wir, Albrecht, Prinz von Preussen etc., 

Regent des Herzogtums Braunschweig, 
erlassen mit Zustimmung der Landesversammlung das folgende Gesetz : 

I. Von der religiösen Erziehung, der Taufe und 
dem Schulbesuch der Kinder. 

§i. 

Die aus einer gemischten Ehe hervorgehenden Kinder sind ohne 
Unterschied des Geschlechts, es sei der Vater evangelisch und die 
Matter katholisch, oder umgekehrt, in dem Bekenntnis des Vaters 
zu erziehen ; es sei denn, dass der Vater nach der Geburt des ersten 
Kindes uud vor der Taufe desselben — in den Städten vor dem 
Stadtmagistrate, in den Landgemeinden vor der betreffenden Her- 
zoglichen Kreisdirektion — die abweichende Erklärung abgegeben 
hätte, dass sämtliche Kinder aus solcher Ehe in dem Bekenntnis der 
Mutter erzogen werden sollen. 

Der Wechsel in dem Bekenntnis des Vaters bezw. der Mutter, 
sowie der Tod derselben ist ohne Einfluss auf die religiöse Erziehung 
der Kinder. 

Nach dem Tode des Vaters sind die Erziehungsberechtigten ver- 
pflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass kein Wechsel des Bekenntnisses 
stattfindet. 

Alle etwaige, den vorstehenden Vorschriften zuwider laufende, vor 
oder während der Ehe gemachte Verträge, ausgestellte schriftliche Ver- 
pflichtungen und sonstige Versprechungen, sie seien gegeben wem sie 
wollen, sind unverbindlich und nichtig. 

§2. 

Die Taufe der Kinder aus einer gemischten Ehe, welche nach den 
Bestimmungen des § 1 katholisch zu erziehen sind, steht, wie die 
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Taufe der Kinder, welche katholischen Eltern ehelich, oder von ka- 
tholischen Müttern unehelich geboren werden, dem katholischen Geist- 
lichen zu. Die Taufe der Kinder aus einer gemischten Ehe, welche 
nach § 1 evangelisch zu erziehen sind, sowie die Taufe der Kinder, 
welche evangelischen Eltern ehelich oder von evangelischen Müttern 
unehelich geboren werden, ist von dem evangelischen Geistlichen zu 
vollziehen. An Orten, an denen kein katholischer Geistlicher seinen 
Sitz hat, kann jedoch die Taufe dort geborener Kinder, die an sich 
dem katholischen Geistlichen zustehen würde, auf ausdrücklichen An- 
trag der Erziehungsberechtigten — selbstverständlich ohne Folge für 
die religiöse Erziehung — durch den zuständigen evangelischen Geist- 
lichen vorgenommen werden. 

Der katholische Geistliche, welcher ein Kind tauft, dessen Taufe 
einem evangelischen Geistlichen zusteht, verfällt gleich dem evangeli- 
schen im umgekehrten Falle (vergl. jedoch die Ausnahme im Abs. 1 
Satz 3) in eine Strafe von 30 Mark. 

Der § 5 des Gesetzes vom 18. Mai 1864 Nr. 26 wird aufge- 
hoben. 

§3. 

Katholisch zu erziehende Kinder genügen ihrer Schulpflicht auch 
durch den Besuch einer staatlich anerkannten katholischen Schule und 
sind, wenn sie solche besuchen, von der Entrichtung des Schulgeldes 
an die Gemeindeschule befreit. 

Besuchen sie die Gemeindeschule, so bleiben sie doch vom Reli- 
gionsunterricht befreit, wenn sie nicht auf besondern Antrag der Er- 
ziehungsberechtigten zu demselben zugelassen sind. Nehmen sie am 
Religionsunterricht nicht teil, so haben die Erziehungsberechtigten an- 
derweit für ihre religiöse Erziehung Sorge zu tragen. 

§4. 

Die in den §§ 1 bis 3 getroffenen Bestimmungen finden auf legi- 
timierte Kinder mit der Massgabe entsprechende Anwendung, dass die 
nach § 1 zulässige abweichende Erklärung des Vaters 

im Falle der Legitimation durch nachfolgende Ehe, wenn diese 
Ehe eine gemischte ist, rücksichtlich der religiösen Erziehung 
sowohl des legitimierten Kindes, als auch der aus der Ehe etwa 
hervorgehenden Kinder binnen 4 Wochen nach der Eheschlies- 
sung; 
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im Falle der Legitimation durch Ehelichkeitserklärung bei 
verschiedenem Bekenntnis des Vaters und des Kindes binnen 
4 Wochen nach der Eröffnung der Ehelichkeitserklärung an den 
Vater 
abzugeben ist. 

Auf das Bekenntnis der Kinder über 10 Jahren hat deren Legi- 
timation keinen Einfluss. 

Die Annahme an Kindesstatt hat einen Wechsel des Bekenntnisses 
des Kindes nicht zur Folge, falls nicht in dem Annahmevertrage ein 
anderes bestimmt ist. Hinsichtlich der Taufe und des Schulbesuchs 
der an Kindesstatt angenommenen Kinder finden die §§ 2 und 3 ent- 
sprechende Anwendung. 

§5. 

Wenn Eheleute verschiedenen Bekenntnisses oder aus einer ge- 
mischten Ehe nachgebliebene Witwer oder Witwen, welche Kinder 
unter 14 Jahren besitzen, im hiesigen Lande ihren Wohnsitz nehmen, 
so sind für die Erziehung ihrer Kinder, und zwar sowohl derer, welche 
schon vorhanden sind, als auch derer, welche etwa noch aus einer be- 
stehenden Ehe hervorgehen, die Gesetze desjenigen Landes massgebend, 
in dem die Eheleute ihren ersten Wohnsitz hatten. 

Die Feststellung der in Anwendung kommenden gesetzlichen Be- 
stimmungen liegt den Behörden, in Städten dem Stadtmagistrat, in 
Landgemeinden der Herzoglichen Kreisdirektion ob. Bei dem Fest- 
stellungsverfahren sind die zugezogenen Personen bei Vermeidung einer 
Geldstrafe bis zum Betrage von 60 Mark verpflichtet, den Behörden 
jede geforderte Auskunft über ihre Religions- und Familienverhält- 
nisse zu geben. Ueber das Ergebnis ist den zugezogenen Personen 
ein schriftlicher Ausweis zu erteilen und, wenn schulpflichtige Kinder 
vorhanden sind, die Schule zu benachrichtigen. 

Haben Eheleute verschiedenen Bekenntnisses zur Zeit ihrer Nie- 
derlassung im hiesigen Lande keine Kinder oder nur Kinder über 
14 Jahre, so sind die aus der Ehe später hervorgehenden Kinder nach 
den in den §§ 1 bis 3 gegebenen Regeln mit der Massgabe zu be- 
handeln, dass in dem letzteren Falle die im § 1 bezeichnete Erklä- 
rung zwischen der Geburt und Taufe des ersten nach der Niederlas- 
sung im hiesigen Lande geborenen Kindes abzugeben ist. 
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§6. 

Eine Ausnahme von den in den §§ 1 bis 5 wegen der religiösen 
Erziehung, der Taufe und des Schulbesuchs getroffenen Bestimmungen 
unter besonderen Verhältnissen auf Ansuchen des Vaters, der über- 
lebenden ehelichen Mutter oder des Vormundes zu gestatten, bleibt 
Unserer Höchsten Erschliessung vorbehalten. 

II. Von dem Endtermine derSchulpflichtigkeit,der 
Wahl und dem Wechsel des Bekenntnisses. 

§7. 

Die Schulpfüchtigkeit der Kinder katholischer Eltern, oder un- 
ehelicher Kinder katholischer Mütter und derjenigen Kinder, welche 
nach den Bestimmungen der §§ 1, 4 oder 5 katholisch zu erziehen 
sind, dauert bis zu dem auf die Vollendung ihres 14. Lebensjahres 
folgenden Winterhalbjahrschlusse. 

Die Entlassung jüngerer katholischer Kinder aus der Schule darf 
nicht anders als nach Unserer vorgängigen Befreiung geschehen, um 
welche in der Regel nur für solche Kinder nachzusuchen statthaft ist, 
welche zur Zeit der Entlassung aus der Schule das Alter von 13 Jahren 
6 Monaten erreichen. 

Unbeschadet dieser Schulpflichtigkeit bleibt den katholischen Geist- 
lichen überlassen, rücksichtlich der Zulassung zur ersten heiligen Kom- 
munion der Ordnung ihrer Kirche zu folgen. 

§8. 

Die Befugnis zu dem Uebertritte von dem Bekenntnis, in welchem 
jemand erzogen ist, zu einem andern, beginnt mit dem vollendeten 
14. Lebensjahre. 

Eine Befreiung von diesem Alter behuf der Teilnahme an solchen 
Religionshandlungen, durch welche sich eine Religionsgemeinschaft 
wesentlich von einer andern unterscheidet, ist für den Fall, dass ein 
Kind einem andern Bekenntnis, als worin es zu erziehen ist, anzuge- 
hören begehrt, unzulässig und, von welcher kirchlichen Stelle sie etwa 
auch erteilt sein möchte, nichtig. 

Der katholische Geistliche, welcher dieser Regel durch Zulas- 
sung jüngerer Kinder zu solchen Religionshandlungen zuwiderhandelt, 
verfällt gleich dem evangelischen im ähnlichen Falle in eine Geld- 
strafe von 60 Mark. 



Digiti 



izedby G00gk 



Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche etc. 287 

§9. 

Die katholischen Geistlichen sind erst dann einen zum Wechsel 
des Bekenntnisses entschlossenen Evangelischen aufzunehmen oder zu 
den im 8 Abs. 2 bezeichneten Religionshandlungen zuzulassen befugt, 
wenn die Willenserklärung dessen, der überzutreten die Absicht hat, 
einem evangelischen Geistlichen seines Wohnorts abgegeben, oder in 
glaubhafter Weise angezeigt und von ihm eine Bescheinigung darüber 
beigebracht ist, — gleichwie im hiesigen Lande wohnende Katholiken 
erst dann zum Uebertritt in eine andere Religionsgemeinschaft zuge- 
lassen werden sollen, wenn sie eine gleiche Bescheinigung von einem 
im hiesigen Lande zu kirchlichen Amtshandlungen berechtigten ka- 
tholischen Geistlichen beigebracht haben. Die Bescheinigung ist 
kostenfrei auszustellen und weder in dem einen noch in dem anderen 
Falle zu versagen. Was sonst zum Uebertritt erforderlich ist, wird 
durch die in den Religionsgemeinschaften geltenden Ordnungen bestimmt. 

Der katholische Geistliche, welcher einen zum Wechsel des Be- 
kenntnisses entschlossenen Evangelischen aufnimmt, oder zu den im 
§ 8, Abs. 2 erwähnten Religionshandlungen zulässt, ohne die bezeich- 
nete Bescheinigung oder Unsere Höchste Befreiung von deren Bei- 
bringung erhalten zu haben, verfällt gleich dem evangelischen im um- 
gekehrten Falle in eine Geldstrafe von 60 Mark. 
III. Vom Besuch der Kranken und Gefangenen und 
vom Begrab ni s. 

§io. 

Dem katholischen Geistlichen, welcher zu kirchlichen Amtshand- 
lungen im hiesigen Lande zugelassen ist, steht der Besuch der katho- 
lischen Kranken und die Besorgung der Sakra in deren Häusern ohne 
weiteres zu. 

§ ii. 

Der Besuch katholischer Gefangener bleibt von der Gestattung 
der zuständigen Behörde abhängig. 

§ 12. 

Wenn unter dienstlicher Mitwirkung eines katholischen Geistlichen 
ein Begräbnis auf einem evangelischen Friedhofe stattfinden soll, so 
muss hiervon dem evangelischen Pfarrer zuvor Mitteilung gemacht und 
ihm nachgewiesen sein, dass der Beerdigung rücksichtlich der im § 4 
des Gesetzes vom 23. März 1899 Nj. 27, die Bestrafung der Polizei- 
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Übertretungen betreffend, enthaltenen Bestimmungen Bedenken nicht 
entgegenstehen. Handelt es sich um eine stille Beerdigung im Sinne 
des nachstehenden Paragraphen, so muss ihm ausserdem der Nachweis 
erbracht sein, dass die ortspolizeiliche Erlaubnis erteilt sei. Darüber, 
dass dem Vorstehenden genügt sei, hat der evangelische Geistliche 
eine Bescheinigung auszustellen. 

Der katholische G-eistliche, welcher ohne solche Bescheinigung bei 
dem Begräbnis mitwirkt, verfällt in eine Geldstrafe von 30 Mark. 

§ 13. 
Eine stille Beerdigung, welche nachts, d. h. in der Zeit vom 
1. April bis 30. September in den Stunden von 8 Uhr abends bis 
6 Uhr morgens und in der Zeit vom 1. Oktober bis 31. März in den 
Stunden von 6 Uhr abends bis 6 Uhr morgens stattfindet, dürfen die 
katholischen Geistlichen bei einer Geldbusse von 30 Mark nicht vor- 
nehmen oder gestatten, ohne dass die Erlaubnis der Ortspolizei be- 
hörde dazu erteilt worden ist. 

IV. Von der Führung der Kirchenbücher und der Auf- 

sicht über dieselbe. 

§ 14. 

Die bis zum 1. Januar 1876 in den katholischen Gemeinden zu 
Braunschweig, Wolfenbüttel und Helmstedt geführten Kirchenbücher 
unterliegen ferner weit den bisherigen Bestimmungen. 

Im übrigen wird die Aufsicht über die Kirchenbuchführung, so- 
weit erforderlich, in den Städten vom Stadtmagistrate, in den Land- 
gemeinden von der betreffenden Herzoglichen Kreisdirektion ausgeübt. 

V. Von der Zulassung der katholischen Geistlichen 

zu kirchlichen Amtshandlungen. 

§ 15. 

Bevor ein katholischer Geistlicher, nach Unserer vorgängigen Be- 
stätigung im Amte, im hiesigen Lande sein Amt antritt und seine 
Amtsthätigkeit beginnt, hat derselbe in den Städten vor dem Stadt- 
magistrate, in den Landgemeinden vor der Herzoglichen Kreisdirektion 
zu Protokoll anzugeloben, dass er diesem Gesetze getreulich nach- 
kommen wolle. 

Andere katholische Geistliche sind zur Vollziehung kirchlicher 
Amtshandlungen im hiesigen Lande erst dann berechtigt, wenn jene 
ihnen auf Ansuchen vom Herzoglichen Staats-Ministerium gestattet 
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ist, and nachdem sie gleichfalls das im ersten Absatz vorgeschriebene 
Gelöbnis vor der betr. Herzoglichen Kreisdirektion zu Protokoll ab- 
gegeben haben. 

Die jetzt im Amte befindlichen, bezw. zur Verrichtung kirchlicher 
Amtshandlungen zugelassenen Geistlichen sind auf ihr früher geleistetes 
Gelöbnis zu verweisen. 

§ 16. 

Katholische Geistliche, welch« ohne dazu berechtigt zu sein, kirch- 
liche Amtshandlungen im hiesigen Lande vollziehen, verfallen der Be- 
strafung nach Massgabe der Landesgesetze. 

VI. Schlussbestimmung. 
§ 17. 

Das Gesetz vom 10. Mai 1867 No. 32, die Ordnung der kirch- 
lichen Verhältnisse der Katholiken im hiesigen Lande betreffend, so- 
wie die durch Verordnung vom 10. Mai 1867 No. 33 erlassene In- 
struktion werlen aufgehoben. 

Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzoglichen 
Geheime-Kanzlei-Siegels. 

Braunschweig, den 29. Dezember 1902. 
(L. S.) Alb recht, Prinz von Preussen. 

vonOtto. Hartwieg. Trieps. 

8. Preussen. Gesetz über die Vermögensverwaltung in den 
kathol. Kirchengemeinden vom 20. VI. 1875, sowie die dazu erlassenen 
Ausfuhrungsbestimmungen u. die Geschäftsanweisung f. die kathol. 
Kirchenvorstände u. Gemeindevertretungen in d. Prov. Hessen-Nassau 
vom 4. V. 1902. Amtlicher Abdruck Kassel 03. 

9. Preussen. Abänderung des Kirchenvermögensverwaltungs- 
gesetzes v. 20./6. 75 in Schlesien. Bek. d. OPräs. v. 6 t /7. 02. A. f. 
k. KR. 82, 575. 

10. Bayern. Min. Erl. 7./9. 02. Gehaltsauf besserung d. kathol. 
Seelsorgegeistlichen aus Staatsmitteln. A. f. k. KR. 83, 136. 

11. Braunschweig. G. betr. Aenderungen des Wahlgesetzes 
v. 6./5. 99 — 2./3. 1903 Art. 1 § 5 über den Wahlkörper der Geist- 
lichen der Landeskirche. Amtsbl. d. Kons. 23. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 2. 19 
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Evangelische Kirchengesetze. 

17. P r e u 8 8 e n. Ev. militärkirchliche Dienstordnung v. 17. Okt. 
1902 mit Ausfuhrungsbestimmungen. Berl. 02. 

18. Bremen. KO. für die Hastedter Gemeinde 18./3. 02. A. 
K.B1. 03, 68. 

— KO. für die K.Gemeinde Walle 21./3. 02. ib. 79. 

— KO. für die Gröpelinger Gemeinde 25./3. 02. ib. 90. 

— KO. für die ev. Gemeinde Woltmershausen 2./5. 02. ib. 100. 
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I. Abhandlungen. 
Die Wiedertäufer im Amt Königsberg i. Fr. i. J. 1527|28. 

Aktenmässig mitgeteilt 
von 

Pfarrer Dr. Berbig, 

Schwarzbaasen bei Bad Thal i. Thüringen. 



In der Schatzkammer des Herzoglich S. Haus- und Staats- 
Archives zu Coburg fand ich sub Sign. B. II. 20. 4 und 5 höchst 
wichtige, auf die Wiedertäufer-Bewegung in Franken sich be- 
ziehende Aktenstücke, welche die bisherigen unbestimmten Nach- 
richten über dieses reformatorische Sektenwesen zum guten Teil 
beleuchten und ergänzen helfen. 

Bald nach der Niederdrückung des Bauernaufstandes in 
Franken, welche in der eigentlichen Coburger Pflege ohne Anwen- 
dung äusserer Gewaltmittel lediglich auf vernünftiges Zureden 
des Coburger ersten Predigers Balthasar Düring geschah, zeigten 
sich die Ausläufer einer revolutionären Bewegung, welche als die 
der Wiedertäufer im Verborgenen schlich und zunächst mit mehr 
geistlichen und chiliastischen Zielen zu einem Konventikelwesen 
auszuarten schien. Die Oertlichkeit der kursächsischen Enklave 
Königsberg bot hierzu gute Gelegenheit. Denn die von jedem 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 3. 20 



Digiti 



izedby G00gk 



292 Abhandlungen. 

Verkehr abgelegenen und zerstreuten zahlreichen Mühlen und 
kleinen Gehöfte liessen ein festes evangelisches Kirchenwesen 
nicht aufkommen und bildeten, nahe an der Würzburger Grenze 
gelegen, einen scheinbar neutralen und sicheren Boden. 

Im Anfang des Jahres 1527 müssen Anzeigen beim Amt- 
mann in Königsberg, Namens Contz Gotsmann eingelaufen sein, 
auf Grund deren einige Personen, Männer und Frauen in Haft 
gelegt wurden wegen dringenden Verdachtes der Wiedertäuferei. 
Gleichzeitig wurde der kursächsische Amtmann von einem nach- 
barlichen Kollegen, dem bischöflich würzburgischen Amtmann zu 
Bramberg über die Persönlichkeiten einiger Winkelprediger und 
ihren Aufenthalt benachrichtigt. Als Schuldige wurden namhaft 
gemacht einige Königsberger Bürger, darunter ein gewisser Beu- 
telhans als Führer der Sekte. Ein anderer Führer, ein Schmied 
von Friesenhausen, wurde auf der Flucht von den Amtsleuten 
niedergeworfen, zunächst nach Königsberg geführt, sodann aber 
dem Würzburgischen Amtsverweser ausgeliefert, weil er auf bi- 
schöflichem Gebiete ergriffen worden war. Nach anderen unbe- 
kannten Agitatoren, die von auswärts zu zweien in die Königs- 
berger Gegend gekommen waren, wurde eifrig gefahndet. 

Alles das teilte der Königsberger Amtmann den Verordneten 
in der Stadt Coburg amtlich mit — vide Stück I— m — und 
erbat sich weitere Weisung und Befehl, insbesondere ob die 
Güter der Gefangenen eingezogen werden, als auch darüber, 
wie die Weiber, darunter auch Schwangere, gefänglich ge- 
halten werden sollten. Die Gefangenen wurden darauf peinlich, 
d. h. auf der Folter verhört, zu welchem Geschäft von den Ver- 
ordneten der Coburger Scharfrichter nebst seinem Knecht nach 
Königsberg abgefertigt worden war (vide Stück IV). 

Darauf berichteten die Verordneten zu Coburg an den Kur- 
fürsten Johann, unter Beischluss der protokollierten Aussagen 
(Urgicht) der Gefangenen, und erbaten sich von höchster Stelle 
weitere Verhaltungsmassregeln (vide Stück V). 

Diese Aussagen der Wiedertäufer sind sehr interessant (vide 



Digiti 



izedby G00gk 



Berbig, Die Wiedertäufer im Amt Königsberg L Fr. i. J. 1527. 293 

Stücke Vil a — e). Es wurden peinlich verhört: Caspar Spiegel 
ans Ostheim, zwei Königsberger Bürger, namens Beutelhans und 
Wolf Schreiner, endlich der Müller aus der bei Königsberg be- 
legenen Aurachsmühle. Das Verhör geschah im Beisein der 
kursächsischen und bischöflichen Amtsleute von Königsberg und 
Bramberg. 

Ganz klar geht nun aus dem Protokoll sämtlicher An- 
geklagten hervor, dass die im eben erloschenen Bauernauf- 
stände treibenden Ideen immer noch die Köpfe aufs lebhafteste 
beschäftigten: Aufhebung und Vernichtung der bestehenden Re- 
gierung und Anbahnung eines gerechten christlichen Bruder- 
reiches. Das Kennzeichen verleiht die empfangene Wiedertaufe. 
In allen Verhören spielen aber zwei Fremde eine Rolle, deren 
Namen unbekannt sind und die bei Festnahme der Wiedertäufer 
die Flucht ergriffen haben. Caspar Spiegel sagt aus, dass sieben 
Personen bei seiner Taufe zu Ostheim zusammen gewesen seien. 
Sie seien aus einer Schüssel mit Wasser getauft worden. Das 
Wort hätten aber die beiden Fremden geführt, indem sie aus- 
führten , dass die Türken ins Land kommen und die be- 
stehende Regierung niederwerfen würden. Bei Nürnberg werde 
die Entscheidungsschlacht geschehen. Aber sämtliche Wieder- 
täufer würden sich neutral verhalten, zum teil in die Wälder 
fliehen und sich während der Wirren verbergen. Das gegen- 
seitige Erkennen der Wiedertäufer solle sein, dass einer vor dem 
andern beim Vorübergehen den Hut abziehe und ihn Bruder 
heisse. Bei Mühlhausen im Elsass oder in Thüringen, sagten 
endlich die beiden Fremden, würde der grosse Versammlungs- 
platz der Wiedertäufer sein. Im Uebrigen seien alle Fürsten 
und Herren, die zu Hause blieben, von den Wiedertäufern tot- 
zuschlagen. 

Die Aussage des Aurachsmüllers ist ungefähr gleichlautend. 
Hier lautet der Wiedertäufergruss : Gott grüss dich im Herrn ! 
Von den beiden fremden Männern hören wir, dass es flüchtig 
gewordene Leute sind vom Kriegsheer der Bauern. „Sie ziehen 

20* 
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umher und predigen dem Volk". Also offenbar Agitatoren, die 
von ihrer Wortverkündigung leben. Beim Abschied fordern sie 
auf, Hab und Gut zu verkaufen und nach Mühlhausen zu ziehen, 
wo der wiedertäuferische Heerhaufe sich versammle, um dann 
vereinigt loszubrechen. Die Zeit sei jetzt noch nicht da. 

Der Hauptführer in Königsberg, Namens Beutelhans, er- 
weitert diese Aussagen, indem er erklärt, dass einer dieser Frem- 
den aus Graf Wilhelms Land sei (Henneberg). Sie hätten Ton 
den Kreaturen (Geschöpfen) gepredigt „Wer zwei Röcke habe, 
der solle einen davon verkaufen und sich dafür ein Schwert 
kaufen, doch nicht, um sich als ein Christ damit zu wehren". 
Ferner werden Sprüche der heiligen Schrift auf die Zeitlage ge- 
deutet, auf etliche Königreiche, welche die Türken jetzt bedrängen. 
Die Wiedertäuferbewegung ziehe sich bis nach Coburg, Unfinden, 
Walbur, also bis zum Thüringer Wald hinauf. In Mühlhausen, 
„im Land zu Sachsen", kämen alle Gleichgesinnten zusammen, 
um als ein grosser „Haufen neuer Christen, wie ein Adler zum 
Aas eilend, dasselbe zu verzehren", loszubrechen. Etliche Reichs- 
städte würden sich zu ihnen schlagen und mithelfen. Weiter 
hätten die fremden Männer gepredigt von drei grossen Nöten, 
die in Kürze entstehen würden, — eine grosse Teuerung, eine 
grosse Pestilenz und der Türke. Kaum ein Drittel der Gesamt- 
bevölkerung würde übrig bleiben. Die Wiedertäufer solten sich 
inzwischen in den Reichsstädten sammeln. Die in Königsberg 
ansässigen Wiedertäufer werden vom Beutelhans namhaft gemacht 
Unter den gefänglich Eingezogenen befinden sich aber nicht nur 
Männer, sondern auch etliche junge und alte Frauen, auch eine 
Witwe. Sämtliche hatten schon beschlossen, all ihre Habe zu 
verkaufen und auf die bestimmte Zeit fortzuziehen. 

Wolf Schreiner, Bürger von Königsberg, sagt noch bestimm- 
ter aus, dass die fremden Männer aus Bibra seien (Grafschaft 
Henneberg) und Joachim und Johannes hiessen. Ein Haupt- 
agitator, Eukarius Schreiner von Coburg, sei in der Richtung 
nach Nürnberg und Augsburg abgezogen. Um Staffelstein herum 
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sei ihre Sekte sehr ausgebreitet. Ein Teil sei Willens, die Güter 
zu verkaufen und auf Mühlhausen, Ungarn oder die Schweiz zu- 
zulaufen. 

Man sieht, dass sich in allen Verhören dieselben Aussagen 
wiederholen und dass die Sekte der Wiedertäufer nicht religiöse 
Ziele verfolgte, sondern vielmehr unter dem Deckmantel des 
Evangeliums durchaus politische, wenn uns dieselben auch als 
ziemlich naiv oder verworren heute erscheinen mögen. Das Haupt- 
ziel war Beseitigung der gegenwärtigen Fürsten und Herren, 
unter deren Druck das gemeine Volk im Lande seufzte. Die aus 
der Türkennot entstandene Unsicherheit im Reiche wollte man 
dazu benützen, das eigene Reich der Brüderlichkeit und Frei- 
heit aufzurichten. 

Die Gefahr dieser Sektirerei war von den Amtsleuten in 
aller Schärfe erkannt worden. Infolge dessen gingen die beiden 
Amtmänner Cuntz Gotsmann von Königsberg und Erhard von 
Wichsenstein auf Bramberg trotz der bestehenden konfessionellen 
Verschiedenheit in Verfolg der Angelegenheit ganz Hand in 
Hand, besonders was die Berufung des Zentgerichts durch den 
Landsknecht und die Abhaltung des ersteren bis zur Exekution 
betraf (cfr. Stück VH, e). 

Bei weiterer gerichtlicher Verfolgung der Angelegenheit 
stellte sich nämlich heraus, dass die Sekte bis weit in das bi- 
schöfliche Würzburger Gebiet, bis in das Grabfeld nach Königs- 
hofen und Münnerstadt reichte (cfr. Stück VIII), mithin eine 
Bedeutung zu gewinnen schien, die den Bischof veranlasste, für 
die Schuldigen die Todesstrafe mit dem Schwert zu bestimmen, 
„damit sie solche thätliche und böse Handlung nimmer könnten 
vornehmen". 

Infolge dessen erbat sich der Königsberger Amtmann Voll- 
macht aus von der vorgesetzten Gerichtsbehörde in Coburg, wie 
es mit den nach Kursachsen zuständigen Gefangenen gehalten 
werden solle, mit der Einziehung ihrer Güter, mit den verur- 
sachten Gerichtskosten u. s. w. 
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Darauf antworten nun die Verordneten zu Coburg in sehr 
scharfem Tone dem Amtmann . . . „hast du zu bedenken, was 
christlicher Glaube (der Taufe), der allein zu Mörderei und Aus- 
rottung aller Obrigkeit gericht wäre, bei diesen Buben sein mag, 
und dass ja hoch die Zeit gewest, wie du selbst meldest, zuzu- 
greifen fc . „Und weil diese Meuterei allenthalben vorgenommen 
wird, gleich als ob die Rottenmeister, so die Leute zu solchem 
Taufen bereden, eine Anweisung vom Türken hätten", so würde 
die sehr wichtige Angelegenheit dem Kurfürsten persönlich un- 
terbreitet werden u. s. w. Die Güter der Flüchtigen seien vor- 
läufig zu beschlagnahmen, wegen der Bestrafung der Frauen sei 
der kurfürstliche Befehl abzuwarten. 

Inzwischen hatte der Kurfürst in Torgau das gesamte Akten- 
material unterbreitet erhalten. Am Dienstag nach der Stuhl- 
feier Petri erging folgender Erlass: Die beiden Königsberger 
Bürger, der Beutelhans und der Schreiner, sind weiter zu ver- 
nehmen nach dem Verbleib und dem Aufenthalt der beiden Frem- 
den, welche zu verhaften sind. Die beiden Genannten aber hätten 
durch die Veräusserung der christlichen Taufe und dadurch, dass 
sie eine andere vermeintliche Taufe zum Zeichen eines Aufruhrs 
gemacht, ihr Leben verwirkt. Im Uebrigen sei das Vorgehen 
des Bischofs von Würzburg abzuwarten. Schenke dieser seinen 
Untertanen, den Müllern, das Leben, so ist dem Kurfürsten auch 
nicht entgegen, „dass den unsern beiden des Lebens Verscho- 
nung geschehe". Andernfalls aber seien die Schuldigen zu rich- 
ten, wo sie auf ihren Bekenntnissen beharren. „Es wäre denn, 
dass es aus sonderlichen Ursachen, der wir nit wissen, dafür an- 
gesehen werde, dass den armen Menschen zu diesem Mal mit 
Verschonung des Lebens Barmherzigkeit erzeigt werde". 

Man sieht hier, dass es dem Kurfürsten Johann ausserordent- 
lich schwer wird, die Todesstrafe zu verhängen. 

Derselbe Erlass aber ordnet weiter an, dass alle weiteren 
Verdächtigen, Männer und Frauen, gefänglich einzuziehen und 
getrennt zu halten sind. Falls für sie aber Bürgschaft eingelegt 
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würde, so sei ihnen das Sträfliche ihrer Handlung vorzuhalten 
und mit ihnen folgender Prozess zu machen: 

Jeden Sonntag solten sie zeitlich vor der Predigt in Königs- 
berg antreten, sich beim Amtmann melden lassen, vor dem Kirch- 
thor nacheinander in einer Reihe stehen, ohne Schuhe, jeder mit 
einem umgehängten Sack, wobei alles Sprechen verboten. Beim 
Beginn der Predigt aber sollten sie vor den Predigtstuhl in die 
Kirche gefordert werden und hier wieder in Reihen stehen mit 
niedergeschlagenen Augen und Häuptern. 

Nach der Predigt ist den Schuldigen das öffentliche Bekennt- 
nis abzunehmen. 

Vor allen Dingen aber sei das Volk durch geschickte Pre- 
diger über den Irrtum aufzuklären und aus dem Worte Gottes 
zu unterrichten. Die Güter der Hauptschuldigen seien zu be- 
schreiben, zu inventarisiren und zu beschlagnahmen, doch sei 
ihnen das Nutzungsrecht bis auf weiteres zum Lebensunterhalt 
zu bewilligen. Alle diejenigen aber, die der Schamstrafe unter- 
worfen sind, sollen allmonatlich auf ein bis zwei Tagen ge- 
fänglich eingezogen werden, und daraufhin ihre Bürgschaft er- 
neuern. Widerspenstige sind aber in Haft zu lassen und weiter 
zu verfolgen. 

Besondere Aufmerksamkeit aber sei deshalb erforderlich, 
weil es denen, die Würzburgische Unterthanen seien, wohl schwer- 
lich verstattet werden würde, nach Königsberg zur Predigt des 
Evangeliums zu kommen. Im Uebrigen aber sei das Zentrecht 
zu wahren uud in der ganzen fränkischen Pflege Niemandem, 
ausser den dazu verordneten Pfarrern und Predigern, verstattet, 
das geistliche Wort zu führen und die Sakramente auszurichten. 
Zuwiderhandelnde sind sofort festzunehmen. Jede grössere Ver- 
sammlung aber in einer Wirtschaft oder in Privathäusern, sowie 
Gelage und Gastereien, auch auf Kindstaufen u. s. w., sind vor- 
her dem Bürgermeister oder dem Amtmann bei Vermeidung 
ernster Strafe anzumelden. 

Dass es notwendig war, scharf gegen diese Sekte vorzugehen, 



Digiti 



izedby G00gk 



298 Abhandlungen. 

wurde im Laufe der Untersuchung deutlich. In Nürnberg sollte 
ein Herd der Wiedertäufer sein, die dort eine eigene Druckerei 
hätten, wo die Agitationsschriften wider die Obrigkeit gedruckt 
würden (vide Nr* XI). 

Infolge dessen schrieben die Coburger Verordneten an den 
Nürnberger Rat, dass dort die Sekte, „in heimlichen Häusern, 
sonderlich bei Sanct Clara, ob dem Deutschen Hof" ihr Wesen 
treibe und als Ziel erstrebe, die Obrigkeit abzuschaffen, die Gü- 
tergemeinschaft einzuführen u. a. m. (vide Nr. XII). 

Darauf antwortet nun der Bürgermeister und Rat zu Nürnberg 
in einem verbindlichen Schreiben, dass ihm hierüber noch nichts 
bekannt sei, bittet aber „auf seine Kosten" die Untersuchung 
weiterzuführen, die Sektirer namhaft zu machen, die Häuser zu 
bezeichnen und versichert seine Beihülfe zu dem „nutzbaren und 
guten Werk" (vide Nr. XIH). 

Die Coburger Verordneten senden hierauf die Urgicht der 
Gefangenen nach Nürnberg (vide Nr. XIV). 

Wir können leider aus unseren Akten nicht ersehen, was 
dort in der Reichsstadt weiter erfolgt ist, da die Stücke darüber 
fehlen. Es sind aber in dem uns zugänglichen Material noch 
einige andere wichtige Briefe enthalten, welche uns über jene 
Wiedertäuferei Aufschluss geben. Nach Schreiben Nr. XV wird 
von einer Verschwörung in Strassburg berichtet, wo gegen die 
Obrigkeit der Stadt und alle vom Adel vorgegangen werden 
sollte. Von den Aufrührern wurden „etwa in die hundert 44 ge- 
köpft. Diese Schwärmer richteten eine neue Taufe an und sand- 
ten ihre Apostel je zu zweien in alle Gegenden mit dem Auftrag 
unter dem Scheine des göttlichen Wortes Aufruhr zu predigen. 

Eine ähnliche Nachricht kommt vom Amtmann zu Heldburg, 
welcher meldet, dass auch in Hildburghausen sich ein Weber 
als Wiedertäufer verdächtig mache (vide Nr. XVT). 

Naturgemäss zogen sich die Verhandlungen zwischen den 
Behörden in Königsberg und in Coburg und dem Kurfürsten in 
Torgau in die Länge und es war für den Amtmann in erstge- 
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nannter Stadt nicht leicht, für die grosse Anzahl der Gefangenen 
zu sorgen, zumal sich in der Schaar auch Frauen befanden, — 
„einsteils schwanger, einsteils kindsbetterin, haben einsteils sau- 
gene kinder zu. hause". Der Amtmann Cuntz Gotsmann war 
deshalb in Verlegenheit und wandte sich an seine vorgesetzte 
Behörde (vgl. Schreiben Nr. XVII). 

Inzwischen aber setzte der Untervogt in Königsberg, Na- 
mens Georg von Hassberg, das Verhör mit den Gefangenen fort, 
zu denen noch andere Angeschuldigte hinzukamen (vgl. Schreiben 
Nr. XVIII). Es ist nun interessant, zu hören, dass die Ge- 
fangenen vor diesem Richter ihre erstgemachten Aussagen zum 
Teil widerriefen, in der Anzeige, „ dass sie ihr erstes Bekenntnis 
aus Unverstand und Furcht der Marter" gethan hätten; „denn 
so Gott in der letzten Zeit zum Gerichte käme, um alle Men- 
schen zu richten, so würden sie, als die besonders auser- 
wählten Christen beim Erscheinen Christi in den Wolken, ihm 
richten helfen (vgl. Schreiben Nr. XIX). Dabei wird hinge- 
wiesen auf die Auslegung der apokalyptischen Stelle von dem 
Tier mit sieben Häuptern. Die Beschuldigten erklären aber aus- 
drücklich, dass sie dieses Bild nicht zu deuten vermöchten. Offen- 
bar wollen sie den Verdacht der politischen Aufrührerei und Em- 
pörung von sich wälzen. 

Zum Schlüsse findet sich noch ein Originalschreiben des 
Bürgermeisters und Rates zu Königsberg selbst vor — vgl. Nr. 
XX — , in welchem sich derselbe an die kurfürstlichen Verord- 
neten in Coburg wendet. Er erklärt ebenfalls in einer Bitt- 
schrift ausdrücklich, dass „ihre armen Mitbürger", die sich 
bisher gut bürgerlich gehalten, den Verdacht des Aufruhrs von 
sich abweisen und bittet, das Leben der Gefangenen zu schonen 
und zur Aufklärung des verführten Volkes den Coburger Pre- 
diger Magister Balthasar Düring nach Königsberg zu entsenden, 
um am kommenden Sonntag die Predigt zu halten. 

Damit schliesst unser Coburger Aktenmaterial und es ist auch 
mit Sicherheit anzunehmen, dass die Bewegung ihr Ende gefunden 
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hat bis auf einzelne aufgeregte und unzufriedene Gemüter, die 
aber gänzlich machtlos waren, den Ideen des Umsturzes Eingang 
in die fränkischen Köpfe zu verschaffen, und noch viel weniger 
die Empörung zur Tat werden zu lassen wie einige Jahre vor- 
her im Bauernaufstand. 

Der Coburger Chronist gedenkt dieser Bewegung in kurzer 
Weise — vgl. G. P. Hönn. Sachs. Cob. Historia 1700 p. 140 
— und führt auch die Formel des Widerrufs — doch unge- 
nau an. 

Am Freitag nach Antonii, also im Januar des Jahres 1528 
erschien dann das kurfürstliche Dekret, welches unter andern 
auch an alle Stadträte des Kurfürstentums erging. Siehe Stück 
XXI. Und am Sonntag Invocavit desselben Jahres wurde ein 
Ausschreiben in eben derselben Angelegenheit erlassen, welches 
den Stadträten und Amtleuten befahl, sich in Rüstung und Be- 
reitschaft bei der drohenden Wiedertäufer-Aufruhr zu halten. 
Die Bewegung war darnach nicht lokal beschränkt, sondern er- 
streckte sich auch auf andere Gebietsteile des Kurfürstentums, 
wie wenig Jahre vorher der Bauernkrieg. Siehe Stück XXII. 

Die kurz darnach anhebende erste allgemeine Visitation in 
den churfürstlich sächsischen Landen nimmt aber offenbar Bezug 
auf diese wiedertäuferische Bewegung, denn im Visitationsaus- 
schreiben d. Sonntags nach Egidii 1528 wird ausdrücklich die 
Frage gestellt: „ob etliche unter euch für sich selbs, auch 
denen vom adel, burgern und ein wohnern, besessen ader 
unbesessen, desgeleichen ledigen handwerks gesellen eins 
jeden orts der sacrament halben, aber sunst irthumbs im 
glauben vordechtig und also secten undereinander weren ader 
nit". Und in der Visitation ergab sich wirklich, dass in Meeder, 
Neida und Kleinwalbur eine grosse Anzahl Unterthanen wegen 
wiedertäuferischer Gesinnung, Wirtshausleben, Hurerei und Un- 
gehorsam gegen Eltern, verwarnt und mit Landesverweisung be- 
droht werden musste. Vgl. C. A. H. Burkhardt, Geschichte der 
sächs. K. Vis. p. 60. 
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Offenbar nimmt auch die am 26. Juni 1530 zu Augsburg 
übergebene Konfession Stellung zur Wiedertäuferbewegung, und 
zwar nicht bloss im Artikel IX, welcher von der Taufe handelt, 
sondern vor allem im Artikel XV/XVII „von Polizei und welt- 
lichem Regiment 44 etc. cfr. Förstemann, Urkundenbuch zur Gesch. 
d. Reichstags zu Augsburg i. J. 1530. I, pag. 386 u. 389 ff. 

Und endlich ist es sehr bezeichnend für die damalige Zeit- 
lage, dass auch das kurfürstliche Ausschreiben, die Abreise des 
Kurfürsten Johann nach Augsburg zum Reichstag betreffend, 
ausdrücklich auf die Wiedertäuferbewegung im Lande Bezug 
nimmt, — ein Beweis, dass diese grosse soziale Bewegung da- 
mals keineswegs vorüber war und für gefahrlos für die Allge- 
meinheit gehalten wurde. Siehe Stück XXIII. 

Noch einmal, im Jahre 1536, hören wir von der Wieder- 
tauferei in der fränkischen Pflege, — offenbar stand diese 
Bewegung im Zusammenhang mit dem Reich zu Münster. Am 
Montag nach Palmarum 1536 liess Kurfürst Johann Friedrich 
eine Verordnung ausgehen, dass Niemand dieser aufrührerischen 
Sekte angehören, noch solche hegen dürfe in seinen Häusern. 
Abermals musste die heimliche Predigt und Versammlung unter- 
sagt werden. Der Coburger Superintendent Langer setzte eine 
Refutation gegen die Sekte auf, welche jeden dritten Sonntag 
von allen Kanzeln verlesen wurde. Die Widerspenstigen wurden 
damals verjagt, einige aber vom Leben zum Tod gebracht. Vgl. 
Hönn, a. a. O. p. 154. Es ist unbekannt, ob sich darunter die 
in unseren Aktenstücken Genannten befunden haben, sofern die- 
selben im Prozess v. J. 1527 mit dem Leben davongekommen sind. 

B. II, 20. 5. Hrzgl. H. u. St.-A. Cobg. Das Aktenstück 
trägt die Aufschrift: 

„Das von einigen Männern in den Dörfern des Amts Königs- 
berg unternommene predigen und taufen und deren gefängliche 
einziehung betr. 1527." 
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I. 

Das folgende Schreiben trägt die Aufschrift: 

Den gestrengen und ernvesten meins gst. churf. und herren 
zu Sachsen etc. itzt verordente zu Coburg, meinen lieben 
schwegern und freunden. 

Darunter von zweiter Hand : 

Der amtman zu Konigsperg schreibt etlicher gefangen halb, 
die von wegen etlicher meuterei so sie heimlich anrichten, ein- 
gelegt sein. 

Mein willig freundlich dinst zuvor lieben schweger und 
freund, ich füge euch wissens, das sich innerhalb dreien wochen 
zugetragen, das zwen landfrembt menner, sich diser art im amt 
Kunsperg eraigendt, also, das sie in den ainzaln mulen, ach zu 
Zeiten haimlichen in derfern, gepredigt, im schein als zeigten sie 
den bauern das gotswort an, und gedachte bauerschaft zum tail 
zu in haimlich gefordert und gelockt, und also in winkeln ge- 
bredigt, dermassen, das zubesorgen gewesen, nach laut inligenter 
zettel 1 , so mich der amtman zu Bramburg mundlich bericht hat, ist 
auch nit an, von gedachten amtmann von wegen seins genedigen 
herren von Wirtzburg bei mir angesucht, das ich die verzeichenten 
artikel ansehen well, und mit im von wegen unser beder gste. 
und ge. herren von Sachsen etc. und Wirtzburg ein einsehens 
haben well, damit die bredig, so wie angezaigt bescheen, unter- 
truck, damit kein aufruhr daraus entstehen wurd, dieweil mir 
aber an des amtmans anzeigen, solichs auch zuwissen angesagt 
und kundig worden, hab ich für mich selbs bedacht, das es ein 
notturft sei, in solichem ein einsehens zuhaben, sein gedachter 
amtman und ich mit einander auf gewest, die jenigen so dieser 
Sachen verwandt und im ggricht Kunsperg seshaft, der drei seind, 
durch den landknecht, gefencklich annemen, und gein Kunsperg 
in verhaft einlegen lassen, aber die zwen fremden menner sein 
nit bedretten worden, sonder darvor weggewesen. 

1 Siehe Nr. II. 
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Uen ist ein seshafter burger, der Beuttelhans genannt, 
», dermassen befunden worden, das er ingehaim an 
"hulen hie zuKunsperg in haimlichen heusern ge- 
, wiewol er anzeigt, das gotlich wort gebredigt 
attel hanns hat auch mit den zweien fremden men- 
iu so in verhaft genomen und inen liegen sein wissen 
ehabt, sie bei inen und er bei in ab und zu gangen, und alle 
ase bredig und handlung bei nechtlicher weil und in aller ge- 
haim mit einander gehabt, und aus gericht wiewell mit der zeit 
laut des evangeliums einander gelert und gebredigt haben sollen. 
Dieweil aber je gedachte bauern, ach dem burger mit nichten 
gezimt, das sie zu diesen unverordent ach nit erforderrt sein, 
solichs an wissen aller obrigkait für sich selbs furgenommen, 
ach gentzlich dieser besorg darauf gestanden und noch in an- 
sehung der eingelegten artikel, so solichs die leng geduld ader 
geliten wer, das nichts änderst, denn widerum aufruhr endstan- 
den und noch heut zu tags ein besser duck darhinter stecken 
mocht, dieweil aber vielgedachter amtman zu Bromberg sich auf 
das peinlich fragen heftig legen thut und darauf von seins herren 
von wirtzburgs wegen begert, das der untervogt um den zuch- 
tiger gein Coburg schreiben soll, mit anzeigen, das er vermeint 
man werd nach laut inligenter zettel 1 etwas an in erfarn, ist der- 
halben an euch mein freundlich bitt, ir wollt mir hiemit von we- 
gen des durchleuchtigsten churfursten zu Sachsen etc. meins gst. 
herren bevehl euerm rath und gut dünken, wie ich mich in dieser 
Sachen halten soll, mit dailn, und hiemit inschreiben, damit ich 
samt dem untervogt 1 , in disem allen wiesten zu handeln. Das 
will ich um euch ungespart ganz willig zuverdinen befunden 
werden. Dat. mittwochs nach marie lichtmess anno zc im 
xxvii. 

Conntz gotsmann 
amtman zu hell. (Hellingen). 

1 Siehe Nr. IL 

1 Jörg von Heseberg. 
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Dem 1. Schreiben beiliegendes Stück: 

IL 
Artikel von notten anzuzeigen. 

Item erstlich nach dem der amtmann zu Bramberg mich 
hochgebeten, das ich im die urgicht wes die zwen gefangen nem- 
lich peuttelhanns und der schreiner in Kunsperg wonhaft, be- 
kennt haben, zu stellen weit, damit er solichs meinem gn. herrn 
von Wirtzburg anzuzeigen het, damit sein gn. dise Sachen we- 
lichs alle fursten und herren bedreff, ausgereut mocht werden, 
neben mein gstn. he. weg zu suchen und nachzudenken het 

Fürs ander ist ein Schmitt von Frisenhausen, auch diser neuen 
tauf und Sachen verwandt, in der nach eil, vom amtman 
von Bramberg und mir, auf dem Hasperg aus wendig Kunsperger 
zentgericht und im amt Rottenstein derselben obrigkait nider 
geworfen, und vom keiner vom rottenstein gefangen, idoch gein 
Kunsperg gefurt, dieweil denn der amtmann und ich, samt dem 
keiner selbmals nit gewist haben, wohin dise gegend gehert und 
ich mit der zeit durch den wirtzburgischen amtsverweser und 
keller zum Rottenstain angezogen wird, in obgedachten gefangen 
zu überantworten, demnach er in irem amt und durch den keiner 
daselbst gefangen, in überantworten, ob solichs zuthan sei ader 
nit, bitt ich hiemit euern rath und guet bedunken, dann es 
wird gleich dis vhals angezeigt, das es hievor auch also ergangen, 
wo einer gefangen wer, in derselben gericht und obrigkait soll 
er gerechtvertig werden. 

Item nach dem die von Kunsperg rath und ein gemein auf- 
gebot und erinderung meins gstg. herren diese neue tauf nnd 
bese misshandlung zu verdiigen und auszureuten ganz unter- 
theniglich gehorsaralich und wel erzeigt gehalten haben, also das 
sie mir, die dieser Sachen schuldig, in meins gst. churf. und 
he. straf und gefenknuss einbringen helfen, derzu samt dem beuttel 
hannsen und dem schreiner zwen sein, wie es mit den gehalten 
werden soll, ob sie auch peinlich gefragt werden sollen, die zeigen 
gleichwell an, wiewel si die tauf entpfangen auch bekennen, sie 



Digiti 



izedby G00gk 



Berbig, Die Wiedertäufer im Amt Königsberg i. Fr. i. J. 1527. 305 

sein überredt und verfurt worden, und der ein vast iung bitten 
durch gottes willen um genad, wie es damit gehalten werden 
soll, bitt ich auch um rath und bevehl. 

Item wie es mit den andern, die in der statt Kunsperg und 
im amt Kunsperg und zent diese neue tauf entpfangen, wie dann 
die urgicht auf sie verlaut drunig werden, mit iren gutern ge- 
halten werden soll. Item wir es mit den weibern, die auch die 
neue tauf entpfangen und der sachen laut der urgicht verwant 
sein, sonderlich mit den alten bösen vetteln die ander verfurt 
und uberrett haben, gehalten werden soll, dann ich bishere keine 
wollen annemen lassen, ir sein etlich schwanger und kindtpetterin. 

Item dieweil der gefangen bei den sechsen sein, und vil 
azung auf die geth ir eins tails, so es die leng weret, nit zube- 
zalen wurden haben, wie es damit gehalten werden seil. 

Ist an euch die verordente mein herren und freund mein 
freundlich bitt, mir in diesem allen gutwillig mit schriftlichem 
bevehl geraten sein und diese mein lange bemüunge und schreiben, 
je nit änderst dan aus anliegender not, beschicht nit änderst 
vermerken, das bin ich urbuttig freundlich zuverdinen willig; da- 
mit gott bevohlen. Dat uts. 

Conntz gotsman. 

III. 

(Loser Zettel, Beilage zu Schreiben Nr. I.) 

Lieben schweger und freund. Wiewol der gebrauch hievor 
nit gewest, so imands von bauern in der zent Kunsperg daselbst 
gefenklich einbracht und peinlich gefragt worden, das ein amt- 
man zu Bramberg bei der peinlichen frag und urgicht gewest 
oder gefordert worden, dieweil aber gedachter amtman anzeigt, 
das dieser vahl, nit allein die zentgericht zu Kunsperg, sonder 
laut inliegenter zettel alle fursten und herren land und leut be- 
drifft, ist sein bitt und begeren, das man in wol bei der urgicht 
und peinlichen frag sein woll lassen. Derhalben auch mein 
freundlich bitte an euch, ir wolt mich hiemit in diesem mit be- 
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vehl verstendigen, was ich mich hier innen halten soll, dann 
man diese vorbehaltung, dieweil es so hoch sach bedrifft, gegen 
den amtman vermelden kan. 

IV. 

(Antwort auf voriges Schreiben.) 

Unser freuntlich dinst zuvor, liber schwager und guter freund, 
dein schreiben und bericht, was sich itz für ein handel zweier 
landsfremden, so heimlich meuterei villeicht zu machen unterstun- 
den, in dreien wochen ereiget hab, darum die dan uf bericht des 
amtmans zuBramberg, welchermass er dir ergangener geschieht 
und erfahrung ein verzeichnus zugeschickt, etlich zu gefenknus 
habst einlegen lassen, und das derselbig amtman, weil die not- 
turft scheinlicher Vermutung nach sein wol, gegen inen den ge- 
fangenen peinlich frag furzunemen, bitten thue inen zu solcher 
peinlichen frag zufordern, wie dan dein schreiben ferner mit- 
pringt, haben wir verlesen und nachdem wirs deiner Unterricht 
angezeigts argwohns für notturftig achten, hirum haben wir den 
Scharfrichter samt seinem knecht himit abgefertigt, solche pein- 
liche frag gegen ihnen furzunemen. Das aber der amtman darzu 
solt erfordert werden, ist unser bedenken, das du ime dermass 
schreiben solltest, das du von amtswegen zu ausrodung des ubels 
gegen den gefangenen hettest peinliche frag furgenommen und 
ob ers begeren solt, ime copia irer urgicht gegeben und nit ge- 
wegert werde; ob er dan für sich aus seins herrn notturft dis- 
fals gegen inen peinlicher frag auch wolt handeln lassen, das 
wolltest du aus freundlicher nachparschaft auch gestatten etc., 
wolten wir dir, dem wir zu freundlichen dinsten willig zu ant- 
wort nit verhalten. 

V. 

Bericht der Verordneten an den Churfürsten (Ooncept). 

Durchlauchtigster hochgeborner fürst und herr. Ewrn churf. 
gn. sind unser unterthenig schuldig und ganz willig dinst zu- 
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voren bereit. Genedigster herr ewrn churf. gn. geben wir in 
unterthenigkeit zuerkennen, das in euer churf. gn. amt und dem 
gericht Konigsperg etliche burger und bauers menner zu gefenk- 
nus auf anregen des amtmans zu Bromberg, was an ine etlicher 
heimlicher meuterei und aufrurhalb gelangt, angenommen und 
peinlich befragt sein. 

Nun was dieselbige gefangenen in irer urgicht bekent haben, 
das werden ewr churf. gnad hirbeiligend desselben samt amt- 
manns zu Konigsperg schreiben und unser gegeben antwort ge- 
n ediglich zuvernemen finden. Dieweil dan sich hie zu Coburg 
ein tischer, der von den gefangenen besagt wurdet, desgleichen 
der kirchner zu Walbur, ehe dan die gefangenen zu Konigsperg 
einkonien oder auch peinlich befragt sein, haben ausfluchtig ge- 
macht und noch in flüchtigem fuss stehn, aus dem wol zuver- 
muten, was für ein meuterei und aufrur mit der zeit widerum 
uf ein neues werde erweckt und angericht sein. Darum wir 
auch für uns bedacht gewest, zu strafung und ausrodung diser 
buberei gegen inen den gefangenen als aufrurern ergehen und 
geschehen lassen, was recht ist. Jedoch weil sich dieselbige ge- 
fangene leut des amtmans Konigsperg schreiben auf ewr churf. 
g. berufen und irer entschuldigung nach das sie betrogen und 
verfurt sein sollen, um gnad und barmherzigkeit bitten etc., haben 
wirs demnach euern churf. gn. vormals anzuzeigen und des dan- 
noch auch aus der notturft Wissenschaft zuempfahn nit unter- 
lassen sollen, in unterthenigkeit bittend, des kein ungnedigs miss- 
fallen zu tragen und uns genediglich zuverstendigen, was man 
sich gegen inen den gefangenen oder allen andern iren mitge- 
nossen wie die zubedachten, in dem fall halten soll, und was 
euer churf. g. hirin wolten gethan haben. Dan erkennen wir uns 
volgen zu wollen und euern churf. gn. in unterthenigkeit zu 
dienen schuldig. Dat. sontags nach Valentini anno etc. xxvii. 

E. churf. gn. 

verordente zu 



An churfursten zu Sachsen. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 3. 21 



Coburg. 
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Nr. VI. 
Antwort auf Nr. IV. 
Mein willig freundlich dinst zuvor, lieben schweger und guet 
freund, uf negst gethan euer schreiben und bevehl die gefangen 
bürger und bauern, so izt hie zu Kunsperg ligen, das man die 
beinlich fragen soll, auf solichs ir denn züchtiger herüber geschickt, 
auch wie es in dem, mit dem amtmann zu Bramberg gehalten 
werden, bedreffend, hab ich alles verlesen und demselben nach 
ir zwen vom land der zent Kunsperg nemlich der auers müllner, 
und Spigel von Osthai m genannt, auch zwen aus der statt Kuns- 
perg, mit namen Beuttelhans und ein schreiner, die denn der 
Sachen, als für prinzipal sein, peinlich fragen lassen, haben sie 
bekennt, wie ir hie * bei ligend in der urgicht verzeichent zuver- 
nemen habt, und hab negst euerm schreiben nach dem amtman 
zu Bramberg auf abermals sein hoch ersuchen, das man die zween 
vom land peinlich gefragt, in lassen darbei sein, aus dieser ur- 
sach, das er der amtman angezogen, das dise Sachen nit allein 
die zentgericht, oder bede fürsten Sachsen etc. und Wirtzburg, 
sonder alle reichsstende und vom adel bedreffend thut, auch sie 
bede wirtzburgische hintersessen und er getreulich zu diesen 
dingen, damit es gedruckt und ausgesendt wurd, nochmals mit 
leibe und guet strafen woll. Und mit diser vorbehaltung wes 
idem tail der beder obrigkait und zentgericht halben meinem 
gste. und genedigen herren Sachsen und Wirtzburg etc. getreu- 
lich und von alter herkomen idem zugehörig vorbehalten und 
unvergriffenlich sein soll, aber die zwen so zu Kunsperg anheims 
sein, hab ich allein in mein und des untervogts beisein peinlich 
fragen lassen, und wird meins bedunckens in der aller urgicht, 
soweit befunden, das es zugreifens zeit gewest, auch bei allen 
fursten und herren, voll aufsehens bedürfen wird, dann ich be- 
sorg, das ir nit wenig gereitt an von gemeinen mannen und wei- 
bern in diser neuen tauf und handlung verwandt sein. Item ich 
schick euch auch hiemit etlich verzeichent artikel, weliche ich 

1 S. Nr. VII a— d. 
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euch aus notturft zuschicken nit umgehen kunnen mit freund- 
licher bitt: ir wolt mir auf die selben was in solchen allen ge- 
than sei euer gutdüncken mit bevehl hiemit zu schreiben, und 
habt mich euch zu freundlichen dinsten, ungespart willig. Dat. 
donerstag nach scholastica anno zc. im xxvii. 

Conntz gotsmann 
amtmann zu Kunsperg. 
Adresse dieses grün versiegelten Schreibens: 
Den edelen und vhesten meins gste. churfl. und herren zu 
Sachsen etc. itzt verordente zu Coburg mein lieben schwegern 
und guten freunden. 

vna. 

Verzeichnuss der u r g i c h t uf gehabte frag Caspars 
Spigels zu Osthai m, Peuttel hannsen und Wolfen schrey- 
ners beden zu Kunsperg und des Mulners zu der aurachs mühl. 

Item uf furtragen nach gehabter frag, so von den amtieuten 
und untervogt zu Kunsperg und Bramberg bescheen der jenen 
so sich widerum auf rurig zu sein vermeint haben und darauf 
zuverhaft angenommen worden, bespracht worden sein — hat 
Caspar Spigel zu Osthaim, zu zweien maln erstlich gütlich dar- 
nach durch peinliche frag bekent und angezeigt, erstlich wie sie 
ine in seines bruders Thomas Spigels, auch zu Osthaim gesessen 
behausung getauft haben, aus einer schussel mit wassers in bei- 
sein des Beutelhannsen und seines Schwagers des Steinmetzen, be- 
den von Kunsperg, und seines bruders Thomas Spigels, und einer 
heist Johannes, den ken er nit, und der mülner in der aurachs 
mühl, mer sei noch ein fremder dabei gewesen, des namen oder 
wer er sei, wiss er auch nit, also das ir siben dazumal beiein- 
ander gewesen. 

Zeigt weiters an, wie die andern die fremden also davon 
geret haben, das der thurck ins land komen, und dar innen re- 
girn werde, so bald di wirn angeht, . und werde für Nörmberg 
ziehen, da werde die schlacht gescheen, alsdann werden sie in 

21* 



Digiti 



izedby G00gk 



310 Abhandlungen. 

die helzer und anderstwo hinfliehen und der ende zusamen komen, 
den werde man das evangelium, das sie izund sagen, bredigen 
und dise tauf soll ir zeichen sein. 

Ach werde der thurck al fursten und herren zu tot schlagen, 
den solten sie still sitzen, nimant weder turcken noch herren 
helfen. Und got werde alle weit strafen, denn der jungst tag 
würd kumen, so der turck erschlagen würde, und sie die getauft 
sein würden bleiben. 

Item weiter haben sie davon geret, ein zeichen einander zu 
geben, damit sie einander kennen, und sol das das zeichen sein, 
wa einer für den andern gehe, soll er den hut abziehen und 
bruder heissen, als dann wollen die zween fremden bald wieder 
komen und sie das recht unterrichten. 

Ist darauf in irem abschied der beschlus gewesen, so sie 
herren werden, das sich die not anfahe, sollen sie zu Mullhausen 
im schwaitzer land zusamen komen, (acht man es sei das Mul- 
hausen so bei Basel leit) und so man an den turcken zöge, solten 
sie ein weil, was herheim blieb von fursten und herren, zu tod 
schlahen, dises haben in die zween fremden in irm abschied 
also furgehalten. Act dinstag nach scholastica der mindern zal 
im xxvii jähr. 

VHb. 
Urgicht des aurachs mülners in der Aurersmüll. 

Item der Aurachs mülner hat nach gehabter frag so im fur- 
gehalten worden, entlich der massen zu zweien maln bekannt, 
und zeigt erstlich an, wie das er von eim der Volck genannt in 
des Thomas Spigels haus zu Osthaim, mit einer schüssel mit 
wassers getauft worden, und sol gedachte tauf ein zeichen sein 
irer Vereinigung, das sie einander dabei bekennen und sol das 
ir losung oder zeichen sein irer verbuntnüs, so einer zum andern 
komt, got grüs dich in herrn, der ander fremd hais Johannes, 
weiter kent er in nit, sind bede flüchtig, leut des bauern kriegß 
here haben gesagt, sie ziehen umher und bredigen dem volfc 
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ist drei tag bei dem mülner gewesen, hat verlassen in kurz 
widerum bei im zu sein, weis aber nit wie vil ir getauft worden 
sind. Sagt weiter 

Es hab Volck, der fremden einer gesagt, es sein ir ein 
somma die ziehen im land umher, er kenn ir aber nicht alle, 
der mülner kenne auch ner die so in die mühl sein komen, als 
die zween Spigel und der Johannes, den ein fremden, und der 
Volck hab sie al getauft, er bekennt auch, das einer mit namen 
Karigis fischer von Coburg mit samt einem seiner gesellen sind 
mit ins Spigels haus zu im komen, hat gesagt, er sei auch flüchtig, 
weiters gesagt, welicher glaubt und tauft wird, der ist mit gott 
verbunden, darauf er sich auch lassen taufen, darneben geret, 
hetten sie etwas von der ersten tauf gehalten, so hetten sie sich 
nit lassen taufen, also haben sie gebredigt. Weiter haben in die 
fremden furtragen; wie der türck werd komen, und sich grosse 
not und aufruhr erheben und beschlisslich, so es angehe, sollen 
sie gein Müllhausen in Schweitz, oder Müllhausen in Sachsen 
fliehen und da zusammen komen, es sei bei seiner tauf gewesen, 
die zwen Thoma und Caspar di Spigel gebrüdere, der Peutel- 
hans sein Schwager der Steinmetz, der Schmitt von Frisenhausen 
und einer von Niderlaueringen, des namens weis er nit, Schmit 
von Osthaim und Valthein von Hainers haten die zwen sie ge- 
lert, wie ein reich, ein fürst und ein land wider das ander sein 
werde, von eim ent der weit bis zum andern end, sodann dise 
im land erschlagen, wollten sie das land widerum besetzen und 
einemen. Sagt mer, wie der Thoma Spigel mit der fremden 
einen, der Volck genant, weg gezogen, mit der abrede, das sie 
verkaufen sollen, was sie haben, und hinach ziehen solten, so 
es sich anheben werde, gein Müllhausen, da bleiben, und keinem 
tail helfen, da werden sich etlich tausent samein und zu häufen 
komen, und der haufenso sich dis orts versameln werden, sol ein 
cristlicher häuf sein, sollen al dermassen sein getauft sein, er darauf 
in willens gewesen sein gut zuverkaufen und so sie denn obge- 
melts orts zusamen uf ein häufen kernen, wolten sie den ein ord- 
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nung, wie sie sich verner halten solten, weiters vereinigen und 
beschlisslich darauf die fremden von in abgeschieden, bis sie 
wieder komen wollen, sie in rechter beschied geben, den es noch 
nit zeit sei. 

VII c. 
Urigicht oder bekentnus des Beutelhannsen zu Kunsperg bürgers. 

Item Beutel Hanss zu Kunsperg hat nach gehabter frag, 
als vom amtman, untervoigt, burgermeister und des rathes eins 
tails alle zu Kunsperg, darum angesprochen, warum er und aus 
was Ursachen er sich hab lassen taufen, darauf er zu zweien 
maln dise bekentnus seiner neuen tauf halben von im gegeben, 
diweil im auch furgehalten worden, das er sagen soll, wer die 
zwen fremden menner gewesen, so mit im am ersten gehandelt 
haben, mit disem anzeigen. Er ken ir nit, der ein sei aus graf 
Wilhelms land, hab sich berümt, er hab sich aus graf Wilhelms 
land, in der aufruhr flüchtig müsen geben, sind der zeit hab im 
got in sinn geben, das er das evangelium in dorfern und mülhen 
soll predigen. Bekennt darneben das er auch gepredigt hab, es 
sei unrecht, das sie in der entperung aufrürisch gewesen sein, 
die jenen so bei solicher bredig gewesen, Caspar und Thoma di 
Spigel von Osthaim gebrudere, der mülner in der auracher mühl, 
und sein zwen sone, und er selbs der Beutelhans. 

Item wie sie auch zusamen fangen sind, in des schreinere 
haus, und in der puschlerin haus hie zu Kunsperg, als Jörg Bot- 
tenstein clas verch der jung sein auch an diesem ort versamelt 
mit gewest. 

Item wirs vom Karigus tischer von Coburg nichts hab in 
woll im herbst samt wander hie zu Kunsperg gesehen aber nichts 
mit im gehandelt. 

Item den kirchner von Walbur ken er nit, hab kein wissen 
um ir sach. 

Item zeigt weiters als er zum andern mal mit der scherpf 
gefragt worden an, er drei necht zu dreien malen in der auers 
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mühl, und in des Spigels zu Osthaims haus gewesen, desgleichen 
in der hellinger mühl, sein die zwen Spigel und der aurachs 
mülner, die zwen fremden menner, heis der ein der Volck, so 
aus graf Wilhelms land ist, wie erst gemelt, des andern namen 
weiss er nit, haben die zwen fremden als bald von den creaturn 
gebredigt. 

Item ist auch bekentlich er sei in des Clasen Kellermanns 
behausung zu Unfendt 1 gewesen, und da sei auch gebredigt wor- 
den, ist der Schmitt von Prisenhausen samt einem fremden mit 
gewesen, zeigt weiters an wie sie die zwen fremden, gebredigt, 
welicher zween rock habe, sol einen verkaufen, und ein schwert 
darum kaufen, doch soll er sich als ein crist damit nit wehrn, 
zeigt an wie die etlich spriich gefurt, die sich auf etliche kunig- 
reich so der dürk itzund innen hat ziehen, di selben werden aus- 
gehen, die cristen zu überziehen. So sei der enkarius tischer 
von Coburg samt einem fremden, ist zu vermuten, das der 
kirchner von Walbar gewesen sei, mitgewesen, er kenet in aber 
nit, in gedachts Kellermans behausung und volgents mit einander 
in die helliger mühl fangen. 

Item der zeichen halben, do sie von einand geschieden, ist 
das gewesen, so sie zusamen kernen und einander erkennen gruss 
dich gott in den herren, und so er im widerum dermassen im 
heim dankt, sei er dabei zu erkennen. Ist der beschlus der 
zweier fremden gewesen, das sich die cristen zu Mülhausen im 
land zu Sachsen, wiewol die andern das Müllhausen in Schweitz 
angezeigt haben, zusamen kernen, der taufen dieser neuen cristen 
zu gleich, wie ein adler zum ass eilend, dasselbe zuverzeren, als 
dann werden sich etlich reichstet zu in schlagen, und in helfen, 
doch keine benant den allein Mülhausen, des vermutens, das die 
andern zwen unrecht verstanden, vielleicht das Mülhausen ge- 
meint, irs Versehens so di wirm angeben werde, es sich anheben. 

Die zwen fremden haben weiter gesagt, wie sich dise cristen 
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zu Mülhausen und anderstwo in reichstetten versameln und da- 
hin fliehen werden. 

Weiter irs anzeigens haben sie in gebredigt, das drei grosse 
not entstun werden, erstlich ein gross raiss gescheen, das ander 
ein grosse pestilenz sein, fürs dritt werde der durck auch auf 
einer seiten herein ziehen und sich soliche not von krigen und 
aufruhr erheben, das der dritt man hartt würd lebendig bleiben, 
denn würden sich die cristen in etlichen reichstetten versameln, 
damit sie vor dem dürcken und andern ungemachen blieben, hab 
aber nit verstanden, das sie die bauern dazumal zu ufruhr ge- 
raitzt haben, oder das sie sich gegen imands weren sollen. 

Hat weiters bekennt, das die zwen fremden gebredigt seiner 
stund wieder kummen wollen, inen solichs veranzuzeigen, damit 
sie in die reichstett fliehen. Hab das zeichen der tauf wie ander 
auch angenommen, wie den vermelt ist, zeigt darauf etliche mit 
namen an, der solige zu Kunsperg auch gedauft sind als der 
jung Potenstein, der Steinmetz sein seh wager samt des Stein- 
metzen hausfrau, Wolf schreiner, der jung Clas verch, Philips 
Pusch, und die alt Puschlerin wittibe, und Michel Thumirnit, 
des Gabriels Walthers weib, Karigus Hofflein und die alt Yisch- 
bachin, wittibe, diese zwei izbenante haben hart darvor, ehe man 
darzu gegriffen hat, die tauf aufgesagt, sein doch hievor gedauft 
worden. Sitzen alle zu Kunsperg in der statt, hab sich erstlich 
in des Wolf schreiners haus durch die zwen fremden, angegeben, 
weliche im durch sein Schwester, zu inen zu komen, zu entpotten. 
Nach volgend zu ihm in sein haus komen und uberret. 

Item alle die getauft seind, wie oben angezeigt, ist beschlos- 
sen, das sie verkaufen wollen und uf ein zeit, die in die fremden 
bestimen würden, fliehen sollen, an ein ort, denn sie würden be- 
nennen, und als dan weiter zu ratschlagen was sie thun wollen. 
Act mitwochs nach scholastica anno etc. uts. 
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VII d. 

Urigicht Wolf schreiners burgers zu Kunsperg. 

Item Wolf schreiner enkarius schreiners schweger von Co- 
burg hat uf weiter frag und furhalten der tauf und anders hal- 
ben, darum er entlich zu sagen angesprochen und darauf be- 
kennt erstlich angezeigt, wie sein schwager Enkarius tischer von 
Coburg im herbst zu im here gein Kunsperg komen und drei 
fremder man mit im bracht, gesagt, wie das der ein sein knecht 
sei, und im von der tauf gebredigt, sich widerum uf ein neus 
taufen zu lassen, das er gethan hab, dabei sei gewest Jörg Po- 
tenstein und sein hausfrau und Philips Busch, die alte Pusch- 
lerin und ir dochter, die den jungen Walther hat, und die alt 
Vischbachin wittibe, Michel Thumirnit, der Peutel Hans, sein 
Schwester, sein schwager der Steinmetz, der jung Clas Verch 
und sein hausfrau, alle zu Kunsperg, dise sein zum selben mal 
und bald hernach gedauft, hat weiter bekennt, er sei mit zu 
Unfentt (Unfinden) zu Osthaim und in den zweien miihlen, die 
aurachs mühl und hellinger mühl mit gewesen, sei der mülner 
und sein hausfrau in der hellinger mühl getauft worden, und der 
Schmitt zu Frisenhausen sei ach an der ort einem, mit und bei 
gewesen, sagt weiter, wie sein schwager zu Unfendt Clas Keller- 
manns und sein hausfrau sich ach von den dreien fremden hab 
taufen lassen, haiss der ein Jochaim, der ander Johannes von 
Bibra, der tritt, Karigus, wiss aber nit von wan sie bürtig sein, 
zeigt weiters an, wie sie die fremden geleret, wie ein gross pesti- 
lentz werde komen, desgleichen den türcken und grosse not werde 
sich erheben durch krig, haben die fremden darneben vermelt, 
welicher sich taufen lass, der werde des ubels übrig und ent- 
ledigt werden, sol die tauf ein zeichen sein. Samt diesem worten, 
got grus dich in den herren, dabei man erkennen sol, das er 
einer in irer sekten ist, so denn solichs geschiedt, sollen sie fliehen, 
sich nit wehren, sagt von eim, haiss der Volck, sei in der aurachs 
mühl gelegen, ein anfanger diser sekten, diser und ander haben 
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furgeben, so sich die not anhebe, sollen sie gein Mühlhausen 
fliehen und in Ungern, da werden die cristen friede haben, 
weiter gesagt, wie in Schweitz des volcks mer sei, hab Johannes, 
der ein anfenger gesagt; so der thürck khum, werde er fürsten 
und herren zu tot schlagen, als dan soln sie fliehen, an obge- 
dachter ort einem, da werden die getauften cristen friede vinden, 
die andern werden al zu boden gehn mit feur und anderm, hat 
weiter bekent, das die fremden fürgeben haben, so der dnrck 
khum, und man im entgegen zege, sollen dise neugetauften den 
andern tail von fursten und herren ach andern hinrichten so 
herheim bleiben, sagt weiter, das sein Schwager Enkarius schrei- 
ner von Coburg uf Normberg und Ausperg sein weg zu ziehe 
habe darneben verlassen, in dreien wochen wiederum zu khomen, 
mer sol diser parth vil um Staffelstein sein, auch welicher rü 
guter hat, soll der einstails verkaufen, dem andern mittailn, haben 
sich zusamen bewilligt bei einander zu sterben und gewesene 
haben verlassen, das sie nit ehe laufen soln, denn sie in anzeigen. 
Das es noch nit zeit sei, ist doch der beschluss gewesen, so sie 
gemant, das sie uf Mühlhausen, Ungern oder Schweitz zulaufen, 
wo ach der heuflein eins zusamen komt, werden sie an denselben 
orten befrid sein, sei er auch und der Beutel Hans, als zwen 
fürnemer erstlich hie unter andern gewesen zu diser Sachen. Be- 
kennt weiter wi der Enkarius discher samt dem kirchner zu 
Walbar ein dein mendlein Kiliga genant, allenthalben mit ge- 
dachtem tischer von Coburg im rath gewesen, auch hie zu Kuns- 
perg mit einander gewesen, mer sollen ir sechs zu Osthaim getauft 
worden sein, sei der Mulner zu Osthaim einer gewesen, der andern 
ken er nit, und wenns dohin kum, das sie vermant werden sollen, 
sie dohin laufen, niemand weder fursten noch herren darum an- 
sehen, act. mittwochs nach scholastica anno etc. uts. 

VII e. 
(Beilage zu VI.) 
Erstlich ist bedacht worden demnach hievor alwegen der 
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gebrauch gewest, so von wegen beder unser gstg. und genedigen 
herren hie zu Kunsperg das peinlich recht furgenomen worden, 
ist acht tag zuvor dasselbig durch den landknecht in der zent 
berufen, und erkundigt worden, als das sein die schoffen samt 
aller mannschaft in die zentgericht geherig hie zu Kunsperg ein 
komen alda verhart, bis der theter mit recht verurteilt und ge- 
richt worden ist. 

Auf solichs ist unser gut bedunken, das nochmals wie an- 
gezeigt, der gerichtstag in der zent berufen, und verkündigt werd, 
so alsdann alle zent verwanten hie zu Kunsperg, einkomen, sol 
man beder unser gstg. und gn. herren Sachsen etc. und Wirtz- 
burg öffentlich vor meniglich verlesen, oder mundlich angezeigt 
werden, was die theter gehandelt haben, so ir handlung ein für- 
gang gehabt, was Unglaubens an gott nachtail manigfeltig bluet 
vergissen sterben und verderben alle stenden, daraus gefolgt het. 
Demnach wer es und hochgedachter bederunser gstg. und gn. 
herren ernstlicher bevehl, gemuet und meinung die solichs als 
die neue dauf und anders gehandelt, nemlich N N N und N 
über weliche ir dann bevehl than werd, mit dem schwert ge- 
straft werden sollen, ist auch hiruber unser bedunken, das mit 
dem zentgerich schoffen, kein gericht nider gesetzt werd ursach, 
das in dieser Verhandlung der theter, die zentschofen als pauers- 
leut zu urtailen unverstendig. 

Item so solichs alles bescheen, als dann dem Scharfrichter 
sein werk in gottes namen verbringen lassen. Zum dritten nach 
den mir Conntz Gotsman, der amtman von Bramberg angezeigt, 
das in sein genediger herr von Wirtzburg auf wenigst, ein seiner 
genaden ret, auf den peinlichen gerichtstag werd zuschicken will 
meins bedunkens vom noten sein, das euer herrn der veror- 
denten einer von meins gstg. churfl. und herren wegen, auch 
hie wer, damit solichs ein merkliche vorcht und ansehen gepere, 
sonderlich, dieweil sich der churf. bevehl peinlich zu richten, auf 
euch verordente erstreckt, vil aber solichs nit änderst, dan zuer 
inderung wie ir dann des und merers selbs genugsam verstendig 
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wie es mit den wirtzburgischen gefangenen gehalten werden soll, 
hat er mir zu verstehen geben, das seines genedigen herren von 
Wirtzbergs gemut und meinung sei, das die gefangen, so sein 
genaden zu stendig, entlich damit sie soliche thetliche und böse 
handlung nimer konnten furnemen, mit der scherpf, dem schwert 
gestraft werden sollen, aber daneben zu dem selben, noch ein 
deine zeit lang um verzug gebeten, aus ursach wie nachvolgt das 
ir etlich, die sich ach (sie!) taufen haben lassen, und diser böser 
handlung vermant, zu Konnshofen (Königshofen i. Pr.) und Mur- 
statt (Münnerstadt), in gefenknus gebracht, hab er der amtmann 
von seinem genedigen herren von Wirtzburg bevehl, das er selbs 
ufs fürderlichst dieselben gefangen hie zu Kunsperg, Schmacbten- 
berg, zu Konshofen und Murstatt, ir aller urgicht mögen zu 
samen gezogen werden, damit man sich darin zuerkundigen hab, 
wo die hin reichen, weliche urigicht, so er von den gefangen 
an obgedachten beden orten Kunshofen und Murstatt in erfarung 
kom wel, es mirs alsdann zuhanden zusteln, damit ir euch der- 
selben urigicht, auch zuerkundigen habt, und was alsdann an- 
statt, und von wegen des durchleuchtigsten churfürsten zu Sach- 
sen etc. meins gste. herren, euer weiter gemüt und meinung sein 
will, derselben bevehl sol volg gescheen. Obgedachter amtman 
und ich haben uns auch etlicher massen unterred, so von wegen, 
beder unser gstg. und ge. herren etlich gefangen mit scherpf 
angezeigt haben, mit dinstlicher freundliche bitt, solichs guter 
dreuer meinung von mir zu verstehen. 

Item ob es von noten sein will, das den thetern etlich 
die in dem gotlichen wort erfaren, und geschickt sein, den 
thetern unter äugen gestelt würden, und in ir misshandlung 
durch die heilig schrift angezeigt wurd, damit sie wisten, warum 
sie sterben sollten. 

Item wie es auch mit der atzung der ibrigen so man zu 
peinlichen rechten darstellen wird gehalten sol werden wellet, 
mir auch hiemit bevehl thun. 

Item auf was zeit euer meiner schweger und freund gelegen- 
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heit, und gefallens, der gerichts tag verkündigt und sein soll, 
stet samt allen oben angezeigten artikeln, zu euer Verbesserung, 
und gefallens, bitt hierauf, mich des mit bevehl zuverstendigen. 

Conntz Gotsmann, Erhartt von 
Wichsenstein, bede amt- 
menner zu Kunsperg und 
pramberg. 

vni. 

17/2. 
Adr. 

Den edeln und vesten meines gstg. churf. und herren zu 
Sachsen etc. itzt verordenten zu Coburg mein lieben schwegern 
und guten freunden. 

Darunter Vermerk von zweiter Hand (Hans von Schott?) 

Schrift des amtmanns zu Konigsperg was der bischof zu 
Wurtzburg der gefangenhalb zu Konigsperg sie mit dem schwert 
richten zulassen bedacht ist. 

Mein willig freundlich dinst zuvor lieben schweger und gute 
freund. Ich fueg euch wisset, das gestern fritags der amtman von 
Bramberg, widerum von seinem herren von Wirzburg anheim 
komen, hab ich mich der Sachen halben, wie ir mir denn mit 
bevehl etlich mal geschrieben, mit gedachtem amtman unterred, 
zum tod gericht werden sollen, wie es alsdann nach der fürst- 
lichen obrigkait ir churfl. und fürstlichen genaden zustendig ge- 
halten werden soll, das ist also mit etlichen artikeln wie ir hier 
innen liegend 1 , unsern gutdunken nach verzeichend zuvernemen 
habt, uf welichs ich Contz Gotsman mit oben amtman abgeschie- 
den, euch solichs uf euer Verbesserung, als den verordenten an- 
zuzeigen, und was mir von euch vor antwort begegend, wol ich 
im auch nit bergen und dergleichen will er solichs, seinem ge- 
nedigen herren von Wirtzburg auch anzeigen. Und was euch in 



1 Offenbar VII, e. 
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dem allen gefellig, das wolt mich widerum mit bevehl verstendi- 
gen, hab ich mich als den ich freundlich und willig zudienen nit 
verhalten wollen. Date samstags nach Invocavit anno etc. im 
xxvii. 

Conntz Gotsmann 
amtman zu Konsperg. 

IX. 

(Antwort auf VI u. VIII.) 

Schreiben der Verordneten zu Coburg an Conntz Gotsman, Amt- 
mann in Königsberg. Concept. 

Unser freundlich dinst zuvor lieber Schwager und guter 
freund, dein schreiben mit uberschickter urgicht der gefangenen 
zu Konigsperg, auch was du den dich in etlichen beiverzeichen- 
ten artikeln zuverstendigen bittest, haben wir inhalts verlesen 
und wie nun entliehen das die warheit were, das sich die ge- 
fangenen und andere uf die meinung hetten, von neuem taufen 
lassen, wie dan ir ides urgicht ausweist, hast du zubedenken was 
cristlicher glaub der allein zu morderei und ausrodung aller 
obrigkeit gericht were, bei (fisen buben sein mag, und das ja 
hoch die zeit gewest, wie du selbst meldest, zuzugreifen, und 
weil sich darum in dieser Sachen gelinde umzugehen nit leiden, 
sondern das man nit allein ernst gegen denen und allen andern, 
so dermass getauft waren, handeln muss. Und weil sich dan 
gentzlich zuvermuten, das in allen gegenten furstenthumen und 
andern diese meuterei allenthalben unterstanden und fürgenomen, 
gleich als ob die rottenmeister so die leut zu solchen taufen be- 
reden, des ein verstand und anweisyng vom türeken hetten. Da- 
rum sein wir bedacht, diese urgicht weiter auch gelangen zulassen, 
sonderlich uf bitt der gefangenen, dasselbig unserm genedigsten 
herrn dem churfursten zuzuschreiben, was sein churf. ge. hirin 
wolten gethan haben, und ob gleich verzugshalb etwas uncostens 
uf dieselbig gefangene lief, muss man das nit achten. 
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Wan dan auch der amtman zu Bramberg um abschrift der 
urgicht der zweier burger zu Konigspergn bittet, hettest du vo- 
rigem unserm schreiben nach, ob er gleich auch aus seins herrn 
notturft um sonderliche peinliche frag angesucht, sovil befunden 
ime das nit zuweigern. 

Und das ein Schmidt von Frisenhausen diser neuen tauf 
verwandt, der ausser der zent Konigsperg in der nacheil ge- 
fangen, und gein Konigsperg gefurt vom amtverweser und Keiner 
zum .Rottenstein, ime den zuuberantworten gefordert werde, etc. 
Ist unser bedenken was es eigentlich, so were das dieselbig ge- 
gent da er gefangen gegen Rottenstein gehörig, das du bemeltem 
amtverweser und Keiner soltest zuschreiben ime denselben ge- 
fangenen uf sein Schickung zu überantworten und volgen zulassen. 
— Das noch zwen burger zu Konigsperg gefangen ist unser 
bedenken, das sie unangesehen für vermeintlichen entschuldigung, 
in verhaft mit den andern iren gesellen wolverwart zuenthalten 
und auch ausserhalb peinlicher frag zubesprechen sein sollen, alle 
andere ir mitgesellen in diesen und andern gegenten gesessen, 
zubenennen, ob man villeicht eigentlicher uf den grund komen 
muchte. Und sovil nun solcher für gesellen und mitbrüder zu- 
bedretten und zubekomen, das sie alle zu gefenklicher verwarung 
angenomen würden. 

Der ausfluchtigen und entrunner güterhalb, das man sich 
der unterfahen solt, wil unsers bedenkens sich noch zurzeit nit 
fügen, ob aber die einsehung gehabt, das die unverkauft und un- 
verwend pleiben, das sehn wir für gut an. 

Mit den weibern so sich in dise neue tauf auch begeben, 
ist unser bedenken, das * man dieselbige alle verwaret 



1 Folg. Zeilen unterstrichen (ausgestrichen) dafür .... mit inen, wie 
mit den gefangenen bis auf weitere unseres genedigsten herrn des chur- 
farsten bevelch stilgestanden werde. Der atzung halb ist vor unser mei- 
nung gehalten, solchs nit zu achten, dan die straf vil zu ausrodung diser 
buberei vonnöten sein. Solchs haben wir dir zu antwort und Unterricht 
nit verhalten wollen, den dir zu freundlichen dinst hast du uns willig. 
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uf das sie nit abhendig werden konten, und das 
die alten bösen vetteln, so villeicht die jungen 
uberred, zur stäupen gelassen, und mit den 
jungen weibern des lands verwiesen werden 
solten. 

B. II. 20. 4. 

X. 

Erlass des churfürsten Johann des Beständigen an die Ver- 
ordneten zu Coburg, die Wiedertäufer betr. 1527. 

Von gots genaden Johann hertzog zu Sachsen und churfurst etc. 

Lieber rat und getreuen, als ir uns itzt zuerkennen gegeben, 
was anzaigung unser amtmann zu Kunigsperg rat und lieber 
getreuer Cuntz gotsman euch etzlicher burger und paurn halben 
130 im gericht, zent und stat kunigsperg wonhaftig getan, haben 
wir zusamt uberschikten copeien eur baiderseits gegeneinand er- 
gangen Schriften und der urgichten der gefangen burger und 
paurn inhalts und nach leng hören lesen, und wollen euch darauf 
nicht bergen, das uns dieselben Sachen merklich und hoch be- 
fremden , heten uns auch derselbigen über die nechst straf, so 
wider die aufrurer furgewand zun kainenwege vorsehen. Und 
wollen das nachfolgender gestalt darinn und dargegen gehandelt 
werde. 

Und endlich das der Beutelhans und der schreiner zu Ku- 
nigsperg weiter ermahnet und bei ihnen erkindet werde , ob sie 
anzuzaigen wüsten, wohin die fremden zween, als der hennen- 
bergisch und der ander komen, oder iren enthalt und unterschlaif 
gemainiglich zuhaben ptlegen, und so desselben von inen anzaig 
vormerkt, so wollet euch vleissigen, damit sie furderlich ange- 
nomen und zuheften bracht werden. 

Und wiewol dieselbigen Peutelhans und schreiner von erst 
durch die userung der tauf und darnach das sie dieselbstige zu 
vormainte tauf zum zaichen ainer ferlichen und unchristlichen 
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aufruhr angenomen und andern zuvor an durch den Peutelhansen 
weiter furgebildet ist worden obwol das werk der aufrur das got 
nach seinem gotlichen willen weiter vorhuten und vorkomen wolle, 
noch nicht erfolget, peinliche straf und tod verwurkt, so begeren 
wir doch ir wollet von erst vornemen und hören, was die wurtz- 
burgischen wider die Iren als die muller suchen werden , und 
wo dieselben nicht genaigt, berurten die iren zu todt richten zu- 
lassen, sundern wurden zu anderwege straf suchen, so ist uns 
auch nicht entgegen, das den unsern baiden des lebens verscho- 
nung geschehe. Und im anderwege mit ernst gestraft werden, 
wolten aber dieselben suchen, die iren zum tod zustrafen, so ist 
uns auch nicht ungefellig das gegen den baiden als denen so mit 
guetem vorbedacht streflich unchristlich und böslich gehandelt, 
[wo sie auf iren bekentnussen beharn] 1 ) nach recht mit dem 
schwerd, domit diesem und dergleichen bossenwerk ein forcht und 
scheuch gemacht gehandelt werden. Es were dan das es aus 
sonderlichen Ursachen , der wir nit wissen haben , dafür ange- 
sehen wurde, das den armen menschen, zu diesem mal mit ver- 
schonung des lebens barmhertzigkait erzaigt und für anderwege 
gestraft sulten werden. 

Dieweil wir auch vormerken , das vil der unsern und vil- 
leicht auch der würtzburgischen leut, man und weibs person, durch 
die fremden und die obbenanten verfurt, also das sie sich ander- 
weit vormessenlich haben taufen lassen und in die unschickliche 
handlung laiten lassen um die alle und zuvoran so uns mit der 
erbschaft zustendig sein , wollet euch mit vleis erkunden , und 
das einsehen haben, damit die allesamt es seind, man oder weib 
gefencklich angenomen und unterschaidenlich als die mannen 
allain, und die weiber allein gesatzt werden, weil uns derselben 
erkundet und einbracht, die wollet etzliche tage, also sitzenund 
enthalten lassen , und so für dieselben gebeten und genügsame 
burgschaft geboten wold werden, so soll denselben gefangen, von 

1 Dieser Satz in Klammem am Rande. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchonrecht. XIII. 3. 22 
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derwegen angesucht wirdet , angezaigt werden , sie heten zube- 
denken, das sie mit irer handlung für leib hab und gueter vor- 
wurkt. Aber dieweil für sie bit furgewant und burgschaft ge- 
boten wurd , und durch die andern vorlaitet weren worden , so 
sult inen (diese beiden Worte sind gestrichen, dafür von anderer 
hand am rand corrigirt : wold ir hoffn inen sulte darnach des 
lebens halbn) barmhertzigkait erzaigt werden, doch nach folgen- 
der maynung, das sie von irem irtum abstehen , und denselben 
auf mass , wie auch nachfolget , öffentlich bekennen , sich auch 
zu peinlicher einstellung so oft sie eingefordert wurden, solten ver- 
bürgen lassen, das sie alle sontag hinein gein Kunigsperg komen, 
sich daselbst bis auf wider abschaffen, bei dem amtman zeitlich 
vor dem amt der predig sollen ansagen lassen, und sollen vor 
der predig, ungeferlich ein halbe stund vor der kirchthor nach- 
einander in ainer Byge stehen ungeschucht und jeder ainen sack 
umhaben, kainer mit dem andern noch sunst andern leuten es 
were den noth da, reden. Und war die predigt angefangen, und 
sie in die kirche gefordert wurden, sollten sie hineingehen, und 
nach anzaigung, so inen beschehen sult gegen dem predigstuel 
nach einander in ainer Rygen stehen, mit nidergeschlagen äugen, 
und heuptern. Und nach der predigt auf furhalten vor allem 
volk iren Irtum auf maynung wie nachfolget öffentlich sagen. 
Wir bekennen öffentlich alhie vor euch und aller weit, das wir 
unrecht getan, das wir uns anderweit haben taufen lassen. Und 
wiewol wir durch dasselbig und anders vorwirkt haben, das wir 
an leib und guet zustrafen, so biten wir doch, ir wold uns vor- 
biten, domit uns genade erzaigt muge werden, dann wir wollen 
uns hinfurder nach vermuge und anzaigung gotlichs worts christ* 
lieh und gegen unserm genedigsten herrn und landsfursten, auch 
aller andern obrigkait, gehorsamlicher und geburlich halten, 
seiner churf. genaden derselbigen lande und leute bestes schaffen, 
und schaden mit höchstem treuen verwarnen, uns auch aller 
öffentlichen und haimlichen vorsamlung zu solchem und der- 
gleichen bösem und vorfurischen handlung enthalten. 
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Und sehen vor guet und notturftig an, das vor allen dingen 
das arm volk durch gelerte prediger woll Unterricht und mit 
gütlicher schritt ires geübten und angenomen irtums, domit es 
denselbigen aus dem herzen lass, bericht werden. 

Aber in allwege sollen des Peutelhanssen und schreiners, der- 
gleichen auch der wurtzburgischen und aller andern, so sich in 
solchen irthum der tauf und bosheit der neuen aufrur gelassen 
gueter beschreiben und inventirt; ihnen auch ader ihren weibern 
und kindern nicht vorstat werden, ichtes davon zu vorkaufen, zu- 
vorsetzen, oder in ander wege anzuwerden, aber aus genaden wollen 
wir vergönnen, das sie samt ihren weib und kindern der nutzung 
zu. irem enthalt bis auf ferner einsehen, gebrauchen mugen. 

So wollen wir auch zu mehrer forcht und abscheuch solcher 
und dergleichen bösen hendel, das diejenigen, welche, wie be- 
rührt, zu öffentlicher schäm die straf annehmen werden, alle 
monat widerum zu gefenknus peinlich eingefordert, und so sie 
ainen tag oder zwen ungeferlich enthalten seind wordn, das sie 
alsdann chrafft und vermuge voriger burgschaft, wo die bürgen 
solchs willigen und in den heften pleiben wolln, ader neuer 
wider ausgelassen und mit der schamstraf auch sunst allent- 
halben feiner gehalten werden, wie oben angezaigt ist, bis das 
wir voranderung dorin verschaffen. 

Wolten aber etzliche solche buss und straf nit annehmen, 
die sollen in gefengnus wol verwart enthalten und uns solchs 
angezaigt werden. So wollen wir uns auf eurn bericht, wie sichs 
um eins iden derselben vorhandlung in sonderhait heldet, was 
wir gegen denen wollen furwenden, unser mainung ferner wissen 
zuvornehmen lassen. 

Was aber wurtzburgisch leut seind, diweil wir woll achten 
können, das denselben nicht gestat wirdet werden zu Kunigsperg 
in die predigt zugehen, das auch villeicht der bischof oder seine 
amtleut auf ein and straf dringen werden, so sehen wir vor guet 
an, das solchs von inen gehört und dermassen rechts vorstat 
werde, domit es zuvorantworten und unser zentrecht erhalten werd. 

22* 
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Und aber ditz alles, so wollet im amt Eunigsperg auch sunst 
in unser coburgische pflege als aus unserm bevelch und gehaiss 
öffentlich in steten flecken und dorfern zuvorkundigen und aus- 
zurufen verschaffen, das niemands, er sei burger, pauer oder wer 
er sei, vorstate ausserhalb der ordentliche pfarner, prediger und 
caplanen, den jedes orts die seel sorgen bevolhen und zustendig 
ist, in seinem haus oder andern ortern, die ime zustendig, predigen, 
taufen oder andere dergleichen amt üben zu lassen, sundern das 
ein jeder, der es innen wirdet, das solchs von fremden oder be- 
kanten furgenomen, dasselb dem amtman, schosser, burgermaister, 
richtern, schultheissen oder andern vorwaltern der gerichten, aufs 
gehaimst ansagen, und doch so es fremde ader ouch bekante un- 
besessne leut weren, die sich desselben unterstuenden, do zube- 
sorgen stuende, sie möchten entwerden, wo auf die gericht ver- 
zogen solt werden, das alsdan derjenige, der es innen wirdet mit 
hulf der nachbarn darzuthun, dieselbigen angreifen und nicht hin- 
wek komen lassen, bissolang das er den vorwaltern der gericht 
angezaiget und denselbigen zu gefenknus uberantwort werden, 
alles bei straf und vorlust leibs und guts unnachlesslich gegen 
denen, die solchs wissen und erfarn und nicht offenbarn, auch 
darzu nicht thun. Und denen, die solchs in iren heusern und 
guetern gestaten oder selbst thun, vorhengen, vorgonnen, vol- 
laisten und anhangen furzuwenden. 

Item das sich auch niemands unterstehen sol, ainiche ?or- 
samlung zumachen in gestalt ainer Wirtschaft, kindtauf, gast- 
ladung oder sunsten, er hab es dan zuvor, so es in ainer stat 
ist, dem burgermaister, oder so es ein fleck ist oder dorf, unserm 
amtman oder schosser zuvor angesagt bei vormeidung unser 
ernsten straf, auf das dieselbigen unser amtleut, schosser, burger- 
maister etc. dabei aufsehens haben mugen, was in solchen vor- 
samlungen gehandelt und furgenomen wirdet. Und begern, ir 
wollet verfugen, das dem allen wie angezaigt gelebt und vertig- 
lich nachgegangen, und die verfaren angenomen, uns auch ge- 
stalt der Sachen, wie sich die ferner zutragen, furderlich zuer- 
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kennen gegeben werde. Dan wiewoll wir solich und dergleichen 
geschwindigkait villieber uberig sein wolten, so bedenken wir 
doch, wo nach gelegenheit der geschwinden Zeit und des volks 
mit (korr. in n i t) etwas schroff sold furgenomen werden. Das 
die ding zu vordamlicher Versuchung und anderer merklichen 
beschwerungen, auch auslegung geraichen wolden. Und haben 
euch solchs alles nicht vorhalten wollen, erzaigt uns auch daran 
zugefallen. Date Torgau dinstags nach Cathedra petri anno den 
Cxxvii. 

Adresse : Unsern radt und lieben getreuen der verordenten zu 

Coburg. 

Rotes Siegel ist abgefallen. 

XL 

Concept. Ohne Adresse. 
Der Brief ist gerichtet an Contz Gotsmann, Amtmann in Königs- 
berg. Jedenfalls Beilage in Schreiben No. IX. Ohne Unter- 
schrift. 

Wir wollen dir auch nit verhalten, das uns angelangt ist, 
das dergleichen meuterei zu Nurmberg zu heimlichen heusern 
auch sein soll, und das sie ein eigene druckerei daselbst zu 
Nurmberg angericht, alda sie ir falsche leer und ander bücher 
wider die obrigkeit gedieht lassen im druck ausgehn, und ein 
ider brudersgenoss sol die stell und ort wissen, wo sie zusamen 
komen und eingehn sollen, wie wir dan denen von Nurmberg 
dissfalls lauts inligender copei geschriben ; weil aber der raht 
zu Nurmberg sich in dem, es wurden den die leut und inhaber 
der heuser mit namen benennt, mit wissen zuhalten und eins 
felgriffs besorgen , darum ist unser bedenken , domit uf den 
grund zukommen sein mochte, das du die gefangenen, ob sie 
villeicht des auch wissens trügen, semtlich und sonderlich soltest 
besprechen dir in dem Unterricht zuthun, und sonderlich for- 
schung zuhaben, ob du hirin der Buchle eins, so von der ober- 
keit gedieht, komen möchtest, darinnen würde villeicht allerlei 
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abenteuer zuerlern und zuersehn sein, und das sie die heuser 
und inwoner derselben eigentlich benennen und anzeigen. Ist 
auch zubefragen, ob nit der prediger zu Scherneck in irer ver- 
sonderung sei. 

XII. 

Concept. Ohne Datum. Aufschrift: Was an die von Nürn- 
berg geschriben etlicher aufrurer halber so wider die obrigkeit 
schriben und meuterei machen. 

Unser freuntlich dinst, zuvor erbar fursichtige gute freund, 
wir geben euch guter meinung zuerkennen, das unser ort etliche 
aufrührer und andere so heimlich in heusern, hin und wider in 
stetten und dörfern zusamen komen und da allerlei sachen im 
schein götlichs worts die sacramente und sonderlich die obrig- 
keit belangend, beschlissen und handeln thun, zu gefenklicher 
Verwarnung eins teils angenomen, der auch eins teils und sonder- 
lich die rechtschuldigen, die villeicht alle meuterei und aufrur 
von neuem anzurichten in bearbeitung stehn, entwürden sei 
Nun sein wir auch zu erfarung komen, das dergleichen sachen bei 
euch zu Nurmberg in heimlichen heusern auch sein, all und 
sonderlich bei Sanct Ciaren ob dem deutschen hof soll ein haus 
sein, darinnen ein porermacher wone, in welchem haus dieselbigen 
gesellen in einer hintern Stube zusamen komen. Alda sie auch 
ein eigne druckerei haben angericht und allerlei bücher, die sie 
von der obrigkeit und von andern sachen irs glaubens der sacra- 
menthalben gedieht haben, im druck lassen ausgehn; und nach- 
dem dan ir grund und meinung entlich darauf steht, kein obrig- 
keit und darzu alle guter der weit wollen, frei und gemein haben, 
zu dem was sunst für unglaub, zu ergernuss und Verwirrung des 
gemeinen volks in diesen leuten stecken mag. Darueber haben wirs 
euch im allerbesten hirinnen ein einsehens und nachforschung 
zuhaben , damit solch buberei Unterricht ruckt und ausgerot 
werde, nit verhalten wollen, und zu freuntlichen dinsten habt ir 
uns willens. 



Digiti 



izedby G00gk 



ßerbig, Die Wiedertäufer im Amt Königsberg i. Fr. i. J. 1527. 329 

xm. 

Pergamentbrief, breit Folio, mit gut erhaltenem Geheim- 
Siegel (rotes Wachs), welches in der Mitte den Adler der Reichs- 
stadt Nürnberg zeigt , mit der Umschrift : Secretum. Civitat. 
lib. Nurembergh f. 

Das Schreiben trägt die Adresse: 

Im gestrengen edeln und vesten, des durchleuchtigisten, hoch- 
gebornen fürsten, unsers gnedigsten herrn, hertzug Johannsen zu 
Sachsen, churfurstum etc. verordneten raten zu Coburg. 

Unser willig dienst eur gestreng und erbarkait zuvor, ge- 
strengen edeln und vesten, eur erbarkait schreiben und anzaigen, 
was sich etliche lose personen, zuforderst unserm rechten, war- 
haften glauben und gottes wort, und dann der weltlichen, von 
got verordneten oberkeit zuwider, durch haimliche ire anschlag, 
zu practiciren understehen, dero auch ains tails (wiewol ausser- 
halb der rechten haubtsacher) in unsers gnedigsten herrn des 
churfiir8ten fanknus zu Coburg einkomen , die vielleicht auf 
etliche, in unser stat Nuremberg, alls verwandte, sölicher sträf- 
lichen practica bekannt haben sollen, uns jetzo zugesandt, haben 
wir seins inhalts vernomen, sagen eur erbarkeit, dieses ihres 
gönstigen anzaigens, sondern hohen und vleissigen dank, und 
dieweil der teufel, der nach den worten Christi vom anfang 
ain mörder gewest und in der warheit nit bestanden ist, gewiss- 
lich nit feiert, durch die jenen, so er zu seinen instrumenten 
zugeprauchen geschickt erfindet, alle aufrur, unainigkeit, Verfol- 
gung der oberkeiten, mord und plutvergissen, wie hievor anzu- 
richten, der mainung, domit srin reich in verlesterung götlichs 
worts dester eher zuerhalten, will von nöten sein, das die ober- 
keiten zu handhabung des hailigen evangelions und ains rechten 
ordentlichen christlichen wesens hierin vleissig wachen, wie wir 
auch unser Vermögens zuthun genaigt sind, ist darum an eur 
erbarkeit unser gantz dienstlich bit, die wollen bei den gefangen 
und wo das sonst füglich bescheen mag, aigentlich erkundigung 
thun lassen, wo die heuser, darin sich diese gotlose rott in unser 
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stat je zu zeiten versameln sollen, aigentlich gelegen, wer die 
hausveter derselben wonungen, wie auch ire namen, und wer die 
personen versamlungen verwandt, sovil der zuerfaren möglich 
seien, und uns das mit dem förderlichsten, uf unsern aigen kosten 
zu wissen machen. So wollen wir mittler zeit die Sachen bei 
uns in besser gehaim unvermerkt behalten, auf das wir nit ainen 
feigriff oder warnung domit thun, was wir alsdann würden er- 
farn, eur erbarkeit zuwissen notturftig. Das solle eur erbarkeit 
unverhalten pleiben wollen, das auch um eur erbarkeit, die do- 
mit ain fast christumlich nutzbar und gut werk fürdern, gantz 
willig verdienen, und haben eur erbarkeit potten seins pottenlons 
lassen entrichten. Dat. donerstag 14. februari 1527. 

Burgermeister und rath 
zu Nurmberg. 

XIV. 

Antwort auf Nr. XIII. 

Concept. 

Unser freuntlich dinst, zuvor erbare fursichtige gute freund, 
als ir uns ihro nechster unser anzeig nach, was mir etlicher mut- 
williger aufrürer halb so die obrigkeit zu unterdrücken und auch 
alle guter gemein zu machen in bearbeitung stünden, in erfarung 
komen, bei einem boten wider geschriben habt, mit begerung, 
das wir uns bei den gefangen, so dan dieser art einkomen sein, 
damit durch euch kein feigrief beschehen möcht, eigentlich er- 
kunden sollen, wo die heuser, darinnen sich diese gotlose rott 
in eur stat je zu zeiten versameln solin, eigentlich gelegen, wer 
die hausveter derselben wonungen wie auch ihr namen, und 
wer die personen irer versamlung verwandt seien, wie dan solch 
eur schreiben, so wir guter wolmeinung verstehn, ferner mit- 
pringt, haben wir seins inhalts verlesen. Und nachdem uns diser 
bericht nit von den gefangen, sonder von einer sondern person 
in geheim ist furnomen, welche person auch weiters nit dan wie 
ir in vorigem unserm schreiben vernomen, anzuzeigen weiss. Dera- 
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nach können wir itz in diser eil weiters nichts erkundigen. Da- 
mit ir aber auch vermerken möcht, was für ein meuterei und 
aufrur durch ein neue tauf durch diese mutwillige und gotlose 
leut ist angericht, so schicken wir euch hirinligend die urgicht 
der gefangen, so diser meuterei und aufrurhalb im amt Konigs- 
pergk angenomen und peinlich befragt sein, und ist in warheit 
zugreifens hoch von nöten gewest, deshalb ir auch zu geheim 
werdet weiter nachforschung zuhaben wissen, und ob wir bei 
inen den gefangen oder andern personen in mitler zeit weiters 
erkundigen, sol euch das von uns auch vermelt und nit verhalten 
werden, den euch zu freuntlichen dinsten habt ir uns willig. 
Date sontags nach Valentini anno D. xxvii. 

Die verordente. 
An raht zu 
Nürnberg. 
Als ir auch in eurn schreiben im beschluss angezeigt, das 
ir unserm boten sein potenlohn habt entrichten lassen, solchs 
war von unnoten gewest, und das es der bot, nachdem der seins 
botenlohns hie entricht worden, angenomen, das haben wir von 
ime kein gefallens. 

XV. 

Concept. Erste Hälfte desselben von unbekannter Hand — 
des Bürgemeisters Ramsberger?; zweite Hälfte Hans v. Schott? 
— Ohne Adresse. (Vielleicht an einen Arbeiter am churfürstl. 
oder bischöflichen Hof.) 

Mein dienst zuvor lieber Schwager. Ich lass dich wissen, 
zeitung so Conntz Gotzman, amtman zu Konigsperg, von Er- 
hardten von Wychsenstein, amtman zu Bramberg, sein angezeigt. 
Erstes seinem gnedigen herrn, dem bischof zu Wurtzburg glaub- 
lich zugeschrieben, das etlich aus der gemeinde zu Strassburg 
sich zusamen rottirn und verpunden haben solten, in einer nacht 
alle die vom adel, der dan ein gute zal in der stat sitzen, samt 
aller geistligkeit und dem raht daselbst zuerschlahen, welches 
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ein raht in erfarung komen und darum etlich zu ross und zu 
fuss, zu ine in die stat bracht, und ein gute zal aus der ge- 
meinde gefenklichen annemen, auch veter denen etwan je die 
hundert köpfen lassen. 

Für das ander sol der pfalzgraf, seiner untersessen einen 
je gefenknus gehabt und dieser meuterei halben, sovil bei im 
erfaren haben, aus dem vil andere dieser rottirung verwandt, zu 
gefenknus pracht und angenomen sein. 

Zum dritten sollen dieselbigen schwermer und rottengeister 
ein neue tauf anrichten und in alle land und furstenthum ir zwen 
und zwen verordnen und schicken, welchs den in dorfern und 
entzelen hofen und mülln heimlich predigen und im schein got- 
lichs worts die leut zu aufrur bewegen. Und das zwei fremder 
in die zent Konigsperg, desgleichen auch zwen fremder in einem 
dorf bei Murstat gelegen, berichtigt sein. Deshalb auch dem 
amtman zu Murstat mit bevelch geschriben werde. 

XVI. 

B. IL 20, Nr. 5. 

Mein freundlich dienst zuvor, liebe schweger, und sunder 
guete freunde, glaublich wird ich bericht, wie einer Paul Wirsing 
genant von Konigshoven, der ein weber und ausfluchig sein soll. 
Zu Hilpurghausen in eins mitburgers haus, Augustinus genant, 
sein unterschlaif, aus und eingehn, sich auch je zu zeiten unter- 
winde ein rott an sich zuhengen und mit den um die stat zu 
gehn, was sein gewerb furnemen, aber von wes wegen er so- 
lichs thuet, mir unbewust. Derhalben an euch mein frl. bit, mir 
in deme euer gemuet und bedenken, das gegen ime furzunemen 
sei, und ob die jenigen, so zu Kongsperg in verhaft ligen, des 
namens in ir urgicht gedacht hetten, mittailen, domit nachtail 
der zubesorgen verhuet. Das will ichs freundlichs vleis um euch 
vordienen. Dat. donnerstag nach Juliane anno D. xxvii. 

Philips Schott 
amtman zu Heltpurg. 
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Adresse : 

Den gestrengen und ernvesten meins gnedigsten herrn, des 
churfl. zu Sachsen etc. verordenten zu Coburg, meinen lieben 
schwegern und besonder guete freunden. 

XVII. 

Originalschreiben von Contz Gotsman. Grünes Wachssiegel 
abgefallen. 

Mein fruntlich dienst zuvor, lieber schwager und freund, 
eurm bevehl nach sind die weiber, die sich haben taufen lassen, 
zuheften und gefenklich angenomen, und wiewol man gewilligt, 
mit denselben wie mit den mannen bis uf weitern churfl. bevehl 
sich zuhalten, so sind doch derselben eins teils schwanger, eins- 
teils kindpetterin, haben einsteils saugne kinder in hausen, zu 
dem, das es sunst ein schwach ding um sie ist. Derhalben zu- 
besorgen, wo sie also enthalten solten werden, das ir einsteils, 
auch die kinder in schwacheit fallen mochten. Auch so ligen 
die andern die andern gefenknis sunst voll, und kein sunder- 
liche stat, darin die gemelten weiber mochten behalten werden, 
wo euch alsdann gefallen wolt, das die genante weiber auf gang- 
samen furstand wider in ire heuser betaget, nit zuweichen etc. 
Was in dem eur gutdunken oder rath furzunemen, bit ich mich 
samt ein rath hierbei verstendigen wollet, darnach teten zu- 
richten, hab ich euch, den ich zu dienen willig, aus obangezeig- 
ten Ursachen nit verhalten wollen. Dat. dinstags nach Valen- 
tini anno D. xxvii. 

Conntz Gotsman 
amtman zu Königsberg. 

Adresse : 

Den edelen und vesten, meinen gnedigsten herrn hertzoge 
Johansen zu Sachsen, churfursten etc., jetzo verordente zu Co- 
burg, meinem lieben schwager und freund. 
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xvni. 

Originalschreiben des Georg von Hassberg zu Königsberg, 
Untervogt. Abgefallenes grünes Wachssiegel. 

Adresse: Den edelen und vesten meines gstg. churfl. und 
herren zu Sachsen etc., jetzt verordenten zu Coburg, meinen 
gonstigen lieben herren. 

Mein ganz willig dinst zuvor gestrengen und ernesten gon- 
stigen herren. Hiemit schick ich euch copei der urigicht, so mir 
der amtman von Bramberg in abwesen des amtmans zu Kuns- 
perg zugeschickt, so von etlichen so zu Konshofen gefenklich an- 
genomen bekennt worden, darneben auch copei der urigicht Mar- 
grethen Lauerin, weiland Haintzen Lauers nachgelassene hausfrau, 
so zu Kunsperg ufm Breitenberge gesessen und hansen tücheln 
zu rügam. Weliche in kurzverschinen tagen hie zu Kunsperg zu- 
verhaft angenomen, desgleichen hab ich die gefangen, so des 
bredigen und taufens halben iniigen, uf euer begern und schreiben 
abermals befragen lassen , und nach notturft der furgetragen 
artikeln sonit ich gekonnt, wie sie den dem Spigel zum Schmach- 
tenberg fürgehalten, an inen erforschend, aber weiter nichts von 
inen erkundigen mögen, denn wie vor von in bescheen, darauf 
sie noch besteen wie ir hiebei ligent irer urigicht zuvernomen 
haben, allein das sich gedachte Beutelhans Wolf, schreiner, 
burger zu Kunsperg, und Marta Mülner in der Auersmühle, in 
einer andern gestalt widerrufen thun, wie ir denn des alles aus 
beiliegenden 1 copeien zuvernemen habend, und was hierinnen 
uns weiters furzunemen sein will, das müst ir den amtman oder 
mir mit bevehl hiemit zuschreiben, denselben wil ich gehorsam- 
lich volg thun, hab ich euch als den ich willig zudinen guter 
meinung nicht bergen wollen. Date dinstags nach reminiscere 
anno D. in xxvii. 

Jörg von Hasperg 

26. II. 27. zu Kunsperg, untervogt 



1 Cfr. Nr. XIX. 
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XIX. 

Original. Beilage zu Nr. XVIII. Handschrift des Jörg 
von Hasperg, Untervogt zu Königsberg. 

Auf euer meiner herren als der verordenten begern und 
schreiben sein die gefangen, als Peutelhans, Wolf, schreiner, 
Philipps Pusch, und meister Hans der Steinmetz, alle hie zu 
Kunsperg bürger, auch Marta Mülner in der Auersmühl und 
Caspar Spigel zu Osthaim, so des bredigen und taufens halben 
in verhaft genomen, widerum für mich Jörg von Haspergs unter- 
vogts und bürgermeister und des raths eins tails zu Kunsperg, 
in abwesen des amtmans erfordert, und fürgestalt worden, da- 
rauf in alle artikel für bekenntnus angezeigt, sein si die gedach- 
tem gefangen uf voriger irer gethanen urigicht, wie mich denn 
hievor auch uberschickt worden bestanden allein Peutelhans und 
Wolf schreiner, haben diesen artikel wie in erster irer gesehener 
urigicht verleibt, das sie die andern, so gott denn uberfahl über 
die menschen verhengen werde, richten sollen, zeigen sie an, das 
soliche ire bekantnus aus Unverstand und vorcht der marter, von 
inen also bescheen, widerrufen auch denselben dergestalt, das 
nit änderst von in verstanden werden soll, und nit änderst ge- 
meint haben, den so gott zu der letzten zeit des gerichts kerne 
und alle menschheit in letzten tagen richten, werden sie als die 
sonder erweiten Christen, so sie änderst bis aufs ent, also der- 
massen bestendig bleiben mit christo Jesu di überbleibenden, so 
er in seiner gottlichen maiestat in gewolken kernt, richten helfen, 
wie euch denn vor in eim schreiben der urigicht des Beutelhans 
dergestalt widerruft hat, auch schriftlich angezeigt worden ist. 

Item auf den artikel mit dem thier so sieben heubter hat wie 
in apocalipsisti (sie !) stet uf wn sie solichs theutten, ader was 
auslegung sie darüber vorhaben, sein sie auch gefragt worden, 
sagen aber alle darauf ir unwissen, denn sie nicht davon gehert 
haben. 

Item Merta Mülner in der Auersmühl hat die gleichen vor- 
gemelten artikeln, wie in der Beutelhans und Wolf, schreiner, 
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bürger zu Kunsperg, des richtens halben die weit belangend, 
auch widerruft und ursach der marter angezeigt, das wol er zum 
höchsten, so er imer kan, uf sein sei und abschied nemen, des 
solichs sein gemut und meinung nie gewesen. 

Urigicht der gefangen so hie in Kunsperg des bredigens und 
taufens halben iniigen. Actum dinstags nach reminiscere im 
xxvii. jähre. 

XX. 

Originalschreiben des Bürgermeisters und Rates zu Königs- 
berg. Grünes Siegel abgefallen. 

Adresse : Den ernvesten unsers gnedigsten herrn hertzogen 
Johansen zu Sachsen und churfursten etc., jetzo verordente zu 
Coburg unsere gunstig lieben herren. 

Unsere ganz willige dienst zuvor, ernveste gunstige liebe 
junkherrn. Nachdem die armen unsere mitburger so gefenklich 
ligen, durch die amtleut irer gethanen urgicht erfordert der sie 
bekentlich allein des artikels halb, welcher sich zur aufruhr 
zeugt, sagen sie, das sie der Sachen so weit nit verstanden, sunder 
von den jenen, die inen sulches furgesagt, verfurt worden, da- 
rauf uns der rath gebeten, sie gegen eur erenveste uf das ine 
gnade beweist werden mocht, zuverschreiben, diweil sie dann un- 
sere mitburger und sich auch unsers wissens nie anders dan 
bürgerlich gehalten, haben wir inen sulch ir bite fuglich nit ab- 
schlagen konten, und ist derhalb unsere dinstlich bite, wo es in 
eur ernveste thun, wollet den armen gnade erzaigen und bei leben 
pleiben lassen. Doch sulche unser furbite nit weiter erstreckt 
allain zu eur veste gutdunken gestelt haben. 

Auch gunstige liebe junkhern, ist unsere vleissige bite, wo 
es gesein mag, eur ernveste wollen dem wirdigen hern Balthasar 
Thuring mgr. und prediger zu Coburg vergönnen und bevhelen, 
das er als morgen samstags alhie erschien, und das gemein volk, 
dester bass durch sein predig uf den suntag dornach erindert 
werden mocht etc. 
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Solchs alles wollen wir, um eur ernveste zuverdinen, aJzeit 
willig sein. Date freitag nach letare anno D. xxvii. 

Burgermeister und 
rath zu Konigspergk. 

XXI. 

Das folgende gedruckte Dekret des Kurfürsten befindet sich 
im Hzl. Haus- und Staats- Archiv zu Gotha, zu K. K. 43 und 
trägt die Adresse : Unserm lieben getreuen dem rathe zu Gothaw. 
Von andrer Hand: F. befehl der widertaufer und ander un- 
christlichen lehre anhengigen personen. Anno 1528. 

Von gots gnaden Johanns herzog zu Sachsen, und chur- 
furst etc. 

Lieben getreuen, uns gelangt an, das etliche die dem wider- 
taufen, auch missvorstand des hochwirdigen sacraments, des waren 
leibs und bluts Christi, und anderer unchristlichen meinung und 
lhar, anhengig sein, sich hin und wider in unsern furstenthumen 
underschlaifen und einlassen sollen, dem armen einfeltigen volk, 
solche unchristliche meinung mit predigen reden, disputiren, und 
sunst in andere wege, als durch bücher und schrifte, so wider 
gots wort, und dem selben ganz entgegen, zu verdamlicher und 
beschwerlicher verfurung, einzubilden und auszubraiten , domit 
aber solchem übel, und bösem, aus gots gnaden, und sovil müg- 
lich vorkomen werden müge, so ist unser ernstlich begern, ir 
wollet in unser stadt, bei euch der ganzen gemein, und Versamm- 
lung unverzüglich öffentlich, verkundigen, und diesen unsern be- 
vhel vorlesen lassen, euch auch selbs in dem nit anders halten 
und erzaigen, das sie niemands, weder vom adel burger pauer, 
oder was Stands er sei, verstaten sollen, ausserhalben der ordent- 
lichen pfarrer, prediger, und caplanen, denen jedes orts, die 
seel sorge und predig amt bevohlen, und darzu verordent sein, 
in ihren heusern, oder andern örtern, die ihnen zustendig pre- 
digen, taufen oder andere dergleichen amt, die gottes dinst be- 
langend, zuüben, und berurte bücher, oder Schriften, weder zu- 
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kaufen noch zuverkaufen, oder lesen zulassen, sie auch, sich des- 
selbs nit understehen noch thun, sundern das ein jeder, der es 
inne wirdet, das solchs von fremden, oder bekanten ausserhalb, 
ordentüchs bevelhs furgenomen, dasselbig euch ansagen solle, 
domit die zu gefengnus bracht, und uns solchs angezaigt werden 
müge, so es auch fremde oder bekante, unbesessen leute, die 
sich desselben unterstunden, do zn besorgen were, sie mochten 
entwerden, wer auf die gericht solt verzogen werden, das alsdann, 
der jenige, der es inne wirdet, mit hilf der nachbarn zustund 
darzu thun, dieselben angreifen, und nit hinweg komen lassen 
solle, bissolang das sie zu gefengnus bracht und eingezogen wer- 
den, alles bei straf und verlust leibs und guts, unnachlesslich 
gegen denen, die solchs wissen und erfarn, und mit offenbarn, 
auch darzu nit thun, oder auf erfordern nit volgen, und denen 
die solchs, in ihm heusern und gutern gestatten, oder selbs 
thun, verhengen, vorgunnen, vollaisten und anhangen, furzuwen- 
den, das sich auch niemands understehn sol, einiche versamlung, 
zumachen, in gestalt einer Wirtschaft, kindtauf, gastladung, oder 
sunsten, er hab es dann zuvor euch angesagt bei vormeidung 
unser ernsten straf, auf das ir oder wer von euch darzu Ter- 
ordnet, dobei aufsehens haben mugen, was in solchen versam- 
lungen gehandelt, geredt, getrieben und furgenomen würdet, und 
wollet darob sein, das dem allen, wie angezaigt gelebt, und ve- 
stiglich nach gegangen, auch die uberfarer gefenglich angeno- 
men, und uns solchs mit bericht und gestalt der Sachen unver- 
züglich angezaigt, dieselben auch, bis auf ferner unser gescheit 
und bevehl, wol venvart enthalten werden, domit wir uns nach 
gelegenhait, ihrer vorwirkung, oder vorhandlung, mit wirklicher 
und ernste straf gegen ihnen zuerzaigen haben, wie wir dann 
hievor in nagst verschienem jar der gleichen Sachen halben, 
auch gebot am datum sontags Letare, haben ausgehen lassen, 
das wollten wir euch nit vorhalten und geschiet daran unser 
ernste meinung. Datum zu Torgau, am freitag Anthony, anno 
dni etc. xxvjjj. 
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XXII. 
Hzl. H. u. St.-Archiv Gotha K. K. 44. — 

Das folgende Schriftstück trägt die Adresse : Unsern lieben 
getreuen dem rath zu Gotha. 

Eine zweite Hand schrieb auf die Adresse: 

Sonntags palmarum anno xxvjjj ist dieser churfurstliche brief 
dem rathe zukommen und durch einen fuessboten uberantwort 
worden etc. 

Eine dritte Hand schrieb dazu: 

1528 wider die aufrurischen bauren in bereitschaft zu 
halten. 

Der Text lautet: 

Von gots gnaden Johanns hertzog zu Sachsen, und chur- 
furst etc. 

Lieben getreuen, wir haben euch und andern den unsern, 
sint der nechsten paurischen aufrur, zu dem andern mal ge- 
schriben, und euch, und die selben zu unser als des landsfur- 
sten, auch eur selbst notturft, und bestem mit genedigem vleis 
ge warnet, und in sonderhait, auf den abschied, welchen die ver- 
ordenten kaiserliche commissarien, samt churfursten fursten und 
stenden, und ihren botschaften, auf damals ausgeschriben reichs- 
tag zu Augspurg, der rustung und volg halben, domit so sich 
ainiche entborung widerum zutragen wold, derselben im anfang 
widerstand gebraucht kond werden, miteinander gemacht, und 
genomen, euch und andern der unsern ernstlich geboten, euch 
dermassen in rustung und gereitschaft zuhalten, auf das ihr uns, 
ader unsern verordenten haubtleuten, so wir euch erfordern wur- 
den mit denen, domit ihr uns zu volgen schuldig, erscheinet etc. 
Und ob wir wol euer und andern der unsern so vil möglich zu 
verschonen geneigt, weil sich aber itzt, durch vorbengnus des 
almechtigen und sonder zweivel der weit zu ainer straf, nach 
dem die lieb der warheit, und sein wort, nicht aufgenomen wirdet, 
merklich irthum, und sonderlich mit dem widertau- 
fen zutragen, welchs wie derselbig irthum dem 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 3. 23 
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armen un ver sten digen volk, von den vorfurern 
vorgebildet wirdet, zunichts dann vorder b- 
licher,und schedlicber aufrur gemaint, auch 
hochlich wo den Sachen, zeitlich vormittelst 
gotlicher hilf nicht begegent wurde, zubefarn, 
so ist an euch unser begern, ir wollet euch mit unsern burgern und 
einwonern, unser stadt bei euch, samt den herwagen, und was darzu 
gehörig, aufs beste, wie ir uns aus getreuen pflichten, euch selbst 
zu gut, und zuvoran nach gelegenhait itziger leufte, schuldig, und 
pillich dienet, gerust und geschickt machen auf jj c mann, und 
domit dieselben unser burger, und einwoner, bei euch, mit den ir uns 
zu volgen schuldig, welche die andern, one das, zu besolden ver- 
pflicht weren, bei ihren weibern, kindern, und heuslicher narung 
bleiben, und der auswarten mögen, so wollet auf die anzahl per 
sonen so ir zu der volg, verordnen werdet, ein gemeinen anschlag, 
der, nach gelegenheit ihrer guter leidlich, und treglich, furneh- 
men, domit man an der selben stat, andere knecht, so darzu ge- 
schickt, und geübt sein, annehmen, bestellen, und gebrauchen 
möge, und das gelt zu solcher besoldung, auf zwen monat, zu 
einem anfange der Unterhaltung, vor solchen unsern burgern und 
einwohnern zu der volg gehoerig, auf das furderlichst, zwischen 
dato und ostern schirst künftig, mit getreuem und vorsichtigem 
vleis, einbringen, und auf das in solchem, dem armut kein ge- 
ferlicher nachteil, furstehen ader begegnen möge, so haben wir 
verordent, und wollen, das solch geld, der berurten besoldung 
bei unsern lieben getreuen und rat Christoffen von der Plaunitz, 
unserm amtmann zu Wartburg, Burkhartn Hundt, Hansen von 
Wangenhaim und auch dem rat zu Gotta, als des orts unsers 
land kreis, dis falls itziger zeit, bevelhaber, auf gebürliche qui- 
tantzen, in gemeine verwarung hinterlegt werden soll, die darüber 
. wie gepürlich bestendige rechnung halten sollen, das solchs alles 
keiner andern gestalt, dann im fall der notturft, zu befridung 
und beschirmung unser land und leute, euer und ander unser 
gehorsamen underthanen, auf ferner unser schreiben, gebraucht 
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werden soll, wo aber als wir zu gott dein almechtigen, unser 
hoffnung und vertrauen setzen, sich die sachen dermassen schick- 
ten, und zutrugen, das solich eingelegt geld zu angezaigter not- 
turft, nit dorft gebraucht, soll als dan, einem jeden, das jhenig, 
so er aus gegeben, widerum zuhanden, geantwurt werden, das 
wollen wir euch nit unangezaigt lassen, und geschiet doran unser 
meinung. Datum Torgau sontags Invocavit anno dni etc. xxvjjj. 

XXIII. 

Das folgende Dekret des Kurfürsten Johann — Hzl. H. u. 
St.- Archiv Gotha K. K. Nr. 54 — trägt den Vermerk: Unsers 
gnedigsten herrn ausschreiben des angesetzten reichstags halben 
gegen Augspurg. Anno etc. XXX. Freitags nach laetare. 

Der Text lautet: 

Lieben getreuen, wir wollen euch nicht bergen, das uns vor 
wenigen tagen, von römischer kaiserlicher maiestat, unserm aller- 
gnedigsten herrn, ein schriftlich mandat zukomen, darinnen wir 
auf den angesetzten reichstag gegen Augsburg, auf den achten 
tag des monats aprilis nagskunftig erfordert werden. Weil wir 
dann kaiserlicher maiestat zugehorsam, und dem heiligen reiche 
zu gutem und wolfart, bedacht seind, solchen reichstag, vormit- 
telst götlicher hiilf eigner person zu besuchen. So ist demnach 
unser beger, ihr wollet in euren bevolen regiment und policei 
den burgern, einwonern, und vorwandten unser stadt bei euch, 
mit treuer, vleissiger handlung, und aufsehen, fürsein, auch samt 
euern pfarnern und predigern, euch des, was unsere visitatorn, 
inhalts ihrer instruction, und was derselben anhengig, verordent 
und verschafft haben, unwegerlich halten, zu deme auch unsern 
hi e vor getan en ausschreiben, so wir der wider- 
teufer, rüstung, der mutwilligen fehder, und 
andersthalben , haben ausgehen lassen, mit gepürlichem und 
schuldigem gehorsam in allewege nachgehen und geleben. Und 
wo euch ichtes nötigs, und beschwerlichs furfallen, und ob- 
liegen würde, das durch euch nicht abgewand, oder vor- 

23* 
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komen werden möchte, das wollet forder an unser verordente 
rete, alhie unsers abwesens, gelangen lassen, und ihres geschefts 
euch gehorsamlich halten, solchs auch unsern bürgern, einwo- 
nern, und unterthanen unser stad, bei euch eröffenen, und an- 
zeigen, sich darnach haben zurichten. Daran geschieht unser 
meinung, und wolten euch solchs nicht unangezeigt lassen. Da- 
tum zu Torgau freitags nach letare, anno dni xxx. 



IL 



Auch in den dem einstigen Kurfürstentum benachbarten Ge- 
bietsteilen des Bistums Bamberg hatte die Sekte der Wiedertäufer 
Ausbreitung gefunden, und zwar um dieselbe Zeit, im unmittel- 
baren Anschlüsse an den Bauernkrieg. Offenbar war auch der 
Baunach-, Itz- und Maingrund von der schwärmerischen Bewe- 
gung infiziert worden. Schon im Jahre 1526 hielten sich in der 
Banzer Gegend Anabaptisten auf, welche durch den Bauzer Abt 
Johann IV. gewaltsam vertrieben wurden 1 . Auch die Gegend 
um Staffelstein galt als sektirerisch. Schon am 15. November 
1527 hatten die bayrischen Herzoge ein Landgebot gegen die 
Wiedertäufer erlassen 2 . „Eine besondere Gefahr der neuen 
Sekte fand man am bayrischen Hofe darin, dass dieselbe in den 
Städten wurzle : wenn die städtische Bevölkerung, die über 
Geschütze, Pulver, Harnische und kriegsgeübte Knechte verfüge, 



1 Cfr. H. W. Teicher, Chronik, Coburg 1898. 

2 Cfr. S. Riezler, Geschichte Bayerns, IV, p. 173 ff. 
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sich mit dem Bauernvolk verbände, dann, befürchtete man, würde 
alles drunter und drüber gehen." 

Auch in Bamberg wurden zur Eindämmung der aufrühre- 
rischen Bewegung frühzeitig Mandate erlassen. Hier hatten sich 
Wiedertäufer im „Hauptsmoor", einem ausgedehnten Wald west- 
lich von Bamberg, niedergelassen. Gegen diese richten sich in 
der Hauptsache nachfolgende Mandate, von denen das erstere 
in Abwesenheit des Fürstbischofs Weigand von Redwitz (1522 
bis 1555) von seinen Statthaltern und Räten erlassen worden ist. 

Im zweiten Mandat folgt der Wortlaut des kurz zuvor aus- 
gegangenen kaiserlichen Mandates vom 23. April 1529, 
die Wiedertäufer im Reiche betreffend, welches auf dasjenige zu 
Anfang des Jahres 1528 erlassenen Mandates zurückgreift. 

Es erhellt daraus, dass man auch auf Seiten der alten 
Kirche bemüht war, die Sektirer auf dem Gesetzeswege völlig 
zu unterdrücken, und alle männlichen und weiblichen Mitglieder 
der Sekte mit Schwert und Feuer auszurotten. 

Es folgen die Mandate 1 : 
Weigand von gottes gnaden bischoüv zu Bamberg. 
Unsern grus, vester lieber getreuer, himit schicken wir dir 
ein mandat, das wollest offenlich über die cantzel 
verkünden, und nochmalen an gewonlichen orten anschlahen 
lassen, und darob sein, das demselben nachkommen und gelebt 
werd, verlassen wir uns gentzlich. Datum in unser statt am 
samstag nach Egidi anno D. xxviij (1528). 

Mandat der widerthaüfer und 
widergethaüften halb. 
Wir des hochwirdigen fursten und herrn, herren weiganden 
bischouven zu Bamberg, unsers gnedigen herren Statthalter und 

1 Dieselben finden sich im kgl. Archiv zu Bamberg im Original vor 
und wurden mir von meinem Freunde, dem kgl. Adjunktus Herrn Ziegel- 
höfer, gütig mitgeteüt. D. Vf. 
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rete, wiewol itztgenannter unser gnediger herr, vor curtzer weil 
der itzigen schwurmer und aberthäufer, und sonderlich der pre- 
diger, lerer und deren sect, und anhang halb, so dieselben aber- 
gethauft, mit irem falschen und uncristenlichen ungrund einicher 
heiligen geschrift darzu bewegen, und ver füren, und sich allent- 
halben im heiligen remischen reich, je lenger, je mer, hausen 
und meren, an alle seiner fürstlichen gnaden prelaten, prelatin, 
rete, haubtleut, pfleger, verweser, amtleut, Schultheis, vogt, forst- 
meister, castner, richter, burgermeister, burger und gemeind, ein 
offenlich mandat und gebot, ausgeen lassen, darin unter anderm sein 
fürstlich gnad, mit ernst bevelchen und begert hat, wo man der- 
gleichen aberthäufer in seiner fürstlichen gnaden stift, fursten- 
thum, land und gebiet, und sonderlich die nennen, so die rechten 
und obersten haubthaufer, lerer und prediger sind, und den 
armen gemainen, unverstendigen mann mit irer uncristenlichen 
taufenlischen lere so gotts jamerlich verfuren, und von dem wege 
unsers heiligen cristlichen glaubens und heilands weisen und 
bringen, betrete, das man dieselben zu gefenknus und verhaft, 
benemen, und die bis uf fernen, unsers gnedigen herren oder 
unsern als eigner fürstlichen gnaden rats bescheid und bevelch 
wolverwart ligen lassen solten, damit fürter gegen einen jeden 
einer verwurkung und handlung nach vermag, beder geistlichen 
und weltlicher geschrieben rechten zu abwendung dieser teuf- 
lischen und verfurerischen lere und deren secten, und anhengen 
geburende straf furgenommen, und das so sonsten durch unge- 
horsam, abfalle, aufrur, blut vergiessen und in ander weg, unsern 
gnedigen herren, uns auch euch und allen anderen fromen und 
getreuen unterthanen daraus entsteen und volgen, mit Verleihung 
gottlicher gnaden furkomen und unterdruckt wurden, wie dann 
sollichs ir urgichten und aussag clar und lauter anzaigen, das 
sie nit allein geneigt seien, ire obern und herschaften, sonder 
auch und zuvorderst, unsern allergnedigsten herren, den romischen 
kaiser, wo sie seiner maiestat mechtig sein mochten, zu erwürgen 
und todt zuschlahen. Diweil dann ein jeder ehrliebender cristen- 
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mensch bei sich leichtlich abnemen und erachten kann, was 
boesen Vorhabens die schwurmer und abergethauften (im schein 
des gottlichen worts) seien, das auch deren sorg allein dahin 
gericht, das sie von einem ort zu dem andern ziehen und wan- 
dern, und den jenen, so lang zeit, ir narung mit harter, sauern 
arbeit uberkomen, dieselben helfen verschwenden und verthun, 
und daneben allen unrat und poss practirt, wie sie die in die 
unterthanen bringen und erwerken können, zu unterfahen an- 
massen etc. Hat derohalben hochgedachten unsern gnedigen 
herren dermassen und so stattlich (wie es denn leider gott er- 
barms offenlich und on scheu am tag ligt) angelangt, das ange- 
zaigte abergetaufte, je lenger je mehr, in seiner fürstlichen gnaden 
stift und fürstenthum sich eräugten und die sache dahin komen, 
das nit allein etliche seiner gnaden unterthanen und verwandten, 
sonder auch anderer herschaften hintersassen in den umligenden 
dorfern, des hauptsmords 1 gesessen weren, die ihr kinder so 
allererst in kurtzerschinen (= vor kurzem) seien geboren, die- 
selben bis in acht jähren und zwölf wochen anher und noch bis 
auf diesen heutigen tag, an den heiligen cristenlichen tauf, welcher 
unser sacrament eines und nit das geringst ist, hatten ligen lassen, 
darob ein ider cristenmensch billich ein erschrecken haben sollt. 
Damit aber solch ketzerisch, teuflisch und verfurisch lesterlich 
wesen getilgt, ausgereut und nidergedruckt werden moche und 
das die lerer und prediger, auch deren sect und anhange, so den 
armen unverstendigen, unverstendigen gemeinen mann poshaftig 
in schein des gottlichen worts, wie obstet, darzu bewegen und 
verfuren, betreten und dieselbigen nochmaln zu verhaft und ge- 



1 = HauptBmoor, ein ausgedehnter Wald in nächster Nähe von Bam- 
berg. Die „umb liegenden dorfern'* wären Pödeldorf, Naisa, Litzendorf, 
Lohndorf. Der Hauptsmoor wird schon frühzeitig erwähnt. So schenkt 
Bischof Berthold von Bbg. am 4. März 1268 dem Herrn Kammerer und 
seiner Frau Jutta triginta jugerum in foreata nostra apud Bambergam 
dicta Hawtzmorde, ad facienda novalia. 5. Nov. 1271 schenkt ein Bürger 
Gottfried dem Katharinenspital sex agros in novalibus (in Hudesmort.) etc. 
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fenknus bracht wurden, und nochmalen gegen denselben irer 
hochstraflichen und boshaftigen Verhandlung nach vermag der 
rechtgeburende straf straf furgenommen wurde, das wir an alle 
anhergedachte unsers gnedigen herren prelaten, prelatin, reten, 
haubtleuten, pfleger, verweser, amtleut, schultheiss, vogt, forst- 
meister, castner, richter, burgermeister, burger und gemeind des- 
halben widerum ein offen bevelh und mandat in abwesen seiner 
fürstlichen gnaden ausgewen, und dasselbig allenthalben in seiner 
fürstlichen gnaden stift und furstenthum uf offener cantzel ver- 
künden und nochmalen an gewonlichen enden, wie sich geburt, 
anschlahen lassen solten, wiewol sich ein fürstlich gnad, seiner 
gnaden hienvorigen deshalben auch ernstlichen ausgangenen 
bevelh nach, versehen gehabt, itztgedachte seiner gnaden amt- 
leut und diener, solten denselben mit niderwerfung und ein- 
bringung dieser obangezaigten lerer und prediger bis anhero ein 
bessern vleiss gehabt haben, so war doch dasselbig durch sie, 
wie im werk befindlich nit besteen, sonder vermiten blieben, 
aber damit hierin noch innicher vleis nit gespart werde, gebiten 
und bevelhen wir demnach in abwesen und an statt iztgenants 
unsers gnedigen herren allen obbenannten, seiner fürstlichen 
gnaden prelaten, prelatin, reten, amtleuten, dienern und unter- 
thanen, was Stands oder wesens sie seien, geistlich oder weitlich, 
bei den pflichten und verwandtnus, damit einer ider von inen 
fürstlichen gnaden und derselben stift und furstenthum zugethan 
ist, mit ernst und bei Vermeidung der kaiserlichen geschrieben 
recht, das ir euch obberurter uncristenlicher widerthauf, ver- 
furischen leren und secten und deren anhengern hüten und vor 
denen bewaren, auch soliche verfurische lerer und widerthaufer 
(in ansehung und bewegung, was guts Vorhabens und furnemens 
dieselben seien, welch sie ires vermeinens, in einem cristenlichem 
ja teufelischem scheinthun) weder heimlich noch offenlich nit 
hausen, hoffen, herbergen, ofen drenken noch unterschlaifen, 
sond auch der gentzlichen, als verfurer und abweicher von dem 
heiligen cristenlichen glauben entschlahen und — gemeinschaft 



Digiti 



izedby G00gk 



Berbig, Die Wiedertäufer im Amt Königsberg i. Fr. i. J. 1527. 347 

mit ine habet, auch mit allem emsigen und getreuen vleiss daran 
sein wollet, wo ir dergleichen verfurisch lerer und prediger, auch 
deren sect und anhenger in euern amten, euch von benanntem 
unsern gnedigen herren bevolhen, innen und gewahr wurdet, das 
dieselbigen zustund mit gut gewarsam gefenklich angenomen und 
wolverwaret eingelegt, und das nochmaln ufs unverzogenlichst 
an uns gelangen lassen. Denn welicher oder weliche sich ange- 
zaigten unserm mandat in einem oder mehr stucken, puncten 
und artikeln und sonderlich der Ordnung der heiligen cristen- 
lichen kirchen nit gemess erzaigen und halten, und furnemlich 
unsers gnedigen herren unterthanen, so sich jewailen vielge- 
dachter lerer, prediger, deren sect und anheng in den stetten 
und uf dem land heimlich und helliger weis, unterschleifen, und 
ir das inen und euern amtleuten jedes orts nit ansagen wurden, 
soll der oder dieselben, so das wissens gehabt, unangesehen sie 
seien der aberthauf verwandt oder nit, an irem hab, leib und 
gut, wo wir das in glaubliche erfarung komen, als wol als der, 
so der Sachen zu thun und zu schicken gehabt, unnachlesslich 
und mit ernst gestraft werden, darnach wisse sich ein ider, bei 
Vermeidung unsers gnedigen herren schweren ungnad und straf 
zu hüten und zu richten. Und euch hier in wie uns dann nit 
zweifelt, dieweil es unsern heiligen cristenlichen glauben, auch unser 
aller seelen Seligkeit beruren ist, dermassen und also halten und 
erzaigen, wie ir zuvörderst gegen gott und hochgedachten unserm 
gnedigen herren, als von gott und kaiserlicher maiestet furge- 
setzten ordenlichen obrigkeit zuthun schuldig und pflichtig seiet, 
des wollen wir uns an statt hochgenannts unsers gnedigen herren 
zu euer idem insonderheit zu gescheen ernstlich und gentzlich 
verlassen. 

Geben zu Bamberg unter seiner fürstlichen gnaden furge- 
drucktem S am mittwoch nach dem sonntag Quasi- 

modogeniti anno D. xxviiij (1529). 
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Das bischöfliche Mandat. 

Wir weigand von gottes gnaden bischouv zu Bamberg, ent- 
biten allen und iglichen unsern und unsers stifte unterthanen 
und verwandten, in was wirden, stand oder wesens sie seien, 
geistlich oder werntlich (= weltlich) unsern gunstlichen grus, 
gnad und alles gut, lieben, andechtigen und getreuen. 

Wiewol hievor nit allein, durch den allerdurchlauchtigesten 
grossmechtigisten remischen keiser zu allenzeiten merer des 
reichs und unsern allergnedigisten herren, sonder auch uns, zu 
etlichen vilmaln besonlich am jüngsten in unserem abwesen 
durch unsere Statthalter und ret, des uncristenlichen widerthaufs, 
auch derselben verfurischen, verdamten hochstreflichen sect und 
lere halben offen mandat und getreu veterlich erinderung und 
warnung ausgangen, ist doch von hochgemelter remischer keiser- 
lichen maiestet, unserm allergnedigisten herren abermalen ein 
offen edict und mandat mit einleibung, Ordnung und gesetze, 
welchermassen die uberfarrer desselben gestraft und gehalten 
werden sollen, ausgangen und uns unter irer maiestet keiser- 
lichem insigel zukomen, hieneben angeschlagen abdruckt, von 
worten zu worten gleichlautend. Wenn wir uns nun, als ein 
fürst des heiligen reichs zuvorderst, hochgedachter remischen 
kaiserlichen maiestat, unserm allergnedigisten herren, nit allein 
hier in sonder auch sonsten geburend gehorsam zu leisten und 
dann dabei pflichtig und schuldig erkennen, wie wir auch anders 
geneigt sein, unsere unterthan vor diesem und anderem übel zu 
warnen und nachteile, so inen an seelen, leiben, ehren hab und 
gutern daraus ervolgen mocht, so vil an uns gnediglich zu ver- 
hüten, furnemlich auch oberzelte uncristenliche widerthauf und 
deren verfurisch und verdamt secten, leren und derselben an- 
henger und verwandten (als für uns immer möglich) zuverkomen l . 
Dennoch haben wir nit unterlassen, allen und jeden, unseren 



1 Verkomen nach Schneller-Fromann bayer. Wörterbuch I, 1248 = ver- 
bauen, vorkommen, verhüten, verhindern. 
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und unsers stifts unterthanen und verwandten obbemelt kaiser- 
lich mandat und dor in verlaib Ordnung und gesetze durch diesen 
offen druck zu verkünden bei den pflichten, damit uns einer jeder 
zugethan und verwandt ist, ernstlich gebiten und wollen, das ir 
auch denselben keiserlichen, auch allen und jeden andern unsern 
derwegen hievor ausgangen mandaten erinderungen und Warnungen 
(die wir hiemit widerum verneuen) in allen iren puncten und ar- 
tikeln gehorsamlich haltet, unterweiset und also auch durch keiner- 
lei verfurisch leren in irrung vielweniger dieser uncristenlichen 
widerthauf oder deren verdamten secten und posshaften Vereini- 
gung und verpruderung bewegen noch bereden lasset, sonder bei 
unserm rechten waren, heiligen, cristlichen glauben vestiglich 
und bestendiglich bleibet, und auch von der Ordnung und einig- 
keit der heiligen cristenlichen kirchen nit füren, bewegen noch 
bereden lasset, wie denn euer jeder (als ein fromer cristenmensch) 
bei seiner sele Seligkeit zu thun ist, in ansehung was unerbar 
und unordenlich wesen, zwitracht, widerwill, emporung, aufrur 
und schaden bishero aus angerurten verfurischen secten und leren 
erfolgt, und wo das mit zeitigem rat stattlich nit vorkomen noch 
heftiger und grosser zu besorgen sein wurd. Dann welicher oder 
weliche sich obberurtem keiserlichen und andern unsern hievor 
ausgangen mandaten in einem oder mehr puncten zugegenhalten, 
erzaigen und die verachten wurden, der oder dieselben werden 
durch uns und unser amtleut eines jeden orts, oder wenn wir 
das bevelhen, nach auswaisung obvermailer keiserlichen Satzung, 
declaration und gestalt eines jeden verwurkung ernstlich gestraft 
und dorin nimand verschont. Bevelhen darauf allen und ig- 
lichen, unsern pflegern, amtleuten, schultheissen, vogten, burger- 
meistern und richtern bei den pflichten, damit euer jeder, uns 
verwandt ist, himit ernstlich, das ir hierin vlaissige nachforschung 
und erkundigung habet, auch durch ander zu gescheen bestellet 
und auch gegen den so also in solichem laster und irrung des 
widerthaufs erkundigt, erfunden und betreten wurden, vorberurter 
keiserlichen Constitution und Satzung gemess halten, damit solich 
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ubot (== Unbotmässigkeit) gestraft und ander daraus erwachsend 
unrat und Weiterung verhütet und verkomen werde. An dem 
allem geschieht unser bevelh und meinung wollen uns auch des 
zu euch allen und einem jeden insonderheit ernstlich und gentz- 
lich verlassen. 

Geben in unser statt Bamberg, unter unserm furgedruckten 
Secret am montag nach unser lieben frauen himelfart, anno D. 
xxviiij (1529). 

Das kaiserliche Mandat. 

Wir Carol der fenft, von gottes gnaden bischouv zu Bam- 
berg, keiser zu allen zeiten merer des reichs, in Germanien, zu 
Hispanien, beider Sicilien, Jerusalem, Hungern, Dalmatien, Croa- 
tien etc. kenig, ertzherzog zu Osterreich, hertzog zu burgund und 
graf zu Habsburg, Flandern und Tirol etc. embiten allen und 
iglichen unsern und des heiligen reichs churfursten, fursten, geist- 
lichen und weltlichen prelaten, grafen, freien herren, rittern, 
knechten, haubtleuten, landvogten, vitzthomben (= Vizedom), 
vogten, pflegern, Verwesern, amtleuten, schultheissen, burger- 
meistern, richtern, reten, burgern und gemainden und sonst allen 
andern unsern und des reichs unterthanen und getreuen, in was 
wirden, Stands oder wesen, die sein unser freundschaft, gnad 
und alles gut, hoch- und erwirdigen hochgebornen lieben freunde, 
neuen oheimen, churfursten, fursten, wolgebornen, edeln, ersamen 
andechtigen und lieben getreuen, — wiewol in gemeinen rechten 
geordent und versehen, das keiner so ein malh nach cristenlich 
Ordnung getauft worden ist, sich wiederum oder zum zweiten 
malh taufen lassen, noch derselbigen einichen taufen solle und 
furnemlich in kaiserlichen gesetzen solichs zu beschehen bei straf 
des tods verboten. Darauf wir dann im anfang des nechstver- 
schinen 1 achtundzwintzigsten jars, der mindern zalh, euch allen 
samt und sonder, als romischer kaiser, oberster vogt und be- 

1 Schmeller-Froinann II, 423 v erscheinen (von der Zeit) = vergeben. 
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schirmer unsere heiligen cristenlichen glaubens, durch unser offen 
mandat ernstlich haben thun gebiten, euer unterthanen, ver- 
wandten und angehorigen von demselben, itzo kurtzlich, neuen 
aufgestanden, irsal und sect des widerthaufs und derselben mut- 
willigen, verfurigen und aufrurigen anhenk (= Anhang) durch 
euer gebot und sonst auf den cantzeln durch cristenliche, gelerte 
prediger getreulich und ernstlich, auch der pene des rechten 
in solichem fall, und sonderlich der grossen straf gottes, die sie 
zu gewarten haben, zuerindern, zuermanen, abzuweisen und zu- 
warnen, und gegen denen, so also in solichem laster und irrung 
des widerthaufs erkundiget, erfunden und betreten wurden, mit 
straf der penen des rechten, wie sich solches gegen einen jeden 
seinem verschulden nach geburt, zuvolfuren und deshalb nit 
seumig zu sein, damit solich übel gestraft und ander unrat und 
Weiterung, so sonst daraus erwachsen, furkommen und verhut 
wurd, so befinden wir doch teglich, das über angezaigt gemain 
recht, auch unser ausgangen mandat, solich all vor vielhundert 
jaren verdamte und verpottne sect des widerthaufs, je lenger je 
mher und schwerlicher einbricht und überhand nimt. Soliche 
übel und was daraus volgen mage, zufurkomen, und fried und 
einigkeit im heiligen reich zuerhalten, auch alle disputation und 
zweifl so der straf halber des widerthaufs zufallen mochte, auf- 
zuheben, so verneuern wir die vorigen kaiserlichen gesetz auch 
obgemelt unser darauf gevolgt, und ausgekundt mandat ordnen, 
satzen, machen und declariren demnach aus kaiserlicher macht 
volkomenheit und rechter weissen und wollen, das alle und jede 
widerthauf und widergethaufte mann- und Weibspersonen, ver- 
stendigs alters von naturlichen leben zum tod mit dem Feuer, 
schwert oder dergleichen, nach gelegenheit der personen am vor- 
geend der geistlichen richter inquisition gericht und gebracht 
werden, und sollen derselbigen furprediger, haubtsach landsleufer 
und aufrurische aufwigler des berurten lasters des widerthaufs, 
auch die darauf beharren und die jenen, so zum andernmal um- 
gefallen, hierin keins wegs begnadet, sonder gegen inen vermag 
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dieser unser Constitution und Satzung ernstlich mit der straf ge- 
handelt werden, weliche person aber in irsal für sich selbs oder 
uf Unterricht und ermonen unverzegenlich bekennen, denselben 
zu widerrufen, auch puss und straf darüber anzunemen willig 
sein, und um gnad bitten wurden, dieselben mögen von irer 
obrigkeit nach gelegenheit ires Verstands, wesens, jugent und 
allerlei umstend, begnadt werden, wir wollen auch, das ein jeder 
sein kinder nach cristenlicher Ordnung kerkomen und gebrauch 
in der jugent thaufen lassen solle, welche aber das verachten 
und nit thun wurden, uft meinung, als ob kinderthauf nichts sei, 
der solle, so er darauf zubeharren unterstund, für ein wider- 
thaufer geacht und obangezaigter unser Constitution unterworfen 
sein, und soll keiner derselbigen, so aus obangezaigter Ursachen 
begnadet worden, an andere ort relegirt und verwiesen, sonder 
unter seiner obrigkeit zu bleiben, verstrickt und verbunden werden, 
die dann ein vleissig aufsehens, damit sie nit wider abfallen, haben 
lassen solle. Dergleichen soll keiner, so aus angezaigten Ur- 
sachen, von irer obrigkeit gewichen oder ausgetreten, enthalten, 
unterschleifen oder furschieben, sonder alspalt dieselbig obrig- 
kait, darunter sich, der entwichen enthaldet, solicher uberfarung 
innen oder gewarhe wirde, soll er gegen demselben, so also ent- 
wichen, laut obberurter unser Satzung strenglich handeln und sie 
darüber nit bei sich leiden oder dulden, alles pei pene der acht 
Hierauf gepiten wir euch, allen und jedem insonderheit, was 
wirden, Stands oder wesens ein jeder ist, bei den pflichten und 
eiden, damit ir uns und dem heiligen reich zugethan und ver- 
wandt seit, auch unsere schweren ungnad und straf zu vermeiden 
und wollen das ir alle und euer jeder insonderheit solche unser 
Constitution und Satzung, des widerthaufs halber, strenglich und 
vestiglich in allen stucken und puncten haltet. Darauf urtheilet, 
handlet unnachlesslich, volnziehet euch auch hierin mit solicher 
gehorsam und dermass erzaigt, wie ir zu thun schuldig und not- 
turft der Sachen für sich selbst erfordert, des wollen wir uns 
also ungezweivelt versehen. Ir thut auch daran unser ernstliche 
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meinung. 

Geben in unser und des reichs statt Speyer am dreiund- 
zwintzigsten tage des monats Aprilis noch Christigeburt, fomft- 
zehnhundert und im neunundzweintzigisten unserer reich des 
römischen im zehenden und der andern aller im dreizehenden jar. 

Friederich, pfalntzgraf etc. 

keiserlicher Statthalter etc. 
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Soll das Reich in den Kolonien kirchliche Aufgaben 

übernehmen? 



Von 
Regierungsrat Dr. E. Jacobi 

in Berlin. 



Auf dem deutschen Kolonialkongress im Oktober 1902, auf 
dem so viele auch rechtlich interessante Fragen erörtert worden 
sind, ist auch eine kirchenrechtliche Frage zur Sprache gebracht 
worden, ohne jedoch in genügender Weise beantwortet zu sein. 
Die Sache, um die es sich handelt, ist aber doch von solcher 
Bedeutung, dass sich eine nachträgliche Erörterung derselben 
wohl lohnen möchte. 

In der Plenarsitzung vom 11. Oktober sprach Herr Geh. 
Justizrat Professor Dr. Zorn über die Grundlagen des Kolonial- 
rechts. Er äusserte in diesem Vortrage (S. 324 der Verhand- 
lungen des Kongresses Berlin 1902 Dietrich Reimer) 

„Grundsätzlich muss das Reich anerkennen, dass es seine 
Pflicht ist, mit seiner Kraft und seinen Mitteln einzutreten für 
Dinge der Kirche und Schule, wo die Kraft und die Mittel der 
Missionen nicht ausreichen. Für die Schulen ist dies auch schon 
grundsätzlich anerkannt. Staatsschulen sind vorhanden und die 
Missionsschulen müssen allmählich unter möglichster Wahrung 
ihrer Freiheit mit den Staatsschulen zusammen in ein System 
einheitlicher Reichsschulverwaltung gebracht werden. Vor allem 
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aber muss das Reich auch seine Rechtspflicht zur allmählichen 
Herstellung der notwendigsten kirchlichen Einrichtungen aner- 
kennen. Dass die Generalsynode der neun altpreussischen Pro- 
vinzen für diesen Zweck mit dem Klingelbeutel, der in erster 
Linie den Armen dienen soll, in den deutschen Landeskirchen 
umherwandert, ist des Reiches unwürdig und die Gründe, die 
gegen die Rechtspflicht des Reiches in der altpreussischen Ge- 
neralsynode vorgebracht wurden — dass die kirchlichen Dinge 
Sache der Einzelstaaten seien — sind für die Kolonien staats- 
rechtlich falsch : Schule und Kirche sind, soweit sie überhaupt 
Staatssache sind, in den Kolonien Sache des Reiches, weil dort 
eben alle Staatsaufgaben Sache des Reiches sind." 

In der Diskussion erwiderte hierauf (S. 328 der Verhand- 
lungen) der Geh. Oberkirchenrat D. theol. Bard, Schwerin: 

„Wenn ich den Herrn Referenten recht verstanden habe, so 
war seine Meinung, dass das Reich als solches die Pflicht und 
das Recht habe, in den Kolonien auch Kirchen zu gründen. Es 
wurde also für das Reich und den obersten Träger der Reichs- 
gewalt, Sr. Majestät den Kaiser, das Recht zu kirchenregiment- 
lichen Thaten in den Kolonien in Anspruch genommen. Ich halte 
diese Theorie für einigermassen bedenklich. Ich glaube nicht, 
dass dem Reich und auch dessen Oberhaupt kirchenregimentliche 
Funktionen auch in den sonst unter Reichsgewalt stehenden Ko- 
lonien zustehen, sondern nach meinem Dafürhalten haben in 
Deutschland die einzelnen Landesherren herkömmlich kirchenre- 
gimentliche Gewalt und damit auch Recht und Pflichten der 
Kirchengründung. In den Kolonien besteht also eine solche kir- 
chenregimentliche Gewalt nicht, sie ist auch nicht dadurch ge- 
schaffen, dass das Reich seine Kolonien hat, und aus der Staats- 
gewalt, welche dem Reiche und dem Oberhaupt des Reiches über 
die Kolonien zusteht, folgt nach meinem Dafürhalten nicht eine 
kirchenregimentliche Gewalt. Wenn auch die Kirchenhoheit sicher- 
lich in den Kolonien der Reichsgewalt und dem Vertreter, dem 
Inhaber der Reichsgewalt, Sr. Majestät dem Kaiser zusteht, so 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 8. 24 
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liegt doch in der Kirchenhoheit nicht Recht und Pflicht der 
Kirchengründung, sondern diese steht, soviel ich sehe, den eigent- 
lichen Vertretern dieses Regiments, also den Fürsten, zu. Wie 
soll das nun in den Kolonien gehandhabt werden ? Nach meinem 
Dafürhalten geht das nur so, dass die Reichsgewalt sich an die 
Kirchenregimenter der einzelnen Konfessionen zu wenden, und 
sie zu veranlassen hat, dass, weil ihnen kirchenregimentliche 
Rechte und Pflichten zustehen, sie auch in den Kolonien diese 
kirchenregimentlichen Funktionen üben. Die dort durch die wirk- 
lichen Inhaber kirchenregimentlicher Gewalt mittels des Reichs 
gegründeten Kirchen würden dann allerdings unter die Reichs- 
gewalt, insofern sie die Kirchenhoheit hat, zu stehen kommen. 
Ich möchte in aller Bescheidenheit mir gestatten, dies zur Gel- 
tung zu bringen." 

Professor Dr. Zorn erwiderte: „Das was wir eben gehört 
haben, über die Gestaltung der kirchlichen Verhältnisse in den 
Kolonien, kann ich nicht unwidersprochen lassen. Es ist nach 
meiner Ueberzeugung juristisch falsch, und es ist, wie ich glaube, 
noch viel mehr als juristisch falsch: Es ist auch nach der Ge- 
sinnung des deutschen Volkes falsch und thatsächlich undurch- 
führbar. Wir wollen Gott danken, dass wir wenigstens in den 
Kolonien eine Einheit des deutschen Gedankens haben, in die 
die deutsche Zersplitterung nicht hineinreicht". 

Dies die Diskussion auf dem Kolonialkongress. Wenn ich 
nun versuchen möchte, die dabei aufgeworfenen Fragen vom kir- 
chenrechtlichen und kirchengeschichtlichen Standpunkt zu prüfen, 
so möchte ich dabei zwei Vorbehalte machen. Zunächst will ich 
nur die Fragen prüfen, die sich auf die Kirche in den Ko- 
lonien beziehen, nicht dagegen die, die Schule betreffenden. Denn 
beide müssen meines Erachtens auseinandergehalten werden. 
Zweitens will ich nicht erörtern, wie weit die rechtliche Lage 
der Kirche in den Kolonien etwa der Gesinnung des deutschen 
Volkes entspricht, oder nicht entspricht, sondern nur wie sie that- 
sächlich ist. 
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Darüber, dass die Staatsgewalt in den Kolonien dem 
Reiche, und ihre Ausübung dem Kaiser zusteht, herrscht all- 
seitige Uebereinstimmung. Die beiden in der oben ange- 
führten Diskussion ausgesprochenen Ansichten kommen in die- 
sem Punkte, so sehr sie sonst auseinandergehen, zu demselben 
Ergebnis, das wir auch nach allen bisher zu Tage getretenen 
Ansichten der Staatsrechtslehrer als feststehend ansehen können. 
Hat nun thatsächlich das Reich auch „die Pflicht mit seiner 
Kraft und seinen Mitteln einzustehen für Dinge der Kirche!* 4 , 
muss es eine „Rechtspflicht anerkennen zur allmählichen Herstel- 
lung der notwendigsten kirchlichen Einrichtungen?" 

Das Verhältnis des Staates zur Kirche und die gegenseitigen 
Rechte und Pflichten haben sich in Deutschland historisch ent- 
wickelt und im Laufe der Entwickeiung manche Veränderungen 
erfahren. (Selbstverständlich ist hier und im Folgenden nur von 
der evangelischen, nicht von der römisch-katholischen Kirche die 
Rede, wie wohl auch in der Diskussion auf dem Kolonialkon- 
gress nur die evangelische Kirche gemeint war, wenn dies auch 
nicht ausdrücklich ausgesprochen worden ist). 

Zur Zeit der Reformation und in der Anschauung der Re- 
formatoren waren Staat und Kirche keine Gegensätze. Die An- 
schauung war vielmehr die: „Es giebt nur ein christliches Ge- 
meinwesen, eine umfassende Verbandseinheit und das ist die 
Christenheit, die christliche Gesellschaft des heiligen römischen 
Reiches deutscher Nation, die nach Territorien und Obrigkeiten 
abgeteilt ist. Das scheint mir K. Rieker in überzeugender Weise 
dargethan zu haben 1 . Innerhalb dieser einen Gemeinschaft haben 
die verschiedenen Gewalten verschiedene Aufgaben, alle aber zu 
dem einen Hauptzweck zu dem die Gemeinschaft besteht, die 
Menschen zu Gott zu führen und ihnen zur Seligkeit zu ver- 
helfen. Diese Aufgabe hat also auch die weltliche Obrigkeit 



1 Die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche Deutschlands in 
ihrer geschichtlichen Entwickeiung bis zur Gegenwart von Dr. jur. et lic. 
theol. K. Rieker. Leipzig 1893 vgl. S. 53 u. öfter. 

24* 
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(wie wir heute sagen würden „der Staat") äu erfüllen. So sagt 
Melanchthon : Magistratus est custos primae et secundae tabulae 
legis, quod ad externam disciplinam attinet. — Deinde hoc con- 
sideret sapiens Magistratus , unum hunc principalem 
f i n e m esse, quare ad societatem conditi sunt homines, ut vi- 
delicet innotescat deus et glorificetur 1 . In dieser Zeit hätte 
also Niemand die Rechtspflicht der Obrigkeit, für die notwendig- 
sten kirchlichen Einrichtungen zu sorgen, in Zweifel gezogen. 
War doch die Sorge für reine Lehre, richtigen Gottesdienst und 
das Vorhandensein der dazu nötigen äusseren Einrichtungen ihre 
vornehmste Pflicht, für deren Erfüllung gegenüber den Unter- 
thanen sie Gott verantwortlich war. Aber diese Anschauung 
änderte sich. Die Aenderung kam mit dem Aufkommen der 
naturrechtlichen Anschauungen auf weltlicher, des Pietismus und 
Separatismus und schliesslich der Aufklärung auf geistlicher Seite. 
Etwa seit dem Anfange des 17. Jahrhunderts. Auf der einen 
Seite sah man nicht mehr die vornehmste Aufgabe der Obrigkeit 
darin, dafür zu sorgen, „ut deus innotescat et glorificetur". An 
die Stelle dieser Aufgabe trat die ratio status, die Staatsraison \ 
So sagt Thomasius: Civitas est societas naturalis unum im- 
perium continens, omnis sufficientiae et beatudinis civilis 
gratia 3 . Erst von dieser Zeit an kann man vom „Staat" im heu- 
tigen Sinne an Stelle der kirchlichen Gemeinschaft des Mittel- 
alters, des „heiligen" römischen Reichs reden. Die Väter dieser 
modernen Staatsauffassung sind in der Wissenschaft Hugo Gro- 
tius, Hobbes, Pufendorf, Thomasius u. A. in der Praxis in Deutsch- 
land Fürsten wie der grosse Kurfürst, dessen Politik sich nicht 
mehr nach geistlichen, sondern nach rein weltlichen Gesichts- 
punkten bestimmt. (Auf katholischer Seite in ähnlicher Weise 
Staatsmänner wie Richelieu.) Aber auch auf kirchlicher Seite 
tritt, — anders wie im Reformationszeitalter — ein Gegensatz 

1 Corp. reform. XXI p. 553 citiert bei Rieker a. a. 0. S. 94. 
* Rieker a. a. 0. S. 230 ff. 
8 Rieker a. a. 0. S. 237. 
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zwischen rein kirchlichen und weltlichen Dingen hervor. Wesent- 
lich nach dieser Richtung waren die Anschauungen der Bekämpfer 
der herrschenden Orthodoxie, der Pietisten, Herrenhuter, und 
schliesslich der sogenannten Aufklärer. So gab Johann Christian 
S e i t z Anfang des 18. Jahrhunderts eine Schrift heraus mit 
dem Titel „Christi Kirche kein weltlich Reich, und weltlicher 
Herrschaft weder fähig noch unterthan" \ Die Herrenhutischen 
Brüder in Reval erwiderten dem dortigen Oberpastor Mikwitz, 
wenn er auf seine Verantwortung gegen Konsistorium und Obrig- 
keit hinwies, „Was Konsistorium! Die Gemeinde des Heilandes 
muss independent sein! Was Obrigkeit! Obrigkeit sind tote 
Leute!" Auch in Berlin sagten die Brüder „Ei was Obrigkeit! 
Wir sind Brüder hier!" 1 . Aus derartigen Anschauungen, die 
allmählich auch in die bestehenden Landeskirchen durchsickerten, 
ergab sich dann die Entgegenstellung der Kirche und des Staates 
als verschiedener Organisationen, im Gegensatz zu der Auffas- 
sung von der einen christlichen Gemeinschaft , und man 
fasste nunmehr die Kirche rechtlich unter den Begriff einer Kor- 
poration". Diese kirchliche Korporation, oder, da allmählich 
mehrere Kirchen anerkannt waren, die verschiedenen Korpora- 
tionen standen dann unter der Oberaufsicht des Staates, der 
darüber wachte, dass sie Frieden hielten, und den Zwecken des 
Staates nicht entgegen handelten. Das ist der Standpunkt z. B. 
des preussischen Allgem. Landrechts, wie er in Th. II Tit. 11 
§ 13 ff., insbesondere §§ 13, 14, 17, 20, 27, 32, 37, zum Aus- 
druck kommt. Ein weiterer Fortschritt nach dieser Richtung 
trat mit dem Uebergang der deutschen Staaten zur konstitutio- 
nellen Regierungsform ein. Die Stellung des Landesherren oder 
der Landesobrigkeit zur Kirche, auch da, wo noch eine bestimmte 
Kirche vorzugsweise „Landeskirche* 1 bleibt, also den übrigen 
gegenüber eine privilegierte Stellung behält, wird ein anderes als 

1 Br. Bauer, Der Einfluss des englischen Quäkertums auf die deutsche 
Kultur. Berlin 1878. S. 39. 

3 Br. Bauer a. a. 0. S. 108. 
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das zum Staate. In dem letzteren ist er an die Mitwirkung der 
konfessionell gemischten Landstände, Volksvertretung oder wie 
die Namen lauten, gebunden, in ersterem nicht. Nunmehr wird 
das Verhältnis der Obrigkeit zur Kirche ein Annex der Landes- 
hoheit und als „Kirchengewalt" bezeichnet, das Oberaufsichts- 
recht des Staates aber, das natürlich dem Staatsoberhaupt als 
nunmehriger konstitutioneller Spitze verbleibt, als „Kirchen- 
hoheit" 1 . So ist nun der Zustand in Deutschland noch heute. 
(Eine gewisse Ausnahme bildet nur Mecklenburg, vgl. Eieker 
S. 419 ff.). Die Landesobrigkeit ist auch Obrigkeit der Kirche, 
sie hat die „Kirchengewalt" aber nicht mehr, wie im Reforma- 
tionszeitalter als eine Seite ihrer einheitlichen Tätigkeit für das 
einheitliche corpus cristianum, sondern als ein Annex ihrer Lan- 
deshoheit gegenüber der besonderen Korporation der Kirche. 
Daneben übt sie die „Kirchenhoheit", das Oberaufsichtsrecht des 
Staates als Inhaberin der Staatsgewalt. 

Wie ist es nun in den deutschen Kolonien? Hier kann 
von einer historischen Entwicklung, wie ich sie soeben für 
das deutsche Mutterland zu skizzieren versucht habe, nicht die 
Rede sein. Hier ist tabula rasa. Die „Kirchenhoheit", das Ober- 
aufsichtsrecht des Staates, steht allerdings in den Kolonien dem 
Reiche zu, aber dies ist ein Recht ohne Inhalt, so lange keine 
rechtlich verfassten „Kirchen" da sind, über die es geübt werden 
kann. Wer soll nun solche Kirchen gründen, oder wenn kirch- 
liche Organisationen von selbst entstehen, wer hat in ihnen die 
„Kirchengewalt", das „Kirchenregiment"? 

Zunächst sicher nicht die einzelnen deutschen Landesherren 
oder Landesobrigkeiten. Deren Kirchengewalt ist auf das Ge- 
biet ihrer Landeskirche beschränkt. Sie hat sich mit der Lan- 
deskirche selbst, wie oben ausgeführt, historisch entwickelt, und 
ist von ihr nicht zu trennen. 

Zur Landeskirche gehören aber nur die, die in ihrem Ge- 



1 Kieker a. a. 0. S. 357 ff. 
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biet ihren Wohnsitz haben. So sagt Rehm l „Die Kirchenange- 
hörigkeit in der Landeskirche bestimmt sich nach dem Domizil. 
Sie wird durch Wohnen im Gebiet der Landeskirche erworben". 
Personen, die ausserhalb des Gebiets der Landeskirche wohnen 
und Gemeinden, die von solchen Personen gebildet werden, ge- 
hören demnach nicht zur Landeskirche, und von Rechten oder 
Pflichten der Inhaber des landeskirchlichen Kirchenregiments 
gegenüber derartigen Personen oder Gemeinden kann daher in 
keiner Weise die Rede sein. Dementsprechend äussert sich auch 
Th. Braun, Oberkonsistorialrat in Berlin 2 „die Landeskirche ist 
nicht in der Lage, ausserhalb ihres Gebiets Beziehungen mit 
einzelnen Personen anzuknüpfen oder sich ausländische Gemein- 
den anzugliedern Wer seinen Wohnsitz ins Ausland, in 

einen andern deutschen Staat, oder in eine der neuen preussi- 
schen Provinzen verlegt, verliert dadurch die Mitglied- 
schaft der Landeskirche, selbst dann, wenn er etwa als 
deren Beamter im Auslande, z. B. als Geistlicher für deutsche 
Seeleute in einem überseeischen Hafenorte angestellt würde". 
Kann also die Landeskirche nicht über ihr Gebiet hinaus, so 
können auch die Inhaber des Kirchenregiments in ihr durchaus 
nicht ausserhalb dieses Gebiets „kirchenregimentliche Funktionen 
üben", auch nicht auf Aufforderung eines Anderen, etwa des 
Reiches, wie es Herr Oberkirchenrat Dr. Bard in der zu Anfang 
wiedergegebenen Diskussion auf dem Kolonialkongress ihnen zu- 
mutete. Sie sind als solche, als Inhaber der landeskirchlichen 
Kirchengewalt ausserhalb des Gebiets der Landeskirche in keiner 
Weise zuständig. Gegen diese Auffassung scheint allerdings der 
Umstand zu sprechen, dass sich eine ganze Anzahl ausländischer 
Gemeinden im Orient, in Südamerika der preussischen und auch 
andern, der sächsischen und hannoverschen Landeskirche ange- 

1 Rehm, Mitgliedschaftserwerb in der ev. Landeskirche und landeskirch- 
lichen Ortsgemeinde Deutschlands, Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht Bd. 2 
S. 252. 

* Th. Braun „Ueber Gemeindemitgliedschaft in der Landeskirche*. Dove 
und Friedberg's Zeitschr. f. Kirchenrecht Bd. 21 S. 420. 
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schlössen haben. (Vgl. Verzeichnisse solcher Gemeinden bei 
Kobbelt, die evangelische Diaspora und in dem Jahrbuch der 
Diaspora-Konferenz). Jedoch dieser „Anschluss" an heimatliche 
Landeskirchen bedeutet nicht und kann nicht bedeuten, dass das 
Kirchenregiment der Landeskirchen sich auf diese Gemeinden 
erstreckt. Auch Braun sagt in der oben angeführten Stelle „In 
der eigentümlichen Verbindung zwischen der preussischen Lan- 
deskirche und einer Anzahl evangelischer Gemeinden in der Zer- 
streuung ausserhalb Deutschlands liegt keineswegs ein Eintritt 
dieser in den rechtlichen Verband der Landeskirche". Der An- 
schluss an die Landeskirche in der Heimat bedeutet nur eine 
Unterstützung durch letztere durch Ueberweisung von Geistlichen, 
Uebernahme der Pension derselben auf heimische Fonds u. dgl. 
Sind nun kirchenregimentliche Funktionen der Landes- 
herren, und damit auch die Pflicht und das Recht für die Her- 
stellung der notwendigsten kirchlichen Einrichtungen zu sorgen, 
in den Kolonien ausgeschlossen, so könnte es sich ja aber doch 
fragen, ob nicht das Reich solches Recht und solche Pflicht habe, 
Zorn bejaht dies. Er sagt „Schule und Kirche sind, soweit sie 
überhaupt Staatssache sind, in den Kolonien Sache des Reichs, 
weil dort eben alle Staatsaufgaben Sache des Reiches sind". 
Wie weit die Kirche heute noch Staatssache ist, kann hier da- 
hingestellt bleiben, aber zu den Aufgaben des Reiches gehört 
eine Sorge für kirchliche Angelegenheiten meiner Ansicht nach 
nicht. Das Reich hat nicht alle Aufgaben, die ein 
Staatan sich haben kann, sondern seine Aufgaben sind 
durch die Verfassung ganz bestimmt begrenzt. Art. 4 der Reichs- 
verfassung zählt diese Aufgaben auf. Unter diesen befindet sich 
die Aufgabe, für kirchliche Einrichtungen zu sorgen, nicht. Nun 
kann ja das Reich im Wege der Gesetzgebung seine Kompetenz 
erweitern. Es besitzt nach der jetzt wohl kaum noch bestritte- 
nen Auslegung des Art. 78 der Reichsverfassung die sogenannte 
Kompetenz-Kompetenz. Es könnte also, rein theoretisch betrach- 
tet, diese Kompetenz-Kompetenz auch dazu anwenden, die Sorge 
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für kirchliche Einrichtungen unter seine Aufgaben aufzunehmen. 
Man könnte eine solche Erweiterung der Aufgaben des Reiches 
damit begründen, dass nach der Einleitung zur Reichsverfassung 
das Reich gegründet ist „zur Pflege der Wohlfahrt des deutschen 
Volkes". Zu dieser Wohlfahrtspflege könnte man ja im weiteren 
Sinne auch die kirchlichen Dinge rechnen. Damit wären wir 
denn wieder auf dem Standpunkt des Reformationszeitalters, das 
den Zweck der staatlichen Gemeinschaft darin sah „ut deus in- 
notescat et glorificetur". Aber auf diesem Standpunkt stehen 
wir heute nicht mehr. Wir sind durch einen Zeitraum von fast 
300 Jahren von ihm getrennt. Dass das Reich nach der Lage 
unsrer staatsrechtlichen Verhältnisse auf dem Gebiet der Kirche 
positiv fördernd nicht eingreifen kann, scheint mir unzwei* >lhaft. 
Ebenso unzweifelhaft allerdings, dass es sich durch eii^n Akt 
der Gesetzgebung auf einen andern Standpunkt stellen könnte. 
Der Umstand, um dies noch zu erwähnet, dass das Reich keine 
physische Person ist, stände dem an sich nicht entgegen, denn 
auch in Republiken wie den Hansestädten steht die Kirchenge- 
walt der nichtphysischen Person des Hamburgischen, Bremischen 
Staates zu, der sie durch seine Vertreter ausübt. So könnte 
auch das Reich, wenn ihm kirchenregimentliche Funktionen zu- 
ständen, sie in den Kolonien durch den Kaiser ausüben lassen. 
Aber die notwendige Voraussetzung wäre eben immer erst die, 
dass es beschlösse, kirchenregimentliche Funktionen zu überneh- 
men. Aus der Reichsgewalt an sich folgen solche, darin ist 
Herrn Geh. Oberkirchenrat Bard beizutreten, noch nicht. 

Dass aber nun ein solcher gesetzgeberischer Akt, wie er 
dazu nötig wäre, erfolgen sollte, ist sehr unwahrscheinlich und 
wenigstens nach meiner Ansicht auch gar nicht wünschenswert. Un- 
wahrscheinlich schon deshalb, weil man bei der Gründung des Rei- 
ches mit Absicht die Thätigkeit des Reiches so beschränkt hat, dass 
die sogenannten Kulturaufgaben den Einzelstaaten verbleiben soll- 
ten. Nun haben ja in den Kolonien die Einzelstaaten keine Aufgaben, 
die staatlichen Kulturaufgaben fallen hier dem Reiche zu, da steht 
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aber der positiven Bethätigung auf kirchlichem Gebiet der kon- 
fessionell gemischte Charakter des Reiches entgegen. Wenn 
dieser in den Einzelstaaten einer kirchenregimentlichen Thätig- 
keit des Staatsoberhauptes nicht entgegensteht, so erklärt sich 
das eben historisch. Dass aber in den Kolonien, wo eine solche 
historische Entwicklung fehlt, die konfessionell gemischte Reichs- 
gewalt (wenn ein solcher Ausdruck erlaubt ist) als Trägerin eines 
Kirchenregiments einer evangelischen Reichskirche auftreten sollte, 
ist schwer denkbar. 

Aber es ist auch nicht wünschenswert. Eine Erörterung 
dieser Frage geht jedoch über den Rahmen, den ich mir selbst 
gesteckt habe, hinaus. Ich will daher nur ganz kurz noch sagen, 
dass «eines Erachtens die kirchlichen Fragen auf evangelischer 
Seite zur Zeit zu sehr im Fluss sind, als dass jetzt der Augen- 
blick zu Neuschöpfungen auf diesem Gebiet gekommen sein sollte. 
Wie man zu Anfang des neunzehnten Jahrhunderts den Beruf 
unsrer Zeit zur Gesetzgebung bezweifelte, so bezweifele ich zu 
Anfang des zwanzigsten Jahrhunderts den Beruf unsrer Zeit zur 
Kirchengründung. Vielleicht giebt mir, wie den damaligen Zweif- 
lern, die weitere Entwickelung Unrecht. Aber warten wir noch 
ab, und stellen wir jetzt noch keine Anforderungen, denen jetzt 
noch nicht entsprochen werden kann. 
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Kann infolge Verweigerung der kirchlichen Trauung 
eine Ehe geschieden oder angefochten werden? 



Von 



Kammergerichtsreferendar Dr. Burkhard v. Bonin 

in Potsdam. 



Im 31. Bande dieser Zeitschrift veröffentlicht Dr. A. Heucke 
einen Aufsatz über obige Frage unter der — m. E. zu umfassen- 
den — Ueberschrift ,Die Bedeutung der kirchlichen Trauung 
nach B.G.BA Da ich ihm nur in wenigen Punkten zustimmen 
kann, sei hier am Anfang allgemein darauf verwiesen. Um ferner 
Missverständnissen sogleich vorzubeugen, ist zu beachten: die 
Frage lautet nicht ,kann wegen Verweigerung u. s. w. ange- 
fochten werden?' sondern ,in folge Verweigerung', d. h. kann 
durch die Verweigerung eine Lage entstehen oder offenbart wer- 
den, die einen Scheidungs- oder Anfechtungsgrund bietet? 

Es sind hierbei zwei Fälle denkbar : entweder der eine Ehe- 
gatte weigert sich, sich kirchlich trauen zu lassen, oder die 
Kirche 1 , deren Segen begehrt wird, weigert sich, ihn zu spen- 
den. Heucke hat nur den ersten Fall in Betracht gezogen und 
sich dabei noch wesentlich an das angeschlossen, was Hinschius 
im Kommentar zum Personenstandsgesetz § 67 sagt. 



1 DaB8 hierunter in unserem Zusammenhang jede Religionsgemeinschaft 
zu verstehen ist, bedarf kaum eines Hinweises. 
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Von den Scheidungsgründen des B.G.B. kommen nur die 
beiden Fälle des § 1568 in Betracht: eine so tiefe Zerrüttung 
des ehelichen Verhältnisses, dass dem einen Ehegatten die Fort- 
setzung der Ehe nicht zugemutet werden kann, sofern sie vom 
anderen Ehegatten verschuldet ist 1) durch schwere Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten oder 2) durch ehrloses 
oder unsittliches Verhalten. Dass die Zerrüttung infolge jener 
Weigerung eine solche Tiefe haben kann, dass dem anderen 
Ehegatten die Fortsetzung der Ehe nicht zugemutet werden kann, 
ist unschwer denkbar, wenn dieser andere Ehegatte streng kirch- 
lich ist. Ist dieses aber der Fall, so ist es selbst wenigstens 
notwendig Mitglied einer Kirche; und nicht nur die grossen 
öffentlich-rechtlichen Kirchen fordern von ihren Mitgliedern die 
kirchliche Trauung, sondern auch unter den anderen Religions- 
gemeinschaften wird sich kaum eine finden, die nicht eine solche 
Pflicht für ihre Mitglieder aufstellte. Halten wir uns hier streng 
an das Gesetz; es handelt sich um Pflichten irgendwelcher Art, 
ohne Einschränkung, sei es staatlich-rechtlicher oder kirchlich- 
rechtlicher oder auch sittlicher Natur. Das zeigt am deutlichsten 
der Schlusssatz des Paragraphen: ,Als schwere Verletzung der 
Pflichten gilt auch grobe Misshandlung'. Die Worte ,gilt auch* 
zeigen, dass der Satz nichts anderes ist als eine authentische 
Interpretation des vorhergehenden (gilt) und zwar für einen be- 
stimmten Fall unter vielen (auch). Grobe Misshandlung aber ist 
eine Verletzung nicht der durch die Ehe begründeten Rechts- 
pflichten, sondern der durch sie begründeten sittlichen Pflicht 
zur Liebe. Wieviel mehr muss also eine positiv rechtliche Pflicht 
(vgl. § 1588) als Pflicht im Sinne des § 1568 erscheinen. Zu- 
mal da durch nichts angedeutet wird, dass das Gesetz etwas 
anderes meine, als es sagt. Ist demnach auch der weigernde Ehe- 
gatte Mitglied einer Kirche, welche kirchliche Trauung fordert, 
so ist der Sachverhalt erfüllt: die Ehe kann geschieden werden. 

Doch wie, wenn er überhaupt keiner solchen Religionsge- 
meinschaft angehört? Dann liegt in dieser Hinsicht keine Pflicht- 
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Verletzung vor, aber dann hilft vielleicht der zweite Fall: das 
unsittliche Verhalten *. 

Ob sich der Ehegatte vor oder nach der Eheschliessung 
unsittlich verhalten hat, ist gleich 2 ; nur wenn der andere Ehe- 
gatte um das Verhalten wusste und wusste, dass es unsittlich 
sei, wäre es eventl. fraglich, ob jenen die Schuld an der Zer- 
rüttung trifft. Verlobt sich aber jemand, der ausserhalb aller 
Religionsgesellschaften steht oder doch einer kleinen Sekte an- 
gehört, so ist es doch seine sittliche Pflicht, seinen Mitverlobten, 
besonders wenn dieser streng kirchlich ist, über seine religiöse 
Stellung aufzuklären! Thut er das nicht, so handelt er im hohen 
Grade unsittlich. Nun aber gar, wenn er vor der standesamt- 
lichen Trauung sich zur kirchlichen bereit erklärt und sich nach- 
her weigert! soll man das nicht stets als geradezu ehrloses Ver- 
halten — sei es vor Abschluss der Ehe, wenn er dolos ver- 
sprochen hat, sei es nach ihrem Abschlüsse, wenn er seine Laune 
inzwischen gewechselt hat — bezeichnen? und dass das Verhalten 
ehrlos war, erfuhr der andere Ehegatte in jenem Falle erst nach 
Abschluss der Ehe. Verursacht ihm aber die Frage, ob er die 
Ehe soll einsegnen lassen oder nicht, wirkliche Gewissenskämpfe, 
dann wird ein ehrenhafter Mensch auch mit der standesamtlichen 
Trauung solange warten, bis er zu einem endgültigen Entschlüsse 
gelangt ist. 

Hat er aber seinen Mitverlobten vorher darüber aufgeklärt, 
dass er sich nicht kirchlich wolle trauen lassen, und dieser hat 
trotz seiner Kirchlichkeit sich mit ihm standesamtlich trauen 
lassen, dann fallt auf seiner Seite das Schuldmoment fort : nicht 
er hat die Zerrüttung verschuldet, sondern der andere, und bei 
ihm selbst mag es nun stehen, sich scheiden zu lassen, wenn er 
unter Pflichtverletzungen des andern zu leiden hat. 

1 Da ehrloses Verhalten stets unsittlich ist. sind die Worte »ehrloses oder' 
überflüssig. 

* Für die abweichende Ansicht Plancks (Komm. IV 320 f.) sehe ich keinen 
Grund. 
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Ferner : kann die Ehe auch gegebenenfalls angefochten wer- 
den? Es ist zunächst an § 1333 zu denken: Anfechtung seitens 
des Ehegatten, der sich bei der Eheschliessung über solche per- 
sönliche Eigenschaften des anderen Ehegatten geirrt hat, die ihn 
bei Kenntnis der Sachlage und bei verständiger Würdigung des 
Wesens der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten haben 
würden. Ein Schuldmoment kommt hier nicht in Frage, der 
Irrtum allein genügt, mag er auch auf Fahrlässigkeit beruhen. 
Nun ist gewiss die Verweigerung der kirchlichen Trauung keine 
Eigenschaft, und darum kann ihretwegen die Ehe nicht an- 
gefochten werden ; aber Unkirchlichkeit ist eine persönliche Ei- 
genschaft, und auch die religiöse Veranlagung ist eine solche, 
Dass jene Eigenschaft, deretwegen die Anfechtung vorgenommen 
wird, ein Charaktermangel sein müsse, ist vom Gesetze auch 
nicht im allerentfern testen angedeutet ; jede Eigenschaft kann 
einen Anfechtungsgrund abgeben, sofern bei Kenntnis der Sach- 
lage und bei verständiger Würdigung des Wesens der Ehe der 
andere Ehegatte die Ehe nicht eingegangen wäre. Zu dieser 
verständigen Würdigung gehört aber an allererster Stelle die 
Ueberlegung, dass die Charaktere einigermassen zueinander 
stimmen müssen: mögen sie auch grundverschieden sein, wenn 
sie nur nicht derartig sind, dass das eheliche Leben tief zerrüttet 
wird. Ist der eine Teil streng kirchlich, der andere aber un- 
kirchlich und derartig beharrlich in der Unkirchlichkeit, dass er 
lieber jenen Teil unglücklich werden lässt, als dass er sich kirch- 
lich trauen Hesse, jener Teil aber hatte eine solche Beharrlich- 
keit bei ihm nicht für möglich gehalten, so mag, da er bei Kennt- 
nis der Sachlage die Ehe nicht eingegangen wäre, und da er 
das Wesen der Ehe verständig würdigt, die Ehe mit Erfolg an- 
gefochten werden. — Etwas anderes ist es, wenn jener Teil zwar 
wusste, dass der andere beharrlich sei, aber sich in der Stärke 
der Beharrlichkeit geirrt hat, weil er sich ohne hinreichenden 
Grund einbildete, er werde den anderen später doch noch um- 
stimmen können; denn dann hat er in Wahrheit die Sachlage 
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gekannt und nicht im anderen, sondern in sich selbst hat er sich 
geirrt, in dem Einflüsse, den er auf den andern Teil später er- 
langen würde. 

An dritter Stelle kommt § 1338 in Betracht: Anfechtung 
der Ehe wegen arglistiger Täuschung über solche bestimmenden 
Umstände, bei deren Kenntnis der Ehegatte unter verständiger 
Würdigung des Wesens der Ehe die Ehe nicht eingegangen wäre. 
Der Hauptunterschied von § 1333 ist nicht, dass im einen von 
Irrtum, im anderen von Täuschung die Rede ist, denn dann wäre 
§ 1334 nur ein Spezialfall des vorhergehenden, sondern dass 
der eine von persönlichen Eigenschaften, der andere von Um- 
ständen spricht: zur Anfechtung wegen Irrtums in den Umstän- 
den genügt nicht der einfache Irrtum, sondern arglistige Täu- 
schung durch den andern Ehegatten — oder doch mit seinem 
Wissen — ist erforderlich 1 . Ist dieser z. B. aus der evangeli- 
schen Landeskirche oder der römisch-katholischen Kirche ausge- 
treten, so ist das ein Umstand, keine Eigenschaft. Hat der Bräu- 
tigam das seiner Braut verschwiegen, und zwar mit Bewusstsein 
verschwiegen, während in der Gegend und den Lebenskreisen 
des Bräutigams die Menschen regelmässig der evangelischen 
Landeskirche bezw. der römisch-katholischen Kirche angehören, 
sodass die Braut es auch von ihm annehmen konnte, so kann 
sie deswegen — falls sie von jener strengen Kirchlichkeit ist — 
die Ehe anfechten. Weigert er sich nun, sich trauen zu lassen, 
so mag bei dieser Gelegenheit jener Umstand zum ersten Male 
zwischen den Braut- bezw. jetzt jungen Eheleuten zur Sprache 
kommen, und nicht wegen der Trauungsverweigerung, sondern 
wegen der ihr zu Grunde liegenden Umstände kann die Anfech- 
tung der Ehe erfolgen. 

Wir kommen nun zum andern Falle : die Kirche verweigert 
die Einsegnung der Ehe. Auch hier sind Fälle denkbar, in denen 

1 Die erstgenannte Systematisierung der beiden Paragraphen ist zwar 
dogmengeschichtlich besser angebracht, aber für das geltende Recht nicht 
verwendbar. 
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die Scheidung aus § 1568 erfolgen kann, sofern nämlich die 
schwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
oder das unsittliche Verhalten die Verweigerung der Einsegnung 
zur Folge hat, und wiederum diese Verweigerung die tiefe Zer- 
rüttung herbeiführt; doch bleibt zu beachten, dass den Ehegatten 
eine Schuld an der Zerrüttung treffen muss, dass er sich z. B. 
sagen musste : bei dieser Handlungsweise wird oder kann dir der 
Segen verweigert werden und Zerrüttung kann infolgedessen ein- 
treten. Nehmen wir z. B. an, der jähzornige und eigensinnige 
Gatte gerät vor Einsegnung der Ehe mit einem römisch-katho- 
lischen Kleriker in Streit und beleidigt denselben thätlich, er ist 
daher exkommuniziert ; die Kirche des Klerikers verweigert die 
Einsegnung der Ehe, bis er absolviert ist, doch er wiederum 
weigert sich, eine Busse auf sich zu nehmen, da der Kleriker 
die Ohrfeige verdient habe, während seine römisch-katholische 
Gattin nicht mit ihm im ,Konkubinate', wie sie meint, leben will. 
Hier sehe ich keinen Grund, weshalb die Scheidung verweigert 
werden sollte : der Gatte hat sich durch Begehung einer körper- 
lichen Misshandlung unsittlich verhalten und die Zerrüttung des 
ehelichen Verhältnisses verschuldet, während der Gattin nicht 
zugemutet werden kann, mit ihm in einem Verhältnis zu stehen, 
das ihr — da sie nun einmal in ihrem Rechtsirrtume unver- 
besserlich befangen ist — als Konkubinat erscheint. — Aebn- 
liche Fälle lassen sich natürlich noch viele erdenken, wenn auch 
alle wohl äusserst selten sein werden. 

Doch auch Anfechtung der Ehe kann die Folge jener Wei- 
gerung der Kirche sein, nämlich wenn der streng kirchliche 
Ehegatte sich über solche persönlichen Eigenschaften des an- 
deren Ehegatten geirrt hat, deretwegen die Kirche die Einseg- 
nung der Ehe verweigert, z. B. die römisch-katholische Braut 
hat von ihrer Verwandtschaft mit ihrem Bräutigam nichts ge- 
wusst, und erst als beide nach der standesamtlichen Trauung 
zum Priester kommen, teilt dieser ihnen mit, dass er infolge des 
Aufgebots festgestellt habe, sie seien Vetter und Base ; ein Fall, 
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der z. B. bei unehelicher Verwandtschaft oder bei Familien- 
namen, die häufig vorkommen, möglicherweise eintreten kann. 
Die junge Frau aber kann es nicht über sich gewinnen, in einer 
Ehe zu leben, die ihre Kirche nicht nur nicht segnet, sondern 
sogar verbietet; sie würdigt das Wesen der Ehe durchaus ver- 
ständig, wenn sie der Ansicht ist, dass die Ehe nicht dauernde 
Gewissensqualen hervorrufen darf, dass sie vielmehr zum min- 
desten die Möglichkeit gewähren muss, glücklich zu werden. 
Dankbar wird sie dem Staate sein, dass er ihr die Anfechtung 
gestattet hat, um sie aus ihrer Gewissensnot zu befreien, in die 
sie ein grausames Kirchenrecht versetzt hat. 

Das Beispiel, das ich oben bei Erörterung des § 1334 an- 
führte, passt auch für den Fall, dass der junge Ehemann zwar 
bereit ist, die kirchliche Trauung über sich ergehen zu lassen 
— er steht allem Religiösen gleichgültig gegenüber — aber jetzt 
verweigert die Kirche dem Apostaten ihren Segen. Die junge 
Frau ist entsetzt: hätte sie das geahnt, nie und nimmer hätte 
sie ihn geheiratet, da sie nicht ohne kirchlichen Segen glaubt 
leben zu können. Darum ist es ein Glück, dass § 1334 ihr eine 
Rettung im Widerstreite der Pflichten bietet. 

Selbstverständlich Hesse sich zu jedem von den erörterten 
Fällen noch manches andere Beispiel bilden und noch mehr 
sagen; nur soviel wollte ich zeigen und hoife ich gezeigt zu 
haben, dass auch unter dem B.G.B. im Einzelfalle die kirch- 
liche Trauung von entscheidender Wichtigkeit sein kann. Dass 
dabei Konflikte mit der römisch-katholischen Kirche in praxi 
häufiger vorkommen werden als mit der evangelischen, ist nicht 
zu bezweifeln ; aber das liegt nicht am staatlichen Gesetze, son- 
dern an der Verschiedenheit des eigenen Rechtes beider Kirchen. 
Für den Staat aber ist dieses solange unbedenklich — aber auch 
nur solange, wie die Scheidung rein wegen allgemein bürger- 
licher Gründe, wenn auch infolge kirchlicher Verhältnisse erfolgt ; 
aber bedenklich und höchst gefährlich würde es, wenn die Praxis 
dahin ausarten sollte — was ich nicht glaube, — dass Schei- 

Dentsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XII I. 3. 25 
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düngen und Anfechtungen auch wegen Verweigerung der kirch- 
lichen Trauung vorgenommen würden, d. h. ohne genügende 
Prüfung, ob der Charakter des Klägers wirklich derartig ist, 
dass es eine Grausamkeit wäre, ihn in einem Rechtsverhältnisse 
festzuhalten, das seine Kirche nicht billigt. Derselbe feine Takt, 
der das B.G.B. in diesem Teile vor allen früheren Gesetzbüchern 
auszeichnet, muss auch von der Praxis beobachtet werden, wenn 
sie dem Rechte gerecht werden will. 
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IC. Literaturübersicht 1 . 

Erstattet von E. Friedberg. 



I. Allgemeines. 

23. Grimme*, „Unbewiesenes". Bemerkungen eines Philologen 
zu Delitzsch, Babel und Bibel I. II. Münster. Heinrich Schöningh. 
M. 1.50. 

So sehr die Kontroversen, welche sich an die Vorträge von De- 
litzsch geknüpft haben, wie alle Gebildeten, so auch die Leser dieser 
Ztschr. interessieren, so stehen sie doch zum Kirchenrecht in gar kei- 
ner Beziehung, wie es auch ausserhalb unserer Zuständigkeit fällt, 
über den Inhalt obiger Schrift, die wir übrigens mit Interesse gelesen 
haben und vielfach auch mit laienhafter Billigung ihres Inhaltes, ein 
irgendwie massgebendes Urtheil abzugeben. E. F. 

24. Georg Cohn*, Die Gesetze Hammurabis. Rektoratsrede. 
Zürich. Orell Füssli. Mk. 1,50. 

So sehr auch die Gesetzgebung des Hammurabi gegenwärtig die 
allgemeine Aufmerksamkeit erregt: für das Kirchenrecht kommt sie 
nicht in Betracht, und so entfällt denn auch die Besprechung des 
klaren und gut orientirenden Vortrages dem Kreise dieser Zeitschrift. 
Aber indirekt ist auch der Kanonist an der kleinen Schrift interessirt. 
Denn sie erörtert wesentlich die eherechtlichen Normen des Gesetz- 
baches und stellt sie zu den germanischen, die doch ihrerseits wieder 
auf das kirchliche Recht eingewirkt haben, in Beziehung. Der Verf. 
erklärt die dabei resultirende Uebereinstimmung in zutreffender Weise 
dahin, dass von germanischen Entlehnungen aus dem babylonischen 



1 Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 

25* 
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Recht keine Rede sein kann, ja dass auch die Erklärung einer gemein- 
samen Wurzel des semitischen mit dem indogermanischen Recht ver- 
sagt. Ein lapsus calami ist uns auf S. 36 aufgestossen, wo der Verf. 
den Standpunkt des kanonischen Rechtes gegenüber der Ehe, welche 
der zurückgebliebene Ehegatte eines Verschollenen abschliesst, dahin 
charakterisirt, dass der zurückgekehrte Verschollene die Ehe des Zu- 
rückgebliebenen anfechten dürfe. Das trifft doch nicht zu. Denn nach 
kanonischem Recht darf der Zurückgebliebene überhaupt nicht heirathen. 
Seiner Ehe steht das impedimentum publicum dirimens ligaminis ent- 
gegen. E. Fr. 

25. Constant, Le pape et la liberte. Par. 03. 

26. Thudichum*, Papsttum und Reformation im Mittelalter 
1143—1517. Leipzig. Sängewald 03. Mk. 20. 

Der Titel des Buches ist vieldeutig. Man könnte annehmen ein- 
mal, dass der Verf. die Versuche, die innerhalb der Kirche zu ihrer 
Reformation unternommen wurden, darstellen wollte, also namentlich 
die Reformkonzilien des 15. Jahrh. , oder , dass er die ketzerischen 
Sekten zu würdigen beabsichtigte, deren Häupter ja als Vorreforma- 
toren bezeichnet werden, oder endlich, dass er die Reaktion gegen das 
papale System, wie sie von mittelalterlichen Staatsgewalten unternom- 
men und durch eine reiche Literatur unterstützt wurde, behandeln will. 
Aber alles das trifft nicht zu. Der Verf. behandelt alle diese Themata 
zusammen und noch weit mehr. Er giebt auch eine Entwickelung des 
Papsttums, der kirchlichen Organisation, des katholischen Dogma, wo- 
bei er allerdings den ketzerischen Richtungen eine besondere Sorgfalt 
zuwendet. Dabei ist es nun zunächst nicht recht zu begreifen, warum 
er erst mit dem J. 1143 einsetzt. Denn namentlich ist doch Gregor VIL 
für die Entwickelung des Papalsysteras mit allen seinen innerkirch- 
lichen und dem Staate gegenüber zu ziehenden Konsequenzen grund- 
legend gewesen. Er geht freilich auch auf den Investiturstreit ein, 
aber beiläufig bei Erörterung einer viel späteren Periode seiner nicht 
systematischen, sondern chronologischen Darstellung. Vor allen Dingen 
aber, das Buch bringt keine wissenschaftliche Forschung, sondern eine 
auf weitere Kreise berechnete, d. h. populäre Darstellung. Dabei 
schwebt dem Verf. als Ideal Schroeckhs Kirchengeschichte vor, welches 
veraltete Werk auch in den Literaturnachweisen begegnet. Auch die 
„Fassung" des Buches soll populär sein und steht theilweise auf dem 
Niveau eines Volkskalenders. So spricht der Verf. von den „Stall- 
knechtdiensten" Kaiser Friedrichs I, die eine wichtige Grenzscheide in 
der Geschichte des Verhältnisses von Kaiser- und Papstthum bedeuten, 
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obgleich doch Friedrich nur dem Vorbilde Lothars gefolgt ist. 80 
haben die geistlichen Kurfürsten bei jeder Kaiserwahl ihre Stimme 
theuer verkauft, ^auch durch Urkunden-Fälschungen manche Herrschaft 
erschnappt". Daneben werden aber in den Anmerkungen doch auch 
wieder lateinische Quellencitate gegeben. Jedenfalls aber braucht eine 
populäre Darstellung deswegen doch nicht ungenau oder gar falsch zu 
sein. Wo in aller Welt — um nur einige Beispiele herauszugreifen — 
steht im Wormser Konkordat, wie S. 57 behauptet wird, dass die In- 
vestitur mit Ring und 8tab hinfort dem Papste zukommen sollte, „wo- 
mit es in dessen Belieben gestellt war, die Bestätigung der Wahl und 
die Verleihung des Amtes zu ertheilen oder zu versagen und die Be- 
stätigung von der Leistung des Treueides abhängig zu machen". So 
viel Irrthümer wie Worte ! Wie schief sind die Bemerkungen über die 
Sendgerichte S. 41, von denen es so aussieht, als ob sie dem Lateran- 
Concil v. 1215 ihren Ursprung verdankten. Ebenso S. 57 bezüglich 
der mönchischen Domkapitel, deren Einrichtung mit dem Gesetz Gre- 
gors VII. v. 1075 in Beziehung gesetzt wird. Für die Wissenschaft 
des Xirchenrechts ist das Buch ohne jeden Belang. E. Fr. 

27. K a e r s t , D. antike Idee der Oekumene in ihrer polit. u. 
kulturellen Bedeutung. Leipzig 03. (Vorlesung). 

28. B o i s s i e r , La fin du paganisme. Etüde sur les dernieres 
lüttes religieuses en Occident au IV« siecle 1. 2. 03 4 . 

29. C u z z i *, Le obbligazioni nel diritto milanese antico. Parte 
generale. Torino 03. Fratelli Bocca. 

Diese tüchtige aus der Schule Ruffinis hervorgegangene Doktor- 
dissertation fällt nicht in den Bereich unserer Zeitschrift. Indessen 
möchte ich auf S. 56 ff. aufmerksam machen, wo die beschränkte Rechts- 
fähigkeit der Ketzer und Juden, sowie die Amortisationsvorschriften 
behandelt werden. % E. Fr. 

30. Heidemann*, Papst Clemens IV. Eine Monographie. 1 Th. 
Das Vorleben des Papstes und sein Legationsrezessus. Münster i. W. 
Heinrich Schöningh 03. (Knöpfler . Schrörs , Sdralek. Kirchenge- 
schichtl. Studien Bd. VI. H. VI. 

Der Verf. schildert in etwas panegyrischer Weise das Leben des 
Süd-Franzosen Guido Fulcodi bis zu dessen Papstwahl 1265. Guido 
war Jurist, fürstlicher Vertrauensmann und Wittwer, als er in den 
geistlichen Stand trat. Sehr bald zum Bischof von Le Puy und dann 
zum E.-B. von Narbonne gewählt, wurde er durch Urban IV. zum 
Kardinal promovirt und als Legat nach England gesendet — hier 
wurde er freilich nicht zugelassen — , um den Streit des englischen 
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Königs mit den Baronen, dem gegenüber der Verf. einen zu einseitigen 
Standpunkt einnimmt, zu schlichten. Seine Mission konnte er freilich 
nicht ausführen, aber unmittelbar nach deren Scheitern bestieg er als 
Clemens IV. den päpstlichen Thron. Der Verf. hat das Verdienst, 
den offiziellen Bericht über die englische Legation nach einer Kopie 
mitzut heilen, der bis auf zwei von Rymer wiedergegebene Stücke bis- 
her ungedruckt war. Kirchenrechtlich bietet das Buch nur in so fern 
Interesse, als Guido in seiner Narbonner Zeit Questiones XV ad In- 
quisitores verfasst hat, die der Verf. S. 72 ff. in deutscher Uebersetz- 
ung mittheilt, wobei er für die Beurtheilung der Inquisition die An- 
sichten von Douais reproduzirt. Auch Synodalstatuten hat Guido für 
Narbonne erlassen, die Baluze in seinen Concilia Narbonnensia abdruckt 
Die Erläuterungen, die der Verf. dazu giebt, sind gleichfalls Baluze 
1. c. Noten p. 43 ff. entnommen, aber Baluze konnte die fränkischen 
Kapitularien nach Buch und Kapitel citiren , der Verf. hätte sie in 
heute üblicher Weise anführen müssen. Die Korrektur des Buches 
hätte übrigens sorgfältiger sein können. E. Fr. 

31. Demski*, Papst Nikolaus III. Eine Monographie. (Münster. 
Schöningh 03. Mk. 8,40. Subskr.-Pr. Mk. 6. Knöpfler, Schrörs, 
Sdralek, Kirchengeschichtliche Studien Bd. VI. H. 1 u. 2). 

Nikolaus III. hat nicht ganz drei Jahre regiert (1277 — 1280). Sein 
Pontifikat, wie schon vorher sein langjähriges Kardinalat, fällt in die 
Periode, wo die Kurie lediglich durch politische Interessen in An- 
spruch genommen war, darum kommen auch von der vorliegenden um- 
fangreichen Biographie nur 14 Seiten auf die Thatigkeit des Papstes 
für die innere Regierung der Kirche. Somit ist sein Pontifikat auch 
für das Gebiet unserer Zeitschrift ziemlich belanglos. Nicht dass das 
Buch jedes kirchenrechtlichen Interesses entbehrte. Es finden sich 
doch beachtliche Mittheilungen über die Papstwahl, die Theorie von 
der translatio imperii, die Kreuzzugssteuern. Aber nicht blos des- 
wegen haben wir das Buch mit Interesse gelesen. Es beruht auf tüch- 
tiger Quellengrundlage und der Verf. verfährt kritisch und verstandig, 
wie das letztere namentlich bei der Prüfung der Hypothesen von Ro- 
denberg und Busson hervortritt. E. Fr. 

32. Bliemetzrieder, Handschriftliches z. Gesch. d. grossen 
abendländ. Schismas. Stud. u. Mitt. a. d. Bened. u. Cist.-O. 24, 100. 

33. Schlecht*, Andreas Zamometic u. d. Basler Konzilsver- 
such v. J. 1482. Bd. 1. Paderborn, Ferd. Schöningh. 03. (Quellen 
u. Forschungen. Hr. v. d. Görresgesellschaft Bd. 8). 

Das gelehrte Buch schildert den Versuch, welchen der oben Ge- 
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nannte gemacht hat, ein allgemeines Konzil in Basel zn Stande zu 
bringen. Z., dessen wahren Namen Verf. zuerst nachgewiesen hat 
— der Name des Griechen oder Albanesen ist von den Italienern arg 
korrumpirt worden — , trat in den Dominikanerorden, wurde zum E.-B. 
von Granea befördert, war in diplomatischen Diensten des Kaisers 
Friedrich III., gerieth mit Sixtus IV. in Konflikt und versuchte sich 
durch Inscenirung eines Konzils zu rächen. Obgleich die Missstände 
in der Kirche ein solches Heilmittel zur Reformation wohl gerechtfer- 
tigt hätten, erzielte der Autor des Planes doch keinen Erfolg. Dar- 
über soll allerdings erst ein zweiter Band des Buches die näheren 
Aufschlüsse geben. Die Darstellung ist glatt und nicht uninteressant, 
aber das letztere doch mehr für Historiker als für Kanonisten. Doch 
fallt auch für diese manche Frucht ab, wie z. B. die Darstellung der 
Entstehung der sog. Giannizeri, d. h. des Kollegiums der Sollicitato- 
ren; hier wird auch die Errichtungsbulle zum ersten Male zum Ab- 
druck gebracht, wie denn überhaupt eine grössere Zahl meist unge- 
druckter Aktenstücke seitens des Verf. im Anhange publizirt werden. 
Auch hat der Verf. in mühevoller Arbeit die Instruktion zusammen- 
gestellt, welche Sixtus IV. für seine Nuntien erlassen hat. E. Fr. 

34. Cauchie*, Le gallicanisme en Sorbonne d'apres la corre- 
spondance de Bargellini, nonce de France (1668 — 1670). Extrait de 
la Revue d'hist. eccles. III. no. 4. IV. no. 1, 3. Louvain Bureaux de 
la Revue 1903. 

Im J. 1663 erging eine vom Parlamente registrierte declaratio der 
Sorbonne, welche ihrem Inhalte nach als Vorläufer der declaratio cleri 
gallicani v. 1682 betrachtet werden muss. Nach allgemeiner Meinung 
folgte auf die Deklaration v. 1663 eine Periode des Stillstandes, wo 
die gallikanischen Bestrebungen der Fakultät ruhten. Der Verf. ist 
durch archivalische Studien zu einem entgegengesetzten Ergebnisse 
gelangt. Auf Grund der Korrespondenz des Nuntius Bargellini mit 
der römischen Kurie stellt er in umsichtiger Darstellung unter Be- 
nutzung der gesammten Literatur fest, wie während der Nuntiatur des 
Genannten bei Ludwig XIV. Ultramontanismus und Gallikanismus um 
den Sieg rangen, bis dem letzteren, dem auch der Jansenismus hilf- 
reich wurde, schliesslich doch der Sieg zu Theil wurde. Die kleine 
Schrift ist gut geschrieben und wird jeden Kirchenpolitiker interessi- 
ren. E. Fr. 

35. Holtzmann, Kaiser Maximilian IL bis zu seiner Thron- 
besteigung 1527 — 1564. Ein Beitrag zur Geschichte des Uebergangs 
von der Reformation zur Gegenreformation. Berlin 03. 
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36. Brück, Gesch. d. kath. K. im 19. Jahrh. Bd. 2. Gesch. 
d. kath. K. in Deutschi. II. Vom Abschlüsse der Concordate bis zur 
Bischofsversammlg. in Würzburg im März 1848. Mainz 03 2 . 

37. Segesser, Leo XIII. u. d. KR. A. f. k. KR. 83, 381. 

38. Funke*, Satisfaktionstheorie des hl. Anselm v. Canterbury. 
Eine Monographie. Münster i. W. Heinr. Schöningh 03. Mk. 3,80. 
Subskr.-Pr. 2,80 (Knöpfler, Schrörs, Sdralek, Kirchengeschichtl. Stu- 
dien Bd. 6. H. 3). 

Der Verf. beabsichtigt, seinen Stoff in drei Theile zu gliedern. 
Der erste fundamentale stellt die Grundlagen und Voraussetzungen 
der Satisfaktionstheorie des Anseimus dar — dieser allein liegt jetzt 
vor — , während der II: Darstellung der Theorie selbst und der III: 
deren Kritik noch ausstehen. Die gelehrte Untersuchung fallt ausser- 
halb des Bereiches unserer Zeitschrift. E. Fr. 

39. Katzer*, D. Problem d. Lehrfreiheit u. seine Lösung nach 
Kant (Tüb. J. C. B. Mohr 03. Mk. 1). 

Der Verf. stellt nicht nur die Ansichten Kants fest, sondern er 
bekennt sich auch zu ihnen und dannach ist der „private Gebrauch 
der Vernunft", d. h. der im Amte nicht frei, wohl aber der „öffent- 
liche" des Gelehrten. E. Fr. 

40. Thuillier, Rome et la France. La seconde phase du jan- 
senisme, fragment de l'histoire de la Constitution „Unigenitus". Publ. 
par Ingold. Paris 03. 

II. Lehr- und Handbücher. 

13. Schoen*, D. ev. Kirchenrecht in Preussen. Bd. 1. Berlin 
1903. Carl Heymann. Mk. 10. 

Als ich i. J. 1888 mein Verfassungsrecht der ev. deutschen Lan- 
deskirchen veröffentlichte, galt es, für das ev. Kirchenrecht die Schritte 
zu thun, welche die Literatur des deutschen Staatsrechts schon längst 
mit Erfolg unternommen hatte : die Loslösung des Kirchenrechts von 
der Kirchenpolitik, die rein juristische Erfassung der einzelnen Insti- 
tute. Dabei war es selbstverständlich, dass wo erst die Fundamente 
des Baues gelegt werden mussten, das Detail nicht zu vollständiger 
Darstellung gelangen sollte und konnte. Und weiter war es dabei 
meine Hoffnung und mein Wunsch, dass diese Detailarbeit in Zukunft 
von anderer Seite geleistet werde und dass namentlich auch das parti- 
kulare Recht in dem Geiste, den ich für den allein richtigen hielt und 
halte, zur Darstellung gebracht werden möchte. Die erstere hat sich 
nicht, wie ich erwartete, erfüllt. Zwar sind einzelne und nicht werth- 
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lose Monographien aus der Materie des ev. Verfassungsrechtes erschie- 
nen : aber im Ganzen liegt aus bekannten Gründen überhaupt die lite- 
rarische Thätigkeit auf dem Gebiete des Kirchenrechts brach und ent- 
faltet sich dann, wo sie geübt wird, lieber in kompendiarischen Arbeiten. 
Aber auch die einzelnen Landeskirchen haben seit der Zeit noch immer 
keine dem heutigen Stande der Wissenschaft entsprechende Darstellung 
ihres Rechtes empfangen. Um so freudiger begrüssen wir die Arbeit 
des Verf., welcher diese unstreitig vorhandene Lücke für die Landes- 
kirchen des preussischen Staates auszufüllen unternimmt. Schoen steht 
durchaus und mehr als es die etwas gönnerhaft klingenden Bemerkungen 
seiner Vorrede verrathen, auf dem Boden der von mir vertretenen 
Anschauungen. Auch er stellt nur das „Recht" dar ohne politisches 
oder theologisirendes Beiwerk. Auch bei allen wichtigen Fragen er- 
freue ich mich der Uebereinstimmung mit ihm. So bei der Auffassung 
des landesherrlichen Kirchenregiments, desgleichen über die Rechts- 
stellung der Synoden und der kirchlichen Beamten u. s. w. Nur be- 
züglich des Begriffs der Landeskirche besteht unsere bisherige Diver- 
genz fort, da er seine frühere Meinung festhält, der ich, weil sie der 
geschichtlichen Entwickelung widerspricht, nicht zuzustimmen vermag. 
Freilich mangelt es nicht an Gegensätzen zwischen uns in Detailfragen, 
aber gleichviel, ob ich da die Meinungen des Verf. für begründet oder 
unbegründet halte: mein Urtheil über das Buch muss doch günstig 
lauten. Die Arbeit Schoens gewährt dem preussischen ev. Kirchen- 
recht eine Darstellung, wie sie zur Zeit keine andere ev. deutsche 
Landeskirche besitzt. Sie ist fleissig, besonnen, klar und objektiv. 
Der Verf. hascht nicht nach neuen Konstruktionen. Solche habe ich 
in dem Buche überhaupt nicht angetroffen. Aber er nimmt den bis- 
herigen Theorien gegenüber stets einen nüchternen kritischen Stand- 
punkt ein. Nach einigen einleitenden Begriffsbestimmungen gibt Buch I 
(S. 11 — 126) einen verfassungsgeschichtlichen Abriss der einzelnen 
preussischen Landeskirchen, während Buch II die Quellen des Kirchen- 
rechts, Buch III das Verhaltniss von Kirche und Staat und Buch IV 
die Union behandelt. Das V. Buch ist dem Verfassungsrecht ge- 
widmet. Ein zweiter in zwei Hälften zergliederter Band soll das Werk 
zu Ende führen. Wir wünschen, dass der Verf. sein Ziel erreichen 
möge. E. Fr. 

14. Giulio Gagliani*, Droit ecclesiastique civil beige vol. 1. 
etat et eglises. Naples 03. Imprimerie du Journal Dritto e giuris- 
prudenza). 

Es ist ein merkwürdiger Zufall, dass, nachdem ein Italiener es 
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unternommen hat, den Franzosen ein Staatskirchenrecht zu schreiben, 
ein anderer jetzt denselben Versuch für Belgien unternimmt Die Ge- 
staltung des Staatskirchenrechtes dieses Landes ist über die Bedeu- 
tung des kleinen Staates hinaus interessant. Ist doch Belgien die 
Heimath eines neuen staatskirchenrechtlichen Systemes , welches von 
da nach Deutschland gedrungen ist, hier aber als überwunden bezeich- 
net werden kann, und welches noch heute im Königreich Italien mass- 
gebend ist: der Trennung von Staat und Kirche. Der I. jetzt vor- 
liegende Band des Buches schildert die Genesis. Er beginnt mit der 
Zeit, wo das Land 1814 von den Verbündeten okkupirt und verwaltet 
wurde, beleuchtet die Haltung des Klerus gegenüber der niederländi- 
schen Regierung, welche 1830 die Revolution und die Konstituirnn^ 
Belgiens zu einem eigenen Staat herbeigeführt hat, und stellt dann 
genau die Entstehung der belgischen Verfassung und ihre staatskirchen- 
rechtlichen Grundzüge dar. Der Verf. hat sich mit der belgischen 
Literatur und dem Material der Aktenstücke genau vertraut gemacht, 
und teilt in angenehmer Weise einen Theil der einschlagenden Akten- 
stücke in den Noten wörtlich mit. Die einschlagende deutsche Literatur 
ist bis auf das Geigeische Buch nicht berücksichtigt worden. Diese 
geschichtlich dogmatische Einleitung ist zwar etwas breit ausgefallen, 
wir hätten sie aber gern mehr vertieft gewünscht. Wenn der Verf. 
beständig hervorhebt, dass der jetzige Episkopat nach einer Wieder- 
herstellung der Zustände gestrebt habe, wie sie vor der Vereinigung 
des Landes mit dem französischen Empire gewesen seien, so wäre es 
zur Klarstellung erforderlich gewesen, einmal eine Skizze dieses frühe- 
ren Rechtsstandes zu geben und anderseits dessen Veränderung durch 
Napoleon zu charakterisiren. Erst daraus würde der Leser entnom- 
men haben, dass der von den Bischöfen erstrebte Zustand in Wahrheit 
gar nicht Rechtens gewesen war. Auch hätte auf die geistige durch 
Lamennais ausgegangene Strömung hingewiesen werden müssen, deren 
Bedeutung für die Gestaltung der belgischen Zustände nicht unter- 
schätzt werden darf. Die Darstellung des Verf. ist mehr pragmatisch 
und lässt auch nicht mit genügender Deutlichkeit den Standpunkt er- 
kennen, den er selbst kritisch gegenüber den von ihm dargelegten 
Thatsachen einnimmt. Die folgenden noch ausstehenden Theile sollen 
eine systematische Darstellung geben ; doch hat der vorliegende einen 
selbständigen Werth und verdient auch in Deutschland gelesen und 
beherzigt zu werden. E. Fr. 

15. O 1 m o , II diritto ecclesiastico vigente in Italia. 2* ediz. rive- 
duta ed ampliata dalPautore. Milano 03. 
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16. Vade-mecum del parroco italiano ossia manuale teorico- 
pratico di leggi ecclesiastico-civili riguardanti i parroci, con dettagliato 
commento della legge 4 giugno 1899, n. 191 sulle congrue parrocchiali 
e del relativo regolamento a cura del parroco Giuseppe Calandruccio. 
Napoli 03 2 . 

17. Barba,H diritto publ. eccles. secondo la mente di Leone XIII. 
II. Napoli 03. 

18. Lacy, A Handbook of Church Law. Lond. 03. 

IE. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 

12. Constit. „Conditae a Christo" de Leon XIII. sur les Instituts 
ä voeux simples et leurs relations avec Fautorite diocesaine. Texte et 
commentaire par Pierre ßastilon. Paris 02. 

13. Garcia, SS. D. N. Leonis PP. XIII. acta ad Tertium Fran- 
ciscanum Ordinem spectantia. Quaracchi 03. 

14. Acta pontificia et decreta ss. rr. congregationum. Red. Const. 
C a s t e 1 1 annus 1. Mai 1903— April 1904. no. 1—5. Rom 03. 

15. R i n t e 1 e n , D. kirchenpolit. Gesetze Preussens u. d. D. Reichs 
in ihrer gegenwärt. Gestaltg. Paderb. 03. 

16. Kuhn, Der Kirchendienst der bayr. Volksschullehrer. Samm- 
lung der rechtl. Bestimmgn., insbesondere der verwaltungsgerichtshofl. 
in systemat. Anordng. Fürth 03. 

17. Füsslein, Amtshandbuch f. Geistl. u. Lehrer d. Herzogt. 
Sachs.-Meiningen. Auf Grund der gesetzl. Vorschriften d. landesherrl. 
u. behördl. Verordnung etc. zusammengestellt. Hildburgh. 03 s . 

IV. Quellen des Kirchenrechts. 

41. Harter, Nomenclator literarius theologiae catholicae, theo- 
logos exhibens aetate, natione disciplinis distinctos. Tom. I. Edidit 
ex commentariis auxit H. Theologicae catholicae aetas prima. Ab 
aerae christianae initiis ad theologiae scholasticae exordia (1109). Ed. 
III. emendata et aucta. Innsbruck 03. 

42. J a c o b y , Ein bisher unbeachteter apokrypher Bericht über 
die Taufe Jesu. Strassburg 02. (über d. Geschichte der didascalia). 

43. C h a b o t , Synodicon Orientale ou recueil de synodes Nesto- 
riens, publ., trad. et annote. = Notices et extraits des manuscrits de 
la bibliotheque nationale et autres bibliotheques. T. 37. Paris 03. 

44. N a u , Les canons et les preceptes de Jean de Telia. Le 
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Can. cont. 26, 401 u. 532. 

45. P a p e , D. Synoden v. Antiocbien 264—369. Progr. d. 7. 
Realsch. in Berlin 03. 

46. (lörres, D. Syn. v. Elvira. Z. f. wissensch. Tbeol. 1903, 352. 

47. Rasneur, Le Concile de Cologne de 346. Bull, d l'Acad. 
roy. de Belg. T. 72. II, 27. 

48. Friedrich, D. sardicens. Aktenstücke der Samml. d. Theo- 
dos. Diaconus. Münch. 03 (Sitzgsber. d. bayer. Ak. S. 321). 

49. Statuta antiquissima dioecesis Cameracensis ad fidem codi- 
cis Mecbliniensis ed. E. H. J. Reusens (Analectes pour servir ä Fhi- 
stoire ecclesiastique de la Belgique. IL section, fasc. 6). Louvain 03. 

50. Synodus dioecesana mediolanensis XXXVlll ha- 
bita ao 1902. Mediol. 03. 

51. Violard, Et. sur le comment. d'Hippolyte sur le frere de 
Daniel (Montbel. 03. these). 

52. Blimetzrieder, Zwei kanonist. Traktate aus Bologna 
wegen des Pisanerkonziles. Stud. u. Mitth. d. Bened. O. 1903, 106. 

53. Sommerfeldt, Ueber den Verfasser und die Entstehungs- 
zeit der Traktate „de squaloribus curiae Romanae" und „Speculum 
aureum de titulis beneficiorum". Z. f. d. Gesch. d. Oberrheins. N. 
F. Bd. 18. H. 3. 

54. Corvin v. Skibniewski, Gesch. d. röm. Katechismus. 
Rom 03. 

55. Laeinraer* De Caesaris Baronii literarum commercio dia- 
triba. Friburgi, Herder 03. Mk. 3. 

Der Verf. hat sich erst lange Zeit mit dem Gedanken einer Bio- 
graphie über den Baronius getragen. Jetzt scheint er ihn aufgegeben 
zu haben; aber er macht erwünschte Mittheilungen über Baronius 
Briefwechsel. Dieser ist von Raymund Abbarici publizirt worden, aber 
selbstverständlich nicht vollständig. Der Verf. gibt uns nun zahlreiche 
Ergänzungen, die er bei seinen archivali sehen Studien gefunden hat 
So sehr diese auch für die Biographie des Annalisten bedeutungsvoll 
sein mögen, für das Kirchenrecht werfen sie kaum etwas ab, vielleicht 
mit Ausnahme von no. XXIV und XXVII. 

56. Rösch, D. KR. im Zeitalter d. Aufklärung. A. f. k. KR. 
83, 446. 

57. Wendt, Ignaz v. Döllingers innere Entwickelung. Z. f. 
KGesch. 26, 281. 
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V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 

65. Harnack, Jus ecclesiasticum. Rezens. : G i e 1 1 in theol. 
Revue 1903 no. 13. 14. S. 400. 

66. Wüscher-Becchi, Die Kopftracht der Vestalinnen und 
das Velum der „gottgeweihten Jungfrauen". Rom. Quart.-Schr. 16, 
H. 4. 

67. Hauschildt, üpsoßÖTspoi in Aegypt. i. I. —III. Jahrh. n. Chr. 
Z. f. neutest. Wissensch. 4, 235. 

68. Monnier, La notion de Tapostolat. Des origines a Irenee. 
Par. 03. 

69. Böckenhoff*, D. apostol. Speisegesetz in den ersten fünf 
Jahrhunderten. Ein Beitr. z. Verständniss der quasilevitischen Satz- 
ungen in älteren kirchlichen Rechtsquellen. Paderborn, Ferd. Schö- 
ningh 03. Mk. 4. 

Der Verf. hat mit grossem Fleisse sich der dankbaren Auf- 
gabe unterzogen, die christlichen Speiseverbote, wie sie uns na- 
mentlich später auch in den Bussbüchern entgegentreten, auf ihren 
Ursprung zu untersuchen. Mit Recht geht er dabei auf Apost. Gesch. 
15, 28 zurück, dessen Bedeutung er uns freilich nicht ganz richtig 
gewürdigt zu haben scheint. Denn von ^göttlichem Recht 44 , von einer 
„apostolischen Verfügung* 4 kann u. E. füglich für jene Periode nicht 
gesprochen werden. Damit werden Begriffe späterer Zeiten auf eine 
Periode übertragen, der sie noch fremd waren. Auch das Schlusser- 
gebniss des Verf., welcher alle solche Verbote allein auf das Prinzip 
zurückfuhren will, dass die Christen das nicht hätten geniessen dürfen, 
was überhaupt nicht von anständigen Menschen genossen zu werden 
pflege und dass keine Entlehnungen mosaischen Rechtes vorliegen, 
welches letztere häufig genug als für Christen unverbindlich hinge- 
stellt werde, will uns nicht einleuchten. Man sehe nur die eingehende 
Kasuistik der Bussbücher, und man wird bei zahlreichen Bestimmungen 
direkt auf das mosaische Recht als auf ihre Wurzel hingeführt. Das 
ist ja doch auch bei anderen christlichen Institutionen der Fall, um wie 
viel mehr konnte es in Rechtsquellen geschehen, deren anonyme Ver- 
fasser jeder subjektiven Meinung ungescheut einen doch nicht kirch- 
lich-autoritativen Ausdruck geben konnten, quorum certi sunt errores, 
incerti auctores. Vielleicht kommt der Verf. noch einmal dazu, das 
Recht der Bussbücher eingehend zu behandeln. Er wird dann m. E. 
zu dem Resultate gelangen müssen, dass die Ergebnisse, die er für 
die ersten fünf Jahrhunderte feststellt, hier nicht mehr zutreffen. E. Fr. 

70. Batiffol, Etudes d'hist. et de theolog. positive. La dis- 
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cipline de Parcane; les origines de la penitence; la hierarchie primitive; 
l'agape. Par. 02. 

71. St. John, A disputed point in St. Cyprians attitude towards 
the primacy. Americ. eccles. rev. 29, 162. 

72. L e i p o 1 d t , Schenute v. Atripe u. d. Entstehg. d. national- 
ägypt. Christenthums. Leipzig 03. (Texte u. Untersuchg. v. Gebhardt 
u. Harnack N. F. X, 1). 

73. Kehrmann, Die „Capita agendorum". Kritischer Beitrag 
zur Geschichte der Reformverhandlungen in Konstanz. (Historische 
Bibliothek. Band XV.) München u. Berlin, R. Oldenbourg 1903. 

74. H a 1 1 e r , Beitr. z. Gesch. d. Konzils v. Basel. Z. f. d. Gesch. 
d. Oberrheins 9, 9. 207. 

75. H a 1 1 e r , D. Ursprung d. gallikanischen Freiheiten. Hist Z. 
91, 193. 

76. K r ö 8 s , Kais. Ferdinand I. u. seine Reformationsvorschläge 
auf d. Konzil v. Trient b. z. Schluss der Theologenkonferenz in Inns- 
bruck. Forts. Z. f. kath. Theol. 27, 621. 

7. Schellhass, Akten üb. d. Reformthätigkeit Felician Ningu- 
ardas in Baiern u. Oesterr. 1572—77. Schluss. Quell, u. Forsch, 
a. ital. Arch. Bd. 5, 2. 

78. A 1 b e r s , Geschiedenis van het herstel der hierarchie in de 
Nederlanden 1. Nijmegen 03. 

79. Granderath*, Gesch. d. Vatikan. Konzils von seiner ersten 
Ankündigung bis zu seiner Vertagung. Nach den authentischen Do- 
kumenten dargestellt. Her. v. Kirch. Bd. 1. Vorgeschichte. Mk. 9, 
geb. 11,40. Bd. 2. Von der Eröffnung des Konzils bis zum Schlüsse 
der III. öffentl. Sitzung. (Freiburg 03, Herder). Mk. 12, geb. 14,60. 

Nachdem der Begründer der Collectio Conciliorum Lacensis Schnee- 
mann während des Druckes des III. Bandes gestorben war, übernahm 
Granderath die Fortsetzung der Publikation, welche die umfangreichste 
Sammlung der Aktenstücke zum vatikanischen Konzile enthält. Im 
.1. 1892 veröffentlichte er dann die Constitutiones dogmaticae des Kon- 
zils mit Erläuterungen, und seit der Zeit fasste er den Plan, eine aus- 
führliche Geschichte des Konzils zu schreiben. Ende 1901 waren die 
beiden ersten Bände dieses Werkes druckfertig. An der Publikation 
des ganzen, denn auch der 3te Band war inzwischen im Manuskripte 
vollendet worden, wurde er indessen durch den Tod behindert. Er 
starb im März 1902 und sein Ordensgenosse Kirch wurde von den 
Vorgesetzten mit der Herausgabe betraut, die für die ersten beiden 
Bände jetzt vorliegt, wie es scheint genau in der Gestaltung, die der 
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Verf. ihnen gegeben hatte. Das Buch verdient allgemeine Beachtung. 
Zwar besitzen wir schon die offizielle Geschichte des Konzils von Cec- 
ooni und die von Friedrich. Aber die erstere ist unvollendet geblieben, 
und Friedrich hatte nicht nur einen ausgesprochenen Parteistandpunkt, 
sondern auch selbstverständlich keinen Zugang zu den römischen Ar- 
chiven und deren reichem Material; Granderath dagegen ist dieser ge- 
stattet gewesen, und er hat die handschriftlichen Schätze eingehend 
benutzt. So kann er schon im I. Bande genaue Nachrichten geben 
über die Arbeiten zur Vorbereitung des Konzils, und im II. Bande 
die stenographischen Berichte über die Verhandlungen benutzen, die 
ja bekanntlich nicht einmal den Konzilsvätern selbst zugänglich ge- 
wesen waren. Aber der Verf. hat auch die gedruckte Literatur aus- 
reichend herangezogen, und er schildert eingehend die Bewegung, welche 
namentlich in Deutschland und Frankreich vor und während des Kon- 
zils aufgetreten ist. Somit ist er denn in der Lage, ein Gesammtbild 
zu entwerfen, welches auch bisher unbekannte Punkte klar legt und 
manche früheren Unklarheiten und Irrthümer beseitigt. Freilich darf 
dabei Eines nicht übersehen werden. Der Verfasser ist nicht blos 
Historiker, sondern auch Apologet des Konzils. Er steht ganz und 
gar in dem Banne der Auffassungen seines Ordens. Das vom „grossen 
Papst* berufene Konzil war relativ nothwendig. Seine Beschlüsse sind 
zutreffend. Seine Verhandlungen war frei. Die Infallibilität des Papstes 
itt ein altes Dogma der Kirche. Der Stand der deutschen katholi- 
schen Theologie war zur Zeit des Konzils ein inferiorer. In Deutsch- 
land herrschte der Gallikanismus u. s. w. Der Verf. nennt das „vom 
katholischen Standpunkt aus" schreiben, und von diesem aus beur- 
theilt er die konzilsfeindliche Literatur, selbst die Reden der Bischöfe 
auf dem Konzil, welche sich gegen die Vorlagen erklärten. Ein solcher 
Standpunkt ist begreiflich, ja bei einem Jesuiten nothwendig. Aber 
er muss doch den Leser und vor allen Dingen den evangelischen ver- 
anlassen, stets das Messer der Kritik an die Ausführungen des Verf. 
zu legen. — Der dritte noch ausstehende Band soll binnen Jahres- 
frist erscheinen. Er wird die Debatten über die Infallibilitätsfrage 
bringen und wohl auch — darüber ist nichts gesagt — die Aufnahme 
des Konzils behandeln. Inzwischen wird die in den beiden ersten Bän- 
den geübte, manchmal auch persönlich beleidigende Polemik, gewiss 
manche Gegenantwort hervorrufen, und so dem unbefangenen Forscher 
Gelegenheit geben , aus dem Gegensatz der Meinungen den richtigen 
Kern herauszuschälen. E. Fr. 

80. Labanca, AI nome papa nelle chiese Christiane. (Aus 
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Atti del Congresso internaz. degli orientalisti. Rome ottob. 99. t. III. 
p. 2. Firenze 02. 

81. K n e 1 1 e r , Papst u. Konzil im ersten Jahrtausend. Z. f. 
kath. Theol. 27, H. 3. 

82. Bernardakis, Les appels au pape dans l'egl. grecque jus- 
qu'ft Photius. Echos d'Or. 1903, 30. 118. 249. 

83. Z e i 1 1 e r , Les relations de Taue. egl. de Salone avec l'egl. 
rom. Bessarion 4, 235. 

84. Bricout, Les elect. pontificales depuis la fondat. du pouv. 
temporel jusqu'au decret de Nicolas II en 1059. R. du clerge franc 
35, 562. 

85. G ö 1 1 e r , Z. Stellung d. päpstl. Kämmerers unter Clemens VII 
A. f. k. KR. 83, 387. 

86. G i 1 1 m a n n *, I). Institut d. Chorbischöfe im Orient. Histor.- 
kanonistische Studien. München 1903. J. J. Lentner. M. 2,50. (Ver- 
öffentlichungen a. d. kirchenhistor. Seminar München. U. Reihe No. 1). 

Der Verf. nimmt folgenden Entwickelungsgang an. Allerdings habe 
ursprünglich das Christenthum vorzugsweise in den Städten Entfaltung 
und darum in ihnen die kirchliche von Gott eingesetzte — der Verf. 
ist Katholik — Organisation des Episkopates Platz gefunden, aber 
doch auch auf dem platten Lande seien Christen gewesen und für ihre 
Pastoration Dorfbischöfe, die einen episkopalen Ordo besessen hätten, 
d. h. die höheren Weihen ertheilen durften, denn in dieser Befugnis« 
wurzle der Haupt unterschied zwischen Presbytern und Episkopen. All- 
mählich hätten indessen die Stadtbischöfe diejenigen des platten Lan- 
des in Abhängigkeit gebracht, und ihnen die Befugniss der Ertheilung 
der höheren Weihen entzogen, bis sie schliesslich beseitigt und an ihrer 
Stelle Presbyter bestellt worden wären. Es habe also bezüglich der 
Chorbischöfe derselbe Entwickelungsgang in ihrem Verhältniss zum 
Stadtbischof Platz gegriffen, wie er für diesen in Beziehung zum Me- 
tropoliten eingetreten sei, und hier wie dort seien die politischen Ver- 
hältnisse massgebend gewesen, da ja nach römischer Staatsorganisation 
das platte Land keinen selbständigen Verwaltungsbezirk gebildet, son- 
dern als Zubehör einer civitas vou dieser aus mitverwaltet worden sei. 
— Es ist uns nicht leicht, von unserem Standpunkte aus zu den Er- 
gebnissen des Verf. Stellung zu nehmen, weil das Grundprinzip unserer 
Betrachtung andersartig ist. Wir erblicken auch in dem Episkopate 
eine geschichtliche Bildung; wir behaupten, dass diese sich ganz un- 
gleichmässig und in den verschiedenen Gebieten des Christenthuins 
verschiedenartig herausgebildet habe, zuuächst freilich nur in den 
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Städten, so dass die spätere Regel, dass allein in den Städten Bischöfe 
sitzen sollten, eigentlich nur den ursprünglichen normalen Zustand 
wiederherstellen sollte. Wir nehmen gleichfalls eine Einwirkung des 
politischen Vorbildes der civitas an, aber in dem Sinne, dass das die 
Stadt umgebende platte Land ursprünglich und normal zur napoixCa 
des Stadtbischofs gehört habe, von ihm pastorirt und erst später an 
Presbyter übergeben worden sei. Möglich, ja wahrscheinlich, dass auch 
vereinzelt in Gemeinden des platten Landes Episkopen sich herausge- 
bildet haben, die dann später der Diözese des Stadtbischofes einver- 
leibt worden sind. Aber das scheint uns nicht die typische Bildung 
gewesen zu sein. Auf alle Fälle aber meinen wir, dass die occidenta- 
lischen Chorbischöfe mit den orientalischen nur den Namen gemeinsam 
gehabt haben, ja dass selbst im Orient unter dem gleichen Namen 
verschiedene Bildungen vorliegen. Denn die Chorbischöfe, die z. B. 
in den nestorianischen Quellen — der Verf. hat leider Chabot's Syno- 
dicon Orientale nicht benutzt — und auch anderwärts nur in Einzahl 
vorkommen sollen, sind schwerlich aus den Landbischöfen hervorge- 
wachsen. Diese bieten vielmehr starke Analogien zu den occidentali- 
schen Chorbischöfeu dar, über welche der Verf. noch später handeln 
will. E. Fr. 

87. B a g e r o t , L'organisat. et le regime inter. du chapitre de 
Remiremont du XIII au XVIII« siecle. Annales de l'Est 1899, 560. 
1900, 35. 406; 1901, 40. 205; 1902, 20, 1903, 45. 

88. K u h 1 , D. Landdechant v. Jülich i. XVIII. Jahrh. Rhein. 
Gesch. Bl. 6, 171. 229. 

89. Adam, Un chapitre rural d'autrefois d'apres les protocoles 
du chapitre du-Haut-Faguenau. R. cath. d'Alsace 22, 42. 112. 223. 
287. 371. 

90. Gill, The village church in the Olden Time. Nottingham 03 2 . 

91. Hess, Ueber den im IL Decennium d. XIX. Jahrh. in Bayern 
fühlbar gewordenen Seelsorgermangel nebst einem staatl. u. kirchl. 
Aktenstücke hierüber. A. f. k. KR. 83, 199. 

92. R e i 1 1 y , Quod ubique, quod semper, quod ab omnibus. Et. 
sur la regle de foi de S. Vincent de Lerins. Tours 03 these. 

93. R i e d e r , D. geistl. Gericht d. Hochstifts Konstanz in Zürich 
1366. A. f. k. KR. 83, 193. 

94. Senn*, L'institution des avoueries ecclesiastiques en France. 
(Paris 03. Arthur Rousseau). 

Wir möchten auch die deutschen Fachgenossen auf diese eingehen- 
den, besonnenen und zutreffenden Untersuchungen über eine Institution 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 3. 26 
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hinweisen, welche auch in der deutschen Literatur noch nicht genügende 
Klärung erfahren hat. Wenn der Verf. auch speziell den französischen 
Rechtsstand untersucht, so ist dieser doch mit dem deutschen aus der- 
selben fränkischen Wurzel hervorgewachsen. Schade, dass der Verf. 
Seeligers neueste Publikation über die Immunitäten noch nicht benutzen 
konnte. E. Fr. 

95. Holder*, Des visites pastorales dans la diocese de Lau- 
sanne depuis la fin du 16 e siecle jusqu'ä vers le milieu du 19* siecle, 
fitude sur Fhistoire du droit et de la discipline ecclesiastique dans la 
Suisse Romande (Fribourg 03). 

Es ist bekannt, eine wie wichtige Quelle der Erkenntniss die Vi- 
sitationsurkunden bilden. Denn das generelle kirchliche Recht hat 
doch eine partikularrechtlich sehr verschiedene Ausgestaltung erfahren, 
und das Leben hat sich oft genug der rechtlichen Regulirung nicht 
gefugt. Das was gelten sollte ist vielfach erst nach langen Kämpfen 
geltend geworden und dann auch noch nicht stets in der gewollten 
Art. Der Verf. hat sich der dankbaren und schwierigen Aufgabe 
unterzogen, für die Diözese Lausanne die gewünschten Aufschlüsse zu 
geben, wobei er gedruckte und ungedruckte Materialien benutzt und 
die letzteren zum Theil in seinem Buche zum Abdrucke gebracht hat 
Er schickt eine kurze allgemeine Charakteristik des kirchlichen Visi- 
tationswesens voran, theilt weiter die für Lausanne massgebende ordi- 
nes visitationum mit, die mit dem allgemeinen, im Pontificale Romanum 
gegebenen nicht durchweg übereinstimmen, um dann nach der Ord- 
nung der einzelnen Bischöfe deren Visitationen zu beleuchten und na- 
mentlich die auf deren Grund erlassenen Recessus mitzutheilen. Diese 
Darstellung beginnt mit dem Episkopate von Jean Doros (1600—1607) 
und erstreckt sich bis zu demjenigen von Tobias Yenni (1815 — 1845.) 

E. Fr. 

96. Ludwig, Die Bussstationen in d. abendländ. K. A. f. k. 
KR. 83, 219. 

97. Lepicier, Les indulgences : leur origine, leur nature, Jeur 
developpement 1. 2. (Par. 03.) 

98. F a v r e , Le serment confirmatoire dans Panc. droit franc. these. 
Par. 03. 

99. Kirsch*, D. Verwaltung d. Annaten unter Clemens VL 
Rom. Quart.Schr. 16, 125. 

Die neueste Schrift desselben Verf. ist uns erst während des 
Druckes dieser literarischen Uebersicht zugegangen. Sie wird im näch- 
sten Hefte Besprechung finden. 
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100. Jensen, Der englische Peterspfennig u. die Lehenssteuer 
aas England u. Irland an den Papststuhl im Mittelalter. Heidelberg 03. 

VI. Staat und Kirche. 

27. C a r a y o n , Essai sur les rapports du pouvoir politique et du 
pouvoir relig. chez Montesquieu. Montbel. 03. 

28. Andre, La Separation des eglises et de l'etat. Alengon 03. 

29. Jalabert, De la separat, des egl. et de l'etat au point de 
vue du protestant. franc. Conference faite a la fac. de theol. prot. de 
Paris le 3 juin 03. (Extrait de la R. chretienne). D61e-du Jura 03. 

30. M u s e r , D. Trennung v. Staat u. Kirche. Der bad. Kloster- 
streit. Die Erzieh ungs- u. Schulfrage. Bamberg 03. 

31. Mayer, D. Klosterpolitik Ottos I. (Forts, u. Schi.) Progr. 
Ungar.-Hradisch 02. 

32. W i 1 1 s o n , Hist. of the church and state in Norway. From 
10* to 16* Century. Lond. 03. 

33. Löffler, D. westfal. Bischöfe im Investiturstreit u. in d. 
Sachsenkriegen unter Heinr. IV. Progr. Berlin 03. 

34. K r a b b o , Die Versuche der Babenberger zur Gründung e. 
Landeskirche in Oesterreich. (Aus : „Archiv f. österr. Gesch."). Wien 03. 

35. Flach, La royaute et PEgl. en France du IX au XI* siecle. 
R. d'hist. ecclSs. 4, 432. (Auszug aus Origines de l'ancienne France t. 3.) 

36. C o m b e t , Louis XI et le St.-Siege (1461—83). Paris 03. 

37. Schmitz, Z. Vorgeschichte d. Konkordates . . . Bourges 
(1483). Die kirchl. Kollations- u. Besteuerungsfrage in Frankreich in 
d. J. 1417—26. Münster 02. (Diss.) 

38. M e n t i o n , Collection de Textes pour servir ä Tetude et ä 
l'enseignement de l'histoire. Documents relatifs aux rapports du clerge 
avec la royaute de 1705 ä 1789. IL La Bulle Unigenitus, le Parle- 
ment, les jansenistes et le clerge, le clerge et le fisc; la suppression 
des jesuites. Par. 03. 

39. Zickursch, August d. Starke u. d. kath. K. in d. Jahren 
1697—1720. H. Z. f. KGesch. 24, 232. 

40. Lochmann, Friedrich der Grosse, die schlesischen Katho- 
liken u. die Jesuiten seit 1756. Ein Beitrag zur Gesch. der preuss. 
Kirchenpolitik. Göttingen 03. 

41. Mathieu, Le concordat de 1801 : ses origines , son hist., 
d'apres des docum. inedits. Par. 03. 

42. König, Pius VII. u. d. Reichskonkordat. Progr. Kalksburg 02. 

43. G i r 6 n , La reforma del Concordato celebrado entre la S. 

26* 
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Sede y el reino de Espafia. Riv. gener. de legislac. 100. 

44. Hostache, De la situatiou legale des protest. en France. 
R. cath. des instit. 30, 289. 

45. Broquet, L'egl. et l'etat en Suisse. R. cath. des instit. 30, 193. 

46. Nourrisson, Situation legale de l'Egl. cath. en Angleterre. 
R. cath. des institut. 30, 385. 

47. Crouzil, Situat. legale du catholicisme en Hollande. R. 
du clerge franc. 34, 584. 

48. de Frezals, Situat. de l'egl. cath. dans la republ. Argen- 
tine. R. cath. des instit. 30, 340. 

49. Lescoeur, L'Egl. cathol. et le gouvernem. russe. Par. 03. 

50. Frere, The relation of church and parliament in regard to 
eccles. discipline. Lond. 03. 48 S. 

51. Krammer, Rechtsgesch. d. Kurfürstenkollegs bis z. Aus- 
gange Karls IV. Kap. 1. Der Einfluss des Papsttums auf die deutsche 
Königswahl. Berl. 03. Diss. 

52. B o m p a r d , La conclusion et l'abrogat. des concordats. Rer. 
pol. et parlem. 36, 30. 553. 

53. Schiappoli, Sulla competenza dei tribunali ordinari in materia 
di atti e prowedimenti della autoritä ecclesiastica. La Legge 43, 729. 

54. D e 1 1 a P o r t a *, II diritto di placitazione in Piemonte e 
l'indulto di Niccolo V. P. I. Dalle origini a Carlo Emanuele HI. 
Studio storico di diritto ecclesiastico subalpino. (Con documenti in- 
editi.) (Torino, FratelH Bocca 1903). 

Die vorliegende Arbeit ist eine überaus fleissige Doktordissertation 
aus der Schule des vortrefflichen Ruffini. Wir möchten auch die 
deutschen Fachgenossen auf dies tüchtige Werk aufmerksam machen, 
dessen Weiterführung sehr erwünscht wäre. Nachdem der Verf. 
erst einige Begriffsbestimmungen gegeben hat, die bei der unbestimm- 
ten Natur des Plazets zwischen diesem und dem exequatur zu unter- 
scheiden unternehmen, zeigt er in der geschichtlichen, auch auf unge- 
druckten Quellen beruhenden Darstellung, wie sich die landesherrlichen 
Befugnisse aus dem Breve v. 10. Januar 1451 entwickelt haben. Wir 
möchten den Inhalt dieses viel umstrittenen Aktenstückes nicht so hoch 
anschlagen wie der Verf. Es gibt dem Landesherra kein Pfründen- 
besetzungsrecht, wie es um dieselbe Zeit Kaiser Friedrich HL, andere 
deutsche Fürsten und später auch die savoyischen für die Bisthümer 
Genf und Lausanne erhalten haben, sondern es enthält nur eine Be- 
schränkung des päpstlichen Provisionsrechtes, welches an die landes- 
herrliche Zustimmung gebunden wurde, die oft Seitens der Päpste 
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wiederholt und noch öfters von ihnen unbeachtet gelassen worden ist. 
Erst durch französische Rechtsgedanken ist dann das allgemeine Plazet 
auch anderen jurisdiktioneilen Akten gegenüber zur Entwicklung ge- 
langt, wie ich selbst früher in meinen „Grenzen" des Näheren ausge- 
führt habe. Von besonderem Interesse ist das letzte Kapitel, welches 
eine Uebersicht gibt über die Deutung und Missachtung, die das Breve 
Nicolaus V. in der Folgezeit gehabt hat, und die mannigfach anklingen 
an die Kontroversen, die sich einst über das Wormser Konkordat er- 
hoben haben. Die kirchenpolitische Stellung des Verf. scheint uns 
übrigens zu stark vor dem abstrakten in Italien geltenden Prinzipe 
der libera chiesa in stato libero affizirt zu sein. Dieses macht sich 
auf dem Papiere vortrefflich, praktisch ist es unzulänglich. E. Fr. 

55. Lecarpentier, La propriete fonciere du clerge sous Fan- 
den regime et la vente des biens eccles. pendant la Revolut. Par. 03. 

56. Pestalozzi, Das zürcherische Kirchengut in seiner Ent- 
wicklung zum Staatsgut. Zürich 03. 

VII. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 

33. K r i c k , Handb. d. Verwaltg. d. kath. Pfarramtes (im engeren 
Sinne) m. Rücksicht auf die im Kgr. Bayern geltenden kirchl. u. staatl. 
Bestimmungen 2. 3. 1903 2 . 

34. C r o u z i 1 , Quest. de droit eccles. et civil. Les traitements. 
eccles. Par. 03. 

35. H a r i n g *, Die Schadensersatzpflicht des Erben für Delikte 
des Erblassers nach kanonischem Rechte. Unter Berücksichtigung der 
Bestimmungen des röm. u. german. Rechtes. Wien 03. Mayer & Co 
(Ehrhard u. Schindler, Theol. Studien d. Leo-Gesellsch. No. 6). Mk. 2. 

Der Verf. erörtert seine Materie zunächst nach römischem und 
germanischem Rechte. Dabei ist S. 11 die Darstellung in so weit 
nicht ganz genau, als es nicht heissen darf „ihr nicht aus der Erb- 
schaft stammendes Vermögen", denn der Sklave kann überhaupt kein 
Vermögen haben, sondern „das nach Anfall der Erbschaft erworbene 
Vermögen". Auch sollten in einer wissenschaftlichen Abhandlung nicht 
das Repetitorium von Heilfron (S. 12. 18) oder Artikel aus einem 
Staatslexikon (S. 23) als Literatur citirt werden. Für das kanonische 
Recht gelangt der Verf. zu dem der communis opinio widersprechen- 
den Ergebniss, dass der Erbe für Deliktsschulden des Erblassers nicht 
unbedingt hafte, sondern nur bis zum Betrage der Erbschaft. Seine 
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einschlagende dogmengeschichtliche Erörterung ist noch ergänzungs- 
fahig. Die Dekretistenliteratur (Paucapalea, Rolandns, Bufinus) ist 
nicht berücksichtigt worden. Zum Schluss behandelt der Verf. noch 
die Haftung des Benefiziaten für die Rechtshandlungen seines Vor- 
gängers. Wir haben uns über die Arbeit schon deswegen gefreut, weil 
sie eine in Deutschland mehr als billig vernachlässigte und nur durch 
Wolf von Glanvell gepflegte Materie behandelt, nämlich die civilrecht- 
lichen Grundsätze des kanonischen Rechts. E. Fr. 

36. H i 1 g e n r e i n e r *, Die kirchl. Vorcensur u. das Partikular- 
recht. Wien 02. Mayer & Co. 80 Pfg. (Vorträge u. Abhandl. Her. 
v. d. Leogesellsch. H. 17.) 

Die neuen Index- Vorschriften Leos XIII. sind bei den heutigen 
Pressverhältnissen kaum zu verwirklichen. So ist denn das Bestreben 
erklärlich, sie für die Praxis zu ermässigen. Der Verf. unternimmt 
das für die sog. Vorcensur d. h. die vor der Drucklegung bezw. Aus- 
gabe eines Buches einzuholende Erlaubnis 8 der kirchlichen Oberen. 
Seine Deduktion ist folgende. Im Gegensatze zu früheren päpstlichen 
Indexgesetzen heben die neuesten das Partikularrecht, sei es, dass dies 
auf Gesetz oder Gewohnheit beruht, nicht ausdrücklich auf. Folglich 
besteht dieses fort. Die partikularrechtlichen Gesetzesvorschriften fin- 
den sich in den Statuten der Provinzialsynoden. Diese dürfen zwar 
nichts gegen das ius commune bestimmen. Aber ihre vom gemeinen 
Recht abweichende Normen haben die Genehmigung Roms, also des 
Gesetzgebers gefunden. 

Die Beweisführung ist nicht ganz einwandfrei. Wenn auch die 
Kano nisten mit dem Verf. annehmen, dass die lex posterior generalis 
der lex prior specialis nicht derogire, so erscheint doch dieser Satz 
nach allgemeinen Regeln nicht unzweifelhaft. Im Corpus iuris canonici 
ist er für die autonomen Normen ausgesprochen. Nur indem man den 
Normen der Provinzialsynoden den Charakter von autonomen beilegt, 
kann man zu den Ergebnissen des Verf. gelangen, und diese Frage hätte 
einer mehr eingehenden Erörterung bedurft, als der Verf. ihr zu Theil 
werden lässt. E. Fr. 

37. Catlarciuc, D. Besetzungsrecht d. (schismat.) Patriarchal- 
stuhles v. Konstantinopel. A. f. k. KR. 83, 226. 

38. Crepon des Varennes, Nomination et Institution cano- 
nique des eveques. fllection, Pragmatiques-Sanctions Concordats. Par. 03. 

39. Geiger*, D. religiöse Erziehung der Kinder im deutschen 
Rechte. Eine Darstellung des über die Konfession des Kindes gelten- 
den Rechts in Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Schweiz u. Luxemburg. 
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(Paderborn 03. Ferd. SchÖningh, VII. u. VIII. Band der Seelsorger- 
praxis. Samml. praktischer Taschenbücher für d. kath. Klerus). Mk. 1,80. 
Nach einer kurzen geschichtlichen Einleitung stellt der Verf. das 
zur Zeit in den deutschen Einzelstaaten und, so weit diese keine ein- 
schlagenden durch das EG. z. BGB. aufrecht erhaltenen Rechtsnormen 
besitzen, nach BGB. geltende Recht dar. Der Standpunkt des Verf. 
ist der katholische, er vertritt den sog. Toleranzantrag. Wir wollen 
darüber mit dem Verf. nicht rechten. Es mag genügen, unsern prin- 
zipiellen Gegensatz allgemein hervorzuheben. Der Verf. erachtet sich 
ferner für verpflichtet, die Ansprüche seiner Kirche zu vertreten und 
nicht befugt, an deren autoritativen Aussprüchen auch nur eine Kritik 
auszuüben. Der wirkliche Werth des Buches besteht aber in der ge- 
nauen Wiedergabe des ungemein zerstreuten partikularrechtlichen Ge- 
setzesmaterials, wofür übrigens die Materialien des „Toleranzantrages" 
eine gute Vorarbeit gewährt hatten. E. Fr. 

40. S t a e r k , D. Taufritus in d. Griech.-Russ. K., sein apostol. 
Ursprung u. seine Entwickelung. Freib. 03. 

41. W e y 1 , Der Stand der Findelkinder u. anderer Namenloser. 
Civilrechtl. Studie. Meiderich u. Leipzig 03. (Sonderabdr. aus „das 
Standesamt" 2, no. 7—12.) 

42. Gerigk, Wesen u. Voraussetzungen der Todsünde. Unter- 
suchung der Frage nach dem Wesensunterschiede zwischen d. peccatum 
mortale u. veniale. Bresl. 03. 

43. Heiner, D. Beichte in d. kath. K. n. d. „ultramontanen 
Moral" des Graf Hoensbroech. A. f. k. KR. 83, 411. 

44. Andrea Galante*, La condizione giuridica delle cose 
sacre. Torino 1903. Unione Tipografico-Editrice SS. VIII. 160. 

Eine lange Reihe von Jahren ist verstrichen , seitdem Meurer 
seine geschätzten Studien, mehr dogmatischer als historischer Natur, 
über den „Begriff und Eigenthümer der heiligen Sachen" veröffentlicht 
hat. Die Unsicherheit, die auf diesem Gebiete noch immer herrscht, 
sowohl in der Lehre, wie in der Rechtssprechung (letztere besonders 
in Italien) ist m. E. hauptsächlich dadurch verursacht, dass die ge- 
schichtliche Entwickelung der diesbezüglichen kanonischen Theorien 
bis jetzt noch nicht eingehend studirt wurde. Die Erschliessung zahl- 
reicher Quellen, besonders der Dekretisten-Literatur , welche in den 
letzten Jahren geschehen ist, das Erscheinen werthvoller Studien auf 
den verwandten Gebieten des Patron atrechtes und des Benefizialwesens 
(Wahrmund, Stutz, Imbart De La Tour) Hessen mich hoffen, dass 
eine neuerliche Untersuchung der Geschichte der Res sacrae nicht 
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ohne Interesse sowohl für die Wissenschaft, als für die Rechtspraxis 
sein könnte. 

Der Ausgangspunkt meiner Studien, deren I. Theil jetzt vorliegt, 
bildet natürlich das klassische römische Recht, welches für die spätere 
Entwickelung eine wesentliche Bedeutung hat. 

Die Spärlichkeit der Quellen, die wir darüber besitzen, erklärt 
nicht nur die Unsicherheit älterer und neuerer Juristen auf diesem 
Gebiete, sondern auch die Verschiedenheit der Theorien, welche, be- 
sonders bezüglich der res sacrae, aufgestellt wurden. 

Ich habe mich bemüht (Kap. I), zuerst ein möglichst vollständiges 
Bild der res divini iuris (res sanctae, religiosae, sacrae) 
nach klassischem römischem Rechte zu geben — wobei die res sa- 
crae besonders berücksichtigt wurden — und dann die verschiedenen 
Theorien über die letzteren kritisch darzustellen. 

Tndem ich die Unhaltbarkeit der herrschenden Theorien eines 
Staatseigenthums und eines Göttereigenthums zu beweisen versucht 
habe, halte ich als wahrscheinlichste die Theorie, welche eine Rechts- 
persönlichkeit der einzelnen Tempel anerkennt, und auch von Brinz 
gewissermassen angenommen wurde, indem er die res divini iuris 
als „Zweckvermögen" höchster Potenz, und die res sacrae als „Son- 
derzweckvermögen" bezeichnet. Das zweite Kapitel ist den Kultus- 
stätten der ersten christlichen Gemeinden und der kaiserlichen Gesetz- 
gebung bezüglich der Tempel bis Theodosius II. gewidmet. Die alte 
Streitfrage, ob die Christen vor dem konstantinischen Toleranzedikte 
eigene Kirchengebäude gehabt haben, ist nach der trefflichen Unter- 
suchung Kirschs in bejahendem Sinne als gelöst anzusehen. Nach 
Konstantin hat der Kirchenbau einen grossen Aufschwung genommen, 
und gleichzeitig fangen die Massnahmen gegen die heidnischen Tempel 
an, indem die Vollendung derselben verboten wird. Constantius ordnet 
die Schliessung der Tempel auf dem Lande und in den Städten an, 
während die Vernichtung derselben von Formicus Maternus befürwortet 
wird. Nach der julianischen Restauration wird der Feldzug gegen die 
Tempel von Valentinian und Valens wieder eröffnet. Die Wiederho- 
lung aber ähnlicher Verordnungen seitens der folgenden Kaiser, bis 
Theodosius, ist ein Beweis der mangelhaften Wirkung derselben. In 
diesen Zeitpunkt fällt die berühmte Verteidigung der Tempel des 
alten Rhetors Libanius, die Zerstörung aber der alten Kultusstätten 
geht trotzdem weiter, zusammen mit der Einziehung der Einkünfte 
derselben. Im Jahre 435 hat das Zerstörungswerk seinen Höhepunkt 
erreicht mit dem Gesetz Theodosius II. und Valentinians II.. womit 
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angeordnet wird, dass alle noch bleibenden Tempel zerstört, und durch 
die Aufstellung des christlichen Kreuzes gereinigt werden. Damit 
wird die langjährige Gesetzgebung gegen die heidnischen Tempel ge- 
schlossen. Der Grundgedanke derselben ist, dass der Staat das Recht 
hat, über dieselben zu verfügen, nachdem er den Kultuszweck, dem 
sie ursprünglich gewidmet waren, nicht mehr anerkennt, und dieses 
Recht erstreckt sich. auf die sacra privatim constituta, die 
eigentlich Privateigenthumsobjekte waren. 

Im dritten Kapitel habe ich den Konsekrationsritus und die kai- 
serliche Gesetzgebung über die heiligen Sachen bis Justinian unter- 
sacht. Die ersten Christen haben eine entschiedene Abneigung gegen 
besondere Kultusstätten — wegen der Aehnlichkeit mit den heidnischen 
Tempeln — gezeigt, und verschiedene Beweise dieser Anschauung 
werden von den Apologeten geliefert. Mit dem Verfallen des Heiden- 
thums verschwindet die Gefahr der Anklage der Nachahmung heid- 
nischer Kultusformen, und nach der Bildung einer bestimmten Liturgie 
findet man, dass auch für die Einweihung der Kirchen besondere Feier- 
lichkeiten vorkommen, welche mit der Ueberlieferung der Einweihung 
des Salomonischen Tempels in Zusammenhang gebracht werden. Auch 
der häufige Brauch, Kirchen auf den Grabstätten der Heiligen zu 
bauen, ist nicht ohne Einfluss auf die christlichen Anschauungen ge- 
blieben. Bestimmte, ausführliche Spuren eines geschriebenen Konse- 
krationsritus finden wir erst im sogenannten Gelasianischen Sakramen- 
tar. — Diese Konsekrationformeln können nur theilweise dem gleich- 
namigen Papste zugeschrieben werden, während andere älteren Ge- 
bräuchen entsprechen. Die Gesetzgebung des Gelasius aber hat bezüglich 
der Kirchen eine entschiedene Bedeutung gehabt. 

Nach derselben darf keine Kirche ohne päpstliche Genehmigung 
konsekrirt werden (eine Bestimmung, die auf Italien beschränkt ge- 
blieben ist), und für Kirchengründungen seitens Privater wird ein 
ausreichendes Vermögen sowie die Ausschliessung jeden Vorrechtes 
der Gründer vorgeschrieben. Bestritten ist, wie bekannt, ob die Ge- 
lasianische Formel auch das Eigenthumsrecht der Gründer ausschliesse. 
M. E. ist das gewiss anzunehmen, und in diesem Zusammenhang habe 
ich dieselbe Streitfrage nach gemeinem römischen Rechte behandelt, 
wobei ich zu denselben Schluss gekommen bin. 

Die folgende Untersuchung über die Kirchengeräthe war wegen 
der Bedeutung derselben in der Justinianeischen Gesetzgebung geboten. 
Sehr wichtig betreffend die Kirchengeräthe sind die von Ambrosius 
in seiner Schrift „De officiis ministrorum" festgestellten Grundsätze, 
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weil dieselben m. E. einen wesentlichen Einfluss auf die betreffende 
Gesetzgebung Justinians gehabt haben. Es ist anzunehmen, dass die 
Gefässe durch den einfachen Gebrauch eingeweiht wurden, und Am- 
brosius unterscheidet zwischen vasa initiata und non initiata, 
In bestimmten Nothfällen (Unterstützung von Armen, Begrab ung von 
Toten, Erlösung von Gefangenen) dürfen nach seiner Lehre sogar die 
vasa initiata veräussert werden, welche aber zuerst zerbrochen oder zer- 
schmolzen werden müssen. 

Die Justinianeische Gesetzgebung hat sich betreffend der heiligen 
Sachen den kirchlichen Vorschriften angepasst, und m. E. kann weder 
von einer einfachen Rezeption des klassischen römischen Rechtes, noch 
einer Schöpfung neuer Bestimmungen dabei die Rede sein. Eine Ver- 
äusserung von heiligen Sachen ist demnach nur in wenigen bestimmten 
Fällen zulässig, und die Untersuchung der betreffenden Gesetzstellen 
hat mich zum Schlüsse gebracht, dass weder die Veräusserlichkeit der 
heiligen Sachen im allgemeinen, noch das Privateigenthum über die- 
selben von Justinianeischem Rechte anerkannt wurden. Die Entwicke- 
lung in den westgothischen Königreichen, sowie im suevischen, bur- 
gundischen und merowingischen Reiche, bildet den Gegenstand des 
folgenden Kapitels (Kap. IV). 

In den Bestimmungen der verschiedenen gallischen und spanischen 
Synoden dieser Zeit, wodurch die juristische Stellung der heiligen 
Sachen in verschiedener Hinsicht beleuchtet wird, treten zwei Haupt- 
momente besonders hervor: vor allem wird wiederholt die Kompetenz 
des Bischofs zur Vornahme der Weihe behauptet, und ausserdem wer- 
den die Vorrechte der Laien, die Kirchen gegründet haben, möglichst 
beschränkt oder ganz ausgeschlossen. Im burgundischen Reiche wird 
nach der Bekehrung zum katholischen Glauben die Frage der Rekon- 
sekration von arianischen Kirchen bestritten, und die Synode von 
Epaon, in Uebereinstimmung mit der Meinung des Bischofs Avitus, 
bestimmt, dass die arianischen Kirchen für den katholischen Kultus 
unbrauchbar seien. Eine besondere Bedeutung für unsere Studie hat 
das merowingische Reich. Ausser zahlreicher Synodalbestimmungen 
über das Vermögen der Privatkirchen und das Verhältniss ihrer Geist- 
lichen zu den Diözesanbischöfen gestatten uns zahlreiche Urkunden 
einen genauen Einblick in die juristische Stellung der Kirchen nach 
fränkischem Rechte. Ich habe in den verschiedenen Kirchengründungen 
seitens Laien zwei Grundtypen unterschieden : diejenigen, wo die Kirche 
ein eigenes Rechtssubjekt ist, welche in vielen Beziehungen den Syno- 
dalbeschlüssen entsprechen, und die anderen, wo die Kirchen in einem 
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dem Eigenthum ähnlichen Verhältnisse gegenüber dem Privatgründer 
sich befinden. Anfangs des VIII. Jahrhunderts sind letztere im mero- 
vingischen Reiche vorwiegend, und dadurch wird der germanischen An- 
schauung über Kircheneigenthum ein entschiedener Sieg zu Theil. 
Dieses Verhältniss der Laien zu den Kirchen ist aber m. E. vom ge- 
wöhnlichen Eigenthum verschieden, da die Kirchen durch das Asyl- 
recht, ihre Oeffentlichkeit und ihren Sonderfrieden von anderen Eigen- 
thumsobjekten sich unterscheiden müssten. So sehen wir, dass Kirchen 
verkauft, geschenkt u. s. w. werden, sie bleiben aber immer ihrem ur- 
sprünglichen Zwecke gewidmet, ohne dass bei solchen Uebertragungen 
von einer Verwerthung ihrer Bestandtheile (z. B. Materialien oder 
fundus) die Rede wäre. 

Im letzten Kapitel dieses ersten Theiles (Kap. V) habe ich die 
Entwickelung in Italien bis zum Verfall der longobardischen Herr- 
schaft untersucht. 

Bis nach Gregor I. bleiben in Italien die von Gelasius bezüglich 
der res sacrae festgestellten Grundsätze aufrecht , und die grego- 
rianische Gesetzgebung bietet auch in dieser Hinsicht ein reiches Ma- 
terial, wodurch nicht nur die Stellung der Privatgründer, sondern auch 
verschiedene die Konsekration betreffenden Fragen beleuchtet werden. 

Die zahlreichen longobardischen Urkunden, vorwiegend des VIII. 
Jahrhunderts, liefern einen wichtigen Beitrag für die Kirchen der Zeit. 
Auch hier lässt sich eine Reihe von Kirchengründungen seitens Laien 
unterscheiden, wo die Kirche ein eigenes Rechtssubjekt ist, aber gleich- 
zeitig zeigen sich die Vorrechte und Befugnisse der Privaten, wie sie 
in den sehr mannigfaltigen und charakteristischen Gründungsurkunden, 
meist unabhängig von den Bischöfen, bestimmt werden, immer vor- 
wiegend, bis zur absoluten Herrschaft der Gründer über dieselben. 

Dies ist in grossen Umrissen der Inhalt meiner Arbeit. In der 
Fortsetzung derselben habe ich vor, die historische Untersuchung bis 
zu den grossen kanonischen Sammlungen und der Bildung der dies- 
bezüglichen kirchenrechtlichen Theorien zu führen, um dann die An- 
wendung derselben in den Gesetzen und in der Rechtssprechung der 
wichtigsten europäischen Staaten darzulegen. Selbstanzeige. 

45. Bisukides, D. Erwerbstitel d. Patronatsrechts u. d. Konz. 
v. Trient. A. f. k. KR. 83, 298. 

46. N i e d n e r , Gutachten betr. d. Verpflichtung d. preuss. Staats- 
fiskus zur Unterhaltung des Kirchensystems in d. KGem. Biebrich a./Rh. 
31. März 1903 s. 1. 

Eine interessante Ausführung über die Verpflichtungen, die aus 
der Inkorporation erwachsen. 
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47. C r o u z i 1 , Quest. de droit civ. et ecclesiast. De la location 
des sieges d'egl. Par. 03. 

VIEL Ordenswesen. 

42. Bachofen, Compendium iuris Regularium. New- York 03. 

43. Chevresson, Le regime des congregat. Etüde doctrinale 
et jurisprudentielle. Par. 03. 

44. Leguey, Les congregat. autorisees. Jurisprud. et statistiqne. 
Par. 03. 

45. Boudinhon, Les congregat religienses ä voeux simples. 
Le Can. cont. 26, 385. 516. 

46. Hobe-Geiting, D. Rechtsfähigkeit d. Mitglieder religiö- 
ser Orden u. ordensähnl. Kongregationen n. kanon. u. deutschem Recht 
Breslau 03. 

47. Fare, Les voeux monastiques. et leurs effets civils dans Panc 
droit et le droit moderne. These. Par. 03. 

48. Lejenne, La confession et la communion des religieux et 
des religieuses. Par. 03. 

49. Nikolaides, rcepl xfjg novaxixffc äxxt]|ioouvyjc *v x$ xav$ xai 
xfy §XXyjvtx$ fexxXyjoiaoxix^ Öixatcp. 'Ioxoptx^ xal doYliaxtxtj Ipveuva. Athen 
1901. 

50. P e r o u s e , Les biens des associations et congregations dis- 
soutes sont-ils des biens sans maitres. Par. 03. 

51. T e n d i , In alcune forme di acquisto per parte dei membri 
delle soppresse corporazioni religiöse. Firenze 02. 

52. Ried-Brig, Manuale practicum iuris disciplinaris et crimi- 
nalis Regalarium ad usum Minorum Capucinorum. Rom. 03. 

53. A n n a y , The spirit and origin of Christian monasticism. 
Lond. 03. 

54. Harnack, D. Mönchtum, seine Ideale u. seine Geschichte. 
03«. 

55. G o e 1 1 e , D. Klöster im wirthschaftl. Verkehr. A. f. Kul- 
turgesch. Bd. 1. H. 2. 

56. Preuschen, Mönchtum u. Serapiskult. Eine religionsge- 
schichtl. Abhandig. Giessen 03 2 . 

57. A 1 b e r s , Le plus ancien coutumier de Cluny, Rev. Benedict. 
1903, 1. 

58. S c h n ü r e r , D. ursprüngl. Templerregel kritisch untersucht 
u. herg. Freib. 03. (Grauert, Stud. u. Darstellgen, 3, 1. 2.) 
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59. G o e t z , D. Quellen z. Gesch. d. h. Franz v. Assisi. Z. f. 
KGesch. 24, 165. 

60. Henry, S. Francois d' Assisi et son 6cole d'apres des docu- 
ments originaux. Par. 03. 

61. Sabatier, Description du Speculum vitae b. Francisci et 
sociorum eius (ed. de 1504). Par. 03. 

62. Knoth, Ubertino v. Casale. Ein Beitr. z. Gesch. d. Fran- 
ziskaner an d. Wende des XIIL u. XIV. Jahrh. Marb. 03. 

63. Rohault de F 1 e u r y , Les couvents de St. Dominique au 
moyen age. 1. 2. Par. 03. 

64. Monumenta historica S o c. Jesu nunc primum edita 
a patribus eiusdem societatis. Monumenta Ignatiana I. ser. t. 1. fasc. 
1—3. Madrid 03. 

— Epistolae ed. P. Nadal. T. III. fasc. 5. ib. 03. 

65. Aktenstücke zur Geschichte der Jesuiten-Missionen in 
Deutschland 1848—1872. Hrsg. v. Bernh. Duhr, S. J. Freiburg i. B. 03. 

66. W a 1 8 h , The Jesuits in Great ßritain. An Historical In- 
quiry into their Political Influence. London 03. 

67. Lemmens, D. Anfänge d. Klarissenordens. Rom. Quartal- 
schr. 16, 93. 

68. Lecestre, Abbayes , prieures et couvents d'hommes en 
France. Liste generale, d'apres les papiers de la commission des re- 
guliere, en 1768. Paris 03. 

69. A u 1 a r d , La revolut. franc. et les congregat. Rev. pol. et 
parlem. 36, 237. 

70. A u 1 a r d , La revolut. franc. et les congregat. Par. 03. 

71. M o u r e a u , La loi sur les associat. et les congregat. relig. IL 
R. des sciences. äccles 9 Serie t. 7 Mai. 

72. S t e e 1 e , Monasteries and Religious Houses of Great Britain 
and Ireland. With an Appendix on the Religious Houses in America. 
Preface by the Bishop of Clifton. 03. 

73. Antrobus, The life of s. Philip Neri (1515—95) apostle 
of Rome and frunder of the Congregat. of the Oratory. St. Jons 03. 1. 2. 

74. Albertini, L'oeuvre de Francisco de Victoria et la doctrine 
canonique du droit de la guerre. Par. 03 these. 

75. Cicercule Paridaeus, Mere Marie-Th6rese, fondatrice 
de la congregat. des Filles de Marie. Louvain 03. 

76. Walle, Manuel complet des congregations de la tres sainte 
vierge Marie. Nouv. 6dit. donnant les documents authentiques les plus 
recents. Gand 03. 
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IX. Evangelisches Kirchenrecht. 

18. Edler v. Hoffmann*, Das Verfassungsrecht d. niederlän- 
dischen Reformierten bis zum Beginn der Dordrechter Nationalsynode 
v. 1618/19. Leipzig, C. L. Hirschfeld 1902. 

Die richtige Erkenntniss der reformirten kirchlichen Verfassungs- 
prinzipien verdanken wir Rieker, aber dieser hat die niederländische 
Eutwickelung im Wesentlichen unberücksichtigt gelassen. Und doch 
sind gerade deren Grundsätze nach Deutschland gedrungen und bilden 
die Basis der Rheinisch- Westfälischen Kirchen Verfassung, die wieder 
ihrerseits das Vorbild für die meisten jetzt geltenden Kirchen Verfas- 
sungen geworden ist. Der Verf. füllt die von Rieker gelassene Lücke 
aus. Sein Buch ist ge wissermassen eine Ergänzung jenes. Die Arbeit war 
insofern leichter als die Riekers, weil der Verf. es mit einem konzentrir- 
ten, durch neue Ausgaben gut zugänglichen Quellenmaterial zu thun 
hatte. Aber freilich berücksichtigt er im I. Theile auch die Verfassung 
der Fremdengemeinden in London, der französisch-ref. Gemeinden und 
der ostfriesischen, schon weil diese auf die niederländische Verfassung 
Einfluss ausgeübt haben. Der Verf. hat ernste Studien gemacht und 
versteht es, deren Ergebnisse klar darzustellen. Vielleicht beschenkt 
er uns noch mit einer Weiterführung seiner verdienstlichen Untersu- 
chungen. E. Fr. 

19. B 1 e i b t r e u , D. ev. Lehre von d. sichtbaren u. unsichtbaren 
Kirche. Tüb. 03. (Aus theol. Arbeiten v. d. rhein. wissensch. Pre- 
diger-Verein S. 52—94.) 

20. K o 1 d e , D. Staatsgedanke d. Reformat. u. d. röin. Kirche. 
Vortrag. Leipz. 03. 

21. M i r b t *, Der Zusammenschluss d. ev. Landeskirchen Deutsch- 
lands. Rede (Marb. 03. Marburger akademische Reden 1903, no. 9). 

Der Verf. behandelt in dem knappen Rahmen einer akademischen 
Rede ein aktuelles Thema. Er betont den Gegensatz zwischen der 
Einheitlichkeit der römischen und der Zersplitterung der evangelischen 
Kirche. Schon zur Abwehr der aggressiven Bestrebungen der ersteren 
ist eine Organisation der letzteren erforderlich. Der Verf. deutet an, 
wie diesen Zwecken das alte Corpus Evangelicorum gedient habe, und 
dass der Gedanke an die Schaffung eines ähnlichen Systemes von Zeit 
zu Zeit immer aufs Neue aufgetaucht ist. Der Verf. steht der jetzt 
geplanten Verwirklichung der Idee sympatisch gegenüber, und wir kön- 
nen seinen besonnenen und massvollen Erörterungen nur unsere Zu- 
stimmung schenken. E. Fr. 
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22. Friedmann*, Geschichte u. Struktur d. Notstandsverord- 
nungen. Mit besonderer Berücksichtigung des Kirchenrechts. (Stuttg., 
Ferd. Enke 03.) [Stutz, Kirchenrechtl. Abhandig. H. 5]. Mk. 6,20. 

Die fleissige und scharfsinnige Arbeit ist nicht durchaus kirchen- 
rechtlicher Natur. Vielmehr gibt sie im Kap. I auch eine Geschichte 
der staatlichen No thst an ds Verordnung, die ja unstreitig der kirchlichen 
zum Vorbilde gedient hat. Diese letztere wird dann im Kap. II ge- 
schichtlich und im Buch II dogmatisch erörtert, wobei im letzten Ka- 
pitel die Unterschiede zwischen der staatlichen und kirchlichen Noth- 
standsverordnung hervorgehoben werden. Der Verf. operirt streng 
juristisch und hat bei seiner Interpretation der geltenden ev. Verfas- 
sungsgesetze nur dem Umstände nicht immer genügend Rechnung ge- 
tragen, dass die Terminologie der kirchlichen Gesetze nicht stets eine 
strenge juristische ist, und deswegen nicht die scharfe Interpretation 
verträgt, welche bei staatlichen Gesetzen geboten und angebracht ist. 
Dass seine Arbeit eine Lücke ausfüllt, ergibt sich schon aus der Ver- 
gleichung mit Schoens Preussischem Kirchenrecht , welcher die vor- 
liegende Frage keineswegs eingehend behandelt, obgleich sie wichtig 
genug ist, und Schoen nach den Worten seiner Vorrede gerade auf 
die Darstellung des Details ein besonderes Gewicht legt. E. Fr. 

23. Dresbach, Beitr. z. Entwicklungs-Gesch. d. Pfarrsysteme 
in d. Grafsch. Mark. Jahrb. d. Ver. f. ev. KG. Westfalens 5, 179. 

24. F i 8 c h e r , Zur Gesch. d. ev. Beichte. II. Niedergang und 
Neubelebung des Beichtinstituts in Wittenberg in d. Anfängen d. Re- 
formation. Leipzig 03. (Bonwetsch u. Seeberg, Stud. z. Gesch. d. 
Theol. u. d. Kirche. Bd. 3. H. 4.) 

25. Nöldeke, D. kirchl. Beerdigung der Selbstmörder. Mit e. 
Vorrede v. Baumgarten. Giessen 03. 

26. Synode, Deutsch Evang. , von Nord- Amerika. Handbuch 
der Deutschen Evang. Synode von Nord- Amerika, enthaltend Statuten, 
Nebengesetze, Beschlüsse d. Synode, nebst einem Anhange von For- 
mularen u. parlamentarischen Regeln. St. Louis, Mo. 03. 

X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 

27. De C o m b e s , La Situation des juifs .et des chretiens a Rome 
et l'edit de Neron. (Contin.) R. cath. des instit. 1903, 249. 

28. Callewaert, Le delit du christianisme aux deux premiers 
siecles. Rev. d. Quest. hist. t. 74. no. 147. 

29. A 1 1 a r d , Histoire des persecutions pendant les deux premiers 
siecles. 3. ed., revue et augm. Paris 03. 
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30. Fichlbauer, Die Gegenreformation im Dekanatsbezirke 
Rüdenhausen (Unterfranken). Beitr. z. Bayer. KGesch. 9. H. 5. 

31. H ö g 1 , D. Bekehrung der Oberpfalz durch Kurf. Maximilian I. 
Nach Archivakten bearbeitet. Bd. 1 : Gegenreformation. Regensb. 03. 

32. Faurey, Henri IV. et l'edit de Nantes (Bordeaux 03). 

33. C a r n u s , La tolerance protestante. Par. 03. 

34. Wolkan, D. Lehre d. Wiedertäufer. Ein Beitr. z. deutsch, 
u. niederländ. Litteratur- u. Kirchengesch. Berl. 03. 

35. B a x , Rise and fall of the Anabaptits. New-York 03. 

XL Eherecht. 

63. B.artsch*, D. Rechtsstellung d. Frau als Gattin u. Mutter. 
Geschichtliche Entwicklung ihrer persönlichen Stellung im Privatrecht 
bis in das achtzehnte Jahrhundert. Leipz. 03. Veit & Co. Mk. 5. 

In geistvoller Darstellung zeigt der Verf., wie die heutige Rechts- 
stellung der Frau als Tochter, Gattin, Mutter sich entwickelt hat Es 
ist weniger eine Geschichte der Institutionen als vielmehr ihres Geistes, 
die in prägnanter Darstellung vorgeführt wird. Das römische, jüdi- 
sche, kirchliche, germanische Recht wird charakterisiert. Das Thema 
des Buches ist eigentlich das deutsche Recht. Aber zu seiner Klar- 
legung ist die Kenntniss der anderen unerlässlich. Das Buch ist darum 
auch für den Kanonisten bemerkenswert, denn auch das Eheschliessungs- 
und Scheiderecht, sowie die elterliche Einwilligung in die Ehen 
der Kinder wird zur Darstellung gebracht. Wenn wir nun auch nicht 
allen Ausführungen des Verf. beipflichten können, und gerade in kir- 
chenrechtlicher Beziehung eine eingehendere Benutzung der einschla- 
genden Literatur vermissen, so wird doch auch der Kanonist diese Schrift 
nicht aus den Händen legen, ohne mannigfache Belehrung empfangen 
zu haben. E. Fr. 

64. Wieruszowski*, Handbuch des Eherechtes mit Ausschluss 
des Eheschlies8ungs- und Ehescheidungsrechtes unter Berücksichtigung 
der gesammten am 1. Jan. 1900 in Kraft getretenen Reichsgesetze u. 
d. preuss. Ausführungsgesetze. Th. IL Das eheliche Güterrecht. Abt 1. 
Allgemeiner Theil, enthaltend insbes. die Lehren von den örtlichen 
und zeitlichen Herrschaftsgrenzen der Güterrechtsnormen und das 
Ueberleitungsrecht d. deutschen Einzelstaaten. Düsseldorf 1903. L 
Schvann. Mk. 3. 

Zwischen dem Erscheinen dieser Abtheilung und derjenigen des 
I. Bandes liegt eine längere Pause. Doch wird die prompte Forsetzung 
versprochen. Die tüchtige Arbeit fällt wesentlich nicht in den Bereich 
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dieser Zeitschrift. Denn gerade die bei der Ehe kirchen rechtlich allein 
wesentlichen Materien der Eheschliessung und ihrer Voraussetzung, 
sowie den Ehebruch hat der Verf. grundsätzlich ausgeschlossen. So 
iuteressiren die Leser dieser Ztschr. sich in dem vorliegenden Hefte 
nur für die Abschnitte über die vermögensrechtlichen Wirkungen der 
Putativehe. E. Fr. 

65. Nietzold, D. Ehe in Aegypten z. Ptolemäisch-Röm. Zeit. 
Nach den Griech. Heiratskontrakten u. verwandten Urkunden. (Leipz. 
03. Dies.). 

66. Stocquart, Le mar. en droit ecossais. (Extr. d. Journ. d. 
droit internat. prive.) Par. 02. 

67. Stocquart, Les origines de la secularisation du mariage 
en France. R. de l'Univ. de Brux. 8, 433. 

68. M u 1 1 e r , De invoering van het burgerlijk huwelijk te Utrecht. 
Neederl. archief voor Kerkgeschiedn. 1903, 190. 

69. Villien, L'empechement de mariage. La notion juridique 
d'apres Thistoire. Le Can. cont. 26, 420. 543. 

70. A n t o n e 1 1 i , De mulieris excisae impotentia ad matrimon. 
Rom. 03. 

71. Holtzheimer, D. Wiederverheiratung im Falle d. Ver- 
schollenheit u. d. Todeserklärung. Rostock 02 (Diss.). 

72. P e n o t , Evolution du mariage et consanguinite (these. Par. 02). 

73. Seidlmayer, Ueber Personen- u. Eigenschaftsirrthum bei 
der Eheschliessung nach BGB § 1333. Jahrb. f. d. Dogmat. 46. 183. 

74. Gerigk, D. Irrthum beim Ehevertrage n. d. Natur recht 
Diss. Berlin 03. 

75. Raff ay, D. Ungültigkeit d. Ehe im Sinne d. Ungar. Ehe- 
rechts. Pest 03. 

76. Raffay, Die Nichtigkeit der Ehe im Sinne des ungar. Ehe- 
gesetzes. Z. f. internat. Pr.R. 13, 92. 

77. A h r e n s , D. Rechtsstellung der Kinder aus nichtigen Ehen 
nach dem BGB. (Borna — Leipz. 03. In.Diss.). 

78. C h i r o n i , Nullitä del matrimonio celebrato da Italiani in 
paese estero diananzi all' agente diplomatico anzi che al console. La 
Legge 43, 778. 

79. Fahrner*, Gesch. d. Ehescheidung im kanon. R. 1 — 2. 
1: Gesch. d. Unauflöslichkeitsprinzips u. d. vollkommenen Scheidung 
der Ehe. Freib. 03. Herder. Mk. 5. 

Wir können über das vorliegende Buch nur unsere Anerkennung 
aussprechen. Es ist eine tüchtige wissenschaftliche Leistung, mit wel- 

Deutsche ZeiUchr. f. Kirchenrecht. XIII. 3. 27 
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eher der Verf. sich in den Kreis der Kanonisten einfuhrt, und wenn 
er auch durch seinen konfessionellen Standpunkt gebunden ist, so ver- 
führt ihn das doch nicht dazu , den Quellenstellen Gewalt anzuthun 
und den faktischen Rechtsstand zu verschleiern. Ich bin immer der 
Meinung gewesen, dass das materielle Recht der Ehescheidung nur 
durch Ergründung des formellen in seiner Entwickelung erkannt wer- 
den könne. Diesen auch von Geffcken eingenommenen Standpunkt 
vertritt der Verf. gleichfalls. Ich möchte meine im Lehrbuche ange- 
deutete Meinung dahin präzisiren, dass aus der Disciplinargerichtsbar- 
keit über Ehefragen sich die civile Gerichtsbarkeit mit logischer Not- 
wendigkeit herausbilden musste. Wenn nach dem Zeugnisse Reginos 
das Sendgericht mit Disciplinarstrafen einschritt gegen denjenigen, der 
sich widerrechtlich, d. h. gegen die canones von seinem Ehegatten ge- 
trennt hatte, so war es nur ein naturgemässer Zug der Entwickelung. 
dass derjenige, welcher vom Sendgericht unbehelligt bleiben wollte, 
die Möglichkeit des diseiplinaren Einschreitens dadurch auszuschliessen 
unternahm, dass er gleich bei der Trennung sich deren Rechtmässig- 
keit vom Bischof konstatiren Hess. Diese Konstatirung war doch aber 
nichts anderes als ein Spruch, der die Ehegemeinschaft auflöste, musste 
jedenfalls sich dazu entwickeln. Uebrigens untersucht der Verf. auch 
genau die dogmengeschichtliche Entwickelung des sog. Privilegium 
Paulinum und die Auflösung des matrimonium consummatum. Seine 
Auffassung, dass eine solche in Deutschland noch nach dem früheren 
Reichsrecht möglich gewesen sei — der Verf. beruft sich dabei un- 
richtiger Weise auf Scherer anstatt Sicherer — theile ich nicht, wie 
ich im Lehrbuch 4. Auflage genauer ausgeführt habe. 

Wo der Verf. dogmengeschichtlich mit der Canones-Sammlung von 
Anseimus operirt, stützt er sich auf die Mittheilungen, die Geffcken 
aus einem Codex der Leipziger Universitätsbibliothek aus dieser Samm- 
lung gemacht hat. Dabei übersieht er aber, dass nach den Unter- 
suchungen von Fournier der genannte Codex gar nicht die wirkliche 
Sammlung enthält, sondern nur eine spätere Bearbeitung derselben. 

Der IL Theil des Buches soll die Geschichte „der unvollkomme- 
nen" Ehescheidung enthalten. Wir sehen ihm mit günstiger Erwartung 
entgegen. E. Fr. 

80. Bonardi, L'indissolubilitä del vincolo matrimoniale. (Diss. 
Torino 03). 

81. Hörschelmann, Ueber Ehescheidung u. Wiederverheira- 
thung Geschiedener. Mitth. u. Nachr. f. d. ev. K. in Russl. Bd. 59. 

82. Königsberger, D. rechtl. Stellg. d. schuldigen Ehegatten 
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nach der Scheidung. Nach d. Rechte des BGB. nebst einem histor. 
Ueberblick. Diss. Greifsw. 03. 

83. Albrecht*, Verbrechen und Strafen nach ev. Kirchenrecht. 
Stuttg. Enke 03. (Stutz, Kirchenrechtliche Abhandlungen. H. 4). 
Mk. 7,20. 

Die Abhandlung gibt eine sehr fleissige und verständige dogmen- 
geschichtliche Untersuchung, welche die Wandlungen nachweist, die 
sich bei Ausgestaltung dieses Ehescheidungsgrundes in der Lehre und 
Praxis des deutschen ev. Kirchenrechts und in der deutschen gemeinrecht- 
lichen Praxis sowie in der partikularrechtlichen Gesetzgebung vollzogen 
haben. Den Schluss bildet die Erörterung des BGB., mit deren Er- 
gebnissen wir uns gleichfalls einverstanden erklären können. E. Fr. 

84. H e 1 1 w i g , Erlöschung d. Scheidungsrechts in der Revisions- 
instanz (Vollstreckungsklage gegen konstitutive Urteile). D. Jur. Zeitg. 
1903, 284. 

85. L a 1 1 e s , La procedura del divorzio. Treviso 03. 

86. Olshausen, D. Aufhebung d. ehel. Gemeinschaft nach dem 
BGB. Arch. f. Bürgerl. R. 23, 149. 

87. P a t e k , D. Wirkungen d. Ehescheidg. u. d. Aufhebg. d. ehel. 
Gemeinsch. nach d. BGB. Rostock 03. Diss. 

88. Toepffer, D. Aufhebung d. ehel. Gemeinschaft nach dem 
BGB. Guben 03 (Lelpz. Diss.). 

89. Zarzycki, Le divorce et la separat, de corps compares dans 
leur cause. Par. 03. 

90. Regnault, Le mariage, (quant k ses conditions intrinse- 
ques), la separat, de corps et le divorce. Par. 03. 

91. De M e o , Adulterio e divorzio (diss. Torino 02). 

92. Fonzo, L'ordine della famiglia : separazione o divorzio (Mi- 
lano 02). 

93. B a 1 1 e r i n , Matrimonio e divorzio. Pavia 02. 

94. G i a c c h e 1 1 i , La questione del divorzio. Firenze 03. 

95. G a b b a , Contro il divorzio. Conferenza (Milano 02). 

96. Siotto-Pintor, II divorzio al cospetto della scienza guri- 
<lica e sociale. Conferenza. Perugia 03. 

97. L a r g h i , II divorzio. Conferenza (Siena 02). 

Xu. Schule. 

23. F r i e d e n t h a 1 , Preuss. Volksschulrecht unter bes. Berück- 
sichtigung d. schles. Provinzialrechts. Berl. 03. 

24. Seydewitz v. , D. K. sächs. Volksschulgesetz v. 2Ö./4. 73 
nebst Ausführungsverordnungen u. den damit in Verbindung stehenden 

27* 
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Gesetzen u. Verordn. Mit erl. Anmerkgen. Her. v. Kockel u. Kretzsch- 
mar, Leipz. 03 *. (Jur. Handbibliothek v. Hallbauer u. Schelcher no. 338. 

25. Kretzschmar, D. höhere Schulwesen i. Kgr. Sachsen. 
G. über die Gymnasien, Realschulen u. Seminare v. 29./ VIII. 76 nebst 
Ausführgsverordn. u. d. einschlagenden Gesetz., VV. u. Entscheidgen. 
Leipzig 03. 

26. Kuhn, D. Kirchendienst d. bayer. Volksschullehrer. Sammig. 
d. rechtl. Bestimmgen. insbes. d. verwaltungsgerichtshofl. in systemat, 
Anordnung. Fürth 03. 

27. N o d n a g e 1 , D. höhere Schulwesen im Gr. Hessen (Giessen03). 

28. Jones and S y k e s , Law of Public Education in England 
and Wales. Lond. 03. 

29. Owen, The Education Acts, 1870—1902, and Other Acts 
Relating to Education, with Summary of the Statutory Provisions, and 
Notes and Appendix. Lond. 03. 

30. M o t h e r s o 1 e , An analysis of the Education Act 1902 to- 
gether with a füll text of the measure and a copious index. Lond. 03. 

31. L a n g 1 o i s , La loi anglaise sur l'enseignement. R. de Paris 
1903, 498. 865. 

32. C o d i c e della pubblica istruzione, ordinato a cura di Giu- 
seppe S a r e d o. Vol. V (Statistica delle fondazioni e dei lasciti in 
pro delFistruzione superiore e secundaria). Torino 03. 
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IV. Aktenstücke. 

Mitgetheilt von Friedberg. 



Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 

42. Leo XIII. Errichtung einer Archikonfraternität (Eucharistici 
Cordis Jesu in der Kirche d. h. Joachim in Rom 16./2. 1903. Le Can. 
cont. 26, 348. 

43. Decr. Congr. Iquis. 8./7. 1903. Die Ehedispensation in 
articulo mortis bewirkt auch Legitimation mit Ausnahme der proles 
adulterina u. proveniens a personis ordine sacro aut solemni professioue 
religiosa ligatis. Le Can. cont. 26, 581. 

44. D. Congr. epp. et regul. 27./4. 03. Approbation der 
Kongreg. Missionariorum a. S. Joseph. Le Can. cont. 26, 478. 

— Desgl. der Sorores a. S. Joseph 27./5. 03. ib. 479. 

45. Decr. Congr. epp. et regulär. Instruktionen u. Con- 
cessionen für die französ. Kongregationen 14./5. u. 24./5. 03. Le Can. 
cont. 26, 353. 

46. Les nouveaux decrets de la S. C. d e s R i t e s. Le Can. cont. 
26, 333. 

47. Geschäfts-Anweisung f. d. kath. KVorstände u. Gemeinde- 
Vertretungen i. d. Diöz. Münster 15./8. 1902. A. f. k. KR. 83, 272. 

48. O esterreich. Bischöfl. Generalversammlung 16./ 11. 1901. 
Instruktion über die Eheschliessung unter sog. passiver Assistenz. A. 
f. k. KR. 83, 350. 

49. E. v. Frei bürg. Anstellung d. Organisten in Baden 19./ 12. 
1900/5./3. 1903. A. f. k. KR. 83, 261. 
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Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 

12. Zurückstellg. d. Studierenden der röm.-kath. Theologie v. Mi- 
litärdienste. Fischer Z. 26, 175. 

13. Preussen. G. betr. d. Bildung von Gesammt verbänden in 
der kath. Kirche v. 29./5. 1903. (G.S. S. 179.) 

§ 1. 

In Ortschaften, welche mehrere unter einem gemeinsamen Pfarr- 
amte nicht verbundene Kirchen gemeinden umfassen, können die im § 6 
dieses Gesetzes bezeichneten Rechte und Pflichten ganz oder teilweise 
einem Gesamtverband übertragen werden, welcher aus sämtlichen oder 
einigen Kirchengemeinden der betreffenden Ortschaft, geeignetenfalls 
unter Einbeziehung angrenzender Kirchengemeinden, gebildet wird. 

Einem auf Grund dieses Gesetzes gebildeten Verbände können 
weitere Kirchengemeinden derselben Ortschaft oder angrenzende ange- 
schlossen werden. 

§2. 

Die Bildung eines Gesamtverbandes und die Feststellung der ihm 
nach § 6 zu übertragenden Rechte und Pflichten erfolgt auf Anordnung 
der bischöflichen Behörde und bedarf der Zustimmung der beteiligten 
Kirchengemeinden. Die verweigerte Zustimmung von beteiligten Kir- 
chengemeinden kann durch Beschluss der bischöflichen Behörde ergänzt 
werden, falls die Seelenzahl der zustimmenden Gemeinden wenigstens 
die Hälfte der Gesamtseelenzahl des zu bildenden Gesamtverbandes 
beträgt. 

Die gleichen Bestimmungen gelten für den Anschluss an einen 
bestehenden Verband mit der Massgabe, dass derselbe die Zustimmung 
der Vertretung des Gesamtverbandes und der anzuschliessenden Ge- 
meinden erfordert und die Zustimmung durch Beschluss der bischöf- 
lichen Behörde ergänzt werden kann, falls die Seelenzahl des Gesamt- 
verbandes und der etwa zustimmenden Gemeinden wenigstens die Hälfte 
der Gesamtseelenzahl des weiteren Gesamtverbandes beträgt. 

§3. 

Die dem Gesamtverbande übertragenen Befugnisse und Verpflich- 
tungen werden von einer besonderen Verbandsvertretung wahrgenom- 
men, welche besteht: 
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a) aus den Vorsitzenden der Kirchenvorstände und 

b) aus den Vorsitzenden der Gemeindevertretungen der beteiligten 
Kirchengemeinden, 

c) aus je einem, für jede beteiligte Kirchengemeinde durch den 
Kirchenvorstand und die Gemeindevertretung iu gemeinschaft- 
licher Sitzung für die Dauer seines Hauptamts zu wählenden 
Mitgliede des Kirchenvorstandes oder der Gemeindevertretung 

In den katholischen Pfarrgemeinden in Frankfurt a. M. tritt der 
Pfarrer beziehungsweise Pfarrverweser an die Stelle des zu wählenden 
Mitglieds. 

In den Kirchengemeinden, in welchen eine Gemeindevertretung 
nicht gebildet ist (§ 35 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 — Gesetz- 
Samml. S. 241 — ), sind abweichend von den Vorschriften zu b und c 
durch den Kirchen vorstand aus seiner Mitte zwei Mitglieder auf die 
Dauer ihres Hauptamts zur Verbandsvertretung zu wählen. 

Für Domgemeinden, auf welche das Gesetz vom 20. Juni 1875 
keine Anwendung findet (vgl. § 56 a. a. 0.), treten der Pfarrer be- 
ziehungsweise Pfarrverweser und zwei durch die Vermögensverwaltungs- 
organe der Domgemeinde zu ernennende Gemeindeglieder, welche die 
Wählbarkeit zum Kirchenvorsteher besitzen müssen, in die Verbands- 
vertretung ein. 

Den Vorsitz führt in Berlin der Probst von St. Hedwig, im üb- 
rigen der Dechant (Erzpriester) und sofern dieser dem Verbände nicht 
angehört, der dienstälteste Pfarrer. 

Die Verbands Vertretung wählt aus ihrer Mitte einen stellvertreten- 
den Vorsitzenden. 

§4. 

Ein Ausschuss der Verbandsvertretung vertritt den Gesamtverband 
in vermögensrechtlicher Beziehung, in streitigen wie in nichtstreitigen 
Rechtssachen, nach aussen und verwaltet dessen Vermögen nach Mass- 
gabe der Beschlüsse der Verbandsvertretung. 

Urkunden über Rechtsgeschäfte, welche den Gesamtverband gegen 
Dritte verpflichten sollen, insbesondere Vollmachten, müssen unter An- 
fuhrung des betreffenden Beschlusses der Verbandsvertretung beziehungs- 
weise des Ausschusses von dem Vorsitzenden und zwei Mitgliedern des 
Ausschusses unterschrieben und mit dem Siegel des Verbandes ver- 
sehen sein. Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmässige 
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Fassung der Beschlüsse der Verbandsvertretung sowie ihres Ausschusses 
festgestellt, so dass es eines Nachweises der einzelnen Erfordernisse 
derselben nicht bedarf. 

Durch das Regulativ (§ 5) kann bestimmt werden, dass die Bil- 
dung eines Ausschusses unterbleibt. In diesem Falle finden die auf 
den Ausschuss bezüglichen vorstehenden Bestimmungen auf die Ver- 
bandsvertretung sinngemässe Anwendung. 

Die näheren Bestimmungen über die Einrichtung und Geschäfts- 
führung der Verbands Vertretung und ihres Ausschusses werden von 
der bischöflichen Behörde in jedem einzelnen Falle festgesetzt. 

§6. 

Dem Gesamtverbande können übertragen werden: 

1. die Befugnis, über Einführung, Veränderung und Aufhebung 
allgemeiner Gebühren für die Verbandsgemeinden Beschluss zu 
fassen ; 

2. die Aufgabe, unbeschadet der Rechte und Pflichten der Auf- 
sichtsbehörden und der einzelnen Kirchengemeinden, neue Par- 
ochialbildungen innerhalb der Verbandsgemeinden und eine 
ausreichende Ausstattung der Verbandsgemeinden mit äusseren 
kirchlichen Einrichtungen, insbesondere Seelsorgerstellen, kirch- 
lichen Gebäuden und dergleichen zu fördern; 

3. die Verpflichtung, den einzelnen Kirchengemeinden diejenigen 
Mittel zu gewähren, welche sie zur Erfüllung der ihnen oblie- 
genden gesetzlichen Leistungen bedürfen und in Ermangelung 
zulänglichen Kirchenvermögens und dritter Verpflichteter (Ge- 
meinden, Patrone u. s. w.) sich nicht ohne Umlage verschaffen 
können ; 

4. die Befugnis, Rechte, namentlich auch an Grundstücken, zu 
erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, zu klagen und verklagt 
zu werden und zur Erwerbung von Grundstücken sowie zur Er- 
richtung neuer kirchlicher Gebäude und Einrichtung von ße- 
gräbnisplätzen Anleihen aufzunehmen; 

5. die Befugnis, die Mittel, welche der Verband zur Erfüllung 
seiner Aufgaben bedarf, soweit nicht andere Einnahmen zu Ge- 
bote stehen, sich durch Umlage zu beschaffen. 

In diesem Falle werden die Umlagen unmittelbar auf die 
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Gemeindemitglieder sämtlicher Kirchengemeinden verteilt und 
müssen gleichzeitig in allen Gemeinden des Verbandes nach 
gleichem Massstab erhoben werden. 

Für den Verteilungsmassstab gilt die Vorschrift in § 21 
Nr. 8 des Gesetzes vom 20. Juni 1875. 

§7. 
Die Anordnung der bischöflichen Behörde über die Bildung eines 
Gesamtverbandes und die Feststellung der ihm zu übertragenden Rechte 
und Pflichten (§§ 2, 6) sowie der Erlass von Regulativen (§ 5) be- 
dürfen der Genehmigung der Staatsbehörde. 

§8. 
Auf die Beschlüsse über Umlagen (§ 6 Nr. 5) finden die entspre- 
chenden Vorschriften des Gesetzes vom 20. Juni 1875 Anwendung. 

Auch im übrigen bewendet es, insbesondere wegen der Genehmi- 
gung der staatlichen Aufsichtsbehörde zu den Beschlüssen der Ver- 
bandsvertretungen, bei den Vorschriften der §§ 47 bis 54 a. a. O. Die 
im § 50 a. a. O. vorgeschriebene staatliche Genehmigung ist nicht er- 
forderlich, wenn der Erwerb von Grundeigentum im Falle einer Zwangs- 
versteigerung zur Sicherung in das Grundbuch eingetragener Forde- 
rungen erfolgt. 

§9. 
Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden 
bezeichnet, welche die Aufsichtsrechte des Staates den Gesamtverbän- 
den gegenüber auszuüben haben. 

§ io. 

Mit der Ausführung dieses Gesetzes wird der Minister der geist- 
lichen u. s. w. Angelegenheiten beauftragt. 

14. P r e u s s e n. G. betr. die Bildung kirchlicher Hilfsfonds für 
neu zu errichtende kath. Kirchengemeinden 29./5. 1903. (G.S. S. 182.) 

Artikel 1. 

Behufs Gewährung von Beihilfen an neu zu errichtende leistungs- 
nnfahige katholische Pfarrgemeinden, welche zur Aufbringung von Zu- 
schüssen zur Erreichung des Mindest-Stelleneinkommens oder von Al- 
ters- oder Ortszulagen für die neu zu errichtende Pfarrstelle Umlagen 
ausschreiben müssen, sowie zur Gewährung von Beihilfen zu Um-, Er- 
weiterungs- und Neubauten von Kirchen, Pfarr- und Küsterhäusern, 
kann die bischöfliche Behörde einen Diözesanhilfsfonds bilden, für wel- 
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chen alljährlich eine Umlage bis zu einem Prozent der von den katho- 
lischen Gemeindegliedern zu zahlenden Staatseinkommensteuer erhoben 
werden darf. 

Aus einem Diözesanhilfsfonds können Beihilfen zu den im Ab?. 1 
bezeichneten Zwecken auch an Diözesanhilfsfonds anderer preussischer 
Diözesen bewilligt werden. 

Artikel 2. 

Die bischöfliche Behörde verwaltet den Diözesanhilfsfonds, be- 
schliesst über die Erhebung der Umlage innerhalb der zulässigen Grenze 
und verteilt die Umlage durch eine Matrikel auf die katholischen Kir- 
chengemeinden der Diözese. 

Artikel 3. 

Auf die Beiträge der Kirchengemeinden findet § 53 des Gesetzes 
über die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden 
vom 20. Juni 1875 — Gesetz-Samml. 8. 241 — Anwendung. 

In den Gemeinden werden die Beiträge aus den Kirchenkassen, 
soweit diese dazu bei Berücksichtigung ihrer übrigen Verpflichtungen 
imstande sind, sonst durch Umlagen auf die Gemeindeglieder nach den 
für Gemeindeumlagen bestehenden Vorschriften bestritten. 

Artikel 4. 

Die Aufsicht des Staates über die Verwaltung der Diözesanhilfs- 
fonds wird nach Massgabe des Gesetzes über die Aufsichtsrechte des 
Staates bei der Vermögensverwaltung in den katholischen Diözesen 
vom 7. Juni 1876 — Gesetz-Samml. S. 149 — ausgeübt. Die im § 2 
Nr. 10 a. a. O. vorgesehene Genehmigung der staatlichen Aufsichts- 
behörde ist auch für Bewilligungen im Sinne des Artikels 1 Abs. 2 
dieses Gesetzes erforderlich. 

Sowohl der Beschluss der bischöflichen Behörde über die Erhebung 
der Umlage als die Matrikel bedarf der Bestätigung durch den Ober- 
präsidenten. Gegen die Verfügungen des Oberpräsidenten findet die 
Beschwerde an den Minister der geistlichen Angelegenheiten statt 

Artikel 5. 

Mit der Ausführung dieses Gesetzes werden der Minister der 
geistlichen Angelegenheiten und der Finanzminister beauftragt 

Artikel 6. 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1903 in Kraft. 

15. Württemberg. Minist.Erl. 13./2. 1903. Ergänzung bezw. 
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Abänderung d. Vollzugsbestimmungen z. kath. Pfarrgemeindegesetz v. 
1887. A. f. k. KR. 83, 292. 

Evangelische Kirchengesetze. 

19. Preussen. Entw. eines KG. betr. d. Erhebung von Kir- 
chensteuern i. d. KGem. und Parochialverbänden d. ev. Landesk. d. 
älter. Provinzen d. Monarchie mit Motiven. K. G. u. VBL 1903, 77. 

20. Anhalt. G. betr. die Deckung von Fehlbeträgen der Pfarr- 
besoldungskasse aus der Staatskasse 9./4. 1901. AKB1. 1903, 374. 

21. KG. betr. die Deckung von Fehlbeträgen der Landespfarrkasse 
aus der Staatskasse v. 29./6. 1901. Ib. 375. 

22. KG. betr. die anderweite Feststellung des Diensteinkommens 
d. Geistl. v. 18./2. 1901. AKB1. 1903, 367. Abgeändert durch KG. 
29./6. 1901. Ib. 376. 

23. KG. betr. die Versetzuug der Geistlichen v. 19./2. 1901. Ib. 372. 

24. KG. betr. die Befreiung der Geistlichen von den Wittwenkas- 
sen-Leistungen v. 18./2. 1901. Ib. 373. 

25. W a 1 d e c k. V. wegen Abänderung der Bek. v. 29./12. 53 
die Statuten d. Anstalt z. Unterstützung d. Geistl. in Adjunkturf allen 
betr. 14./3. 03. G. u. VB1. 1903, 7. 



Gerichtssprüche. 



27. E. d. Preuss. OVGer. v. 27. März 1903 *). 
In der Verwaltungsstreitsache 

des Freigemeindepredigers L. B. Poulsen zu Baulund bei Bran- 
derup, Klägers, 

wider 
den Königlichen Oberpräsidenten der Provinz Schleswig-Holstein, 
Beklagten, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht, Erster Senat, in seiner 
Sitzung vom 27. März 1903, 

an welcher der Präsident Peters und die Oberverwaltungsgerichts- 
räte: Techow, von Tempelhoff, Genzmer, Dr. Scholz, Kuhnow 



1) Wir verdanken dies interessante Erkenntnis der gütigen Mitteilung 
des Herrn O.V.Gerichtsrathes Pr. Dr. v. Martitz. 
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und Dr. von Martitz teilgenommen haben, 
für Recht erkannt, 

dass der Bescheid des beklagten Königlichen Oberpräsidenten 
vom 8. März 1901 und die darin aufrechterhaltene Verfügung 
des Amts Vorstehers zu Toftlund vom 28. Juli 1900 ausser Kraft 
zu setzen und die Kosten — unter Festsetzung des Wertes des 
Streitgegenstandes auf 500 M. — dem Beklagten zur Last zu 
legen, das Pauschquantum aber ausser Ansatz zu lassen. 
Von Rechts wegen. 
Gründe: 
Gegen den Freigemeindeprediger Hüfner L. B. Poulsen zu Bau- 
lund, Kreis Hadersleben, erliess der Amtsvorsteher zu Toftlund am 
28. Juli 1900 folgende Verfügung: 

„Sie werden hierdurch im Auftrage und im Namen des Königlichen 
Regierungspräsidenten in Schleswig aufgefordert, sich für das Ver- 
sammlungshaus in Baulund, gemäss der Verfügung des Herrn Re- 
gierungspräsidenten vom 28. Mai d. Js. des Gebrauches des 
Wortes „K irche" zu enthalten. Falls Sie dieser Auffor- 
derung nicht Folge leisten, haben Sie zu gewärtigen, dass eine Geld- 
strafe von 100 M. , an deren Stelle im Unvermögensfalle 10 Tage 
Haft treten, gegen Sie festgesetzt werden wird." 

Poulsen legte gegen die ergangene Verfügung bei dem Königlichen 
Oberpräsidenten der Provinz Schleswig-Holstein Beschwerde ein. 

Er machte geltend, dass das fragliche Gebäude in dem Baukonsens 
vom 27. Februar 1896 mit dem Namen „Kirche" bezeichnet, übrigens 
auch von den Behörden während der vier Jahre, als das Verwaltungs- 
streitver fahren wegen der Ingebrauchnahme desselben schwebte, so be- 
nannt worden sei. 

Durch Bescheid vom 8. März 1901 wies der Oberpräsident die 
Beschwerde zurück. Er führte aus, dass die Bezeichnung „Kirche** 
nach dem Sprachgebrauch der preussischen Gesetzgebung auf die got- 
tesdienstlichen Gebäude der Landeskirche, d. i. der evangelischen 
und katholischen Kirche beschränkt sei. Die unter dem Namen „Freie 
Gemeinde ü in Baulund bestehende Religionsgesellschaft stehe ausser- 
halb der Landeskirche und unterliege, da sie nicht Korporationsrechte 
besitze, den Vorschriften des Vereinsgesetzes vom 11. März 1850. Es 
sei Sache der Landespolizeibehörde , darüber zu wachen , dass nicht 
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ausserhalb der Landeskirche stehende Religionsgesellschaften ihren 
Versammlungshäusern den Namen „Kirchen" beilegen. 

Hiergegen richtet sich die form- und fristgerecht eingegangene 
Klage, in welcher beantragt wird, den Bescheid und die darin aufrecht- 
erhaltene Verfügung aufzuheben. Begründend wiederholt Kläger das 
Vorbringen seiner Beschwerdeschrift und nimmt namentlich darauf Be- 
zug, dass seinerzeit der Regierungspräsident gerade aus dem Grunde 
verboten habe, das in Rede stehende Gebäude in Gebrauch zu nehmen, 
weil es eine Kirche sei. So werde es auch von jedermann im 
Orte bezeichnet. 

Der beklagte Oberpräsident hat die bei den Verwaltungsbehörden 
entstandenen Vorgänge eingereicht und beantragt Abweisung der Klage. 
Er macht die nämlichen Gesichtspunkte geltend, von denen der Be- 
schwerdebescheid ausgegangen ist, hebt aber dann noch hervor, dass 
es nicht darauf ankomme, ob etwa die frühere schleswig-holsteinische 
Gesetzgebung den Namen Kirche auch den Gebäuden anderer, übrigens 
immer nur staatlich anerkannter, Religionsgesellschaften beigelegt habe. 
Entscheidend sei lediglich der Sprachgebrauch der preussischen Gesetz- 
gebung. Diese sei aber darin konstant, den Namen Kirche nur den 
gottesdienstlichen Gebäuden der evangelischen und katholischen Kirche 
beizulegen, während sie die gleichartigen Gebäude der übrigen Reli- 
gionsgesellschaften als gottesdienstliche Gebäude bezeichne, 
wofür auf das Gebäudesteuer- und auf das Kommunalabgabengesetz 
Bezug genommen wird. Zudem sei zu behaupten, dass der § 18 Titel 11 
Teil II des Allgemeinen Landrechts auch in Schleswig-Holstein in 
Geltung stehe. Diese Bestimmung sei nämlich durch Aufnahme in 
das verfassungsrechtliche und für den ganzen Staat ergangene Patent 
vom 30. März 1847, betreffend die Bildung neuer Religionsgesellschaf- 
ten, zu dem Range einer verfassungsrechtlichen, also überall gleich- 
massig anzuwendenden Vorschrift erhoben worden. 

Anlangend die von dem Kläger in Bezug genommene Vorgeschichte 
der Streitsache ist zu verweisen auf das Urteil des Gerichtshofes vom 
11. Mai 1900, welches seinem wesentlichen Inhalte nach abgedruckt ist 
in der amtlichen Sammlung der Entscheidungen Band XXXVII Seite 439, 

In der mündlichen Verhandlung führte der von dem Minister der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten zur Wahrneh- 
mung des öffentlichen Interesses bestellte Kommissar, die Abweisung 
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der Klage beantragend, namentlich aus: 

„Für die dem Herrschaftsgebiet des Allgemeinen Landrechts an- 
gehörigen Teile der preussischen Monarchie werde es als zweifellos 
gelten müssen, dass auch gegenwärtig noch die Bezeichnung „Kirche * 
lediglich den gottesdienstlichen Gebäuden der öffentlich aufgenommenen 
Kirchengesellschaften gebühre, nicht dagegen den gleichartigen Ge- 
bäuden der nur geduldeten Religionsgesellschaften ; nicht einmal dann, 
wenn solche Korporationsrechte besässen und demgemäss zu denjenigen 
Religionsgesellschaften gehörten, welche die neuere Rechtssprache als 
„anerkannte" bezeichne. 

Was das ehemalige Herzogtum Schleswig anlange, so finde sich 
allerdings in den aus vorpreussischer Zeit stammenden Gesetzen eine 
dem § 18 Titel 11 Teil II des Allgemeinen Landrechts ähnliche Be- 
stimmung zu Gunsten bestimmter Kirchengesellschaften nicht. Hier- 
aus könne jedoch keineswegs der Schluss gezogen werden, dass jeder 
beliebigen christlichen Religionsgesellschaft der Gebrauch des Namens 
„Kirche" für ihre Gotteshäuser freigestanden hätte. Die Frage hätte 
überhaupt in dieser Form gar nicht aufgeworfen werden können. In 
Schleswig habe die Reformation in solcher Allgemeinheit Eingang ge- 
funden, dass das Land als ein rein lutherisches gelten konnte. Erst 
seit Beginn des 17. Jahrhunderts sei fremden Konfessionsverwandten 
vereinzelt die Erlaubnis zu kirchlichen Einrichtungen, meistens an be- 
stimmten Orten, durch besondere landesherrliche Konzession erteilt 
worden, und zwar lediglich an Römisch- und Griechisch-Katholische, 
Reformierte und Mennoniten. Befugnisse kirchenrechtlicher Natur hat- 
ten für nichtlutherische Glaubensgenossen daher nur bestanden, wenn 
eine Konzession gegeben war und nur soweit dieselbe reichte. Dies 
hätte insbesondere schon von dem blossen Besitz eigener Gotteshäuser, 
um wieviel mehr also von ihrer Bezeichnung als „Kirchen" gegolten, 
welche nach kirchen- und staatsrechtlichem Sprachgebrauch stets den 
Besitz gewisser Vorrechte angezeigt habe. Zu einer gesetzlichen An- 
ordnung, wie sie die §§ 18, 23, 15 Titel 11 Teil II des Allgemeinen 
Landrechts enthalten, wäre weder Bedürfnis, noch Anlass vorhanden 
gewesen. 

Dieser Rechtszustand sei in Schleswig zwar durch die von der 
Preussischen und Oesterreichischen obersten Civilbehörde erlassene Ver- 
ordnung vom 23. April 1864 insofern geändert worden, dass allen 
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christlichen Glaubensbekenntnissen freie Religionsübung zugesichert 
wurde. Aber eine Befugnis, gottesdienstlichen Gebäuden den Namen 
„Kirchen" beizulegen, lasse sich aus dieser Verordnung für die ausser- 
halb der Landeskirche stehenden Religionsgesellschaften nicht herleiten. 
Ueberdies habe sie nur vorübergehende Geltung gehabt. Die in ihr 
vorbehaltene verfassungsmässige Regelung sei durch Einführung der 
preussischen Verfassungsurkunde in die Herzogtümer erfolgt. Diese 
aber gewährleiste den gottesdienstlichen Gebäuden der nicht öffentlich 
aufgenommenen Religionsgesellschaften den Namen „Kirchen" keines- 
wegs, sondern belasse es darin bei dem bestehenden Rechte. Abge- 
sehen hiervon sei zu berücksichtigen, dass mit der „preussischen Ver- 
fassung" auch die hier in Frage kommenden §§ 18. 23. 25 Titel 11 
Teil H des Allgemeinen Landrechts als Regeln des preussischen Staats- 
rechts in dem ehemaligen Herzogtum Schleswig Geltung erlangt hätten. u 

Es war, wie geschehen, zu erkennen. 

Gegen die Zuständigkeit des Regierungspräsidenten zu der in sei- 
nem Auftrage und Namen von dem Amtsvorsteher erlassenen Verfügung 
vom 28. Juli 1900 walten Bedenken nicht ob. Leidet sie auch an 
einer gewissen Unbestimmtheit, indem dem Kläger schlechthin unter- 
sagt wird, das Wort „Kirche" für das in Rede stehende Versammlungs- 
haus zu gebrauchen, so ist doch den Umständen zu entnehmen, dass 
das Verbot lediglich die Öffentliche Bezeichnung des Gebäudes als 
Kirche treffen wollte, worauf der Kläger in einer vorangegangenen, 
unmittelbar an ihn gerichteten Eröffnung des Regierungspräsidenten 
vom 28. Mai 1900 ausdrücklich hingewiesen war. Ein solches Verbot, 
welches also namentlich auf die Verwendung des beanstandeten Aus- 
drucks in Inschriften, mündlichen Kundgebungen beim Gottesdienste 
und in dem Verkehr mit Behörden oder Beamten abzielt, kann nicht 
als an sich unstatthaft gelten. Sollte es freilich sich auch auf Bekannt- 
machungen in öffentlichen Blättern, überhaupt auf Veröffentlichungen 
durch die Presse beziehen, so wäre es insoweit schon deshalb aufzu- 
heben gewesen, weil es gegen § 1 des Reichsgesetzes über die Presse 
vom 7. Mai 1874 Verstössen würde. Indessen, dass die Absicht auch 
hierauf gerichtet gewesen ist, kann nach Lage der Sache nicht unter- 
stellt werden. 

Ist hiernach die angefochtene Verfügung formell als zulässig zu 
erachten, so lässt sie sich doch, mangels einer gesetzlichen Grundlage, 
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sachlich nicht aufrechterhalten. 

Der beklagte Oberpräsident stützt die behauptete Rechtmässigkeit 
der Verfügung, abgesehen von dem »Sprachgebrauch der preussischen 
Gesetzgebung, auf einen staatsrechtlichen Grund. Er macht geltend, 
dass die Vorschrift des § 18 Titel 11 Teil II des Allgemeinen Land- 
rechts, auf welche unten näher einzugehen sein wird, auch in dem ehe- 
maligen Herzogtum Schleswig gelte, da sie durch Aufnahme in das 
die Bildung neuer Religionsgesellschaften betreffende Patent vom 
30. März 1847 zu dem Range einer verfassungsrechtlichen und daher 
überall gleichmässig anzuwendenden Vorschrift erhoben worden sei. 
Der Ministerialkommissar hat im wesentlichen die gleiche Meinung 
ausgesprochen und näher zu begründen versucht. Die „preussieche 
Verfassung", so führt er aus, bestehe nicht nur in den Grundsätzen, 
die die Verfassungsurkunde ausdrücklich ausgesprochen hat, vielmehr 
umfasse sie ebensowohl alle in früheren preussischen Gesetzen enthal- 
tene Regeln des Staatsrechts, soweit sie mit der Verfassungsurkunde 
nicht in Widerspruch stehen. Die §§ 18. 23. 25 Titel 11 Teil II des 
Allgemeinen Landrechts seien staatsrechtliche Vorschriften. Als solche 
hätten sie, soweit es sich um die Benennung der gottesdienstlichen 
Gebäude handelt, auch im ehemaligen Herzogtum Schleswig zur An- 
wendung zu kommen. 

Der Gerichtshof vermochte nicht dieser Auffassung sich anzu- 
schliessen. Er ist von folgenden Erwägungen ausgegangen. 

Als das Allgemeine Landrecht eine grundsätzliche und eingehende 
Ordnung des Verhältnisses von Staat und Kirche unternahm, teilte es 
dem gemeinen Recht entsprechend die Kirchengesellschaften in zwei 
Klassen : die vom Staate ausdrücklich aufgenommene, welche die Rechte 
privilegierter Korporationen haben sollten und daher als privilegierte 
oder öffentliche Kirchengesellschaften bezeichnet wurden (§§ 17. 96 
Titel 11 Teil II des Allgemeinen Landrechts; vergl. dazu Schoen 
im Verwaltungsarchiv Band VI, Seite 102, Note 2 und 125) und in 
geduldete, welche einer Genehmigung des Staates bedürften, deren Ver- 
hältnisse nach den ihnen erteilten Konzessionen zu beurteilen wären 
und die im übrigen nur die Befugnisse erlaubter Privatgesellschaften 
zu geniessen hätten, also keine juristische Person darstellen und in 
ihrem inneren Verhältnis nach Gesellschaftsrecht behandelt werden 
sollten (§§ 20—24, Titel 11, Teil II, § 11, Titel 6, Teil II des AU- 
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gemeinen Landrechts). Die Privilegien, mit denen die öffentlichen 
Kirchengesellschaften bedacht wurden, führte das Gesetzbuch an ver- 
schiedenen Stellen und in verschiedenem Zusammenhange auf. Darüber, 
welcherlei Kirchengesellschaften zu den aufgenommenen zu rechnen 
seien, bestimmte das Allgemeine Landrecht nichts, beliess es also bei 
dem Bestehenden (Religionsedikt vom 9. Juli 1788, Vogt, Kirchen- 
und Eherecht Band I, Seite 54). Hiernach standen in Preussen den 
in Deutschland rezipierten Konfessionen, nämlich der lutherischen und 
reformierten — für welche beide durch Kabinetsorder vom 3. April 
1821, von Kamptz, Annalen Band V, Seite 341, die Bezeichnung 
„evangelisch" an Stelle der landrechtlichen „Protestantische Kirchen- 
gesellschaften des Augsburgischen Glaubensbekenntnisses" (§ 39 Titel 11, 
Teil U das Allgemeinen Landrechts) gesetzt wurde — sowie der ka- 
tholischen, die bereits bisher geduldeten „Sekten" gegenüber. Während 
aber das Allgemeine Landrecht den Begriff der Kirchengesellschaften 
nur auf die Einzelgemeinden in Anwendung bringt und die Auffassung 
der Kirche als einer dem Staate in rechtlicher Selbständigkeit zur 
Seite stehenden Einrichtung in dem Gesetzbuch keine Stelle findet 
(Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung der katholischen 
Kirche Preussens Band I, Seite 479. Jacobson, Evangelisches Kir- 
chenrecht des preussischen Staates Seite 26, Hinschius, Das preus- 
siache Kirchenrecht Seite 10, Note 25, Seite 12, Note 29), fasste die 
spätere Gesetzgebung jede der beiden, in Bekenntnis, Kultus, Regiment 
und paritätischer Unterordnung unter die Staatsgewalt verbundenen 
grossen Religionsgemeinschaften als Ganzes körperschaftlich zusammen. 
So spricht die Kabinetsorder vom 23. August 1821 (Gesetzsammlung 
Seite 113), betreffend die Bulle De salute animarum von der katholi- 
schen und von der evangelischen „Kirche des Staats". Die General- 
konzession vom 23. Juli 1845 (Gesetzsammlung Seite 516) ordnet die 
Verhältnisse derjenigen Lutheraner, die sich von „der Gemeinschaft 
der evangelischen Landeskirche" getrennt halten. Das Patent vom 
30. März 1847 (Gesetzsammlung Seite 121) unterscheidet die in „Un- 
seren Staaten geschichtlich begründeten und nach Staatsverträgen be- 
vorrechteten Kirchen, welche nach wie vor den kräftigsten landesherr- 
lichen Schutz gemessen und in dem Genüsse ihrer besonderen Gerecht- 
same erhalten werden", von den „besonderen Religionsgesellschaften", 

Deutsche Zeit sehr. f. Kirchenrecht. XIII. 3. 28 • 
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die bis zur Erteilung der staatlichen Genehmigung blosse Privatgesell- 
schaften bilden, durch die Genehmigung die Rechte einer geduldeten 
Religion sgesellschaft und demgemäss das Recht zu gemeinschaftlichem 
Gottesdienst erlangen, deren übrige Rechte aber sich nach der beson- 
deren landesherrlichen Konzession bestimmen. Zu formellem Abschluss 
kam diese Entwickelung in der Verfassungsurkunde vom 5. Dezember 
1848. Deren Artikel 12 — unverändert in die revidierte Verfassungs- 
urkunde vom 31. Januar 1850 als Art. 15 übergegangen — dahin 
lautend : 

Die evangelische und die römisch-katholische Kirche, sowie jede 
andere Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegen- 
heiten selbständig — 
stellt in bewusstem und gewolltem Gegensatz zu dem in den Grund- 
rechten des Frankfurter Entwurfs der Deutschen Reichsverfassung vom 
28. März 1849, § 147, zum Ausdruck gebrachten Prinzip: „ Keine Re- 
ligionsgesellschaft geniesst vor anderen Vorrechte durch den Staat-, 
den beiden Kirchen in formeller Scheidung die anderen Religionsge- 
sellschaften gegenüber. Hierzu bemerkten die von dem Minister von 
Ladenberg am 15. Dezember 1848 unter dem Titel: Erläuterungen, 
die Bestimmungen der Verfassungsurkunde vom 5. Dezember 1848 
über Religion, Religionsgesellschaften und Unterrichtswesen betreffend 
(Berlin 1848), veröffentlichten Motive auf Seite 8: Der evangelischen 
und römisch-katholischen Kirche, welche der Entwurf der Verfassungs- 
kommission gänzlich ignoriert, ist ausdrücklich gedacht wordeu, am 
darzuthun, „dass diese Gemeinschaften in der ihnen zustehenden feier- 
lich verbrieften Stellung nicht beeinträchtigt werden sollen 44 . Gleich- 
zeitig gewährte nun freilich die Verfassungsurkunde vom 5. Dezember 
1848 in Artikel 11 (Art. 12 der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 
1850) den Staatsangehörigen als staatsbürgerliches Recht die Freiheit 
der Vereinigung zu Religionsgesellschaften und der gemeinsamen öffent- 
lichen Religionsübung, indem sie nur diejenigen formellen und mate- 
riellen Schranken vorbehielt, unter welche die Vereinsfreiheit und die 
Erteilung von Korporationsrechten gestellt ist. Damit verlieh sie, im 
Bruch mit den Grundsätzen des Allgemeinen Landrechts und des Pa- 
tents vom 30. März 1847, allen Religionsgesellschaften im Lande, den 
überkommenen, wie den sich neubildenden, das Recht der öffentlichen 
Religionsübung. Aber an der geschichtlich begründeten Vorzugsstel- 
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lung der Kirchen sollte hierdurch nichts geändert werden. Den aus- 
serhalb ihres Verbandes stehenden Religionsgesellschaften ist zwar 
gleichfalls die selbständige Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegen- 
heiten gewährleistet. Aber sie befinden sich dem Staate gegenüber 
nach dem Systeme des Landrechts in einem — freilich sehr verschieden 
abgestuften — Rechtsverhältniss der Duldung (vergl. die Entscheidungen 
des Oberverwaltungsgerichts Band XIX, Seite 105, Band XXXIII, 
Seite 35, Band XXXVIII, Seite 437). Keine von ihnen ist Kirche 
im Sinne der Verfassungsurkunde, selbst wenn sie, aus der Ueberzeu- 
gung heraus, die Kirche Christi in ihrer Reinheit und Wahrheit dar- 
zustellen, sich selbst in Bekenntnis und Lehre als „Kirche" erklären 
wollte ; vergl. M e j e r , Lehrbuch des deutschen Kirchenrechts 3. Aufl. 
(1869) Seite 5; Friedberg, Lehrbuch des katholischen und evan- 
gelischen Kirchenrechts 5. Auflage (1903) Seite 1, Note 2. 

Mit der Einführung der Verfassungsurkunde in die durch die Ge- 
setze vom 20. September und 24. Dezember 1866 mit dem preussi scheu 
Staatsgebiet vereinigten Länder ist die Vorzugsstellung der beiden 
Kirchen auch dort zu verfassungsmässiger Geltung gelangt. Auch in 
-der Provinz Schleswig-Holstein, in welcher bis dahin nur eine Lan- 
deskirche, nämlich die evangelisch-lutherische, vorhanden war, gehört 
diese, trotz der ihr belassenen provinziellen Selbständigkeit als ein 
eigenes, in sich abgeschlossenes Ganze zu der evangelischen Kirche 
des preussischen Staates, deren Einheit durch das über alle Provinzial- 
kirchen geübte landesherrliche Kirchenregiment des Königs begründet 
und dargestellt wird ; Hinschiusa. a. O. Seite 12; Lohmann 
in Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht Band X, Seite 346. Auch 
dort ist ihr die römisch-katholische Kirche als Landeskirche — im 
staatsrechtlichen Sinne — zur Seite getreten und hat aufgehört, eine 
bloss geduldete Konfession zu sein. Auch in Schleswig-Holstein sind 
alle ausserhalb der beiden Kirchen bestehenden oder neu begründeten 
Religionsvereine , mögen sie Korporationsrechte besitzen oder nicht, 
Religionsgesellschaften im Sinne der Verfassungsurkunde. 

An diesem Rechtszustande hat die durch Gesetz vom 18. Juni 
1875 erfolgte Aufhebung der Verfassungsartikel 15, 16 und 18 nichts 
ändern können ; dies umsoweniger, als die Gesetzgebung nach wie vor 
Sorge trug, den historischen Gegensatz in der Rechtsstellung der bei- 
den Landeskirchen und der anderen Religionsgesellschaften festzuhalten 

28* 
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und nach mannigfachen Richtungen hin, neuen Bedürfnissen und Zeit- 
strömungen Rechnung tragend, in Rechten und Pflichten, Pflege und 
Aufsicht weiter zu entwickeln. Sowohl das preussische Strafgesetzbuch 
vom 14. April 1851 §§ 135. 136, als auch das Vereinsgesetz vom 11. März 
1850 § 2 — beide durch die Verordnung vom 25. Juni 1867 in die 
neuen Provinzen eingeführt — sonderten die christlichen Kirchen von 
den im Staate bestehenden Religionsgesellschaften, beziehungsweise die 
kirchlichen von den religiösen Vereinen, und unterschieden innerhalb 
des Bereiches der letzteren die mit Korporationsrechten ausgestatteten 
von denen, die solcher Rechte entbehren. Die kirchenpolitischen Ge- 
setze des Jahres 1873 sind vorwiegend bestimmt gewesen, die Verhält- 
nisse der privilegierten Religionsgesellschaften, der Kirchen und der 
in ihnen bestehenden geistlichen Aemter neu zu ordnen ; vergl. H i n- 
schius, die preussischen Kirchengesetze des Jahres 1873, Seite 14. 
Doch bezieht sich das erste derselben, das Gesetz vom 13. Mai 1873, 
betreffend die Grenzen des Rechts zum Gebrauch kirchlicher Straf- 
und Zuchtmittel, auf jede Kirche oder Religionsgesellschaft; und das 
Gesetz vom 14. Mai 1873, betreifend den Austritt aus der Kirche, 
findet nach § 8 neben den Kirchen Anwendung auf solche Religions- 
gesellschaften , welchen Korporationsrechte zustehen. Es kann nach 
alledem nicht zweifelhaft sein, dass die preussische Gesetzgebung die 
sonderrechtliche Stellung der rezipierten christlichen Konfessionen durch 
Wahl einer sie auszeichnenden Prädizierung sprachlich zum Ausdruck 
bringt. Auch das Reichsrecht trägt dem Sprachgebrauch Rechnung, 
Strafgesetzbuch § 166. 

Worin nun aber im einzelnen die Rechtsvorzüge — und die hier 
nicht weiter zu erörternden Beschränkungen — bestehen, in welchen 
für den preussischen Staat der Begriff der Kirche staatsrechtlich zum 
Ausdruck kommt, darüber giebt die Verfassungsurkunde keinen Auf- 
schi uss. Inhalt und Umfang derselben kann nach dem im Art. 109 
ausgesprochenen Rechtsprinzip nur den geltenden Gesetzbüchern, ein- 
zelnen Gesetzen und Verordnungen entnommen werden, soweit sie der 
Verfassung nicht zuwiderlaufen. Bei den eingehenden parlamentarischen 
Verhandlungen über die Revision der Verfassungs Urkunde vom 5. De- 
zember 1848 ist kein Versuch gemacht oder auch nur angeregt worden, 
Wesen und Bestand einer Kirche im staatsrechtlichen Sinne an ein 
bestimmtes Mass konkreter Rechte, die den blossen Religionsgesell- 
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schatten versagt wären, zu binden. Von keiner Seite ist die Behaup- 
tung aufgestellt worden, dass die den öffentlich aufgenommenen Kir- 
chengesellschaften von dem Allgemeinen Landrecht beigelegten Privi- 
legien durch den Artikel 12 (15) der Verfassungsurkunde zu Bestand- 
teilen der Verfassung erhoben worden wären. Die besondere Erwäh- 
nung der beiden Kirchen in dem Verfassungsartikel fand die Zustim- 
mung der Revisionskammern, weil — so erklärte der Zentralausschuss 
der ersten Kammer — vergl. von Rönne, die Verfassungsurkunde 
für den preussischen Staat (1859) Seite 39 — die speziell genannten 
Kirchen thatsächlich die bei weitem bedeutendsten und verbreitetsten 
Religionsgesellschaften im Staate seien; es sei selbst der Schein zu 
vermeiden, als werde deren hohe Bedeutung verkannt oder verleugnet. 
In der Sitzung der zweiten Kammer vom 14. November 1849 (Steno- 
graphische Berichte Band II, Seite 1156) wandte der Minister vou 
Ladenberg sich gegen den Vorschlag, die Bezeichnung „evangelische 
und katholische Kirch e u fortzulassen und nur zu sagen: „jede Reli- 
gionsgesellschaft". Er wies darauf hin, von welehem grossen Umfange 
die beiden Hauptkonfessionen im Staate seien und wie es daher auch 
ganz angemessen sei, diese grosse Bedeutung dadurch anzuerkennen, 
dass man auch die in der Bevölkerung bei weitem überflügelnden (?) 
Konfessionen ausdrücklich nenne, während man die anderen Religions- 
ges eil schaften nur im ganzen erwähne. Er fügte noch hinzu: Wenn 
von anderer Seite vorgeschlagen sei, den Begriff der evangelischen 
Kirche aufzulösen in die Begriffe der lutherischen, der reformierten 
und der unierten Kirche, so könne er sich nicht dafür erklären. Der 
allgemeine Begriff der evangelischen Kirche schliesse jeden Zweifel 
aus. Subdivisionen aber könnten Zweifel und Zerwürfnisse hervor- 
rufen. — In derselben Sitzung erklärte sich der Abgeordnete Wentzel 
damit einverstanden (a. a. O. Seite 1156), dass die Verfassungsurkunde 
die beiden grossen, geschichtlich entwickelten Kirchengesellschaften 
den sonst sich möglicherweise bildenden oder schon gebildeten Reli- 
gionsgesellschaften gegenüberstellt. Es bekomme dadurch der Gedauke 
einen Ausdruck, dass es um eine Kirche, um eine Gemeinschaft, die 
sich das Wesen und das Recht, eine Kirche zu sein, geschichtlich er- 
rungen habe, noch etwas anderes sei, als um jede sonst denkbare Re- 
ligionsgesellschaft. In dem nämlichen Sinne sprach sich der Abge- 
ordnete Eckstein (a. a. O. Seite 1158) aus: Von allen Seiten sind wir 
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darin einverstanden gewesen, dass beide Hauptkonfessionen auch ihre 
besondere Anerkennung in der Verfassungsurkunde finden müssen. — 
Im übrigen bewegten sich die Kammerdebatten über den nunmehrigen 
Artikel 15 des Staatsgrundgesetzes vorwiegend auf prinzipiellem Boden. 
Bei den Erörterungen, zu welchen die zahlreichen, in der zweiten Kam- 
mer eingebrachten Amendements Veranlassung gaben, handelte es sich 
namentlich um die Rechte und Pflichten der Staatsgewalt gegenüber 
den Kirchen. Auf das Verhältnis der Kirchen zu anderen Religions- 
gesellschaften und die Frage nach den einzelnen, den Kirchenbegriff 
auszeichnenden Merkmalen wurde nicht näher eingegangen. 

Auch aus der Entstehungsgeschichte der Verfassungs Urkunde vom 
31. Januar 1850 ergiebt sich hiernach, dass die Eigenschaft der Lan- 
deskirche verfassungsmässig nicht von dem Dasein dieses oder jenes 
Privilegiums, das eine Religionsgesellschaft vor anderen auszeichnete 
und kenntlich machte, abhängig gemacht wird; wie ja denn auch das- 
jenige Privilegium, das nach dem geschichtlichen Entwickelungsgange 
das wichtigste war, nämlich das Recht der öffentlichen Religionsübung, 
von der Verfassung selbst, wie bemerkt, auf alle ausserhalb der Lan- 
deskirchen stehende Religionsgesellschaften übertragen worden ist. Ent- 
scheidend vielmehr sollte sein das Ganze des Thatbestandes ; vergl. 
Kahl, Lehrsystem des Kirchenrechts und der Kirchenpolitik (1894) 
Seite 336. Die Verfassungsurkunde zielt in ihren, das Staatskirchen- 
recht angehenden Festsetzungen ab auf die historisch überkommene 
Stellung der Landeskirchen und lässt das besondere Interesse erkennen, 
das der Staat, der zur Lösung seiner Aufgaben auf zahlreichen Ge- 
bieten seiner Thätigkeit ihre Mitwirkung als Pflicht in Anspruch nimmt 
und als Recht anerkennt, an ihrem Bestände nimmt. Aber es hat dem 
Staatsgruudgesetz feru gelegen, allen den einzelnen Rechtsvorzügen, 
mit denen zur Zeit ihres Erlasses die kirchlichen Institutionen und 
Organe durch das öffentliche, das Privatrecht, die Rechtsschutzanstalten 
sich ausgestattet fanden, den Charakter verfassungsmässiger Ausschliess- 
lichkeit beizulegen. Die evangelische wie die katholische Glaubens- 
gemeinschaft im Lande sind Kirchen, weil jede von ihnen eine recht- 
liche, im Laufe der Zeit freilich in manchen Punkten durchlöcherte 
und verflüchtigte, nicht einem abstrakten Prinzip, sondern den Vor- 
schriften des positiven Rechts zu entnehmende Sonderstellung besitzt, 
die sie aus der Vielheit bestehender Religionsgesellschaften noch immer 
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weit heraushebt. Infolge der seit dem Bestehen der Verfassung er- 
gangenen Gesetze haben mancherlei Privilegien aufgehört, spezifisch 
landeskirchliche zu sein, da die darin enthaltenen Befugnisse auch an- 
deren Religionsgesellschaften freigegeben sind; vergl. die Zusammen- 
stellung in der Abhandlung von S c h o e n , das Landeskirchentum in 
Preussen, Verwaltungsarchiv Band VI, Seite 180. 

Zweifellos ist nun ein landeskirchliches Vorrecht begründet wor- 
den durch die Vorschrift im § 18, Titel 11, Teil II des Allgemeinen 
Landrechts, wonach die von den öffentlich aufgenommenen Kirchenge- 
sellschaften zur Ausübung ihres Gottesdienstes gewidmeten Gebäude 
Kirchen genannt werden. Offenbar ist dieser Satz nicht bloss 
enunciativ gemeint, er will nicht bloss definieren, welcherlei gottes- 
dienstliche Gebäude nach dem Sprachgebrauch des Gesetzbuchs Kirchen 
heissen; vielmehr begründet er, wie der folgende Satz: Sie sind als 
privilegierte Gebäude des Staates anzusehen (vergl. § 174, Titel 11, 
Teil II des Allgemeinen Landrechts), ein Recht, welches den bloss 
geduldeten Religionsgesellschaften (§ 23 a. a. O.) nicht zusteht; ein 
Recht, in dessen Besitz die Gemeinden einer ausdrücklich aufgenom- 
menen Konfession — heute die beiden Landeskirchen als solche — 
staatlich geschützt werden. Dies ist zum Ueberfluss auch der Fassung 
zu entnehmen, welche späterhin jenem Landrechtssatz in der Anlage 
zu dem vorerwähnten Patent vom 30. März 1847, betreffend die Bil- 
dung neuer Religionsgesellschaften, gegeben wurde. Denn die hier 
befindliche „Zusammenstellung der in dem Allgemeinen Land recht ent- 
haltenen Bestimmungen über Glaubens- und Religionsfreiheit 44 , an deren 
gesetzlicher Geltung nicht zu zweifeln ist (von Rönne, Staatsrecht der 
preussischen Monarchie 4. Auflage, Band II, Seite 153), bringt in No. 5 
unter Verweisung auf § 18, Titel 11, Teil II des Allgemeinen Land- 
rechts die Vorschrift : Nur die ihnen gehörenden gottesdienstlichen 
Gebäude werden „Kirchen 44 genannt. Dem wird unter No. 6 hinzu- 
gefügt: Auf die vorstehend unter No. 5 aufgeführten Rechte haben 
die nur geduldeten Religionsgesellschaften als solche keinen Anspruch. 

Zur Geltung war dieses Patent, wie dessen Absatz 1 und 3 er- 
giebt, für das ganze damalige Staatsgebiet, nicht bloss für diejenigen 
Landesteile bestimmt, in denen das Allgemeine Landrecht eingeführt 
worden war. Li Ueberein Stimmung damit hatte schon vor dessen Er- 
lass die Generalkonzession für die von der Gemeinschaft der evange- 
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lischen Landeskirche sich getrennt haltenden Lutheraner vom 23. Juli 
1845 (Gesetzsammlung Seite 516) in No. 3 die Festsetzung getroffen, 
dass die lutherischen Kirchengemeinden, deren Bildung freigegeben 
wird, zwar eigene, dem Gottesdienst gewidmete Gebäude besitzen durf- 
ten, welchen jedoch der Name und die Rechte der Kirchen nicht bei- 
zulegen wären. An dem durch die angeführte Bestimmung des Pa- 
tentes vom 30. März 1847 begründeten Rechtszustande ist durch Ar- 
tikel 12 der Verfassungsurkunde, der allen nicht zur Landeskirche 
gehörenden Religionsgesellschaften die Freiheit der öffentlichen Reli- 
gionsübung gewährt, eine Aenderung nicht eingetreten. Eine Be- 
schränkung der Religionsübung stellt jenes die Gotteshäuser der Lau- 
deskirchen auszeichnende Prädikat ebensowenig dar, wie deren sonstige 
Vorrechte. Die Oeffeutlichkeit der Religionsübung wird dadurch nicht 
beeinträchtigt, dass sie in Gebäuden stattfindet, denen amtlich und in 
der Gesetzessprache die Bezeichnung als Kirchen versagt ist. Die 
Rechtsprechung behandelt demgemäss das Privilegium des § 18, Titel 11, 
Teil II des Allgemeinen Landrechts noch gegenwärtig als fortgeltend; 
vergl. Entscheidungen des Gerichtshofs in der amtlichen Sammlung 
Band XXXIU, Seite 35, Band XXX VIII, Seite 438. Auch die Ge- 
setzgebung hat bei Erlass des auf Grund des Artikels 13 der Ver- 
fassung ergangenen Gesetzes, betreffend die Verhältnisse der Menno- 
niten, vom 12. Juni 1874 (Gesetzsammlung Seite 238), welches vor- 
bildlich gewesen ist für das Gesetz vom 7. Juli 1875 (Gesetzsammlung 
Seite 374) , betreffend die Erteilung der Korporationsrechte an Bap- 
tistengemeinden, wie die Motive zu dem erstgenannten Gesetze (Steno- 
graphische Berichte über die Verhandlungen des Herrenhauses 1873/74 
Band II, Seite 151) erkennen lassen, in die darin vorgesehene Ver- 
leihung der Korporationsrechte die in §§ 17 — 19, Titel 11, Teil II 
des Allgemeinen Landrechts bezeichneten Begünstigungen nicht ein- 
schliessen wollen, betrachtet also den in Rede stehenden § 18 als heute 
noch anwendbar; vergl. Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Band XIX, Seite 100. Nicht minder wird von der Wissenschaft die 
No. 5 der Anlage zum Patent vom 30. März 1847 nebst dem darin 
in Bezug genommenen § 18, Titel 11, Teil II des Allgemeinen Land- 
rechts als ein noch gegenwärtig den beiden Landeskirchen gebührendes 
Vorrecht anerkannt ; vergl. Jacobson, Evangelisches Kirchenrecht 
(1864) Seite 122 ; Lohmann in: Deutsche Zeitschrift für Kircheu- 
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recht Band X (1901) Seite 346. Die Kommentare zum Allgemeinen 
Landrecht behandeln übereinstimmend den Landrechtssatz als gelten- 
des Hecht. Auch das Lehrbuch des Kirchenrechts von Richter- 
D o v e scheint denselben Standpunkt zu vertreten. Denn wenn sich 
hier auch der Ausspruch findet (8. Aufl. 1886, Seite 323): Der Vor- 
behalt gewisser Zeichen der Oeffentlichkeit für die aner- 
kannten Kirchen ist — da in Wegfall gekommen, wo, wie in Preussen, 
allgemein das Recht nicht nur der freien gemeinsamen, sondern auch 
der öffentlichen Gottesverehrung gewährleistet ist (ähnlich Schoen 
a. a. O. Seite 165. 181 : Die öffentliche Religionsübung und der Besitz 
gewisser äusserer Zeichen derselben sind hinfort kein Vorbehalt 
der privilegierten Kirchengesellschaften mehr), so ist doch aus diesen 
Aeusserungen, wie dem Ministerialkommissar zugegeben werden muss, 
nicht oder nicht mit Sicherheit zu entnehmen, dass damit auch der 
Wegfall des nach § 18, Titel 11, Teil II des Allgemeinen Landrechts 
den beiden Landeskirchen zustehenden Anspruchs, ihre Gotteshäuser 
mit dem Namen Kirchen zu bezeichnen, hat behauptet werden wollen. 
Zu den Zeichen oder Symbolen der Oeffentlichkeit mag man wohl den 
Gebrauch der Glocken rechnen ; die blosse Benennung der gottesdienst- 
lichen Gebäude kann dafür nicht in Betracht kommen. Ob übrigens 
den Aeusserungen auch nur in dieser Begrenzung zuzustimmen ist, 
kann hier dahingestellt bleiben. 

Im Anschluss an die in dem Patent vom 30. März 1847 unter 
No. 5 der „Zusammenstellung' 4 zum Ausdruck gebrachte Bevorrechtung 
der landeskirchlichen Kultusstätten hält auch die neuere Gesetzgebung 
Preussens .und des Reichs an dem Sprachgebrauch fest, unter dem 
Ausdruck „Kirchen 44 nicht schlechthin die dem öffentlichen Gottesdienst 
gewidmeten Gebäude, sondern lediglich die Gotteshäuser der evange- 
lischen und katholischen Landeskirche zu verstehen; so bereits das 
preussische Strafgesetzbuch vom 14. April 1851 § 136 und das Reichs- 
strafgesetzbuch § 166, das Gesetz vom 24. Februar 1850, betreffend 
die Aufhebung der Grundsteuerbefreiungen § 2 lit. d, das Gesetz vom 
21. Mai 1861, betreffend die anderweitige Regelung der Grundsteuer 
§ 4 lit. e, das Gebäudesteuergesetz vom 21. Mai 1861 § 3 No. 4, das 
Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893 § 24 lit. g, das Reichsge- 
setz vom 25. Juni 1868, betreffend die Quartierleistung § 4 Ziffer 5. 
Muss nun nach alledem anerkannt werden, dass durch § 18, Ti- 
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tel 11, Teil II des Allgemeinen Landrechts den Landeskireben ein 
noch heute giltiger Rechtsanspruch gewährt wird, der den anderen 
Religionsgesellschaften versagt ist , so erstreckt sich doch die gesetz- 
liche Geltung des landrechtlichen Privilegs nicht über denjenigen räum- 
lichen Geltungsbereich hinaus, der ihm seiner Zeit durch das Patent 
vom 30. März 1847 zugewiesen wurde. Die Vorschrift gilt also nur 
für die älteren Landesteile Preussens. In die mit dem preussischen 
Staat im Jahre 1866 vereinigten Gebiete ist weder der Landrech tssatz, 
noch das ihn bestätigende Patent zur Einführung gelangt. Wenn im 
Gegensatz dazu der beklagte Oberpräsident annimmt, der § 18, Titel 11, 
Teil II des Allgemeinen Landrechts gelte auch hier (nämlich in Schles- 
wig-Holstein) , so kann dieser Annahme nicht beigepflichtet werden. 
Es fehlt jeder Nachweis dafür, seit welcher Zeit und auf welchem Wege 
jener Rechtssatz in den Eibherzogtümern geltendes Recht geworden 
sei. Der Mangel eines solchen Nachweises kann auch nicht durch die 
Deduktion ersetzt werden, dass die Vorschrift eine „verfassungsrecht- 
liche", oder wie der Ministerialkommissar sich ausdrückt, eine „staats- 
rechtliche" sei und als solche eine provinzialrechtliche Sonderstellung 
nicht zulasse. Soll damit gesagt werden, dass bereits die Einverleibung 
der Herzogtümer in die preussische Monarchie durch das Gesetz vom 
24. Dezember 1866 ohne weiteres die Anwendbarkeit des preussischen 
Staatskirchenrechts auf die neue Provinz nach sich gezogen habe, so 
wäre dies offenbar unzutreffend. Denn als der preussische Staat jene 
Einverleibung vollzog, nahm er, wie in den anderen neuen Provinzen, 
Abstand davon, die dort vorgefundene lutherische Landeskirche in die 
preussische evangelische Landeskirche aufgehen zu lassen. . Man Hess 
die verschiedenen Landeskirchen der neuen Provinzen nnverbunden 
nebeneinander bestehen. Auch in Schleswig-Holstein trat der König 
von Preus8en in die kirchlichen Rechte des früheren Landesherrn ein. 
Er übernahm das Kirchenregiment der lutherischen Kirche auf den 
dort vorhandenen kirchenrechtlichen und staatsrechtlichen Grundlagen, 
auf welche noch näher einzugehen ist. Unter diesem Regiment bildete 
die lutherische Kirche als Provinzialkirche ein abgeschlossenes Ganze 
und erhielt durch den Allerhöchsten Erlass vom 4. November 1876, 
betreffend die Einführung einer Kirchengemeinde- und Synodalordnung, 
sowie das Staatsgesetz vom 6. April 1878 eine neue Ordnung und ein 
neues Recht. Von einer Anwendbarkeit des von den Rechten und 
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Pflichten der Kirchen handelnden elften Titel des zweiten Teils des 
Allgemeinen Landrechts, auch nur in seinen staatskirchenrechtlichen 
Sätzen, auf die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz Schleswig- 
Holstein kann nicht die Rede sein. — Sollte aber mit der Charakte- 
risierung der in Rede stehenden Vorschrift als einer verfassungsrecht- 
lichen oder staatsrechtlichen gemeint sein, dass sie bereits durch die 
preussische Verfassungsurkunde zu dem Range eines Verfassungssatzes 
erhoben und in dieser Eigenschaft in Schleswig-Holstein zur Einfüh- 
rung gelangt sei, so wäre dem, wie die vorstehenden Ausführungen 
dargethan haben, entgegenzuhalten, dass weder Wort noch Sinn des 
Artikels 15 der Verfassungsurkunde es zulasseu, der darin getroffenen 
Unterscheidung von Kirchen und anderen Religionsgesellschaften eine 
solche Tragweite beizumessen. — Wenn endlich der beklagte Ober- 
präsident auf den erwähnten Sprachgebrauch der preussischen Gesetz- 
gebung verweist, wonach bei dem Ausdruck „Kirche" stets an die 
gottesdienstlichen Gebäude der evangelischen und der katholischen 
Kirche zu denken sei, so ist darauf hinzuweisen, dass der Sprachge- 
brauch an und für sich keinen gesetzlichen Grund abgiebt, der ein an 
Private gerichtetes Gebot, ihm in ihren öffentlichen Bekundungen sich 
anzuschliessen, rechtfertigen könnte. 

Uebrigens mag bemerkt werden, dass auch in der Litteratur die 
Auffassung, wonach die Vorschrift des § 18, Titel 11, Teil II des All- 
gemeinen Landrechts für die im Jahre 1866 mit der preussischen Mon- 
archie vereinigten Rechtsgebiete gesetzliche Giltigkeit habe, soweit 
ersichtlich, keine Vertretung findet. Wenn dem gegenüber der Mini- 
sterialkommissar sich auf die angeführte Abhandlung von Loh mann 
beruft, so ist hervorzuheben, dass gerade dieser Schriftsteller (Seite 346 
a. a. O.) bei Feststellung des Begriffs „ Kirchen gebäude" des Sprach- 
gebrauchs einzelner Teile des Staatsgebiets gedenkt und unter aus- 
drücklicher Bezugnahme auf § 18, Titel 11, Teil II des Allgemeinen 
Landrechts einen etwa abweichenden Sprachgebrauch bei Beurteilung 
der partikularen Bestimmungen berücksichtigt wissen will. — 

Allerdings aber würde der Umstand, dass die angefochtene Ver- 
fügung auf die lediglich in den alten Landesteilen geltenden Bestim- 
mungen des Patents vom 30. März 1847 nicht gestützt werden kann, 
noch keineswegs ausreichen, um ihr die Anerkennung ihrer Rechtmäs- 
sigkeit zu versagen. Denn es ist fraglich, ob das Verbot nicht in be- 



Digiti 



izedby G00gk 



430 Aktenstücke. 

sonderen, für die Provinz Schleswig-Holstein, und speziell für das ehe- 
malige Herzogtum Schleswig partikularrechtlich bestehenden Vorschriften 
seine Grundlage findet. Liesse sich der Nachweis erbringen, dass nach 
dem im Herzogtum Schleswig zu vorpreu ssischer Zeit geltenden Rechte 
nur die Kultusstätten der lutherischen Landeskirche Kirchen Messen 
und ein ausserhalb derselben stehender Religionsverein nicht die Be- 
fugnis hatte, sein zu gottesdienstlichen Zwecken bestimmtes Versamm- 
lungshaus so zu bezeichnen, wenn ihm eine solche nicht etwa besonders 
verliehen worden war, so würde der Weitergeltung solcher Ausschluss- 
rechte weder die Einverleibung des Landes in Preussen, noch die Ein- 
führung der preussischen Verfassung entgegenstehen. Die Annahme, 
dass sie mit der in Artikel 12 der letzteren gewährleisteten Freiheit 
der religiösen Vereinsbildung und der öffentlichen Religionsübung hin- 
fällig geworden wären und dass seitdem die Befugnis, Gotteshäusern 
jene Bezeichnung zu geben, jeder Religionsgesellschaft zustehe, würde 
sich nicht begründen lassen. Die Bezeichnung würde dort nicht min- 
der als in den alten Provinzen zu jenen landeskirchlichen Vorzugs- 
rechten zu zählen sein, auf welche der Artikel 15 der Verfassungsur- 
kunde hindeutet. In der That hat nun der Ministerialkommissar einen 
derartigen Nachweis zu führen versucht. Wenn es auch, so meint 
er, im Herzogtum Schleswig an einer allgemeinen, dem § 18, Titel 11, 
Teil II des Allgemeinen Landrechts entsprechenden Bestimmung ge- 
fehlt habe, so könne doch daraus nicht geschlossen werden, dass jeder 
beliebigen Religionsgesellschaft das Recht zustand, ihr Gotteshaus 
Kirche zu benennen, mit welcher Benennung immer der Besitz gewisser 
Vorrechte angezeigt gewesen sei. Hierzu wäre stets eine spezielle, 
dieses Recht ausdrücklich gewährende Konzession erforderlich gewesen. 
Eine solche Konzession wäre z. B. von den Reformierten vermöge des 
Privilegiums vom 25. Januar 1734 erworben worden und bestehe als 
deren wohlerworbenes Recht auch unter der Verfassung fort. Die 
vorliegend in Betracht kommende Religionsgesellschaft indes befände 
sich nicht im Besitz einer derartigen Konzession, woraus sich — auch 
abgesehen von den Vorschriften des preussischen Staatskirchen rechts — 
die Unzulässigkeit des von ihr geltend gemachten Anspruchs ergebe. 
Der Gerichtshof hat aus dem von ihm eingesehenen Quellenmate- 
rial nicht die Ueberzeugung zu gewinnen vermocht, dass diese Dar- 
legung, soweit es auf die hier zu entscheidende Rechtsfrage ankommt, 
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der Rechtslage entspricht. 

So unzweifelhaft es nämlich auch ist, dass nach dem älteren in 
Schleswig-Holstein geltenden Staatskirchenrecht die ausserhalb der 
herrschenden lutherischen Kirche stehenden fremden Religionsverwand- 
ten nur auf Grund besonderer Erlaubnis geduldet waren und keine 
weiteren Rechte zu beanspruchen hatten, als die ihnen in den Kon- 
zessionsurkunden gewährten, so liefern doch die Konzessionsurkunden, 
welche im Laufe der Zeit einzelnen mit exercitium religionis zugelas- 
senen Bekenntnissen — und zwar nur den Reformierten (insbesondere 
Arminianern ; vergl. die Angaben von K a y s e r in den Monatsheften 
der Comenius-Gesellschaft 1901, Seite 34), den römischen, den grie- 
chischen Katholiken, endlich den Mennoniten — erteilt worden sind, 
nicht den geringsten Anhalt dafür, dass das Recht, die für den gemein- 
samen Gottesdienst bestimmten Gebäude als Kirchen zu bezeichnen, 
den Gegenstand einer speziellen Verleihung gebildet habe. Ihre Kon- 
zession ist immer nur auf eine im einzelnen verschieden abgestufte 
Freiheit der Religionsübung gerichtet. Wenn in Verbindung hiermit 
die von ihnen kraft dieses Privilegiums errichteten oder zu errichten- 
den Gotteshäuser vielfach sich als Kirchen oder Kirchengebäude be- 
zeichnet finden, so erscheint diese Bezeichnung nicht als eine beson- 
dere ihnen gewährte Berechtigung, sondern lediglich als der in den 
Urkunden sprachüblich ohne weiteres gewählte Ausdruck für ein Ge- 
bäude, in dem öffentlicher Gottesdienst stattfindet; wie ja denn eine 
solche Weite des Sprachgebrauchs für das Wort Kirche in älterer Zeit 
keineswegs vereinzelt dasteht (vergl. Grimm, Deutsches Wörterbuch 
Band V, Seite 794). Die Privilegien pflegten solche „Kirchen" gedul- 
deter Gemeinden den lutherischen „Kirchen" in Beziehung auf die 
Immunität von bürgerlichen Auflagen gleichzustellen und nur die 
Anbringung von Türmen und Glocken, sowie Prozessionen ausser- 
halb der „Kirche" zu versagen. Dieser Rechtszustand, wie er im all- 
gemeinen in den Werken von M a 1 1 h i a e , Beschreibung der Kirchen- 
verfassung in den Herzogtümern Schleswig und Holstein (1778) Seite 
283 ff., Johannsen, Versuch, das kanonische Recht u. s. w. für die 
Herzogtümer Schleswig und Holstein zu belegen (1804) II, Seite 56 
C a 1 1 i s e n , Kurzer Abriss des Wissenswürdigsten aus den den Pre- 
diger und sein Amt u. s. w. betreffenden Verordnungen (1843) Seite 5, 
Fal c k , Handbuch des Schleswig-Holsteinischen Privatrechts Band III, 
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2. Abteilung (1838) Seite 755 geschildert wird, ergiebt sich mit hin- 
reichender Deutlichkeit aus folgenden Thatsachen. 

1. Am weitesten erstreckte sich die Religionsübung der Reformier- 
ten. Wenn aber der Ministerialkommissar meint, die Befugnis, ihre 
Gotteshäuser Kirchen zu benennen, sei durch eine landesherrliche Kon- 
zession erworben, so ist dies nicht zutreffend. Das in Bezug genom- 
mene Königliche Privileg für die in den Fürstentümern Schleswig und 
Holstein sich etablierenden Reformierten vom 25. Januar 1734 (Syste- 
matische Sammlung der für die Herzogtümer Schleswig und Holstein 
erlassenen Verordnungen Band III, Seite 569), welches die bisher ihnen 
erteilten Privilegien zusammenfasst und konfirmiert, spricht zwar an 
vielen Stellen von ihren „Kirchen", lässt aber nirgends und in keiner 
Weise erkennen, dass diese Bezeichnung eine spezielle ihnen erteilte 
Rechtswohlthat bedeute. Die Reformierten sollen, so heisst es in No. 6, 
in ihren „Kirchen" zu gewissen Stunden des Tages Gebet halten dürfen. 
Nummer 7 : Sie sollen ihren Gottesdienst in der. „Kirche" zur selbigen 
Zeit, wie in den anderen Kirchen anfangen. Nummer 9 handelt von 
den Plätzen, auf welchen ihre „Kirchen 44 jetzo gebauet oder künftighin 
noch erbauet werden möchten u. s. w. Das spezielle Privileg für die 
Reformierten in Altona vom 29. Mai 1641 (S c h m i d , Versuch einer 
historischen Beschreibung von der Stadt Altona 1747, Seite 201) sichert 
ihnen zu, ihre Versammlung und conventus zu ihrem Gottesdienst au 
und in den dazu geordneten Plätzen und „Kirchen* 4 zu kontinuieren 
und zu pflegen, und bestimmt, dass die Kirchengebäude von aller Ein- 
quartierung, Beschwerden oder Ungeldern befreit sein sollen. 

2. Die römisch-katholische Religionspartei erhielt nur für gewisse 
Städte und Orte das Recht, ihren Gottesdienst in Kirchen und Ka- 
pellen abzuhalten (so berichtet F a 1 c k in : Neues Staatsbürgerliches 
Magazin Band III, 1835, Seite 612). Für Altona gewährte den Ka- 
tholiken das Privilegium vom 16. Mai 1658 (Schmid a. a. O. Seite 199) 
freie Religionsübung und das Recht, ein hierfür geeignetes Haus zu 
kaufen, zu mieten oder zu bauen. Ein weiteres Privileg vom 9. Mai 
1678 (M a 1 1 h i a e a. a. O. Seite 316) nennt das demgemäss von der 
katholischen Gemeinde besessene gottesdienstliche Gebäude eine „Kir- 
che 4 * und gestattet, den bei ihrer „Kirche 44 belegenen Platz zu einem 
Kirchhof zu aptieren, verleiht dieser „Kirche 44 auch die gleichen Im- 
munitäten von den Civilbeschwerden wie anderen geistlichen Gebäuden 
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des Orts. In Glückstadt erhielt die katholische Gemeinde unter dem 
5. August 1686 (Corpus const. Holsatic. Band III, Seite 107) die Er- 
laubnis, ein Haus zu einer katholischen Kapelle einzurichten. Mat- 
thiae a. a. 0. Seite 321 schliesst aus den hierbei ausgesprochenen 
Beschränkungen, die Regierung habe nicht verstatten wollen, dass die 
Röniisch-Katholischen durch einige an der Kapelle angebrachte äusser- 
liche Verzierungen den ersten Schritt zu einem öffentlichen Gottesdienst 
oder dem Scheine desselben thäteu, „dass sie mehr als eine Kirche 
oder Kapelle hätten". Erst im Jahre 1762 (Corpus const. Holsatic. 
Band III, Seite 108) erhielten sie die Erlaubnis, einen Garten zu einem 
^Kirchhof" zu verwenden, womit ihnen nach Matthiae a. a. O. S. 321 
die Parochialrechte beigelegt wurden; nur hätten sie Religionshand- 
lungen ausserhalb der Kirche nicht vornehmen lassen dürfen. Endlich 
auf der Insel Nordstrand besassen die Katholiken (der Jansenistischen 
Partei) Religionsübung mit Parochialrechten. Dies gründete sich auf 
den herzoglichen Octroi vom 18. Juli 1652, welcher die gottesdiehst- 
lichen Verhältnisse an ihrer „kerke tf regelte (vergl. Matthiae a. a. (). 
Band I, Seite 332 ; Falk, Neues Staatsbürgerliches Magazin Band III, 
Seite 612; Heimreich's Nordfries. Chronik, herausgegeben von Falck 
Band II (1879), Seite 323). 

3. Die Anhänger des griechisch-katholischen Glaubens hatten in 
Kiel, so berichtet Matthiae a. a. O. Seite 313, eine kleine Gemeinde 
gesammelt. Ihre Religionsübung war Gegenstand eines Vertrages zwi- 
schen dem König und der russischen Kaiserin von 1773, in welchem 
die Rechtsverhältnisse der auf dem Schlosse befindlichen Kirche (Ka- 
pelle) geordnet wurden. 

4. Die Mennoniten hatten in Altona , wie Matthiae a. a. O. 
Seite 338 angiebt, eine Gemeinde. Ihre „Kirche u sei, so berichtet er, 
1713 von den Schweden eingeäschert worden, die Gemeinde habe sich 
1715 entschlossen, eine neue „Kirche" zu bauen und für dieselbe am 
5. Februar 1715 ein Privilegium exemtionis von allen Kriegssteuern 
und extraordinären Auflagen erhalten. Den Immergeten dagegen hätte 
das Privilegium vom 28. April 1708 (Schmid a. a. 0. Seite 210; 
Matthiae a. a. 0. Seite 337) nur die Erlaubnis gegeben, ihren Got- 
tesdienst in der Stille in einem Privathause zu halten. 

Aus diesen Urkunden und Berichten erhellt zur Genüge, dass die 
Bemerkung des Ministerialkommissars : nach kirchen- und staatsrecht- 
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lichem Sprachgebrauch habe die Bezeichnung der Gotteshäuser als 
„Kirchen" stets den Besitz gewisser Vorrechte angezeigt, jedenfalls für 
das ehemalige Herzogtum Schleswig nicht zutrifft. Die Bezeichnung 
begegnet lediglich als der herkömmliche Name für ein Gebäude, welches 
christlichem Gemeindegottesdienst gewidmet ist. Dass mit dem Worte 
auf eine erteilte besondere Berechtigung habe hingewiesen werden sollen, 
wird nirgends angedeutet. Grundlagen für die Annahme, dass es in 
der Rechtssprache den Gotteshäusern der lutherischen Landeskirche 
vorbehalten gewesen und nur kraft eines Privilegiums auf die gottes- 
dienstlichen Gebäude tolerierter Gemeinden übertragen worden sei, 
haben sich nicht ermitteln lassen. 

Bestätigt wird diese allgemeine, einer spezifischen kirchenrechtlichen 
Bedeutung entbehrende Verwendung des Ausdrucks durch die beiden 
für die Eibherzogtümer in der Zeit, die ihrer Einverleibung in Preas- 
sen unmittelbar vorherging, erlassenen Gesetzesbestimmungen. Für Hol- 
stein erging noch zu dänischer Zeit das Gesetz vom 4. Juni ^863, 
betreffend die Religionsübung und Gemeindeverhältnisse der Reformier- 
ten, Katholiken, Mennoniten, Anglikaner und Baptisten (D o t e und 
Friedberg, Zeitschrift für Kirchenrecht IV. Jahrgaug, Seite 265). 
Dasselbe gab diesen Glaubensgemeinschaften das Recht, mit Genehmi- 
gung der Regierung zu einer Gemeinde zusammenzutreten, und be- 
stimmte, dass diese Genehmigung nicht zu versagen sei, sobald die für 
die Gemeindeorganisation erforderlichen Einrichtungen getroffen wären 
(§§ 1. 2). Dem wurde hinzugefügt (§ 3) : Zur Erbauung neuer n Kir- 
chen u ist die Allerhöchste Erlaubnis erforderlich. Beschränkungen in 
Betreff der Ausstattung der kirchlichen Gebäude mit Türmen oder 
Glocken sollen künftig nicht vorgeschrieben werden, bestehende weg- 
fallen. Demnach ist der Name „Kirche" in diesem Gesetz den gottes- 
dienstlichen Gebäuden, welche die aufgeführten Bekenntnisse auf Grund 
der ihnen verstatteten öffentlichen Religionsübung errichten würden, 
wie auch von dem Ministerialkommissar anerkannt wird, vorbehaltlos 
beigelegt worden. 

Für das hier zunächst interessierende Herzogtum Schleswig ge- 
währte die Verordnung der österreichisch-preussischen Civilverwaltung 
vom 23. April 1864 (siehe Dove und Friedberg, Zeitschrift für 
Kirchenrecht VI. Jahrgang, Seite 146), über deren Entstehungsgeschichte 
das Urteil des Gerichtshofs vom 11. Mai 1900 (Entscheidungen des 
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Oberverwaltungsgerichts Band XXXVII, Seite 444) ausführlichen Auf- 
schluss giebt , allen nicht ausdrücklich verbotenen dissidentischen 
Glaubensbekenntnissen Freiheit der Religionsübung. Wenn es nun in 
dem Schlussabsatz dieser Verordnung heisst : „Die Gründung von Kir- 
chen und Gemeinden mitParochialrechten — bedarf nach dem 
für die Landeskirche geltenden Massstabe der Genehmigung durch die 
Regierung" , so ist dieser Satz , wie das angeführte Urteil dargelegt 
hat, dahin auszulegen, dass die Worte „mit Parochialrechten" sich so- 
wohl auf Gemeinden, als auch auf Kirchen beziehen. Die Verordnung 
will eine freie, an Pfarrzwang nicht gebundene Religionsübung im Her- 
zogtum den nicht lutherischen Konfessionen ermöglichen. Sie schliesst 
eine dem bestehenden Sprachgebrauch entsprechende Bezeichnung von 
Gotteshäusern ohne Parochialzwang als „Kirchen" keineswegs, wie der 
Ministerialkommissar annimmt, aus. Die Meinung ist, dass Dissidenten, 
im Gegensatz zum bisherigen Recht, fortan, wenn sie auf Parochial- 
rechte verzichten, auch ohne Regierungsgenehmigung „Kirchen" be- 
sitzen und gebrauchen dürfen. Hieran hat die Einführung der preus- 
sischen Verfassungsurkunde, mit deren Art. 12 überhaupt jede Staats- 
genehmigung für Erbauung und Ingebrauchnahme von gottesdienst- 
lichen Gebäuden nicht landeskirchlicher Religionsgesellschaften hinfallig 
geworden ist , nichts geändert. — Auch S c h o e n in seiner mehrer- 
wähnten Abhandlung auf Seite 173 findet es im Hinblick auf die bei- 
den Verordnungen vom 23. April 1864 und 4. Juli 1863 bemerkens- 
wert, dass in Schleswig-Holstein die Bezeichnung „Kirche" nicht, wie 
in anderen Territorien, den gottesdienstlichen Gebäuden der Landes- 
kirche vorbehalten, sondern auch denen der geduldeten Religionsge- 
meinschaften offiziell beigelegt wurde. 

Lässt sich hiernach die angefochtene Verfügung des Amtsvorstehers 
zu Toftlund vom 28. Juli 1900 weder auf Bestimmungen der preussi-? 
sehen Verfassungsurkunde und der in den alten Landesteilen des Staa- 
tes geltenden Gesetze, noch auf provinzialrechtliche , im ehemaligen 
Herzogtum Schleswig bestehende Vorschriften gründen, so unterlag sie 
der Aufhebung. 

Wegen des Kostenpunktes war nach Massgabe von §§ 103. 107 
No. 1 des Landes Verwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883 zu erkennen. 

28. E. d. RGer. IV. Civ.S. 27./4. 1903 betr. die gesetzl. Um- 
grenzung der den Kirchengemeinden nach ALR. II, 11, 164 obliegen- 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XIII. 3. 29 
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den Verpflichtung durch das KG. v. 2.11. 98 betr. d. Diensteinkommeu 
der Geistl. Preuss. kirchl. G. u. VB1. 1903, S. 69. 

29. E. d. RG. VIT. CS. 2./12. 1902: nach Preuss. ALR. kann an 
einem in der Nutzniessung des Pfarrers stehenden Kirchengrundstück 
im Wege der Ersitzung ein dingliches Recht erworben werden. Entsch. 
53 no. 30, S. 112. 

30. E. d. Oesterr. Verwaltungsgerichtshofes 24./6. 03: 
die Errichtung kirchlicher Friedhöfe untersteht der alleinigen Kompe- 
tenz der kirchl. Organe. A. f. k. KR. 83, 539. 

31. E. d. Bezirksausschusses zu Schleswig vom 24.Z3. 
1903 über die Kommunalsteuerfreiheit für Dienstgrundstücke der Geist- 
lichen und Kirchendiener. KG. VB1. 1903, S. 41. 

32. E. d. RGer. VII. CS. 28./1. 1903: Sind bischöfliche Ernen- 
nungsurkunden für Pfarrer und Kapläne stempelpflichtig? Haftung des 
Bischofs wegen NichtVerwendung des Stempels. (Preuss. Stempelsteuer- 
ges. v. 31./7. 1895 Tarifstelle 12 u. 72 u. § 13 a. Entsch. d. RG. 53 
no. 92, S. 373. 

In den Vorinstanzen wurde die Rückforderungsklage abgewiesen. 

Die Revision ist zurückgewiesen aus folgenden 
Gründen: 

„Es handelt sich darum, ob die vom Bischof zu T. iu der Zeit 
von 1896 bis 1901 ausgegangenen Ausfertigungen zu Ernennungen von 
281 Pfarrern und 308 Kaplänen stempelpflichtig sind. Mit der gegen- 
wärtigen Klage fordert der bischöfliche Stuhl die mit je 1,50 M. ge- 
zahlten Stempelbeträge zurück. Vom Landgericht ist die Tarifstelle 12 
zu dem Stempelsteuergesetze vom 31. Juli 1895 („Bestallungen für 
besoldete Beamte") mit der Ausführung angewandt, dass die Pfarrer 
und Kapläne kraft öffentlichen Rechts mit der Ausübung eines Amts 
betraute Personen und daher Beamte im Sinne der fraglichen Gesetzes- 
vorschrift seien. Das Berufungsgericht hat die in Rede stehenden Ur- 
kunden unter die „Vokationen der Geistlichen und Schullehrer" (Tarif- 
stelle 72) subsumiert und zugleich ausgesprochen, dass zufolge § 13 
lit. a des Stempelsteuergesetzes, wonach Beamte für die Stempelver- 
wendungen bezüglich der von ihnen aufgenommenen Urkunden haften, 
der Bischof mit Recht wegen der in Frage befindlichen Beträge in 
Anspruch genommen werde. 

Wenn gegen diese Entscheidung mit der Revision in erster Linie 
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geltend gemacht wird, es könne auf alle Fälle wegen des fraglichen 
Stempels nicht der zur Entrichtung herangezogene und auch zahlbar 
gewordene bischöfliche Stuhl, eine juristische Person, sondern nur der 
Bischof selbst haftbar erscheinen, so kommt, abgesehen davon , dass, 
wie nach den Verhandlungen vorliegt, die Zahlungsaufforderungen an 
den Bischof, sei es persönlich, sei es zu Händen des ihn vertreten- 
den Generalvikariats, ergangen sind, in Betracht, dass der gegenwärtig 
als Kläger aufgetretene bischöfliche Stuhl während des Verfahrens in 
den Vorinstanzen stillschweigend damit, dass über die bezügliche Ver- 
pflichtung des Bischofs erkannt werde, einverstanden gewesen, und 
damit schon der in Rede stehende, erst jetzt erhobene Einwand für 
ausgeschlossen zu erachten ist. Danach erübrigt sich eine Untersuchung, 
ob überhaupt zwischen dem bischöflichen Stuhle und dem jeweiligen 
Inhaber des bischöflichen Amts unterschieden werden kann. 

Sodann die Anwendung der Bestimmungen des Stempelsteuerge- 
setzes anlangend, ist der Revision bezüglich der Ausführung beizutreten, 
dass die fraglichen Urkunden sich nicht als „Vokationen" darstellen. 
Das Allgemeine Landrecht (§ 374 IL 11) versteht hierunter die Schrift- 
stücke, welche die von einem Patron oder der Gemeinde ausgehende 
Berufung eines (leistlichen zum Pfarramte dokumentieren. Es kann 
nicht bezweifelt werden, dass in diesem Sinne die betreffende gleich- 
lautende Tarifstelle des Stempelsteuergesetzes vom 7. März 1822 auf- 
zufassen ist. Daran ändert es nichts, dass neben den Geistlichen die 
Schullehrer genannt werden, da diese auch in der erwähnten Art zum 
Amte berufen werden können, wenngleich hiervon das Allgemeine Land- 
recht keine Erwähnung tut. Dass aber in der späteren Zeit der Sprach- 
gebrauch über jenen engeren Begriff hinausgegangen sei, und danach 
der betreffenden Vorschrift in dem neuen Stempelsteuergesetze eine 
andere Bedeutung beigelegt werden müsse, hat die Vorinstanz nicht 
dartun können. 

Unbedenklich erscheint nun aber die Annahme des Landgerichts, 
wonach hier Bestallungen für besoldete Beamte (Tarifstelle 12) in 
Frage stehen. Der Berufungsrichter befindet sich auf demselben Stand- 
punkt, wenn er ausführt, dass es sich bei der die Vokationen betreffen- 
den Tarifstelle nur um besondere Kategorien von Beamten im Sinne 
der Tarifstelle 12 haudle, und nur, weil an ersterer Stelle eine spezielle 
Regelung wegen dieser Art Beamten stattgefunden habe, diese hier 

29* 
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Anwendung finden müsse. Dass unter den in Frage stehenden Be- 
amten nur öffentliche Beamte zu verstehen sind, ergibt sich ohne 
weiteres. Keineswegs hat aber die in Rede stehende Bestimmung nur 
Staatsbeamte im Auge. Dafür kommt in Betracht, dass das Gesetz, 
wo es das Staatsdienerverhältnis betont, von Staatsbeamten spricht 
(§ 19). Danach können zu der fraglichen Kategorie auch Geistliche 
gerechnet werden. Dies m u s s geschehen , soweit solche im Dienste 
einer der anerkannten Kirchen stehen. Denn letztere bilden einen 
öfFentlichrechtlichen Organismus. Ihre Diener üben daher ihr Amt 
kraft öffentlichen Rechts aus. 

Stellen sich nach den vorstehenden Erwägungen die in Frage be- 
findlichen Anstellungsurkunden als stempelpflichtig zufolge Tarifstelle 12 
dar, so konnte auch der Bischof, der diese Urkunden ausgestellt hat, 
mit Rücksicht darauf, dass derselbe nach den obigen Erörterungen 
gleichfalls zu den Beamten im Sinne des Stempelsteuer gesetzes zu 
zählen ist, auf Grund des § 13 lit. a wegen der unterlassenen Stempel- 
verwendung haftbar gemacht werden. 

Demnach, und da, was speziell die Anstellungsurkunden für Ka- 
pläne betrifft, es nach dem Wortlaut der fraglichen Tarifposition un- 
erheblich erscheint, dass denselben die betreffende Stelle nur wider- 
ruflich übertragen wird, war zu erkennen, wie geschehen.* 

33. E. d. OLG. Hamburg 13./6. 1903: Eine Anfechtung der 
Ehe wegen Irrthum ist unzulässig, weil der Ehemann vor der Ehe- 
schliessung uneheliche Kinder gezeugt und Ehebruch begangen hat. 
Rechtssprechg. d. OLG. 7, 100. 

34. E. d. OLG. Hamburg 8./5. 03: Wiederholtes grundloses 
Verlassen der häuslichen Gemeinschaft ist kein Scheidegrund aus BGB. 
§ 1568. Rechtsspr. d. OLG. 7, 105. 

35. E. d. RGer. IV. CS. 22./ 1. 1903. Kann die Aufhebung der 
häuslichen Gemeinschaft der Ehegatten im Sinne des § 1571 Abs. 2. 
S. 1 BGB. nicht nur durch freiwillige Trennung, sondern auch durch 
wider den Willen des abwesenden Ehegatten eingetretene Trennung 
erfolgen? Entsch. 53. no. 86, S. 337. 

Die Parteien sind seit Januar 1877 miteinander verheiratet; aus 
der Ehe sind sechs Kinder, darunter die am 15. November 1880 ge- 
borene Tochter Anna W., am Leben. Klägerin verlangt mit der Ende 
Juli 1901 erhobenen Klage, der ein fruchtlos verlaufener amtsgericht- 
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licher Sühneversuch, nach am 15. Juni 1901 erfolgter Ladung des Be- 
klagten dazu, vorangegangen ist, die Scheidung wegen des Ehevergehens 
aus § 1568 B.G.B. Neben anderen Verfehlungen wirft in erster Reihe 
Klägerin dem Beklagten vor, dass er bis zum Herbst 1900 seit etwa 
fünf bis sechs Jahren mit der Tochter Anna unzüchtige Handlungen 
mit Gewalt vorgenommen und wiederholt versucht habe, mit ihr — 
der Tochter — den Beischlaf zu vollziehen. Der Beklagte ist wegen 
dieser, auch jetzt noch von ihm bestrittenen, Straftat zunächst am 
20. Oktober 1900 in Untersuchungshaft genommen und demnächst durch 
Urteil der Strafkammer des Landgerichts in Bartenstein vom 9. Ja- 
nuar 1901 zu einem Jahr sechs Monaten Zuchthaus „wegen versuchten 
Verbrechens gegen die Sittlichkeit verurteilt. Die Verbüssung dieser 
Strafe erfolgte ohne Unterbrechung im Anschluss an die Untersuchungs- 
haft, nachdem Beklagter am 10. desselben Monats erklärt hatte, dass 
er auf die Einlegung des ihm zustehenden Rechtsmittels gegen das 
vorgedachte Urteil verzichte. Die für die Erhebung der Scheidungs- 
klage in § 1571 B.G-B. vorgesehene Ausschlussfrist von sechs Monaten 
erachtet die Klägerin auch in Ansehung der gegen die Tochter Anna 
W. verübten Straftat für gewahrt, weil ihr diese davon erst im Sommer 
1900 Mitteilung gemacht, und der Beklagte die Straftat stets in Ab- 
rede gestellt, auch im Strafverfahren geleugnet habe, so dass sie — 
Klägerin — erst durch letzteres überzeugende Kenntnis erlangt habe. 
In jedem Fall sei aber die sechsmonatige Frist gewahrt, weil sie zur 
Zeit der am 15. Juni 1900 erfolgten Ladung des Beklagten zum Sühne- 
tennin noch nicht abgelaufen gewesen sei, nachdem durch die am 
20. Oktober 1900 erfolgte Verhaftung des Beklagten die häusliche Ge- 
meinschaft aufgehoben worden sei. 

Das Landgericht hat auf den der Klägerin über die vom Beklag- 
ten behauptete Verzeihung ihr zugeschobenen, von ihr angenommenen 
Eid erkannt und davon die Entscheidung abhängig gemacht. Dagegen 
hat das Oberlandesgericht auf die Berufung des Beklagten schlechthin 
auf Abweisung erkannt. Auf die Revision der Klägerin ist das Be- 
rufungsurteil aufgehoben aus folgenden 

Gründen: 

„Das Berufungsgericht tritt zunächst in die tatsächliche und recht- 
liche Würdigung des dem Beklagten vorgeworfenen blutschänderischen 
Verkehrs mit seiner Tochter Anna W. ein ; dabei erachtet es nach dem 
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Ergebnis der Beweisaufnahme die in dem Strafurteile vom 9. Januar 
1901 getroffenen Feststellungen, wonach der Beklagte fortgesetzt den 
Entschluss, mit seiner Tochter Anna , einer Verwandten absteigender 
Linie, den Beischlaf zu vollziehen, durch Handlungen betätigt hat, 
welche einen Anfang der Ausführung dieses beabsichtigten, aber nicht 
zur Vollendung gekommenen Verbrechens enthalten, auch seinerseits 
für gerechtfertigt und nimmt schon danach den Tatbestand des Schei- 
dungsgruudes aus § 1568 B.G.B. als gegeben an, nach der weiteren 
Feststellung, dass die fortgesetzten Versuche des Beklagten, mit seiner 
Tochter den Beischlaf zu vollziehen, sich als ein ehrloses und unsitt- 
liches Verhalten charakterisieren, durch welches Beklagter eine so tiefe 
Zerrüttung des ehelichen Lebens verschuldet habe, dass der Klägerin 
die Fortsetzung der Ehe nicht zugemutet werden könne. Diese Fest- 
stellung gibt zu Bedenken keinen Anlass, und ist es daher ebenfalls 
zutreffend, wenn das Berufungsgericht weiter annimmt, dass schon hier- 
nach die Klägerin die Scheidung aus § 1568 B.G.B. verlangen könne, 
falls sie die in § 1571 B.G.B. vorgesehene Klagefrist gewahrt hätte. 
Der § 1571 bestimmt: 

„Die Scheidungsklage muss in den Fällen der §§ 1565 bis 1568 
binnen sechs Monaten von dem Zeitpunkte an erhoben werden, in der 
der Ehegatte von dem Scheidungsgrunde Kenntnis erlangt. Die Klage 
ist ausgeschlossen, wenn seit dem Eintritte des Scheidungsgrundes zehn 
Jahre verstrichen sind. 

Die Frist läuft nicht, solange die häusliche Gemeinschaft der Ehe- 
gatten aufgehoben ist. Wird der zur Klage berechtigte Ehegatte von 
dem anderen Ehegatten aufgefordert, entweder die häusliche Gemein- 
schaft herzustellen oder die Klage zu erheben, so läuft die Frist von 
dem Empfange der Aufforderung an. 

Der Erhebung der Klage steht die Ladung zum Sühnetermine 
gleich." . . . 

Im Hinblick auf die Bestimmung in Abs. 1 Satz 1 dieses Para- 
graphen und gegenüber der Behauptung der Klägerin , dass sie erst 
durch das Strafverfahren gegen den Beklagten überzeugende Kenntnis 
von der gegen die Tochter Anna verübten Straftat erlangt habe, nimmt 
das Berufungsgericht in überall bedenken freier Würdigung des Ergeb- 
nisses der Beweisaufnahme und des hier eingreifenden Parteivorbringens 
für erwiesen an, dass Klägerin bereits im Sommer 1900 diese Kennt- 
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nis gehabt hat. Danach ist aber auch die hieran geknüpfte weitere 
Annahme zutreffend, dass die erst am 15. Juni 1901 erfolgte Ladung 
des Beklagten zum Sühnetermin nach Ablauf der sechsmonatigen Klage- 
frist erfolgt ist. Es kommt daher in Frage, ob, wie die Klägerin 
meint, und auch von der Revision geltend gemacht wird, diese Frist 
gemäss Abs. 2 Satz 1 des § 1571 B.G.B. seit dem 20. Oktober 1900 
nicht mehr gelaufen ist, weil Beklagter seitdem bis zur vollendeten 
Verbüssung der gegen ihn erkannten Zuchthausstrafe sich in Haft be- 
funden habe und durch diese Untersuchungs- und Strafhaft die häus- 
liche Gemeinschaft der Parteien aufgehoben worden sei. Im Gegensatz 
zum Landgericht, das allerdings seine Auffassung nicht weiter begrün- 
det hat, entscheidet das Berufungsgericht die Frage im verneinenden 
Sinne dahin, dass eine „Aufhebung" der „häuslichen Gemeinschaft" 
im Sinne des § 1571 Abs. 2 Satz 1 B.G.B. nur dann vorliege : „wenn 
ein Teil die Herstellung verweigert, nicht aber dann, wenn nichts 
weiter vorliegt , als dass er ohne seinen Willen oder unfrei- 
willig vorübergehend vom Hause abwesend ist, z. B. zu einer 
militärischen Uebung eingezogen, ins Krankenhaus oder ins Gefäng- 
nis gebracht wird". Danach erachtet das Berufungsgericht auch im 
vorliegenden Falle den Lauf der Klagefrist durch die am 20. Oktober 
1900 erfolgte Verhaftung des Beklagten für nicht unterbrochen. 

Die entscheidende Annahme des Berufungsgerichts beruht, wie 
von der Revision mit Recht gerügt wird, insoweit auf rechtsirrtüm- 
licher Auffassung des § 1571 Abs. 2 Satz 1 B.G.B. , als die unfrei- 
willige vorübergehende Inhaftnahme eines Ehegatten zur Untersuchungs- 
oder Strafhaft, unterschiedslos und insbesondere ohne Rücksicht auf 
die Dauer der Haft zur Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft im 
Sinne dieser Gesetzesvorschrift nicht für geeignet erachtet wird. Ver- 
fehlt ist schon der Ausgangspunkt des Berufungsgerichts, dass behufs 
Bestimmung des juristischen Begriffs der „häuslichen Gemeinschaft" 
und deren „Aufhebung" im Sinne des Abs. 2 Satz 1 des § 1571 fest- 
zustellen sei , in welchem Sinne das Gesetzbuch diese Ausdrücke an 
anderen Stellen gebrauche. Es handelt sich hier nicht um technische 
Ausdrücke, in denen das Gesetz einen von ihm selbst bestimmten Sinn 
zum Ausdrucke bringt. Massgebend für den Sinn der Worte „häus- 
liche Gemeinschaft u und „Aufhebung" ist daher zunächst der gemeine 
Sprachgebrauch in Verbindung mit dem Zusammenhange, in dem sie 



Digiti 



izedby G00gk 



442 Aktenstücke. 

gerade im § 1571 B.G.B. selbst vorkommen. Die eheliche Lebensge- 
meinschaft, zu der, gemäss § 1B53 Abs. 1 B.G.B., die Ehegatten ein- 
ander verpflichtet sind, bedingt auch die häusliche Gemeinschaft der 
Ehegatten, als den örtlichen Mittelpunkt der ehelichen Lebensge- 
meinschaft überhaupt und die äussere Form, in der diese Gemeinschaft 
sich vollzieht. Die Verpflichtung der Ehegatten zur ehelichen Lebens- 
gemeinschaft miteinander umfasst daher zugleich ihre Verpflichtung zur 
häuslichen Gemeinschaft. Das Wesen der ehelichen häuslichen Ge- 
meinschaft ergibt sich aus ihrer gekennzeichneten Eigenschaft, als des 
örtlichen Mittelpunkts und der äusseren Form , ohue welche die 
eheliche Lebensgemeinschaft als solche nicht zur vollen Verwirklichung 
gelangen kann, und daraus ergibt sich zugleich weiter, dass der tat- 
sächliche Bestand der häuslichen Gemeinschaft auch ausschlaggebend 
ist für das Bestehen der häuslichen Gemeinschaft im rechtlichen 
Sinne, so dass diese ohne jene nicht besteht, also auch aufgehoben 
wird, wenn jene aufgehoben ist. Dieser, aus der Natur der Sache sich 
ergebende, Erfolg ist nicht notwendig abhängig von einem darauf ge- 
richteten Willen des betreffenden Ehegatten; nur in anderer, unten 
noch zu erörternder Richtung ist der Wille hier ausschlaggebend. Die 
entgegengesetzte Auffassung des Berufungsgerichts stützt sich in erster 
Reihe auf die, aus den Bestimmungen in den § 1353 Abs. 2 und § 1567 
Abs. 2 Nr. 1 B.G.B. hergeleitete, Annahme, es sei die eheliche „häus- 
liche Gemeinschaft" ein Verhältnis, welches „herzustellen" sei , „d. h. 
jeder Ehegatte habe das zu tun, was erforderlich sei, um die häusliche 
Gemeinschaft herzustellen und diejenigen Handlungen zu unterlassen, 
welche die Herstellung der häuslichen Gemeinschaft ausschliessen~. 
Dieser Auffassung ist an sich unbedenklich beizutreten, ebenso wie 
den daran geknüpften Folgerungen, einerseits dass die gekennzeichnete 
Herstellungs- und Unterlassungspflicht vorsätzliche Handlungen voraus- 
setze, welche auf Herstellung oder Aufhebung der häuslichen Ge- 
meinschaft gerichtet sind, und andererseits dass vorübergehende Ab- 
wesenheit vom Hause von längerer oder kürzerer Dauer, bei welcher 
der Abwesende nicht den Willen hat, die häusliche Gemeinschaft 
aufzuheben, niemals Verweigerung der Herstellung der häuslichen 
Gemeinschaft ist, wie letzteres auch schon der jetzt erkennende Senat 
in dem vom Berufungsgericht in Bezug genommenen Urteile vom 
18. November 1901 (Jurist. Wochenschr. 1902 S. 13) ausgesprochen hat. 
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Aber damit ist nicht vod selbst auch die Entscheidung der Frage ge- 
geben, ob nicht, und unter welchen Uniständen, die gegen den Willen 
des Ehegatten erfolgte tatsächliche Aufhebung der von ihm also gar 
nicht verweigerten häuslichen Gemeinschaft gleichwohl auch als eine 
Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft im rechtlichen Sinne zu gelten 
hat. Auch gegenüber der gegen den Willen des Ehegatten erfolgten 
tatsächlichen Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft besteht dessen 
Herstellungs- und Unterlassungspflicht und ebenso der Anspruch des 
anderen Ehegatten auf Herstellung der häuslichen Gemeinschaft; der 
Umstand, dass in solchem Falle der abwesende Ehegatte das der Her- 
stellung der häuslichen Gemeinschaft entgegenstehende Hindernis nicht 
zu beheben vermag, hat allein die Bedeutung, einmal dass der Anspruch 
auf Herstellung der häuslichen Gemeinschaft erst nach Behebung des 
Hindernisses geltend gemacht werden kann, und sodann dass für den 
abwesenden Ehegatten bis dahin die sonst mit dem Fernhalten in bös- 
licher Absicht verbundenen nachteiligen Rechtsfolgen nicht eintreten. 
Damit entfallt den von dem Berufungsgericht für seine Auffassung 
verwerteten, an sich zutreffenden Erwägungen, dass vor Fortfall des 
Hindernisses das klageweise Verlangen des andern Ehegatten auf Her- 
stellung der häuslichen Gemeinschaft unbegründet ist, und bis dahin 
auch der Scheidungsgrund der böswilligen Verlassung (§ 1567 B.G.B.) 
aus der Abwesenheit nicht hergeleitet werden kann, die ihnen hier bei- 
gelegte Bedeutung. Uebrigens spricht die Bestimmung in § 1567 Abs. 2 
Nr. 1 B.G.B. viel mehr gegen als für die Auffassung des Berufungs- 
gerichts. Danach liegt bösliche Verlassung, abgesehen von dem Fall 
in Nr. 2 a. a. 0., nur vor, „wenn ein Ehegatte, nachdem er zur H e r- 
Stellung der häuslichen Gemeinschaft rechtskräftig verurteilt 
worden ist, ein Jahr lang gegen den Willen des anderen Ehegatten in 
böslicher Absicht dem Urteile nicht Folge geleistet hat 44 . Das Gesetz 
unterstellt also selbst die Möglichkeit, dass ein Ehegatte erst noch 
verpflichtet ist, die häusliche Gemeinschaft herzustellen, dass diese also 
zur Zeit nicht besteht, somit aufgehoben ist, und dass jener die Ge- 
meinschaft nicht oder wenigstens nicht mehr aus „böslicher 
Absicht" nicht herstellt. Es muss daher davon ausgehen, dass es 
auch Fälle der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft gibt, in denen 
diese nicht dem Willen des abwesenden Ehegatten entspricht. 
Es ist ferner nicht abzusehen, aus welchem Grunde nur bei vorüb er- 
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gehender unfreiwilliger Abwesenheit eines Ehegatten vom Hause 
dessen Wille allein dafür entscheidend sein soll, ob Aufhebung der 
häuslichen Gemeinschaft vorliegt oder nicht. Folgerichtig müsste, wenn 
dem Willen diese massgebende Bedeutung bei vorübergehender Ab- 
wesenheit ohne irgend welche Beschränkung deren Dauer beizulegen 
wäre, so dass die Abwesenheit auch Zeiträume umfassen kann, die mit 
dem Begriffe einer „ehelichen häuslichen Gemeinschaft schlechthin un- 
vereinbar sind, auch bei unfreiwilliger Abwesenheit von unbegrenzter 
Dauer, z. B. bei Verurteilung zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe in 
den Fällen der §§ 87. 88. 90. 215 St.G.B., die Aufhebung der häus- 
lichen Gemeinschaft zwischen dem Gefangenen und seinem Ehegatten 
verneint, und das Fortbestehen angenommen werden, obwohl sie tat- 
sächlich für immer ausgeschlossen ist. 

Da nicht jedes Fernhalten eines Ehegatten von der häuslichen 
Gemeinschaft deren Aufhebung zur Folge hat, wie auch das Berufungs- 
gericht zutreffend annimmt, so fragt es sich, welches die Voraussetzungen 
für den Eintritt der Aufhebung sind. Auszugehen ist hier von dem 
Wesen der ehelichen Lebensgemeinschaft, zu der beide Ehegatten ein- 
ander nach § 1353 Abs. 1 B.G.B. verpflichtet sind. Die Gemeinschaft 
soll der Förderung und Erfüllung der Lebensaufgaben der Ehegatten 
dienen; diesem Zwecke hat sich auch die Gestaltung ihrer häuslichen 
Gemeinschaft anzupassen, und zwar entsprechend den Anschauungen, 
die in dieser Beziehung im gewöhnlichen Leben herrschen. Danach 
unterliegt es allerdings keinem Zweifel, dass das tatsächliche Verlassen 
der ehelichen Wohnung seitens des einen oder des anderen Ehegatten, 
selbst auf längere Zeit, eine Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft 
im Sinne des § 1571 Abs. 2 B.G.B. dann nicht herbeiführt, wenn die 
Trennung nach den bestehenden Lebensverhältnissen der Ehegatten 
sich als eine natürliche, aus dem regelmässigen Laufe der 
Dinge sich ergebende darstellt. Bei solcher Voraussetzung können, 
worauf das Berufungsgericht hinweist, der Antritt einer Badereise 
durch den einen Ehegatten, ferner dessen Reisen als Geschäftsreisender 
u. dgl. nicht als eine Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft im Sinne 
jener Vorschrift herbeiführend angesehen werden. Den Gegensatz hier- 
zu bildet eine solche Abwesenheit des einen oder des anderen Ehe- 
gatten aus der Ehewohnung, die ausserhalb des gewöhnlichen 
und natürlichen Laufes der Dinge, insbesondere ausserhalb 
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der Anforderungen der Berufs- oder sonstigen Geschäfte des abwesen- 
den Ehegatten, erfolgt, mag die Abwesenheit auf seinem freien Ent- 
schlüsse beruhen, oder infolge äusseren Zwanges stattfinden, in letzte- 
rem Falle nur vorausgesetzt, dass sie nicht unter Umständen erfolgt, 
namentlich was die Veranlassung, die Art und Weise der Ausführung 
und die Dauer betrifft, die sie zur Herbeiführung einer wirklichen 
Lösung der häuslichen Gemeinschaft in dem einzelnen Falle gar nicht 
geeignet erscheinen lassen. Liegen derartige Umstände nicht vor, so 
ist allerdings anzunehmen, dass auch durch die auf äusserem Zwange 
beruhende tatsächliche Trennung ebenfalls eine Aufhebung der häus- 
lichen Gemeinschaft im Sinne des § 1571 Abs. 2 B.G.B. erfolgt. Auf 
den Willen des abwesenden Ehegatten kann demnach nicht, wie das 
Berufungsgericht annimmt, das allein entscheidende Gewicht gelegt 
werden. Gewiss wird dieser überall da massgebend sein, wo es sonst 
zweifelhaft sein kann, ob und wann die häusliche Gemeinschaft aufge- 
hoben ist. Insbesondere wird, wenn sich ein Ehegatte mit der Absicht 
entfernt, überhaupt nicht oder doch erst nach Ablauf einer längeren 
Zeit zurückzukehren, ohne dass im letzteren Falle Berufsgeschäfte oder 
die gewöhnliche Gestaltung der Lebensverhältnisse ihn hierzu veran- 
lassen, anzunehmen sein, dass in der Tat die häusliche Gemeinschaft 
infolge der Entfernung mit jenem bestimmten Willen aufgehoben ist. 
Aber allein kann der Wille, die Gemeinschaft aufzuheben, hierfür 
nicht massgebend sein. Vielmehr muss nach der obigen Darlegung 
auch eine erzwungene Fernhaltung des einen Ehegatten aus der ehe- 
lichen Wohnung die häusliche Gemeinschaft dann aufheben, wenn durch 
sie eine wirkliche Lösung der häuslichen Gemeinschaft herbeigeführt 
wird. Ob diese tatsächliche Voraussetzung der rechtsbegrifflichen Auf- 
hebung der ehelichen häuslichen Gemeinschaft vorliegt, bestimmt sich 
im einzelnen Falle nach den für die Gestaltung ihrer häuslichen Ge- 
meinschaft wesentlich massgebenden persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnissen der betreffenden Ehegatten und unterliegt daher der tat- 
sächlichen Würdigung und Feststellung auf Grund der so gegebenen 
Sachlage. Im vorliegenden Falle, wo der eine Ehegatte wegen eines 
ihm zur Last gelegten Verbrechens zunächst in Untersuchungshaft ge- 
nommen und demnächst, nach deren beinahe dreimonatiger Dauer, im 
unmittelbaren Anschlüsse daran zur Verbüssung der gegen ihn erkann- 
ten anderthalbjährigen Zuchthausstrafe in Strafhaft genommen ist, er- 
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scheint es aber nicht als ausgeschlossen, dass sich zu der Feststellung 
gelangen lässt, dass durch die so erzwungene Fernhaltung des Beklag- 
ten aus der ehelichen Wohnung auch eine wirkliche Lösung der ehe- 
lichen Gemeinschaft herbeigeführt ist. In eine Würdigung der Sach- 
lage nach dieser Richtung ist das Berufungsgericht, da es dazu von 
seinem Standpunkte aus keine Veranlassung hatte, überhaupt nicht 
eingetreten. 

Neben dem Wortsinne spricht übrigens auch der klar hervortre- 
tende Zweck der Vorschrift in § 1571 Abs. 2 B.G.B. für die Auf- 
fassung des Begriffs der „Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft" in 
dem Sinne, dass er insbesondere auch den Fall der Untersuchungshaft 
und der Verbüssung einer längeren Freiheitsstrafe durch den einen 
Ehegatten mit umfasst. Die Vorschrift soll für die Fälle der tat- 
sächlichen Trennung der Ehegatten verhüten, dass der, gemäss Abs. 1 
des § 1571, schon mit der Kenntnis des zur Klage berechtigten Ehe- 
gatten von dem Scheidungsgrunde beginnende Lauf der verhältnis- 
mässig kurzen sechsmonatigen Ausschlussfrist für die Erhebung der 
Scheidungsklage den sich entfernt haltenden Ehegatten zur Klage 
nötigt, obwohl er sich sonst an der tatsächlichen Trennung 
mindestens vorläufig, vielleicht sogar für immer genügen 
lassen würde, und weil ein längeres Getrenntleben der Ehegatten er- 
fahrungsgemäss nicht selten zu einer Aussöhnung führt. Die Bestim- 
mung bezweckt demnach gerade die tunlichste Aufrechterhaltung der 
Ehe. Das Berufungsgericht verweist nun allerdings auch für seine 
Auslegung gerade auf den Abs. 2 Satz 2 des § 1571 und meint, die 
hier vorgesehene Aufforderung zu erlassen müsste im vorliegenden Falle 
der Beklagte für befugt erachtet werden, wenn die häusliche Gemein- 
schaft durch seinen Aufenthalt im Zuchthause als aufgehoben angesehen 
werde, eine solche wäre aber als sinnlos zu bezeichnen. Allerdings geht 
das Gesetz hier davon aus, dass derjenige Ehegatte, der dem anderen 
durch sein Verhalten einen der in den §§ 1565 — 1568 B.G.B. vorge- 
sehenen Scheidungsgründe gewährt hat, überhaupt in der Lage ist, iu 
seiner Person und in seinen Verhältnissen die Bedingungen für die 
Herstellung der häuslichen Gemeinschaft zu gewähren. Daraus jedoch, 
dass das in gewissen Fällen, abweichend von der Regel, nicht zutrifft, 
dass also der betreffende Ehegatte gar nicht imstande ist, dem ver- 
letzten Ehegatten wieder die Möglichkeit der häuslichen Gemeinschaft 
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zu bieten, folgt nicht, dass in solchen Fällen die durch die tatsächliche 
Trennung erfolgte Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft als nicht 
geschehen fingiert, und somit ohne erkennbaren Grund der mit der 
Vorschrift in Abs. 2 Satz 1 des § 1571 verfolgte Zweck vereitelt wer- 
den dürfte. Welche rechtliche Wirkung der in Fällen der vorliegenden 
Art von dem betreffenden Ehegatten auf Grund der Vorschrift in Abs. 2 
Satz 2 des § 1571 an den zur Klage berechtigten Ehegatten gleich- 
wohl erlassenen Aufforderung beizulegen ist, ob dabei insbesondere der 
mit dieser Vorschrift verfolgte Zweck für ausschlaggebend zu erachten 
ist: den schuldigen Ehegatten durch die ihm hier erteilte Befugnis 
davor zu schützen, dass er nicht wider seinen Willen an dem Ehebande 
festgehalten wird, ohne dass er den materiellen Gehalt der Ehe hat, 
so dass die Aufforderung zur Erhebung der Klage für ausreichend 
erachtet werden könnte — , bedarf jetzt nicht der Erörterung, da eine 
Aufforderung der in Rede stehenden Art von dem Beklagten an die 
Klägerin nicht erlassen ist. Demnach ist der Schluss des Berufungs- 
gerichts aus der Vorschrift in Abs. 2 Satz 2 des § 1571 nicht zwingend. 
Das Gesetz hat vielmehr hierbei ersichtlich nur die Regelfälle im 
Auge, hat aber damit nicht noch ein neues Moment für die Bestim- 
mung des Begriffes der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft etwa 
dahin aufstellen wollen, dass die Aufhebung auf die Fälle eingeschränkt 
werde, in denen dem schuldhaften Ehegatten auch die Möglichkeit ge- 
geben ist, eine an sich statthafte Aufforderung zur Herstellung 
der häuslichen Gemeinschaft — wahlweise neben der Erhebung der 
Scheidungsklage — an den anderen Ehegatten zu erlassen. 

Die hiernach aus dem Wortlaute sowie aus dem Grunde und Zwecke 
der Vorschrift in Absatz 2 Satz 1 des § 1571 B.G.B. sich ergebende 
Bestimmung des Rechtsbegriffes der Aufhebung der ehelichen häus- 
lichen Gemeinschaft, die sich wesentlich unterscheidet von der in §§ 617 
und 618 B.G.B. erwähnten „häuslichen Gemeinschaft" zwischen Dienst- 
herrn und Dienstboten und von der in § 2028 B.G.B. erwähnten „häus- 
lichen Gemeinschaft" zwischen dem Erblasser und den zur Zeit des 
Erbfalles sich bei ihm aufhaltenden Personen, wird auch durch die 
Entstehungsgeschichte des Abs. 2 des § 1571 B.G.B. bestätigt. Seine 
Aufnahme beruht auf einem Beschlüsse der Kommission für die zweite 
Lesung des Entwurfes des Bürgerlichen Gesetzbuchs, welche ihre Ent- 
scheidung für die Annahme eines Antrags, der sachlich dem Inhalte 
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des jetzigen Abs. 2 entsprach, insbesondere mit folgenden Erwäguugen 
begründete : 

vgl. Protokolle von Achilles, Spahn u. Gebhard Bd. 4 S. 434: 
„Eine vorübergehende Trennung der Ehegatten werde vielfach als das 
nächstliegende Mittel angesehen, um einer Scheidungsklage zu entgehen 
und eine Versöhnung vorzubereiten. Lasse sich auf diese Weise ein 
Erfolg erzielen, so sei das ausserordentlich hoch zu veranschlagen. Die 
Scheidungsprozesse, in welchen die intimsten Angelegenheiten der Ehe- 
gatten an das Licht gezogen würden, fuhren oft zu einer dauernden 
und vollständigen Zerrüttung der ganzen Familienverhältnisse. 
Nicht nur im Interesse der Ehegatten, sondern auch in demjenigen 
der anderen Familienmitglieder, namentlich der Kinder, müsse man 
eine vorübergehende oder selbst längere Trennung der Ehegatten in 
den Kauf nehmen, wenn dieselbe Aussicht auf eine Aussöhnung biete. 
Dass letzteres wenigstens häufig der Fall sei, müsse nach den vor- 
liegenden Erfahrungen, wenn schon die Ansichten darüber verschieden 
seien, angenommen werden." Es mag zugegeben werden, dass diese 
Ausführungen, ebenso wie die damit übereinstimmenden, in dem Be- 
rufungsurteile wiedergegebenen Darlegungen in der Denkschrift des 
Bundesrats zum Entwurf eines Bürgerlichen Gesetzbuchs — S. 316 
unter: Verlust des Scheidungsrechts — zunächst und vorzugsweise die 
gewöhnlichen Fälle im Auge haben, in denen die Ehegatten sich frei- 
willig trennen, insbesondere der eine oder der andere Teil die eheliche 
Wohnung verlässt und seinen Aufenthalt an einer anderen Stelle nimmt. 
Allein die Wirkungen, die sie sich von der tatsächlichen Trennung der 
Ehegatten versprechen, die Verhinderung der vollständigen Zerrüttung 
der ganzen Familienverhältnisse, und die Möglichkeit der Vorbereitung 
einer späteren Wiederaussöhnung der getrennt lebenden Ehegatten, 
müssen, wenn überhaupt, ganz ebenso auch dann eintreten, wenn die 
Trennung nicht durch eine freiwillige Handlung beider oder de9 einen 
der Ehegatten herbeigeführt, sondern wenn sie durch die Verbüssung 
einer längeren Freiheitsstrafe durch den einen Ehegatten oder durch 
seine Abführung zur Untersuchungshaft bewirkt wird. Da9S sich dessen 
die Kommission nicht bewusst gewesen sein sollte, dafür liegt keinerlei 
Anhalt vor. Die Gründe, die für die Aufnahme des Abs. 2 in den 
jetzigen § 1571 B.G.B. wenigstens für die Mehrheit der Kommission 
für die zweite Lesung massgebend gewesen sind, sprechen somit nicht 
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wie das Berufungsgericht annimmt, für den Aus-, sondern für den 
Einschluss der Verbüssung einer längeren Freiheitsstrafe oder der vor- 
gängigen Untersuchungshaft durch den schuldhaften Ehegatten unter 
die Fälle der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft. Es kommt 
aber hinzu, dass ein bestimmter Vorgang in den Beratungen jener 
Kommission, wenn auch nur mittelbar, aber doch in sehr bezeichnen- 
der Weise , die Richtigkeit der hier vertretenen Auffassung erhärtet ; 
ein Vorgang, den zwar das Berufungsgericht ebenfalls berührt hat, der 
aber doch erst sein rechtes Licht erhält, wenn näher auf ihn einge- 
gangen wird. Unter den Anträgen nämlich (vgl. die vorgedachten 
Protokolle Bd. 4 S. 431/2), die zu dem § 1447 des Entwurfs — dem 
jetzigen § 1571 B.G.B. — gestellt waren, befand sich auch folgender 
„Antrag 3": 

„in § 1447 zwischen Abss. 1 und 2 einzufügen: 
Haben die Ehegatten innerhalb der sechs Monate die eheliche Ge- 
meinschaft tatsächlich aufgehoben und seitdem nicht wieder herge- 
stellt, so kann, wenn nach Ablauf der Frist der schuldige Ehegatte 
auf Herstellung des ehelichen Lebens klagt, der andere Ehegatte 
auf Scheidung klagen", 
und ferner hierzu ein „Antrag 5b u : 

„für den Fall der Ablehnung des im Antrage 3 vorgeschlagenen 
Zusatzes folgende Bestimmung in den § 1447 aufzunehmen: 
Die Frist wird, wenn die Scheidung wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens begehrt wird, unterbrochen, so lange die wegen dieses 
Verbrechens oder Vergehens erkannte Freiheitsstrafe verbüsst wird." 
Mit dem Antrage 3 war demnach zunächst die Aufnahme einer 
Vorschrift in den § 1447 des Entwurfs verlangt, die sich in ihrem 
Zwecke, die Scheidungsklage infolge der Aufhebung der häuslichen 
Gemeinschaft noch über die sechsmonatige Ausschlussfrist für den un- 
schuldigen Ehegatten zu erhalten, von der schliesslich Gesetz geworde- 
nen Bestimmung, die in einem Antrage 4 vorgeschlagen war, nicht 
unterschied, die vielmehr nur eine andere Regelung des Verhältnisses 
zwischen der Aufforderung zur Herstellung der häuslichen Gemein- 
schaft und der Scheidungsklage enthielt, wie dies auch die Kommission 
nach den Protokollen a. a. 0. S. 434 ausdrücklich anerkannt hat. Auf 
Grund eingehender Erörterungen hat diese sich schliesslich für die in 
dem Antrage 4 vorgeschlagene Regelung des Verhältnisses entschieden 
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— vgl. a. a. 0. S. 434/5 — und so ist der jetzige Abs. 2 des § 1571 
B.G.B. entstanden. Bei dieser Sachlage kann zuvörderst nicht zweifel- 
haft sein, dass dasjenige Mitglied der Kommission, das den Antrag 5 b 
gestellt hatte, von der Ansicht ausging, es werde sachlich der Zweck 
dieses Antrags dann erreicht, wenn der Antrag 3 zur Annahme ge- 
langte, denn es hatte jenen Antrag ausdrücklich nur für den Fall der 
Ablehnung des letzteren gestellt. Das beweist zugleich, dass man an 
der Fassung dieses Antrags: „Haben die Ehegatten . . . die eheliche 
Gemeinschaft tatsächlich aufgehoben", obwohl sie mehr für eine frei- 
willige Trennung der Ehegatten sprach, keinen Anstoss nahm und 
auch den Fall der zwangsweise erfolgten Trennung für darunter be- 
griffen ansah. Sodann aber ergibt der geschilderte Vorgang, dass tat- 
sächlich der Antrag 5 b auch in einem gleichen Verhältnisse zu dem 
schliesslich zur Annahme gelangten Antrag 4 stand, da dieser sachlich 
in Bezug auf den Grundsatz der Unterbrechung der sechsmonatigen 
Ausschlussfrist für die Erhebung der Scheidungsklage durch Aufhebung 
der häuslichen Gemeinschaft der Ehegatten den gleichen Inhalt mit 
dem Antrage 3 hatte (vgl. a. a. 0. S. 430/1). Wenn daher a, a. O. 
S. 435, nach der Feststellung, dass dem Antrage 4 vor dem Autrage 3 
in Ansehung der Gestaltung des Verhältnisses zwischen der Aufforde- 
rung zur Herstellung der häuslichen Gemeinschaft und der Erhebung 
der Scheidungsklage der Vorzug gegeben worden sei, unter B berichtet 
wird : „Der im Antrage 5 b vorgeschlagene Zusatz zu § 1447 erschien 
durch den vorstehenden Beschluss als erledigt*, so kann 
unter den obwaltend gewesenen Umständen dieser Erklärung nur die 
Bedeutung beigelegt werden, dass die Kommission den durch den An- 
trag 5b verfolgten Zweck, weil nur auf eine Minderung gegenüber 
dem angenommenen Mehr gerichtet, für erreicht ansah. Es betrachtete 
daher die Kommission auch den Fall der Trennung der Ehegatten, 
die durch die Verbüssung einer wegen Verbrechens oder Vergehens 
gegen den schuldigen Ehegatten erkannten Freiheitsstrafe herbeigeführt 
wurde, als unter die Vorschrift des Abs. 2 des jetzigen § 1571 fallend. 
Das Berufungsgericht meint, dass die die Erledigung des Antrags 5 b 
betreffende Bemerkung so gedeutet werden müsse, dass eine weitere 
besondere Regelung ausser der beschlossenen nicht erforderlich schien; 
falls aber auch die Mitglieder der Kommission anderer Ansicht ge- 
wesen sein sollten, so wäre dies gleichgültig, da eine etwaige abwei- 



Digiti 



izedby G00gk 



Gerichtssprüche. 451 

chende Ansicht im Gesetz keinen erkennbaren Ausdruck gefunden 
habe. Diese Ausführung wäre wohl beachtlich, wenn der vorstehend 
dargelegte Sinn des Gesetzes mit seinem Wortlaute sich nicht 
in Uebereinstimmung befände ; gerade das Gegenteil ist aber 
nach dem eingangs Dargelegten der Fall. Die dem Beschlüsse des 
jetzt erkennenden Senats vom 10. Februar 1902 in Sachen P. wider 
P., Rep. IV. 38/02, in Bezug genommen in der „Rechtsprechung der 
Oberlandesgerichte" Bd. 4 S. 338/9 Anmerkung, zu Grunde liegende 
abweichende Auffassung hat bei der nochmaligen Prüfung der Frage 
nicht aufrecht erhalten werden können. 

Hiernach hat das Berufungsgericht allerdings den Rechtsbegriff 
der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft im Sinne des Abs. 2 
Satz 1 des § 1571 B.G.B. verkannt, und unterliegt daher das* auf 
dieser Rechtsnorm Verletzung beruhende Berufungsurteil schon deshalb 
der Aufhebung. . . . 

In der Sache selbst kann noch nicht erkannt werden, da es nun- 
mehr noch der aus den vorstehenden Darlegungen sich ergebenden 
tatsächlichen Erörterungen bedarf. 14 . . . 

36. E. d. OLG. Dresden V. Sen. 18./9. 02. Die deutschen Ge- 
richte sind nicht zuständig zur Entscheidung auf Ehescheidungsklagen 
schweizerischer Staatsangehöriger. (CPO. § 606. Abs. 4.) Annal. d. 
Sachs. OLG. 24, 547. 

37. E. d. RGer. IV. CS. 26./5. 02. Keine Ehescheidung wegen 
einer schon vor der Eheschliessung begangenen, nach derselben abge- 
urteilten Strafthat, sondern nur Anfechtbarkeit. Seuffert Arch. 58, 
no. 144, S. 216. 

38. E. d. OLG. Kiel 22./12. 02. Die gesetzlichen Bestimmungen 
über das Erziehungsrecht im Fall der Ehescheidung können nicht durch 
Vertrag geändert werden. Seuffert Arch. 58. no. 215. S. 408. 
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